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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15(9)1905 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 9. Mai 2005 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 12. Mai 2005 in Berlin zum 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung telekommunikationsrechtlicher  
Vorschriften - Drucksache 15/5213 - 
Deutsche Telekom AG DTAG 

Zusammenfassende Bewertung  
Die Bundesregierung hat am 2. Februar 2005 einen Ge-
setzesentwurf zur Änderung telekommunikationsrechtli-
cher Vorschriften (TKGÄndG) mit einer Vielzahl von 
Regelungen vorrangig zum Verbraucherschutz beschlos-
sen. Erfreulicherweise wurde zwischenzeitlich ein weite-
rer Änderungsantrag beschlossen, wonach in das 
TKGÄndG zusätzlich auch längst überfällige Entschädi-
gungsregelungen für Leistungen der TK-Anbieter bei der 
Überwachung der Telekommunikation und der Beant-
wortung von Auskunftsersuchen aufgenommen werden 
sollen. 
Auch wenn der Kabinettsentwurf im Vergleich zu den er-
sten Arbeitsentwürfen an zahlreichen Stellen verbessert 
wurde, enthält er weiterhin eine Reihe kritischer Rege-
lungen, die zu einer Überregulierung und Behinderung 
innovativer Diensteangebote führen und das Wachstums- 
und Beschäftigungspotenzial einer der wenigen prospe-
rierenden Branchen unnötig eindämmen. 
Für die Deutsche Telekom ist Verbraucherschutz schon 
im Interesse zufriedener Kunden ein zentrales Anliegen. 
Wo Marktlösungen heute schon funktionieren, sollten 
diese allerdings nicht durch Gesetze verdrängt, sondern 
weiter gefördert und stabilisiert werden. Ziel muss es 
sein, den immer stärker greifenden Qualitätswettbewerb 
unter den TK-Anbietern weiter zu verstärken und nicht 
durch undifferenzierte, aufwendige Pauschalregulierun-
gen außer Kraft zu setzen. Bevor neue und zusätzliche, 
vermeintlich verbraucherschützende Regelungen einge-
führt werden, sollte zunächst eine sorgfältige Analyse er-
folgen, mit dem Ziel, den tatsächlichen Handlungsbedarf 
festzustellen. Viele der in der aktuellen Diskussion gefor-
derten Verbraucherschutzrechte sind empirisch schwach 
bis gar nicht hinterlegt. So werden unter anderem neue 
Verpflichtungen – wie z.B. der Einzelverbindungsnach-
weis für Online-Verbindungen und SMS – für die aus 
Verbrauchersicht sogar offensichtlich erkennbar kein In-
teresse besteht - gefordert. Die Vorschrift zur Erstellung 
von Einzelverbindungsnachweisen sollte auf öffentlich 
zugängliche Sprachkommunikation beschränkt bleiben. 
Staatlicher Verbraucherschutz sollte dem Kunden einen 
Grundschutz im Sinne von Mindestanforderungen ge-
währleisten. Dies bezweckt auch die EU-Universal-

dienstrichtlinie, auf die das neue Verbraucherrecht für 
den TK-Bereich in wesentlichen Teilen zurückgeht. Der 
vorliegende Kabinettsbeschluss geht jedoch in einigen 
Bereichen weit über diesen Zweck hinaus. So sind die 
vorgesehenen Regelungen für Schutzsperrmöglichkeiten 
zu weitgehend und technisch aufwendig.  
Auch die Regelungen zur Preistransparenz bei Mehr-
wertdiensten dürfen die Zukunftsmärkte im Bereich der 
Telekommunikation nicht unnötig behindern, wie die 
Bundesregierung in der Begründung zu ihrem Gesetz-
entwurf selbst feststellt. Genau dies droht jedoch mit ei-
ner Reihe von Regelungen zur Ausweitung des Mehr-
wertdienstegesetzes. Die durch diese Verschärfungen 
entstehenden erheblichen Kosten belasten nicht nur die 
gesamte Branche und blockieren erhebliche Finanzmittel 
und Entwicklungskapazitäten, die für umsatz- und be-
schäftigungssteigernde Innovationen fehlen, sie werden 
darüber hinaus auch teilweise an die Kunden weitergege-
ben werden müssen. So hat am Ende der Kunde, der ei-
gentlich vorgeblich geschützt werden soll, durch die Ein-
schränkung des Diensteangebots und überhöhte Preise 
das Nachsehen. 
Ob Verbraucher bereit sind, für zusätzlichen Schutz hö-
here Preise zu akzeptieren, sollte nicht der Staat vorge-
ben, sondern der Kunde selbst entscheiden. Auf dem Te-
lekommunikationsmarkt sollte daher, wie auch in ande-
ren Bereichen, ausreichend Raum für kreativen Wettbe-
werb bleiben. Wettbewerb heißt jedoch, dass jedes Un-
ternehmen seine Angebote möglichst individuell an den 
Wünschen der Kunden ausrichten kann. Gerade dadurch 
werden seriöse Unternehmen wie die Deutsche Telekom 
zusätzlich angespornt, innovative Produkte und neue 
Dienste zu entwickeln. Genau davon kann der mündige 
Verbraucher profitieren, indem er vielfältige Angebote 
prüft und unter diesen frei auswählt. 
Zu den verbraucherschutzrechtlichen Vorschriften im 
TKGÄndG hat die Deutsche Telekom im Kern folgende 
Forderungen: 
1. Praxistaugliche Regelungen zur Preistransparenz 

(§§ 66a bis c, 67)  
Im Gesetzentwurf werden die bisherigen Regelungen zur 
Preisgestaltung und Preistransparenz bei 0190-Premium-
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Dienste (z.B. Erotik oder Dialer-Einwahl) auf alle Arten 
von Mehrwertdiensten wie 0180-Geteilte-Kosten-Dienste 
(z.B. Versandhandel-Hotlines), 0137-Massenverkehrs-
dienste (z.B. Televoting) oder 118-Auskunftsdienste so-
wie auf Kurzwahldienste im Mobilfunk ausgedehnt. In 
den europäischen TK-Richtlinien sind keine entspre-
chenden Regelungen vorgeschrieben. Abgesehen davon, 
dass die Regelungen oft über das nötige Maß hinaus ge-
hen, sind sie in einem wichtigen Punkt auch kaum prak-
tisch umsetzbar:  
Die Erreichbarkeit von Mehrwertdiensten aus den ver-
schiedenen Netzen im Festnetz (T-Com, Arcor, NetColo-
gne, ...) und im Mobilfunk (T-Mobile, O2, ...) macht es 
dem Anbieter der Mehrwertdienste fast unmöglich, den 
Preis zu kennen, den der einzelne Endkunde zahlen muss. 
Er muss den Preis aber verpflichtend in der Werbung (§ 
66a) oder in der Ansage vor dem Dienst (§ 66b) nennen, 
um den Anspruch auf sein Entgelt zu haben. Der Gesetz-
entwurf sieht hierfür als Lösung die Nennung einer Von-
Bis-Preisspanne vor. Diese Preisspanne rechtssicher zu 
bestimmen, ist aber kaum möglich, da der Werbetreiben-
de aufgrund der Vielzahl der verschiedenen Anbieter und 
Tarife tagesaktuell sämtliche Preise bei den Anbietern 
abfragen müsste. Eine klassische Anzeigenkampagne 
oder Werbespots über mehrere Wochen wäre nicht mehr 
möglich, da sich innerhalb dieser Zeit die Preise geändert 
hätten. Zudem hätte eine im Einzelfall große Spanne 
(z.B. 49 ct bis 2,99 €) wenig Aussagekraft und würde 
damit Nutzer eher abschrecken, statt sie zu informieren.  
Es ist daher der Vorschlag der gesamten TK-Branche, 
anstelle der Angabe der Von-Bis-Preisspanne den Preis 
aus dem Festnetz anzugeben (Branchenkompromiss zur 
Preistransparenz). Soweit selbst hier abweichende Preise 
existieren, sollte die RegTP, orientiert an heutigen Prei-
sen, einen bewerbbaren Preis aller Anbieter aus dem 
Festnetz entsprechend dem unten vorgeschlagenen § 67 
Abs. 2 TKGÄndG bestimmen. Ergänzend sollte auf die 
Möglichkeit abweichender Preise für Anrufer aus den 
Mobilfunknetzen hingewiesen werden. Die Festlegung 
der Preise im Festnetz durch die RegTP ist hier kein In-
strument zur Festlegung des „gerechten“ Preises und soll 
auch nicht die Marktpreisbildung verhindern, sondern 
dient lediglich der vom Gesetzgeber intendierten  Preis-
transparenz.  Eine entsprechende Preisvorgabe wird auch 
im europäischen Ausland, wie z.B. in Schweden, prakti-
ziert und sowohl von den Anbietern als auch den Ver-
brauchern akzeptiert. 
Komplizierter sind die Verpflichtungen zur Preisansage 
bei Weitervermittlung durch einen Auskunftsdienst. Die-
se wurde ebenfalls über die Weitervermittlung zu 0190-
Dienste hinaus auf alle Mehrwertdienste und sogar auf 
die Weitervermittlung zu normalen Endkunden ausge-
dehnt. Neben der auch hier notwendigen Begrenzung der 
Ansagepflicht auf den Festnetzpreis, ist es wichtig, die 
Verpflichtung klar dem Auskunftsdiensteanbieter zuzu-
ordnen. Der Netzbetreiber, aus dessen Netz der Kunde 
anruft, kann technisch teilweise nicht einmal feststellen, 
dass der Anruf bei einem Auskunftsdienst in einem 
fremden Verbindungsnetz an einen Dritten weitergeleitet 
wurde. Aus seiner Sicht besteht weiterhin nur eine Ver-
bindung in das Netz, in dem der Auskunftsdiensteanbie-
ter beheimatet ist.  
§ 66a Preisangabe 
Wer gegenüber Endnutzern Premium-Dienste, Aus-
kunftsdienste, Massenverkehrsdienste, Geteilte-Kosten-

Dienste, Neuartige Dienste oder Kurzwahldienste anbie-
tet oder dafür wirbt, hat dabei den für die Inanspruch-
nahme des Dienstes zu zahlenden Preis zeitabhängig je 
Minute oder zeitunabhängig je Inanspruchnahme ein-
schließlich der Umsatzsteuer und sonstiger Preisbestand-
teile anzugeben. Bei Angabe des Preises ist der Preis gut 
lesbar, deutlich sichtbar und in unmittelbarem Zusam-
menhang mit der Rufnummer anzugeben. Bei Anzeige 
der Rufnummer darf die Preisangabe nicht zeitlich kürzer 
als die Rufnummer angezeigt werden. Auf den Abschluss 
eines Dauerschuldverhältnisses ist hinzuweisen. Erfolgt 
eine Preisangabe nicht oder nicht gemäß den Sätzen 2 
und 3, kommt das Dauerschuldverhältnis nicht zustande. 
Soweit für die Inanspruchnahme eines Dienstes nach 
Satz 1 für Anrufe aus den Mobilfunknetzen keine einheit-
lichen Preise gelten, die von den Preisen für Anrufe aus 
den Festnetzen abweichen, ist der Festnetzpreis mit dem 
Hinweis auf die Möglichkeit abweichender Preise für 
Anrufe aus den Mobilfunknetzen sind diese in einer Von-
bis-Preisspanne anzugeben. Bei Telefax-Diensten ist zu-
sätzlich die Zahl der übermittelnden Seiten anzugeben. 
Bei Datendiensten ist zusätzlich, soweit möglich, der 
Umfang der zu übermittelnden Daten anzugeben, es sei 
denn, die Menge der zu übermittelnden Daten hat keine 
Auswirkung auf die Höhe des Preises für den Endnutzer. 
§ 66 b Preisansage  
(1) ... 
(2) Bei Inanspruchnahme von Rufnummern für Massen-
verkehrs-Dienste hat der Diensteanbieter dem Endnutzer 
den für die Inanspruchnahme dieser Rufnummer zu zah-
lenden Preis für Anrufe aus den deutschen Festnetzen 
festnetzbezogenen Referenzpreis des Betreibers öffentli-
cher Telekommunikationsnetze, der über beträchtliche 
Marktmacht verfügt, einschließlich der Umsatzsteuer und 
sonstiger Preisbestandteile im Anschluss an die Inan-
spruchnahme des Dienstes anzusagen. 
(3) Im Falle der Weitervermittlung durch einen Aus-
kunftsdienst besteht die eine Preisansageverpflichtung 
für das weiterzuvermittelnde Gespräch für den Aus-
kunftsdiensteanbieter. entsprechend Absatz 1 Satz 1 mit 
der Maßgabe, Die Ansage kann während der Inanspruch-
nahme des Auskunftsdienstes erfolgen kann, aber, ist je-
doch vor der Weitervermittlung vorzunehmen ist. Diese 
Ansage umfasst den Preis für Anrufe aus dem Festnetz 
zeitabhängig je Minute oder zeitunabhängig je Datenvo-
lumen oder sonstiger Inanspruchnahme einschließlich der 
Umsatzsteuer und sonstiger Preisbestandteile sowie einen 
Hinweis auf die Möglichkeit abweichender Preise aus 
dem Mobilfunk. Ist der zu zahlende Preis im Zeitpunkt 
der Weitervermittlung dem Auskunftsdiensteanbieter 
nicht genau bekannt, ist je nach Art der weiterzu-
vermittelnden Rufnummer eine Von-bis-Preisspanne der 
Verbindung pro Minute oder pro Inanspruchnahme bei 
zeitunabhängiger Tarifierung anzusagen. 

§ 67 Befugnisse der Regulierungsbehörde 

(1) Die Regulierungsbehörde kann im Rahmen der Num-
mernverwaltung ... 

(2) Soweit für Premium-Dienste, Massenverkehrsdienste, 
Geteilte-Kosten-Dienste oder Neuartige Dienste die Ta-
rifhoheit bei dem Netzbetreiber liegt, der den Teilneh-
meranschluss bereitstellt, und deshalb unterschiedliche 
Entgelte für Anrufe aus den deutschen Festnetzen gelten, 
legt die Regulierungsbehörde zum Zwecke der Preisan-
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gabe und Preisansage nach §§ 66a und 66b jeweils bezo-
gen auf bestimmte Nummernbereiche oder Nummern-
teilbereiche den Preis für Anrufe aus den deutschen Fest-
netzen fest. Sie hat hierbei sicherzustellen, dass ausrei-
chend frei tarifierbare Nummernbereiche oder Nummern-
teilbereiche verbleiben. Die festzulegenden Preise haben 
sich an den im Markt angebotenen Preisen für Anrufe aus 
dem Festnetz zu orientieren und sind in regelmäßigen 
Abständen zu überprüfen. Die Regulierungsbehörde hat 
den betroffenen Unternehmen, Fachkreisen und Verbrau-
cherverbänden Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
Die von der Regulierungsbehörde festgelegten Preise 
werden im Amtsblatt veröffentlicht. Die Bestimmungen 
der §§ 16 bis 26 bleiben unberührt.  
Im Rahmen der Aufgaben nach den §§ 66 bis 66f kann 
die Regulierungsbehörde zur Erleichterung der Informa-
tion der Endkunden über Preise unter Berücksichtigung 
der Ziele der Nummerierung nach Anhörung der Fach-
kreise und Verbraucherverbände für bestimmte Num-
mernbereiche oder für bestimmte Nummernteilbereiche 
zeitabhängige oder zeitunabhängige Höchstpreise festset-
zen. Sie hat hierbei sicherzustellen, dass ausreichend frei 
tarifierbare Nummernbereiche oder Nummernteilberei-
che verbleiben. Die Festsetzungen nach Satz 1 sind von 
der Regulierungsbehörde zu veröffentlichen. Die Be-
stimmungen der §§ 16 bis 26 bleiben unberührt. 

Ein weiteres Problem liegt in der Vorgabe einer Preisan-
zeige  bei SMS- und MMS-Diensten im Mobilfunk ober-
halb von 1 € (§ 66c). Konsequenz der Preisanzeigepflicht 
ist, dass vor der Bereitstellung des gewünschten Dienstes 
zwei zusätzliche Textnachrichten, zunächst vom Anbieter 
mit der Preisangabe und dann vom Kunden mit der Be-
stätigung der Bestellung, notwendig werden. Einerseits 
erzeugen schon die beiden zusätzlichen SMS beim Kun-
den oder Netzbetreiber erhebliche Mehrkosten. Es ist 
auch nicht erkennbar, warum in diesem Fall eine andere, 
und nicht mit 3 € die gleiche Grenze gelten soll, wie auch 
bei den übrigen Diensten im TKGÄndG. Die 1-€-Grenze 
würde bestehende und zukünftige Geschäftsmodelle 
massiv gefährden. Desweiteren würde die Akzeptanz 
dieser Dienste durch die vermehrte Anzahl von SMS zu-
rückgehen. Schließlich ist damit zu rechnen, dass auf-
grund der Vielzahl von Warn-SMS die eigentlich beab-
sichtigte Schutzwirkung verpufft. 

§ 66c Preisanzeige 
(1) Für Kurzwahl-Datendienste hat außer im Falle des § 
45l derjenige, der den vom 
Endnutzer zu zahlenden Preis für die Inanspruchnahme 
dieses Dienstes festlegt, vor 
Beginn der Entgeltpflichtigkeit den für die Inanspruch-
nahme dieses Dienstes zu zahlenden 
Preis einschließlich der Umsatzsteuer und sonstiger 
Preisbestandteile ab einem 
Preis von 3 1 Euro pro Inanspruchnahme deutlich sicht-
bar und gut lesbar anzuzeigen und 
sich vom Endnutzer den Erhalt der Information bestäti-
gen zu lassen. 

2. Keine überzogenen Sonderkündigungsrechte für 
Kunden (§ 45c) 

Der Gesetzesentwurf gewährt dem Kunden ein jederzei-
tiges Sonderkündigungsrecht für den Fall, dass der An-
bieter „verbindliche Normen und technische Anforde-
rungen für die Bereitstellung von Telekommunikation“ 
nicht einhält.  
Eine solche Regelung ist zu unbestimmt und darüber hin-
aus völlig unverhältnismäßig. Werden Normen nicht be-
achtet, so kann der Kunde deren Einhaltung verlangen 
und notfalls einklagen. Dies entspricht gängigem Ver-
tragsrecht. So hat etwa auch ein Mieter kein fristloses 
Kündigungsrecht, sondern nur einen Erfüllungsanspruch, 
wenn der Vermieter z.B. Grenzwerte der Trinkwasser-
verordnung nicht einhält. Der Grundsatz pacta sunt ser-
vanda muss – wie im sonstigen Wirtschaftsleben - auch 
im TK-Bereich die Parteien bis zu einem gewissen Grad 
aneinander binden, andernfalls würde die für beide Seiten 
notwendige Vertragsstabilität aufgegeben. Im TK-
Bereich hätte das fristlose Sonderkündigungsrecht insbe-
sondere dort massive negative Auswirkungen, wo eine 
Subventionierung von Endgeräten oder sonstiger Hard-
ware abhängig von der Laufzeit des Vertrages ist (z.B. 
Mobilfunk, DSL-Angebote).  
Darüber hinaus kann das Sonderkündigungsrecht zu fol-
genden, sicherlich nicht gewünschten Fallkonstellationen 
führen: Unabhängig von der Erheblichkeit der Beein-
trächtigung für den Kunden, könnte jeder Verstoß gegen 
noch so abgelegene Normen (Bsp: Abrechnung auf 500 
Millisekunden genau)  vom Kunden dazu genutzt wer-
den, sofort aus dem Vertrag auszusteigen und anschlie-
ßend über das Internet  im Schneeballsystem gleich Mil-
lionen von Trittbrettfahren zum selben Schritt zu animie-
ren.   
Die zugrundeliegende EU-Rahmen-Richtlinie (Art. 17) 
schreibt lediglich die Pflicht zur Einhaltung weniger, ge-
nau bestimmter verbindlicher Normen vor und knüpft an 
die Nichteinhaltung auch kein sofortiges Kündigungs-
recht.  
 
§ 45c Normgerechte technische Dienstleistung  
(1) Der Anbieter von Diensten im Sinne des § 3 Nr. 21 
TKG hat die Normen und Schnittstellenspezifikationen 
zu beachten, auf die nach Art. 17 Abs. 4 Satz 2 der Richt-
linie 2002/21/EG des Europäischen Parlamentes und des 
Rates vom 7. März 2002 (Rahmenrichtlinie) verwiesen 
wird. Sofern der Anbieter von Telekommunikationsdien-
sten für die Öffentlichkeit verbindliche Normen und 
technische Anforderungen für die Bereitstellung von Te-
lekommunikation für Endnutzer gegenüber dem Endnut-
zer nicht einhält, ist der Endnutzer berechtigt, den Ver-
trag ohne Einhaltung einer Frist zu kündigen. 
(2) Die Regulierungsbehörde soll auf die verbindlichen 
Normen und technischen Anforderungen in Veröffentli-
chungen hinweisen. 

3. Kostenlose Einzelverbindungsnachweise müssen 
auf Sprachtelefonie und Privatkunden beschränkt 
bleiben (§ 45e)  

Nach dem Gesetzesentwurf (§ 45 e) müssen TK-
Unternehmen künftig z.B. auch für Text-Nachrichten 
(SMS) oder Internet-Verbindungen unentgeltlich Einzel-
verbindungsnachweise erstellen. Die EU verlangt Einzel-
verbindungsnachweise jedoch nur für Sprachkommuni-
kationsdienste (Universaldienstrichtlinie, Anhang I Teil 
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A a). Eine Ausdehnung auf Daten-Verbindungen sieht 
die EU-Richtlinie nicht vor. 

Hier wird man auch dem Interesse des Kunden nicht ge-
recht. Welchem Kunden ist mit einem, womöglich meh-
rere Dutzend Seiten umfassenden Einzelverbindungs-
nachweis, der über den schon heute üblichen Summen-
wert hinaus einzelnd alle Internet-Verbindungen oder im 
Mobilfunk auch SMS-Verbindungen beinhaltet, gedient? 
Derartige Regelungen behindern unnötig den TK-Markt 
und ziehen enorme Kosten für die Unternehmen nach 
sich (insbes. durch Druck- und Portokosten). 

Unnötig ist die Verpflichtung zur Erstellung von Einzel-
verbindungsnachweisen insbesondere auch für Groß- und 
Geschäftskunden. Für diese Kundengruppe besteht er-
kennbar kein besonderes Schutzbedürfnis. Ein abgestuf-
tes Schutzniveau ist auch in anderen Wirtschaftsberei-
chen - wie zum Beispiel im Mietrecht oder Kaufrecht un-
ter Handelsleuten - üblich. Eine zwingende Verpflich-
tung zur Erstellung eines Einzelverbindungsnachweises 
in Papierform würde den Interessen dieser Kunden wi-
dersprechen und für die TK-Unternehmen zu erheblichen 
Kostenbelastungen führen.  

Die bisher nicht im Gesetzentwurf enthaltende Forde-
rung, Einzelverbindungsnachweise auch bei Prepaid-
Produkten vorzusehen, ist ebenfalls abzulehnen, da Kun-
den bereits heute nach § 16 TKV (künftig § 45i TKG) ei-
nen Anspruch darauf haben, im Reklamationsfall einen 
nachträglichen Einzelverbindungsnachweis zu erhalten. 
Zur Einführung einer standardmäßigen Erstellung eines 
Einzelverbindungsnachweises für Prepaid-Produkte 
müssten vollständig neue Billingfunktionalitäten imple-
mentiert werden, die mit unverhältnismäßig hohen Bela-
stungen verbunden sind. Schließlich widerspricht ein 
Einzelverbindungsnachweis auch dem Charakter von 
Prepaid-Produkten. 

 
§ 45 e Einzelverbindungsnachweis 
  (1) Der Endnutzer kann von dem Anbieter von Sprach-
kommunikationsdiensten Telekommunikationsdiensten 
für die Öffentlichkeit jederzeit mit Wirkung für die Zu-
kunft eine nach Einzelverbindungen für sprachbasierte 
Dienste aufgeschlüsselte Rechnung (Einzelverbindungs-
nachweis) verlangen, die zumindest die Angaben enthält, 
die für eine Nachprüfung der Teilbeträge der Rechnung 
erforderlich sind. Dies gilt nicht, soweit technische Hin-
dernisse der Erteilung von Einzelverbindungsnachweisen 
oder wegen der Art der Leistung eine Rechnung grund-
sätzlich nicht erteilt wird. Satz 1 gilt nicht für Endnutzer, 
die keine Verbraucher sind und mit denen der Anbieter 
von Telekommunikationsdiensten für die Öffentlichkeit 
eine Individualvereinbarung getroffen hat. Die Rechts-
vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten blei-
ben unberührt. 

4. Begrenzung der kostenlosen Anschlusssperrmög-
lichkeit auf Sprachtelefonie im Festnetz (§ 45 d)  

Der Kunde soll künftig die Möglichkeit haben, die Nut-
zung seines Telefons durch die Sperrung bestimmter 
Dienste (Rufnummerngassen) zu beschränken. Die Sper-
rung soll für den Kunden unentgeltlich sein (§ 45 d 
TKGÄndG).  

Obwohl der europäische Rechtsrahmen eine Verpflich-
tung zur Sperre von Rufnummern nur für Universal-
dienstanbieter vorschreibt, sieht der Gesetzentwurf eine 
Ausweitung auf den insoweit nicht betroffenen Mobil-
funk vor. Anbieter, denen keine Universaldienstver-
pflichtungen auferlegt worden sind (Bsp: Mobilfunk), 
müssen im Sinne des gewünschten Qualitätswettbewerbs 
aber weiterhin die Möglichkeit haben, eine Sperrung auf 
freiwilliger Basis gegen Entgelt anzubieten, wie heute in 
der Praxis oft schon üblich. Jedenfalls müsste aber klar-
gestellt werden, dass nur die Mehrwertdiensterufnum-
merngassen 0190, 0900, 118xx, 0180, 0137, 012 von der 
Sperrverpflichtung erfasst werden sollen. 
Im Massenmarkt Telekommunikation führt die Möglich-
keit zur Sperrung bestimmter Rufnummerngassen für die 
TK-Anbieter zu erheblichen Kosten und technischen 
Aufwand. In anderen Wirtschaftsbereichen ist es selbst-
verständlich, dass der Kunde – z.B. für die Sperrung sei-
ner Kreditkarte - verursachungsgerecht eine Gebühr zu 
zahlen hat. Wer außerhalb des Festnetzes die Sperre als 
Sonderleistung haben will, sollte dafür auch bezahlen. Es 
ist kein Grund dafür ersichtlich, warum der Begünstigte 
nicht die Kosten tragen sollte. 
  § 45d Netzzugang  
(2) Der Endnutzer muss die Möglichkeit haben, kann von 
dem gegenüber dem Anbieter von Telekommunikations-
diensten für die Öffentlichkeit im Sinne des § 3 Nr. 24 
TKG verlangen, dass die Nutzung seines Netzzugangs 
für bestimmte Rufnummernbereiche im Sinne von § 3 
Nr. 13b 18a unentgeltlich netzseitig gesperrt wird zu 
sperren, soweit dies technisch möglich ist und durch den 
Endnutzer keine Sperre über das Endgerät eingerichtet 
werden kann. 

5. Ausreichende und angemessene Übergangsfristen 

TK-Unternehmen benötigen für die im Gesetzentwurf 
vorgesehenen Maßnahmen Übergangsfristen, die sowohl 
für die Anpassung der eigenen Systeme als auch für die 
notwendige Beschaffung von Systemen Dritter am Markt 
erforderlich sind. Der Gesetzvorschlag enthält jedoch 
teilweise gar keine oder nur sehr kurze Übergangsfristen. 
In Abhängigkeit vom Ausmaß des (technischen) Ein-
griffs in die TK-Netze zur Realisierung der Kunden-
schutzmaßnahmen müssen Übergangsfristen von 12 bis 
18 Monaten ermöglicht werden. 

Stellungnahme der Deutschen Telekom 
zum Änderungsantrag der Fraktionen SPD und 

Bündnis 90/Die Grünen zum Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung telekommunikationsrechtlicher Vor-

schriften 
§ 113 a: Entschädigung für Leistungen bei der Über-
wachung der Telekommunikation und bei der Ertei-

lung von Auskünften Ausschussdrucksache 15(9)1867 
Grundsätzliche Bewertung 
Der Entwurf der Regelung einer sachgerechten Entschä-
digung für die Inanspruchnahme der TK-Unternehmen 
für Zwecke der Telekommunikationsüberwachung und 
der Auskunftsersuchen im neuen § 113a TKG ist vom 
Grundsatz her sehr zu begrüßen. Der Entwurf stellt einen 
längst überfälligen Schritt dar, die der Branche durch 
staatliche Sonderauflagen entstehenden Kosten wenig-
stens teilweise – die Erstattung der Investitions- und 
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Vorhaltekosten bleibt leider weiterhin außen vor – zu er-
statten. Damit wird die bisherige Handhabung abgelöst, 
die Unternehmen lediglich symbolisch nach den Sätzen 
des Justizvergütungs- und Entschädigungsgesetzes 
(JVEG) zu entschädigen. Diese nicht hinnehmbare Praxis 
führte über Jahre und führt weiterhin zu enormen finan-
ziellen Belastungen der für originär staatliche Zwecke in 
Anspruch genommenen Unternehmen. Dieser Zustand 
ist, wie ein im Auftrag des BITKOM erstelltes Rechts-
gutachten deutlich aufzeigt, mit geltenden verfassungs-
rechtlichen Kernbestimmungen nicht vereinbar. 
Im Grundsatz begrüßenswert ist auch der im Entwurf 
gewählte Ansatz, möglichst wenige, typischerweise vor-
kommende Standardmaßnahmen zu betrachten und sie in 
Bündeln zusammenzufassen. Eine pauschalierte Beprei-
sung erspart beiden Seiten einen gewaltigen und konflikt-
trächtigen Verwaltungsaufwand, ohne dass hierdurch die 
Gerechtigkeit, Transparenz und Nachprüfbarkeit der Ab-
rechnungen beeinträchtigt würde. 
Gleichwohl gibt es im Detail noch Verbesserungsbedarf. 
Nachfolgend seien die wichtigsten Kritikpunkte ange-
sprochen. Eine ausführlichere Zusammenstellung der aus 
Sicht der Wirtschaft notwendigen Änderungen ein-
schließlich der erforderlichen Formulierungsvorschläge 
enthält die Stellungnahme der BITKOM-Verbandes, auf 
den hier verwiesen wird. 
Eine einheitliche Entschädigungsregelung ohne 
Schlupflöcher für alle Maßnahmen 
Entsprechend dem gesetzlichen Auftrag und der fakti-
schen Notwendigkeit soll der Regelungsentwurf generell 
anwendbar sein, sowohl für alle Anordnungen von 
Überwachungsmaßnahmen als auch für alle Auskunftser-
suchen der berechtigten Stellen. Im Bereich der Aus-
kunftsersuchen ist die generelle Geltung aber noch nicht 
abschließend gewährleistet. Abweichend von den Be-
stimmungen des vorliegenden Entwurfs sehen einige Er-
mächtigungsvorschriften in Spezialgesetzen weiterhin die 
Möglichkeit vor, dass Auskünfte - beispielsweise an Ge-
heimdienste - von den Verpflichteten kostenlos zu 
erbringen sind. Diese Privilegierungen einzelner berech-
tigter Stellen zu Lasten der Unternehmen sind weder 
sachgerecht noch begründbar. Derartige Schlupflöcher 
sind zeitgleich mit dem Inkrafttreten der Entschädigungs-
regelung zu schließen. Zu diesem Zweck sollten diese 
privilegierenden und der Ratio des vorliegenden Ent-
wurfs widersprechenden Regelungen in einem gesonder-
ten Artikel des TKGÄndG aufgehoben werden. 
Zudem sind die Regelungen des § 113a-E noch zu starr 
und daher nicht sicher vor zukünftigen Umgehungsver-
suchen. Die Vorschriften im Entwurf heben lediglich auf 
bereits bekannte Ermächtigungsgrundlagen für Überwa-
chungsmaßnahmen oder Auskunftsersuchen ab. Damit ist 
die eigentliche Selbstverständlichkeit nicht sicher ge-
stellt, dass die Inanspruchnahme der Unternehmen auf 
der Grundlage im Entwurf nicht explizit genannter oder 
künftig neu hinzu kommender Ermächtigungsgrundlagen 
ebenfalls zu entschädigen ist. Es besteht die Gefahr, dass 
nach Inkrafttreten der Entschädigungsregelung neue Pri-
vilegierungen und Schlupflöcher geschaffen werden und 
die generelle Regelung damit schrittweise ausgehöhlt 
wird.  Eine zukunftsoffene Formulierung erfordert daher 
einen Auffangtatbestand, der die Entschädigung unab-
hängig von der konkreten Ermächtigungsgrundlage auf 
alle wesensgleichen Maßnahmen erstreckt. 

Notwendigkeit verhaltenssteuernder Anreize zur Ko-
stensenkung 
Staatliche Anordnungen lassen sehr oft keinerlei Kosten-
bewusstsein erkennen und führen häufig durch sorglos 
und unüberlegt geforderte Inhalte der Abfrage oder den 
erbetenen Zeitpunkt der Inanspruchnahme bei den Ver-
pflichteten zu enormen, jedoch vermeidbaren Mehrko-
sten. Der Entwurf greift in diesem Zusammenhang bisher 
lediglich eine Möglichkeit auf, die berechtigten Stellen 
und die Bedarfsträger zu einem kostenbewussten Verhal-
ten zu bewegen: Nach Absatz 6 des § 113a-E wird die 
Einrichtung zentraler Kontaktstellen, die eine größere 
Professionalität im Umgang mit den Maßnahmen ver-
spricht, mit einem Preisabschlag honoriert. Absatz 6 soll-
te allerdings dahingehend erweitert werden, dass diese 
zentralen Kontaktstellen nicht nur für das Anfordern der 
Leistung, sondern auch für die anschließende Abrech-
nung zuständig sein müssen. 

Weitere Potenziale zur Kostenminimierung lässt der 
Entwurf jedoch ungenutzt. So ist z.B. allgemein zu beo-
bachten, dass die Verpflichteten ohne Not außerhalb der 
Geschäftszeiten zur Vornahme einer Maßnahme ersucht 
werden. Hier könnte ein Zuschlag für Arbeiten zu beson-
dern Zeiten Abhilfe schaffen. Ebenso kostensenkend 
wirkte es sich aus, wenn man die Bepreisung für be-
stimmte Maßnahmen im Mobilfunk (sog. Zellauswertun-
gen) mit einer flächenabhängigen Komponente ergänzte. 
Ansonsten würden an die Verpflichteten weiterhin Ersu-
chen adressiert, die die Auswertung der Telekommunika-
tion in einem unnötig großen geographischen Gebiet 
nach sich ziehen. In beiden genannten Fällen wäre eine 
höhere Bepreisung gerechtfertigt, weil die derzeitige Ab-
fragepraxis bei den Verpflichteten einen beträchtlichen 
Mehraufwand verursacht. 

Unstimmigkeiten im Preisniveau einzelner Maßnah-
men 

Die dem Entwurf zugrundeliegende Pauschalierung führt 
zwangsläufig zu Unschärfen oder Kostenunterdeckungen 
im Einzelfall. Dies ist vor dem Hintergrund einer starken 
Vereinfachung der Abrechnung solange hinnehmbar, wie 
die Bepreisung strukturell erkennbar nicht grob unzurei-
chend ist. In mindestens zwei Punkten ist eine solche 
Korrektur der Pauschalbeträge erforderlich: 

Zum einen ist der Aufwand für die Übertragung der 
Überwachungskopie nach § 113a-E Abs. 1 Ziff. 2 lit. a) 
und b) und Ziff. 3 mit 10 € bzw. 5 € lediglich im 
Schmalband hinnehmbar. Der Entwurf unterscheidet in-
dessen nicht nach der Bandbreite der genutzten Verbin-
dung, so dass auch die Übertragung sehr großer Volumi-
na über 2 Megabit- oder gar 155 Megabit-Verbindungen 
unterschiedslos mit den geringen, nur bei 64 Kilobit-
Verbindungen angemessenen Sätzen vergütet wäre. Na-
mentlich in Fällen der in Zukunft stark an Bedeutung zu-
nehmenden DSL-Überwachung sowie in noch größerem 
Umfang bei der strategischen  

Überwachung nach Ziff. 3, ist die strukturelle Kostenun-
terdeckung eklatant. Am gerechtesten wäre eine Diffe-
renzierung nach genutzter Übertragungsrate und Nut-
zungsdauer, am einfachsten, auch nach Sinn und Zweck 
des Entwurfs, ein einheitlicher Pauschaltagessatz von 30 
€, der die geschätzten mittleren Kosten unter verschiede-
nen Übertragungsraten abbilden würde. 
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Zum anderen erscheint die Bepreisung der Auskünfte 
von Kundendaten nach § 113a-E Absatz 3 mit 15 € je er-
suchtem Kundendatensatz nicht ausreichend. Schon heu-
te beträgt der Erstattungssatz nach dem JVEG 17 € für 
jede angefangene Stunde zuzüglich Auslagen und Porto. 
Eine mittelfristige Festschreibung auf lediglich 15 € pro 
Datensatz wäre demnach sogar noch eine Verschlechte-
rung gegenüber dem Ist-Zustand. Die Deutsche Telekom 
begrüßt grundsätzlich die – praktikablere – Bezugnahme 
auf den ersuchten Kundendatensatz im Gegensatz zum 
Stundensatz im JVEG, sieht in dem sinnvollen System-
wechsel aber keinen 
Grund für eine effektive Herabsetzung des Entschädi-
gungsbetrages. Dies gilt umso mehr, als die Praxis zeigt, 
dass einfache Anfragen zu Namen und Anschrift eines 
aktuellen Kunden fast ausschließlich über das automati-
sierte Verfahren nach § 112 TKG gestellt werden. Diese 
Abfrageart bleibt für die berechtigten Stellen weiterhin 
kostenfrei. Das manuelle Auskunftsverfahren nutzen die 
berechtigten Stellen daher typischerweise für komplexere 
und arbeitsintensivere Konstellationen, wie etwa Abfra-
gen auf zurückliegende Teilnehmerverhältnisse oder tie-
fere Auskünfte zu Teilnehmerdaten. Diese Entwicklung 
wird sich in Zukunft sogar noch verschärfen, sobald die 
von § 112 Abs. 3 TKG vorgesehene Verordnung das au-
tomatisierte Auskunftsverfahren auf die Möglichkeit un-
vollständiger Abfragen sowie Abfragen zu ähnlich lau-

tenden Begriffen (sog. phonetische Suche) erweitern 
wird. Bei der Berechnung einer angemessenen Pauschale 
gibt es daher kaum einfache und schnell abzuarbeitende 
Fälle, die man mit komplexen und zeitraubenden Aus-
kunftsersuchen verrechnen könnte. Daher ist hier eine 
Vergütungspauschale von mindestens 25 € pro ersuchten 
Datensatz gerechtfertigt. 
Schließlich ist nicht klar, ob § 113a-E auch die Inan-
spruchnahme für die Auskunft über dynamische IP-
Adressen in Verbindung mit einer Auskunft über die 
Nutzer, denen sie zugeordnet waren, umfasst. Die Mehr-
zahl der Gerichte sieht derartige Anfragen nicht als Be-
standsdatenanfragen gem. § 113 TKG an; sie wären da-
mit nicht von Abs. 3 umfasst. Dies ist in keiner Weise 
sachgerecht, handelt es sich in der Sache doch um eine 
Mischauskunft zu Bestands- und Verkehrsdaten, die 
hochkomplexe Systeme notwendig macht. Die tatsächli-
chen Kosten für Anfragen nach IP-Adressen liegen zwi-
schen denen einer Bestandsdatenanfrage und dem Ein-
richten einer TK-Überwachung. Notwendig erscheint da-
her die Einführung eines gesonderten Entschädigungstat-
bestandes für den genannten Fall in Höhe von pauschal 
mindestens 150 €. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15(9)1906 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 9. Mai 2005 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 12. Mai 2005 in Berlin zum 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung telekommunikationsrechtlicher  
Vorschriften - Drucksache 15/5213 - 
Verband der Anbieter von Telekommunikations- und Mehrwertdiensten e.V. VATM 

I. Überblick und allgemeine Bewertung des TKG-
Änderungsgesetzes zum Verbraucherschutz 

Der VATM unterstützt einen effektiven Verbraucher- 
und Jugendschutz im Telekommunikationssektor und hat 
in den vergangenen Jahren immer wieder konstruktive 
Vorschläge gemacht, die im Interesse der Kunden wie 
der Unternehmen auftretende Probleme beseitigen konn-
ten. Mit dem vorliegenden Entwurf eines TKG-
Änderungsgesetzes der Bundesregierung vom 2. Februar 
2005 (BR-Drs. 92/05) werden spezifische Regeln für den 
TK- Bereich vorgeschlagen, die das bisherige Schutzni-
veau der Telekommunikationskundenschutzverordnung 
(TKV) deutlich anheben. 
Grundsätzlich sind solche spezifischen Regeln im TK-
Sektor notwendig, da die Geschäftsbeziehungen unter 
besonderen Bedingungen ablaufen. Allerdings sollten 
Sonderregelungen für diesen Wirtschaftszweig nur dort 
eingerichtet werden, wo allgemeine wirtschaftsrechtliche 
Bestimmungen nicht ausreichen. Darüber hinaus sollten 
keine Regelungen getroffen werden, die wenig zielgenau 
sind oder regulierend in weitestgehend unproblematische 
vertragliche Beziehungen zwischen Kunden und Unter-
nehmen eingreifen. Durch Regulierung über das notwen-
dige Maß hinaus wäre am Ende auch die wirtschaftliche 
Leistungskraft und die Innovationsfähigkeit der gesamten 
Branche gefährdet. 
Zumal sich in der TK-Branche in den vergangenen Jah-
ren gezeigt hat, dass die TK-Dienstleistungen einen 
überproportionalen Beitrag zu Wachstum und Beschäfti-
gung leisten können. Gesamtwirtschaftliches Wachstum 
hängt ganz entscheidend davon ab, Sektoren mit beson-
ders hohem Wachstums- und Innovationspotenzial zu 
nutzen. Es muss daher darum gehen, dieses im TK-
Sektor nach wie vor vorhandene Potenzial und die damit 
verbundenen ausländischen Direktinvestitionen durch 
zielgerichtete und verhältnismäßige Verbraucherschutz-
regeln weiterhin zu erschließen.  
Der vorliegende Gesetzesentwurf und die Stellungnahme 
des Bundesrates bilden eine gute Grundlage für die an-
stehenden Beratungen im Bundestag. Der Entwurf ist je-
doch in einigen Punkten nicht präzise genug, weshalb 
nach Ansicht des VATM möglichst klare Festlegungen 

im Gesetzestext getroffen werden sollten, die sowohl für 
Unternehmen wie auch Verbraucher Rechtssicherheit 
bieten.  
Einige Regelungen setzen zu sehr auf nachträgliche Ein-
griffe statt auf Prävention. Beispielsweise verhindern 
Preis- und Angebotstransparenz im Vorfeld Miss-
brauchsmöglichkeiten und sind effizienter als nachträgli-
che Eingriffe. Klarere und verbindliche Angaben in der 
Werbung zu Preis, Anbieter und Leistungsumfang – wie 
im Gesetzentwurf vorgesehen – werden vom VATM un-
terstützt. Auch zusätzliche Preisansagen der Anbieter 
sind heute bereits gängige Praxis und innovativer Service 
im Wettbewerb, den die Kunden – wenn sie dies wün-
schen – in Anspruch nehmen können. Gesetzliche Ver-
pflichtungen zur Preisansage sind daher überflüssig und 
führen zu einer Überregulierung, die letztlich Kunden-
freundlichkeit als Differenzierungskriterium im Markt 
verhindert.  
An anderen Stellen werden verbraucherschützende Rege-
lungen auch auf Bereiche ausgedehnt, in denen kein oder 
nur ein geringes Missbrauchspotenzial besteht, wie bei-
spielsweise die Ausdehnung des Handshake-Verfahrens 
auch auf einzelne SMS. 
Die Abrechnungsmodalitäten von Mehrwertdiensten 
werden hingegen als ein aus Verbrauchersicht wichtiges 
Thema gar nicht berücksichtigt. Die fest-tarifierten Gas-
sen bei 0190er-Nummern drohen durch den Übergang zu 
den 0900er-Nummern wegzufallen. Die Transparenz für 
den Verbraucher und einfache Abrechnungsmodalitäten 
(Online-Billing) würden damit ebenfalls wegfallen, so 
dass dann nur noch frei-tarifierbare Dienste (Offline-
Billing) verfügbar wären. Daher sollte im Sinne transpa-
renter Preise und Angebote der Gesetzgeber eine 
Grundsatzentscheidung für die parallele Existenz von 
Online- und Offline-Billing treffen. 
Der VATM begrüßt, dass im Rahmen dieses Gesetzes-
vorhabens die Frage der Entschädigung für TK-
Überwachungsmaßnahmen wie im TKG seit Juni 2004 
vorgesehen nun geregelt werden soll. Die längst überfäl-
ligen Vorschriften werden sich am Maßstab der „ange-
messenen Entschädigung“ (§ 110 Abs. 9 TKG) messen 
lassen müssen. 
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Die vorliegende Kommentierung berücksichtigt neben 
dem Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Änderung 
telekommunikationsrechtlicher Vorschriften (BT-Drs. 
15/5213) auch die Stellungnahme des Bundesrates vom 
18.03.2005 (BR-Drs. 92/05, Beschluss) sowie die Ge-
genäußerung der Bundesregierung (BT-Drs. 15/5213) 
hierzu. 
Die Stellungnahme des VATM will einen konstruktiven 
Beitrag zur aktuellen Debatte leisten und konkrete Ände-
rungsvorschläge für eine Präzisierung und Verbesserung 
der Verbraucherschutzregelungen unterbreiten. Der 
VATM und seine Mitgliedsunternehmen sind auf dieser 
Grundlage zu einem offenen Dialog mit allen Beteiligten 
bereit. 
II. Kommentierung der einzelnen Bestimmungen 
Zu den einzelnen Bestimmungen:1 
Zu Artikel 1 und Artikel 2 – Änderungen des G-10-
Gesetzes und des JVEG 
Der VATM begrüßt den ausdrücklichen Verweis auf die 
zu erlassende Verordnung nach § 110 Abs. 9 TKG. Hier-
durch wird klar gestellt, dass das JVEG den Erlass dieser 
Verordnung jedenfalls nicht sperrt. Allerdings wird mit 
der Übergangsregelung auch der bestehende Zustand ze-
mentiert und der Eindruck erweckt, das JVEG sei zur 
Entschädigung der Telekommunikationsunternehmen 
ausreichend. Eine ausdrückliche Übergangsregelung si-
gnalisiert, dass bei dem Erlass der Entschädigungsver-
ordnung keine Eile besteht, was im Widerspruch zu der 
gegenwärtig geltenden Situation steht. Die Erfahrung 
zeigt, dass Verbindungsdatenauskünfte heute keinesfalls 
mehr nur in Einzelfällen eingeholt werden. Die Auskünf-
te sind vielmehr zu einem alltäglichen Ermittlungsin-
strument geworden, wobei in jüngster Zeit die Tendenz 
feststellbar ist, dass sich Anfragen nicht mehr auf die 
Aufklärung von schwerwiegenden Delikten beschränkt. 
Die Anfragen müssen innerhalb der Unternehmen von 
durchschnittlich mehreren Vollzeitmitarbeitern bewältigt 
werden. Der entstehende Aufwand wird durch die derzeit 
nach § 23 JVEG übliche Vergütung in Höhe von 17 Euro 
pro Auskunft, die ohnehin lediglich für Auskunftsersu-
chen gewährt wird, nicht gedeckt. Darüber hinaus erfolgt 
eine Kostenerstattung auch nicht in allen Fällen (die Aus-
fallquote liegt bei etwa 30 %). An dieser Stelle ist auf 
Regelungen in anderen Ländern zu verweisen, in denen 
eine Entschädigung für Überwachungen bereits gewährt 
wird. In der Schweiz beispielsweise wurden Gebühren-
pauschalen für einzelne Überwachungstypen und Aus-
künfte festgelegt. Für eine Echtzeitüberwachung mit 
Übermittlung von Inhalt und Verbindungsdaten erhalten 
die Telekommunikationsanbieter eine Entschädigung in 
Höhe von 1.330 CHF (etwa 860 Euro). Vor diesem Hin-
tergrund ist der Änderungsantrag der Fraktionen SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen zum Entwurf des 
TKGÄndG zu begrüßen, mit dem längst überfällige Vor-
schriften für eine angemessene Entschädigung der TK-
Unternehmen in den Gesetzgebungsprozess eingebracht 
werden (Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit, Aus-
schussdrucksache 15(9)1867). Der VATM wird die Vor-

                                                           
1  §§ - Angaben ohne Gesetzesangabe im Folgenden sind solche des 

Kabinettsentwurfes des Gesetzes zur Änderung telekommunikations-
rechtlicher Vorschriften (TKGÄndG). Der VATM regt an dieser Stelle 
an, das TKG aus Gründen der besseren Übersichtlichkeit und auf-
grund der erst kürzlich durch geführten Gesamtnovellierung neu 
durchzunummerieren. 

schriften zeitnah mit separater Stellungnahme kommen-
tieren. 
Forderungen:  

 Zeitgleicher Erlass von angemessenen und an den tat-
sächlichen Investitionen sowie dem laufenden Auf-
wand der Unternehmen gemessenen Entschädigungs-
regeln gem. § 110 Abs. 9 TKG für die infolge der 
Überwachung von den Diensteanbietern aufgewende-
ten Leistungen. 

 Unterstützung des Änderungsantrages zum 
TKGÄndG, mit dem Entschädigungsregeln in das 
TKG aufgenommen werden sollen. 

Zu Artikel 3 - 5 – Änderung des Telekommunikati-
onsgesetzes  
Allgemeine Anmerkung: 
Der VATM unterstützt die Bitte des Bundesrates, die 
Regelungen des Gesetzentwurfes zu überprüfen, mit de-
nen – entgegen der Universaldienstrichtlinie – auch nicht 
benannte Unternehmen zur unentgeltlichen Erbringung 
von Leistungen verpflichtet werden (vgl. Stellungnahme 
des Bundesrates vom 18.03.2005, BR-Drs. 92/05 (Be-
schluss), Ziffer 1). Staatliche Eingriffe sind auf ein Min-
destmaß zu beschränken, zum einen, damit der Markt das 
freiwillige Angebot der fraglichen Leistungen als Diffe-
renzierungsmerkmal im Wettbewerb heraus bilden kann 
und zum anderen, weil das Angebot kostenloser Leistun-
gen immer zu einer finanziellen Belastung der Endkun-
den führt (Umlegung der Kosten auf alle Verbraucher). 
Derartige Belastungen sind aufgrund der staatlichen An-
ordnung weder nachfrage- noch verursachungsgerecht 
und somit – entgegen der Auffassung der Bundesregie-
rung (vgl. Gegenäußerung, BT-Drs. 15/5213) – auch 
nicht aus Gründen des Verbraucherschutzes zu rechtfer-
tigen. 

Zu § 3 Nr. 2a – Begriffsbestimmung „Auskunftsdien-
ste“ 
Aus Gründen der Rechtsklarheit spricht sich der VATM 
bei der Begriffsbestimmung von „Auskunftsdiensten“ (§ 
3 Nr. 2a) für eine technologieneutrale und entwicklungs-
offene Definition aus. Ausweislich der Begründung der 
Bundesregierung ist dies auch intendiert. Wegen der in 
der Definition enthaltenen Beschränkung auf „telefo-
nisch“ erreichbare Dienste ist dieses Anliegen jedoch 
nicht erfüllt.  
Diese Diskrepanz erkennt auch der Bundesrat. Er weist 
in seiner Stellungnahme vom 18.03.2005 (vgl. BR-Drs. 
92/05 (Beschluss), Ziffer 2) darauf hin, dass Auskunfts-
dienste auch nicht telefonisch erbracht werden können 
(z.B. UMTS oder Internet) und fordert die Streichung des 
Wortes „telefonisch“. Der VATM schließt sich dieser 
Forderung an. Gleicher Ansicht ist auch die RegTP, die 
anlässlich eines aktuellen Falles aus der Praxis verlaut-
bart, dass es „gleichgültig sei, ob [die Auskunft] münd-
lich am Telefon, aufgrund einer Online-Anfrage des 
Auskunftssuchenden oder durch eine in einer CD-ROM 
enthaltene Suchfunktion geschieht. [...] Das TKG geht 
davon aus, dass sich aufgrund des allgemeinen raschen 
Technologiewandels auch die den dort geregelten Dien-
sten zu Grunde liegenden Technologien ändern können, 
so dass es für die rechtliche Qualifikation eines Dienstes 
auf dessen Funktion und nicht darauf ankommt, in wel-
cher technischen Form dieser angeboten wird. Dem wür-
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de widersprechen, unter einer Auskunftserteilung im 
Multimediazeitalter lediglich eine per Telefonist gegebe-
ne Auskunft zu verstehen.“ Diese technologieneutrale 
Begriffsbestimmung fordert der Bundesrat ein, dessen 
Forderung vom VATM unterstützt wird. 
Darüber hinaus hält der VATM eine Klarstellung dahin-
gehend für erforderlich, dass die Weitervermittlung zu 
erfragten Rufnummern von der Terminologie „Aus-
kunftsdienst“ erfasst wird. 
Forderungen: 

 Unterstützung der Forderung des Bundesrates, in § 3 
Nr. 2a das Wort „telefonisch„ zu streichen. 

 Klarstellung, dass die Weitervermittlung zu erfragten 
Rufnummern von der Terminologie „Auskunfts-
dienst“ erfasst wird.  

Zu § 3 Nr. 10 a, 11d, 12a, 17a – Verhältnis zu § 3 Nr. 
25 TKG 
Die Dienste in § 3 Nr. 10 a (Geteilte-Kosten-Dienste), 
Nr. 11 d (Massenverkehrs-Dienste), Nr. 12 a (Neuartige 
Dienste) und Nr. 17 a (Premium-Dienste) werden zwar 
legaldefiniert. Gleichwohl ist ihr Verhältnis zu dem Be-
griff „telekommunikationsgestützte Dienste“ in § 3 
Nr. 25 TKG nicht abgegrenzt. Aus Sicht des VATM be-
steht Klarstellungsbedarf dahingehend, dass es sich bei 
den genannten Dienstleitungen um telekommunikations-
gestützte Dienstleistungen handelt. 
Forderung: 

 Klarstellung der Begriffsbestimmungen im Verhältnis 
zu „telekommunikationsgestützten Diensten“ in § 3 
Nr. 25 TKG. 

Zu § 3 Nr. 11 a - c – Begriffsbestimmungen „Kurz-
wahldienste“ 
Der VATM betrachtet die Aufnahme der Kurzwahldien-
ste in die Begriffsdefinitionen des § 3 Nr. 11 a - c kri-
tisch, da ausweislich der Entwurfsbegründung Kurzwah-
len Nummern im Sinne des § 3 Nr. 13 TKG darstellen. 
Diese Kurzwahlen aber dienen gerade nicht – wie § 3 Nr. 
13 TKG fordert – der Adressierung, sondern sind, ähn-
lich wie Domain-Namen im Internet, nur Metabezeich-
nungen. Die Funktion von Kurzwahlen ist insoweit ver-
gleichbar mit Internet-Domain-Namen, die als vorberei-
tende Information (quasi als „Codewort“) für den Netz-
betreiber / Serviceprovider (Betreiber eines MSMSC / 
VSMSC) dienen. Eine SMS wird nach Eingabe der 
Kurzwahl zunächst an das SMS-Center des heimischen 
Netzbetreibers / Serviceproviders versandt, wobei die 
Adressierung der SMS nicht durch die Kurzwahl, son-
dern durch die im Endgerät voreingestellte MSISDN, die 
als „Mobilfunknummer“ des SMS-Centers bezeichnet 
werden kann, erfolgt. In einem zweiten Schritt wird die 
gewählte Kurzwahl in eine IP-Adresse umgewandelt. Der 
Betreiber eines MSMSC / VSMSC kann die SMS mittels 
dieser IP-Adresse dem richtigen Service-Anbieter bereit-
stellen. Die Adressierung im TK-Netz erfolgt also nicht 
über die Kurzwahl, sondern über IP-Adressen – was mit 
den technischen Abläufen nach Eingabe eines Internet-
Domain-Namens vergleichbar ist. Nach § 66 Abs. 1 Satz 
4 TKG fallen Internet-Domain-Namen ausdrücklich nicht 
unter den Nummernbegriff des TKG, was aufgrund der 
gleichen Funktionalität auch für Kurzwahlen gelten 
muss. Aber auch vor dem Hintergrund, dass die Zutei-
lung von Nummern von staatlicher Seite aus dem Grunde 

erfolgt, dass Nummern als knappes Gut angesehen wer-
den und die Vergabe aus wettbewerbsrechtlichen Grün-
den erforderlich ist, verbietet sich eine Ausweitung der 
Regulierung, weil Kurzwahlen gerade kein knappes Gut 
sind. Derzeit sind von den möglichen Kurzwahlen erst 
ein Bruchteil vergeben. Staatliches Eingreifen ist somit 
auch aus diesem Grunde nicht erforderlich und damit 
auch nicht zulässig. Schließlich steht einer Definition von 
Kurzwahlen als Nummern im TKGÄndG deren man-
gelnde Interoperabilität entgegen. Sie sind aufgrund ihrer 
Funktion als „Codewort“ nur in einem Netz geschaltet.  
Selbst wenn man unterstellt, dass die Dienstedefinition 
zur Beschreibung dieser Dienste geeignet ist, kann kei-
nesfalls davon ausgegangen werden, dass sie geeignet ist, 
einen neuen, zusätzlichen Kurzwahlnummernraum zu be-
schreiben, den die RegTP evtl. in Zukunft zur netzüber-
greifenden Nutzung bereitstellen wird, der heute jedoch 
definitiv noch nicht besteht. Nach Auffassung des 
VATM handelt es sich daher keinesfalls um eine Klar-
stellung des Gesetzgebers, sondern um eine unsachge-
mäße Erweiterung der Befugnisse der RegTP im Bereich 
der Nummernregulierung gegenüber der geltenden 
Rechtslage. Hierfür besteht aber kein Anlass, da bei den 
Kurzwahlen – gerade weil sie keine Adressierungsfunk-
tion haben – die nummernspezifischen Regelungserfor-
dernisse nicht vorhanden sind. Angesichts der bereits be-
stehenden Nutzung von Kurzwahlen ist diese Befugnis-
erweiterung schließlich auch aus Gründen des Bestands-
schutzes abzulehnen und vor diesem Hintergrund zu 
streichen. 
Forderung: 

 Keine Ausdehnung der Befugnisse der RegTP im Be-
reich der Nummernregulierung auf Kurzwahldienste. 

Zu § 3 Nr. 13 a - d – Begriffsbestimmungen „Num-
mernart / -bereich / -raum“ 
Der Ansatz des Gesetzgebers, die unterschiedlichen Ruf-
nummernbereiche im Gesetz zu definieren, ist grundsätz-
lich zu begrüßen. Gleichwohl sind die vorliegenden Be-
griffsbestimmungen nicht mit ausreichender Trennschär-
fe formuliert und im Markt eher ungebräuchlich. Aus 
Gründen der Rechtsklarheit erscheint es erforderlich, die 
Terminologien voneinander abzugrenzen. 
Forderung: 

 Klarstellung der Begriffsbestimmungen. 
Zu § 43 a – Verträge  
§ 43 a regelt Mindestvertragsbestandteile, die ein Vertrag 
zwischen Anbieter und Kunde enthalten muss.  
Aus dem bisherigen Gesetzestext geht nicht hervor, dass 
ein Vertragsabschluss auch online ohne Unterschrift er-
folgen kann. Diese Möglichkeit stellt für den Verbrau-
cher die einfachste und aufgrund der Anwendbarkeit der 
Verbraucherschutzregelungen des Fernabsatzgesetzes 
(BGB) vor allem die sicherste Form des Vertragsab-
schlusses dar. Zudem ist kein Grund ersichtlich, weshalb 
in einer modernen Kommunikationsgesellschaft, in der 
Online-Geschäfte bereits zum Alltag vieler Bürger gehö-
ren, eine Online-Beauftragung von Telekommunikati-
onsdienstleistungen nicht zulässig sein sollte.  
Zudem können durch eine entsprechende Klarstellung 
spätere Streitigkeiten bei der Auslegung des Gesetzes 
verhindert werden. Derzeit nutzt die Deutsche Telekom 
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AG (DTAG) die Tatsache, dass bisher keinerlei Form-
vorschriften bestehen, in der Weise aus, dass sie Anträge 
anderer Anbieter nur dann bearbeitet, wenn schriftliche 
Anträge der Kunden vorgelegt werden. Die Bearbeitung 
von Anträgen auf Basis von online abgeschlossenen Ver-
trägen wird mit dem Verweis auf mangelnde Formerfor-
dernisse abgelehnt. Da der DTAG hier kein Recht zur 
Seite steht, einseitig entsprechende Formerfordernisse 
festzulegen, entsteht eine faktische Benachteiligung der 
Wettbewerber. Dies betrifft alle Bereiche, in denen der 
Anbieter der Leistung noch eine Leistung für den Kun-
den bei der DTAG einkaufen muss, z.B. DSL-
Erstauftrag, Line-Sharing oder Resale. Zur Vermeidung 
dieser Situation sowie im Interesse der Verbraucher ist 
eine Klarstellung im Gesetzestext erforderlich und § 43 a 
durch einen entsprechenden Absatz 2 zu ergänzen. 
Darüber hinaus ist unklar, welche Fälle unter den in § 43 
a Satz 2 verwendeten Begriff der "Individualvereinba-
rung" zu fassen sind. Im Interesse der Rechtsklarheit ist 
hier eine Präzisierung erforderlich. 
Weiterhin ist die Verpflichtung in § 43 a Nr. 1, wonach 
auch Rechtsform, Sitz und Registergericht aufzuführen 
ist, überflüssig, da dies ohnehin handelsrechtlich vorge-
schrieben ist. Gleiches gilt für § 43 a Nr. 6, wonach die 
Fundstelle des Preisverzeichnisses anzugeben ist. Durch 
die Veröffentlichung der AGB werden die Preise selbst 
bereits veröffentlicht. Warum darüber hinaus noch die 
Fundstelle anzugeben ist, bleibt fraglich. Insbesondere ist 
der Mehrwert an Transparenz nicht ersichtlich. 
Gem. § 43 a Nr. 8 sollen die Anbieter auch die „Bedin-
gungen für eine Verlängerung (…) der Dienste und des 
Vertragsverhältnisses“ mit den Endkunden vereinbaren. 
Diese Regelung impliziert, dass immer von einer mögli-
chen Fortführung des Vertrags ausgegangen wird, be-
rücksichtigt aber nicht, dass es Telefondienstverträge 
gibt, die nur auf Zeit geschlossen werden, weil bestimmte 
Dienste eben nicht auf unbegrenzte Dauer erbracht wer-
den können. Eine entsprechende Ergänzung ist daher er-
forderlich. 
Schließlich soll dem Kunden entgegen den EU-Vorgaben 
unter § 43 a Nr. 9 neben den Formen der Entschädi-
gungs- und Erstattungsregeln auch mitgeteilt werden, ob 
es überhaupt solche gibt. Da bei fehlender Regelung die 
gesetzlichen Vorschriften zum Schadensersatz eingrei-
fen, ist der Sinn einer Ausweitung dieser Vorschrift nicht 
erkennbar. Sie sollte daher gestrichen werden. 
Forderungen:  

 Aufnahme eines neuen Absatzes in § 43: „Vertrags-
abschluss und Kündigung sind auch online per E-
Mail oder per Internet ohne Unterschriftsleistung 
möglich, wenn der Anbieter von Telekommunikati-
onsleistungen für die Öffentlichkeit sicher stellt, dass 
die Mindestvertragsbestandteile gem. Abs. 1 bei Ver-
tragsschluss vorhanden sind.“ 

 Präzisierung des Begriffs „Individualvereinbarung“. 

 Streichung der Begriffe „Rechtsform, Sitz und das 
zuständige Registergericht“ in § 43 a Nr. 1. 

 Streichung des § 43 a Nr. 6. 
 Ergänzung des § 43 a Nr. 8: „8. Vertragslaufzeit, Be-

dingungen für eine Verlängerung und Beendigung 
der Dienste und des Vertragsverhältnisses, sofern 
der Dienst dauerhaft erbracht werden kann.“ 

 Streichung des § 43 a Nr. 9. 
Zu § 44 a Satz 1 und 2 – Haftungsbegrenzung 
Der Bundesrat hat sich in seiner Stellungnahme zum 
TKGÄndG vom 18.03.2005 (BR-Drs. 92/05 (Beschluss), 
Ziffer 4) für eine Haftungserweiterung ausgesprochen. 
Anbieter von Telekommunikationsdiensten sollen nicht 
nur bei vorsätzlichem Handeln, sondern auch im Falle 
grober Fahrlässigkeit vollumfänglich haften. Bisher ist 
die Haftung bei (jeglichem) fahrlässigem Handeln auf 
12.500 Euro je Endnutzer begrenzt. 
Diese Ausweitung wird den erhöhten Haftungsrisiken, 
denen TK-Unternehmen unterliegen, nicht gerecht und 
ist daher abzulehnen. Es gibt keine Veranlassung, von 
der im Regierungsentwurf vorgesehenen Haftungsrege-
lung, die der des geltenden § 7 TKV entspricht, abzuwei-
chen. Insbesondere können entgegen der Auffassung des 
Bundesrates Haftungstatbestände im Straßenbahn- und 
Busverkehr nicht zum Vergleich herangezogen werden. 
Das dortige Schadensausmaß bezieht sich auf Sachschä-
den im Rahmen der Personenbeförderung. Diesem über-
schaubaren Haftungsrisiko stehen im Falle von Störun-
gen im Telekommunikationssektor unvorhersehbare 
Schadensersatzansprüche gegenüber, die im Falle von 
Störungen (z.B. Störungen bei der Börse oder bei Ban-
ken) in der Regel in keinem Verhältnis zu den Gewinnen 
des Anbieters stehen. Angesichts der Tatsache, dass die 
Schadensfälle darüber hinaus erfahrungsgemäß nicht ver-
sicherbar sind, ist die Ausweitung der Haftung aus Ver-
hältnismäßigkeitserwägungen abzulehnen.  
Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag in ihrer Ge-
genäußerung (BT-Drs. 15/5213) ebenfalls ab und betont 
in der Begründung, dass die geltende Vorschrift die be-
sondere Gefahrgeneigtheit der leitungsgebundenen Ver-
sorgung und den Umstand, dass es sich um ein Massen-
geschäft handelt, berücksichtigt.  
Forderung:  

 Beibehaltung des bisherigen Haftungsumfangs, Ab-
lehnung der Forderung des Bundesrates. 

Zu § 44 a Satz 5 TKG – Haftungsbegrenzung 
Der Bundesrat spricht sich in seiner Stellungnahme vom 
18.03.2005 (vgl. BR-Drs. 92/05 (Beschluss), Ziffer 5) da-
für aus, für Telekommunikationsunternehmen die Mög-
lichkeit zu schaffen, im Rahmen von individuell ausge-
handelten Tarifen und Vereinbarungen mit Endnutzern, 
die keine Verbraucher sind, von der Haftungsbegrenzung 
von 12.500 Euro auch zu ihren Gunsten abweichen zu 
können.  
Dieser Ansatz ist zu begrüßen. Bei den einschlägigen 
Fällen werden Verträge zwischen gleichwertigen Ver-
handlungspartnern verhandelt. Der eigentliche Schutz-
zweck der Norm, der auf das unterschiedliche Kräftever-
hältnis von Anbieter und Verbraucher abzielt, kommt 
hier nicht zum Tragen, so dass die Möglichkeit, Abwei-
chungen auch zu Gunsten der Wirtschaftsunternehmen 
zuzulassen, sachgerecht ist. Die Bundesregierung 
stimmt dem Anliegen des Bundesrates in ihrer Gegenäu-
ßerung (BT-Drs. 15/5213) ebenfalls zu. 
Forderung: 

 Unterstützung der Forderung des Bundesrates, von 
der gesetzlichen Haftung im Rahmen von Geschäfts-
kundenverträgen auch zu Gunsten der Anbieter ab-
weichen zu können. 
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Zu § 45 – Berücksichtigung der Interessen behinder-
ter Menschen 
In § 45 wird die Berücksichtigung der Interessen behin-
derter Menschen, insbesondere die Einführung eines 
Vermittlungsdienstes für gehörlose Menschen geregelt. 
Umfang und Versorgungsgrad soll durch die Regulie-
rungsbehörde unter Beteiligung der betroffenen Verbän-
de und der Unternehmen fest gelegt werden.  
Die Wahrung der Interessen behinderter Menschen ist zu 
begrüßen. Die allgemeine Verpflichtung, einen Vermitt-
lungsdienst für gehörlose Menschen einzurichten, birgt 
jedoch mangels konkreter Vorgaben bezüglich der Ver-
pflichteten und des Versorgungsumfangs erhebliche 
Rechtsunsicherheit für die betroffenen Anbieter von Te-
lekommunikationsdienstleistungen. Zur Wahrung der 
Rechts- und Planungssicherheit sind bereits vom Gesetz-
geber Kriterien für die Auswahl des oder der Verpflichte-
ten (insbesondere durch die verpflichtende Aufnahme, 
dass die technischen Möglichkeiten der Verpflichteten 
individuell zu berücksichtigen sind) sowie Kostentra-
gungsregeln aufzunehmen. Zumindest ist festzulegen, 
dass die RegTP im Rahmen des o.g. Feststellungsverfah-
rens Umfang und Versorgungsgrad unter Beachtung der 
§§ 78 ff. TKG vorgibt. 
Forderung: 

 Änderung des § 45 Sätze 2 und 3: „Insbesondere ist 
im Rahmen der technischen Möglichkeiten jedes 
Verpflichteten ein Vermittlungsdienst für gehörlose 
und hörgeschädigte Menschen unter Berücksichti-
gung ihrer besonderen Bedürfnisse einzurichten. Die 
Regulierungsbehörde stellt den allgemeinen Bedarf 
hinsichtlich Umfang und Versorgungsgrad dieses 
Vermittlungsdienstes unter Beteiligung der betroffe-
nen Verbände und Unternehmen und unter Beach-
tung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit 
fest.“ 

 Aufnahme von Kostentragungsregeln. 
 Hilfsweise Festlegung, dass die RegTP den Umfang 

und Versorgungsgrad des Vermittlungsdienstes unter 
Beachtung der §§ 78 ff. TKG vorgibt.  

Zu § 45 c – fristlose Kündigung 
Gemäß § 45 c kann der Kunde außerordentlich kündigen, 
wenn ein Anbieter von Telekommunikationsdiensten 
verbindliche Normen und technische Anforderungen für 
Endnutzer nicht einhält. Es ist bereits jetzt absehbar, dass 
die Unbestimmtheit der Norm zu Streitigkeiten führen 
wird, da unklar bleibt, auf welche Normen und Anforde-
rungen sich der Endkunde berufen kann. Es besteht die 
Gefahr, dass auch von der DTAG definierte technische 
„Quasi-Standards“ (z.B. U-R2) ohne Mitsprache der al-
ternativen Netzbetreiber Verbindlichkeit erlangen und 
deren Freiheit zur multilateralen Festlegung von Schnitt-
stellen in unzumutbarer Weise eingeengt werden. Außer-
dem müssen neu definierte Standards frühzeitig bekannt 
sein, um langfristige Planungen zu ermöglichen. Proble-
matisch ist darüber hinaus, dass die Vorschrift nicht auf 
einen Nachteil oder eine Beeinträchtigung auf Seiten des 
Kunden abstellt, sondern selbst ein schuldloser Verstoß 
gegen eine unbedeutende technische Regelung das Son-
derkündigungsrecht auslösen würde. Es stünde zu be-
fürchten, dass Endnutzer, die über längerfristige Verträge 
verfügen und mit ihren Konditionen unzufrieden sind 
(Geschäftskunden), die Regelung als Hebel nutzen um 

auszusteigen, zumindest aber, um den Anbieter mit der 
Drohung zu Zugeständnissen zu bewegen.  
Die Forderung ist daher zu streichen, mindestens ist aber 
zur Herstellung von Rechtsklarheit und Rechtssicherheit 
geboten, die Anforderungen zu präzisieren und nur auf 
solche zu beschränken, die die RegTP nach vorheriger 
verpflichtender Anhörung der Fachkreise und Verbände 
veröffentlicht hat.  

Der Bundesrat hat diese Kritik aufgegriffen und fordert 
in seiner Stellungnahme vom 18.03.2005 (vgl. BR-Drs. 
92/05 (Beschluss), Ziffer 6) die Streichung des fristlosen 
Kündigungsrechtes bei Nichteinhaltung verbindlicher 
Normen und technischer Anforderungen sowie die Klar-
stellung im Gesetzestext, um welche Normen und Anfor-
derungen es sich handelt. Die Bundesregierung stimmt 
den Vorschlägen des Bundesrates in ihrer Gegenäuße-
rung (BT-Drs. 15/5213) zu und will einen entsprechen-
den Vorschlag im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens 
vorlegen. Der VATM fordert nach wie vor die Strei-
chung des § 45 c, behält sich eine weitere Kommentie-
rung jedoch vor.  
Forderung:  

 Streichung des § 45 c. 

Zu § 45 d – Netzzugang 

§ 45 d regelt den Netzzugang des Kunden. In § 45 d Abs. 
2 ist ein Anspruch des Kunden verankert, vom Anbieter 
die unentgeltliche Sperrung seines Netzzugangs für be-
stimmte Rufnummernbereiche zu verlangen. 

Problematisch ist hieran zunächst die Unentgeltlichkeit 
der Sperrmöglichkeit. Die Entwicklung auf Herstellersei-
te und die Implementierung der Sperrmöglichkeit durch 
die Netzbetreiber erfordert enorme finanzielle Aufwen-
dungen, die nicht einseitig zu Lasten der Netzbetreiber 
gehen dürfen. Darüber hinaus besteht die Gefahr, dass 
Kunden von der Möglichkeit der Sperrung und einer an-
schließenden Entsperrung wahllos Gebrauch machen, 
was den unverhältnismäßig hohen Aufwand weiter ver-
schärft und zu einer nicht tragbaren Kostenbelastung der 
Netzbetreiber führen würde. Die Begründung des Ver-
ordnungsentwurfes nimmt Bezug auf europarechtliche 
Vorgaben, die die Unentgeltlichkeit der Sperre vorsähen. 
Hierbei wird aber übersehen, dass die URL eine Ver-
pflichtung zur selektiven Sperre ohne Endkundenentgelt 
lediglich für Anbieter vorsieht, die zur Gewährleistung 
des Universaldienstes verpflichtet wurden (Art. 10 Abs. 2 
i.V.m. Anhang I Teil A lit. b). Insofern ist bereits frag-
lich, ob die generelle Verpflichtung aller Anbieter zuläs-
sig ist. Darüber hinaus sieht die URL für diese benannten 
Unternehmen auch die Möglichkeit vor, dass sie für die 
im Rahmen der Sperrungsverpflichtung anfallenden Ko-
sten einen finanziellen Ausgleich verlangen können. Dies 
erscheint auch zwingend erforderlich, da eine unentgelt-
liche und entschädigungslose Verpflichtung von privaten 
Unternehmen, die mit erheblichen Kosten verbunden ist, 
rechtswidrig oder sogar verfassungswidrig sein könnte. 
Vor diesem Hintergrund ist eine umfassende Verpflich-
tung aller Anbieter zur kosten- und entschädigungslosen 
Sperrung nicht hinnehmbar. Zu verweisen ist hier auch 
auf die Prüfbitte des Bundesrates, die er prominent sei-
ner Stellungnahme voran gestellt hat (vgl. BR-Drs. 
92/05, Beschluss, Ziffer 1). Der Bundesrat fordert auf zu 
prüfen, ob und inwieweit es erforderlich ist, die Ver-
pflichtung der Unternehmen, Universaldienste unentgelt-
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lich zu erbringen, auf Dienste zu erstrecken, die nicht 
dem Universaldienst unterfallen. Die regulatorischen 
Eingriffe und die damit verbundene wirtschaftliche Bela-
stung der Unternehmen soll folglich so gering wie mög-
lich gehalten werden. Der Forderung des Bundesrates ist 
an dieser Stelle in vollem Umfang beizutreten.  
Abzulehnen ist daher die Ausdehnung des Kreises der 
Verpflichteten. Darüber hinaus ist die unentgeltliche 
Sperrung ohne jeden Kostenausgleich nicht hinnehmbar, 
das Wort „unentgeltlich“ ist zu streichen.  
Sollte trotz aller rechtlicher Bedenken auf den auch von 
der EU vorgesehenen Kostenausgleich für eine Sperre 
verzichtet werden, so ist anzumerken, dass die vom 
Bundesrat erwogene Regelung, die Kostenpflichtigkeit 
auf die Freischaltung statt auf die Sperre zu beziehen 
(vgl. BR-Drs. 92/05 (Beschluss), Ziffer 7), nicht sachge-
recht erscheint. Dies hätte den Nebeneffekt, dass die In-
anspruchnahme von Diensten hiermit faktisch ausge-
schlossen wird. Die Wahrscheinlichkeit, dass ein End-
nutzer einen zuvor (kostenlos) gesperrten Dienst wieder 
zur Nutzung frei schaltet, dürfte sehr gering sein, wenn 
hiermit Kosten für ihn entstehen. Auch die Freischaltung 
einer seitens des Kunden beispielsweise irrtümlich ge-
sperrten Nummernart wäre immer mit entsprechenden 
Kosten für ihn verbunden. Dagegen wäre der Lösungsan-
satz der Bundesregierung, die in ihrer Gegenäußerung 
(BT-Drs. 15/5213) vorschlägt, dass die wiederholte Sper-
re kostenpflichtig sein kann, als weniger belastend vor-
zuziehen.  
Darüber hinaus ist eine Klarstellung der Terminologie 
„technisch möglich“ dahin gehend erforderlich, dass sie 
sich auf die einzelnen Unternehmen und Geschäftsmo-
delle bezieht. Eine generelle Verpflichtung zu differen-
zierteren Sperrmöglichkeiten wäre unverhältnismäßig, 
vor allem, weil die bisher individuell am Markt angebo-
tene Möglichkeit, Rufnummerngassen zu sperren (z.B. 
0190), transparent und für den Kunden einfach handhab-
bar ist. Insbesondere wird der vorgesehene Zweck der 
Regelung erfüllt, hohem Forderungsaufkommen durch 
die Anwahl bestimmter Informationsdienste wirksam 
entgegen zu wirken. Da die bisher angebotenen 
Sperrmöglichkeiten beispielsweise im Mobilfunk von nur 
etwa zwei Prozent der Kunden in Anspruch genommen 
werden, bestehen erhebliche Zweifel, ob die Sperre auf 
Kundenakzeptanz stößt und die umfassende 
Verpflichtung und die damit verbundene erhebliche 
Belastung der Unternehmen zu rechtfertigen ist.  
Forderung: 

 Änderung des § 45 d Abs. 2: „Der Endnutzer kann 
von dem Anbieter von Telekommunikationsdiensten 
für die Öffentlichkeit verlangen, dass die Nutzung 
seines Netzzugangs für bestimmte Nummernarten 
i.S.d. § 3 Nr. 13a netzseitig gesperrt wird, soweit 
dies dem jeweiligen Anbieter technisch möglich ist.  

§ 45 d Abs. 3 trifft Regelungen über die Kündigungs-
möglichkeiten des Endnutzers. Aus Sicht des VATM 
bleibt der Regelungsgehalt der Vorschrift und insbeson-
dere ihr Verhältnis zum allgemeinen Zivilrecht (§§ 171 
ff. BGB) unklar. Insoweit sollte eine Anpassung dahin-
gehend vorgenommen werden, dass der Anwendungsbe-
reich der Bestimmung möglichst weit gefasst sein soll, 
um auch – über die Kündigung hinaus – weitere Fälle 
von Willenserklärungen des Endkunden zu erfassen (vgl. 
hierzu die Ausführungen zu § 43 a). 

Forderung: 
 Klarstellung und Ausdehnung des Anwendungsbe-

reichs von § 45 d Abs. 3. 
Zu § 45 e – Anspruch auf Einzelverbindungsnachweis 
§ 45 e enthält Bestimmungen zum Einzelverbindungs-
nachweis. 
Die vorgesehene Ausdehnung der Pflicht zur Erstellung 
von EVN über Sprachverbindungen hinaus auch auf Fax-
, Daten- und Internetverbindungen ist abzulehnen. Dies 
gilt insbesondere für Internetverbindungen, denn die 
Pflicht zur Erstellung eines EVN würde bei Internet by 
Call (IbC)-Verbindungen zu massiven Kostenerhöhungen 
führen. Müssten alle Internetverbindungen einzeln aufge-
führt werden, würden die Kosten, die die DTAG, die im 
Fall von IbC die Abrechnung erstellt, die IbC-
Minutenpreise der Wettbewerber deutlich übersteigen 
(die DTAG berechnet derzeit 1,2 Cent pro EVN-
Kommunikationsfall, der Minutenpreis für IbC-
Verbindungen liegt in der Regel unter einem Cent). Ge-
rade im Bereich von IbC wird eine Vielzahl von Verbin-
dungen aufgebaut, die unterhalb einer Minute liegen, et-
wa zum Versenden einer e-Mail. Damit würden die Ko-
sten für die Erstellung der entsprechenden Position auf 
dem EVN den Preis für die Zurverfügungstellung der ei-
gentliche TK-Leistung deutlich übersteigen. Abgesehen 
von den ökonomischen Auswirkungen, die zum Nachteil 
der Verbraucher gereichen würden, ist darauf hinzuwei-
sen, dass für eine Ausdehnung der Pflicht von EVN sei-
tens der Kunden keine Nachfrage besteht. EVN für Lei-
stungen über den derzeit bestehenden Umfang hinaus 
sollten vielmehr als zusätzliches Wettbewerbsmerkmal 
erhalten bleiben. Einen Bedarf für eine gesetzliche Ver-
pflichtung ist hierfür jedenfalls nicht erkennbar. Eine 
Notwendigkeit ist auch aus europarechtlicher Sicht nicht 
gegeben. Der EVN ist in Anhang I Teil A Buchstabe a) 
der Universaldienstrichtlinie geregelt. Diese Regelung 
trifft zunächst nur „benannte Unternehmen“, so dass eine 
Verpflichtung aller Anbieter am Markt über diesen Rah-
men hinaus ginge. Zudem nimmt die Richtlinie nur auf 
Sprachtelefonie Bezug und nicht auf sämtliche Formen 
der Telekommunikation. Dies ergibt sich daraus, dass in 
Anhang I Teil A Buchstabe a) letzter Absatz der Richtli-
nie von „Anruf“ gesprochen wird, die wiederum der 
Sprachtelefonie entsprechen (vgl. § 3 Nr. 1 TKG). Wie 
auch der Bundesrat in seiner Stellungnahme vom 
18.03.2005 (vgl. BR-Drs. 92/05, Beschluss, Ziffer 1) for-
dert, sollten nationale gesetzliche Verpflichtungen nicht 
über die Verpflichtungen der Universaldienstrichtlinie 
hinaus gehen.  
Schließlich ist die in Abs. 2 vorgesehene Ermächtigung 
der RegTP zur Vorgabe von Details für den Einzelver-
bindungsnachweis zu streichen. Mit der bestehenden 
Verpflichtung, auf Verlangen des Kunden den Nachweis 
über die Einzelverbindungen im maßgeblichen Abrech-
nungszeitraum zu erbringen, ist ausreichender Kunden-
schutz sichergestellt. Darüber hinausgehende Eingriffe in 
die Privatautonomie der Unternehmen wären demgegen-
über weder erforderlich noch sachgerecht. Es muss den 
Unternehmen aufgrund der Verpflichtung, den EVN un-
entgeltlich zur Verfügung zu stellen, die Möglichkeit 
verbleiben, selbst über die Standardvariante des Nach-
weises zu entscheiden. Vorgaben der Regulierungsbe-
hörde würden erhebliche Systemumstellungs- und Pro-
grammierkosten verursachen, die zwar zu einer Verein-
heitlichung der EVN, nicht aber der Verbesserung des 
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Verbraucherschutzes dienen würden. Auch mit dem Ziel 
der EU-Richtlinien, auf eine stetige Rückführung der Re-
gulierung hinzuwirken, sind derart weitreichende Ein-
griffsmöglichkeiten der Verwaltung in privatwirtschaftli-
ches Handeln nicht vereinbar. 
Der Bundesrat äußert sich zu dieser Frage in seiner Stel-
lungnahme vom 18.03.2005 (vgl. BR-Drs. 92/05 (Be-
schluss), Ziffer 9) dahingehend, dass mit der Möglichkeit 
der Formvorgabe durch die RegTP diese auch Besonder-
heiten unterschiedlicher Verbindungsleistungen berück-
sichtigen könne und unterschiedliche Mindestanforde-
rungen stellen könne. Die Bundesregierung stimmt die-
sem Vorschlag in ihrer Gegenäußerung (BT-Drs. 
15/5213) zu. Da die RegTP bei dieser Regelung nach wie 
vor Formvorschriften machen kann, bestünde der unge-
rechtfertigte Eingriff in die Privatautonomie der Unter-
nehmen nach wie vor. Die o.g. Bedenken werden daher 
nicht ausgeräumt. Die Forderung des Bundesrates ist 
mithin abzulehnen. 
Darüber hinaus fordert der Bundesrat (vgl. BR-Drs. 
92/05 (Beschluss), Ziffer 8), in § 45 e Abs. 1 die Ver-
pflichtung aufzunehmen, dem Endnutzer in Fällen, in de-
nen wegen der Art der Leistung grundsätzlich keine 
Rechnung erteilt wird, dem Endnutzer auf dessen Ver-
langen einen Einzelverbindungsnachweis in elektroni-
scher Form zur Verfügung zu stellen.  
Diese Ausweitung der Verpflichtung zur Erteilung eines 
EVN auch auf das Angebot von Prepaid-Produkten ist 
abzulehnen. Ausweislich der Begründung des Regie-
rungsentwurfes soll in diesen Fällen gerade keine Bela-
stung der Unternehmen erfolgen. Eine Verhältnismäßig-
keitsprüfung kann zu keinem anderen Ergebnis kommen. 
Zunächst ist auf den erhöhten Aufwand der betroffenen 
Unternehmen hinzuweisen, die Datensätze generieren 
müssten, die für Abrechnungszwecke gerade nicht erfor-
derlich sind. Der finanzielle Aufwand, der auf die Unter-
nehmen allein für die Erstimplementierung zukommt, 
bewegt sich branchenweit im hohen zweistelligen Mil-
lionenbereich. Die laufenden jährlichen Kosten sind 
hierbei noch nicht berücksichtigt. Diesen Belastungen 
der Unternehmen steht kein ersichtlicher Vorteil für Ver-
braucher gegenüber. Denn gerade bei vorausbezahlten 
Produkten, die von der Regelung in erster Linie betroffen 
wären, ist das finanzielle Risiko für den Verbraucher 
überschaubar. Die Möglichkeit, ggf. nicht nachvollzieh-
bare Abbuchungen überprüfen zu können, besteht für den 
Endnutzer bereits über die Regelung des geltenden § 16 
TKV bzw. des geplanten § 45 i Abs. 1 TKG-ÄndG. Die 
vorgesehene Ausweitung bedeutet somit eine nicht ge-
rechtfertigte Belastung der Telekommunikationsanbieter. 
Die Bundesregierung lehnt diesen Vorschlag in ihrer 
Gegenäußerung (BT-Drs. 15/5213) unter Verweis auf die 
Unverhältnismäßigkeit ebenfalls ab.  
Auf keinen Fall darf aus der Erwähnung der elektroni-
schen Form geschlussfolgert werden, dass in den übrigen 
Fällen, in denen üblicher Weise eine Rechnung erteilt 
wird, der Einzelverbindungsnachweis in Schriftform zu 
erteilen ist. Die Entscheidung, in welcher Form der obli-
gatorische Einzelverbindungsnachweis zu erstellen ist, 
muss aus den genannten Gründen bei den Unternehmen 
verbleiben. Diese Forderung des Bundesrates ist eben-
falls abzulehnen. 
Forderungen: 

 Ergänzung des Abs. 1 Satz 1: „Der Endnutzer kann 
von dem Anbieter von Telekommunikationsdiensten 

für die Öffentlichkeit jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft eine nach Einzelverbindungen aufgeschlüs-
selte Rechnung (Einzelverbindungsnachweis) für 
Sprachverbindungen verlangen, die zumindest die 
Angaben enthält, die für eine Nachprüfung der Teil-
beträge der Rechnung erforderlich sind.“ 

 Streichung des § 45 e Abs. 2.  

 Ablehnung der Forderung des Bundesrates, obligato-
rische Einzelverbindungsnachweise in elektronischer 
Form in Fällen, in denen üblicher Weise keine Rech-
nung erteilt wird, zur Verfügung zu erteilen. 

 Ablehnung der Forderung des Bundesrates, der 
RegTP die Möglichkeit zur Vorgabe von Formvor-
schriften bei Einzelverbindungsnachweisen einzu-
räumen.  

Zu § 45 f – Vorausbezahlte Leistung 
§ 45 f normiert einen Anspruch des Kunden, auf Voraus-
zahlungsbasis Zugang zum öffentlichen Telefonnetz zu 
erhalten.  
Nach dem Wortlaut können Festnetzkunden einen An-
spruch auf Zugang zum öffentlichen Telefonnetz auf 
Vorauszahlungsbasis (Prepaid) herleiten. Dies ist zu 
weitgehend – zum einen aus Verhältnismäßigkeitsgrün-
den, zum anderen aufgrund europarechtlicher Vorgaben.  
Ein etwaiger Anspruch der Kunden im Festnetzbereich 
dürfte bereits dadurch erfüllt sein, dass es eine flächen-
deckende Versorgung mit Telefonzellen gibt. Hierdurch 
erhält jeder die Möglichkeit, auf Vorauszahlungsbasis an 
einem festen Standort zu telefonieren. Darüber hinaus 
existiert das Angebot von Telefon- bzw. „Calling-
Karten“, was in der Begründung als Beispiel für Voraus-
zahlungsbasis genannt wird. In der Begründung wird 
zwar ausgeführt, dass der Anspruch des Kunden durch 
das Angebot von Prepaid-Produkten im Mobilfunkbe-
reich und von Calling-Karten im Festnetzbereich erfüllt 
wird und dass es ausreichend ist, wenn jeweils ein Vor-
auszahlungsprodukt am Markt angeboten wird. Dies 
muss aber aufgrund der weitreichenden Auswirkungen, 
die die Auslegung des Gesetzestextes zulässt (Verpflich-
tung zur Einführung entsprechender Produkte, ohne dass 
hierfür eine Nachfrage am Markt besteht) aus dem Ge-
setzeswortlaut selbst hervor gehen. 

Die Regelung geht im übrigen über die europarechtlichen 
Anforderungen hinaus, da Anhang 1 c) URL nur vor-
sieht, dass die Regulierungsbehörde Vorauszahlungs-
möglichkeiten verpflichtend gegenüber benannten Unter-
nehmen vorschreiben kann. Sämtliche Anbieter zu ver-
pflichten, auf Kundenwunsch Prepaid-Produkte anzubie-
ten, steht dazu im Widerspruch. 

Schließlich birgt die in § 45 f Satz 2 vorgesehene Mög-
lichkeit der RegTP zur Festlegung der Einzelheiten durch 
Verfügung im Amtsblatt die Gefahr der Rechtsunsicher-
heit, da nicht klar ist, ob und bei Vorliegen welcher Vor-
aussetzungen die RegTP Einzelheiten fest legt. Zur Ver-
meidung dessen ist hier eine Verpflichtung des Regulie-
rers aufzunehmen. 

Der Bundesrat fordert ebenfalls eine Klarstellung im 
Gesetzestext dahin gehend, dass der Endnutzer keine An-
sprüche auf Prepaid-Produkte herleiten kann, wenn sol-
che bereits am Markt verfügbar sind (vgl. Stellungnahme 
vom 18.03.2005, BR-Drs. 92/05 (Beschluss), Ziffer 10). 
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Forderungen:  
 Ergänzung des § 45 f Satz 1: „Der Endnutzer kann 

verlangen, auf Vorauszahlungsbasis Zugang zum öf-
fentlichen Telefonnetz zu erhalten oder öffentlich zu-
gängliche Telefondienste in Anspruch nehmen zu 
können, sofern kein Vorauszahlungsprodukt am 
Markt angeboten wird.“ 

 Änderung des § 45 f Satz 2: "Die Einzelheiten legt 
die Regulierungsbehörde durch Verfügung im Amts-
blatt fest." 

Zu 45 h – Rechnungsinhalt, Teilzahlungen 
§ 45 h Abs. 1 trifft Regelungen über den Inhalt und den 
Umfang der Rechnung. 
In Abs. 1 Satz 1 erscheint aus Sicht des VATM eine 
Klarstellung erforderlich, dass keine Verpflichtung des 
rechnungsstellenden Netzbetreibers / Diensteanbieters 
besteht, alle einzelnen Inhalteanbieter auf der Rechnung 
auszuweisen. Eine entsprechende Verpflichtung böte 
keinen zusätzlichen Verbraucherschutz. Im Gegenteil: 
Der Umfang einer Rechnung würde zu Lasten der Trans-
parenz erheblich ansteigen, wodurch Kosten entstehen, 
die wiederum auf die Verbraucher umgelegt werden 
müssten. Die für den Verbraucher erforderliche Transpa-
renz wird bereits heute durch die Datenbanken bei der 
RegTP sowie den Mobilfunknetzbetreibern und -
diensteanbietern, in denen die Inhalteanbieter aufgeführt 
sind, in angemessenem Umfang gewährleistet.  

Darüber hinaus ist in Abs. 1 Satz 1 die Verpflichtung zur 
Angabe kostenfreier Kundendiensttelefonnummern zu 
streichen. Hierdurch würde die TK-Branche gegenüber 
anderen Wirtschaftszweigen, in denen es keine Ver-
pflichtung gibt, kostenfreie Servicenummern vorzuhal-
ten, diskriminiert. Eine sachliche Rechtfertigung ist hier-
für nicht ersichtlich. Die Bereitstellung kostenfreier Ruf-
nummern ist vielmehr wiederum ein zusätzliches Wett-
bewerbsmerkmal, das vom Markt und nicht durch staatli-
che Regulierung angeboten werden muss. 
Forderungen: 

 Ersetzung der Worte „Anbieter von Netzdienstlei-
stungen“ in Satz 1 durch „Anbieter von Telekommu-
nikationsnetzen i.S.d. § 3 Nr. 27 TKG“. 

 Streichung des Wortes „kostenfreien“ in Satz 1. 
Zur grundsätzlichen Frage des Kundenanspruchs auf ein-
heitliche Rechnungsstellung behält sich der VATM einen 
Änderungsvorschlag vor. 

Vor dem Hintergrund der Bestimmungen des Rechtsbera-
tungsgesetzes bzw. seines Nachfolgegesetzes (Entwurf 
zum Rechtsdienstleistungsgesetz), die  jeweils Sonderre-
gelungen für den Forderungseinzug und den Forderungs-
ankauf vorsehen, erscheint es aus Sicht des VATM sinn-
voll, eine weitergehende Klarstellung in § 45 h aufzu-
nehmen, um den Erfordernissen innovativer Micropay-
ment-Modelle im TK-Bereich Rechnung tragen zu kön-
nen. 

Forderung: 

 Einfügung eines neuen Satzes am Ende von § 45 h 
Abs. 1: "Regelungen des Rechtsberatungsgesetzes 
oder seines Nachfolgegesetzes zur Erlaubnispflich-
tigkeit des Forderungseinzugs und des Forderungsan-
kaufs gelten nicht im Zusammenhang mit dem Ein-

zug oder dem Ankauf geringfügiger Forderungen 
fremder Anbieter, die über die Telefonrechnung ab-
gerechnet werden."  

In § 45 h Abs. 3 ist klar zu stellen, dass die Einwendun-
gen gegen einzelne in der Rechnung gestellte Forderun-
gen beim jeweiligen Anbieter zu erheben sind. 
Forderung: 

 Ergänzung des § 45 h Abs. 3: „Das rechnungsstellen-
de Unternehmen muss den Rechnungsempfänger dar-
auf hinweisen, dass dieser berechtigt ist, begründete 
Einwendungen gegen einzelne in der Rechnung ge-
stellte Forderungen beim jeweiligen Anbieter zu er-
heben“. 

Annex zu 45 h: Rechnungserstellung bei Preselection 
(„Reverse Billing“) 
Gegenwärtig erhält ein Preselection-Kunde zum Teil 
zwei Rechnungen: von der DTAG über den Telefonan-
schluss sowie die Sonderrufnummern und von seinem 
ausgewählten Verbindungsnetzbetreiber über die Verbin-
dungsleistungen. Im Interesse des Verbraucherschutzes 
sollte in § 45 h die Möglichkeit für den Verbindungs-
netzbetreiber aufgenommen werden, dem Kunden nur ei-
ne Rechnung zu erteilen, auf der dann auch die Entgelte 
für Leistungen des Teilnehmernetzbetreibers aufgeführt 
sind und der Verbindungsnetzbetreiber miteinbezogen 
würde.  
Die Ausübung dieser Option des Kunden gegenüber 
dem Teilnehmernetzbetreiber setzt voraus, dass der 
Kunde diese einheitliche Rechnungsstellung mit seinem 
Verbindungsnetzbetreiber vereinbart hat. Dies beinhaltet 
wiederum, dass der Teilnehmernetzbetreiber die einheit-
liche Rechnungsstellung durch den Verbindungsnetz-
betreiber ermöglichen muss, was zur Klarstellung eben-
falls in den Gesetzesstext aufgenommen werden müsste. 
Auf der Rechnung des voreingestellten Verbindungs-
netzbetreibers würden auch die Leistungen der sonstigen 
ausgewählten Netzbetreiber aufgenommen werden, so 
dass der voreingestellte Verbindungsnetzbetreiber die 
Rechnung zu den gleichen Bedingungen erstellen würde 
wie zuvor der Teilnehmernetzbetreiber. Zivilrechtlich 
handelt es sich dabei auch nicht – wie bislang teilweise 
diskutiert wurde – um eine zwangsweise Forderungs-
abtretung, sondern um ein Inkasso von TNB-Forde-
rungen (namentlich der Grundgebühr) durch den VNB 
als Preselectionanbieter, also um eine Verfahrensweise, 
die im Markt bereits im Rahmen von Fakturierungs- und 
Inkassovereinbarungen (F&I) praktiziert wird. Insoweit 
bedarf es keiner Forderungsabtretung, da der Preselec-
tionanbieter fakturieren und inkassieren soll, also eine 
fremde Forderung in Rechnung stellt und einzieht. Es ist 
genau das, was heute bereits bei der Call-by-Call-
Abrechnung über die DTAG erfolgt, nur im umgekehr-
ten Verhältnis. 
Forderung: 

 Erweiterung des § 45 h um folgende Regelung: „So-
fern der Kunde eine einheitliche Rechnungsstellung 
mit seinem im Wege der Betreiberauswahl ausge-
wählten Anbieter von Netzdienstleistungen verein-
bart, wird der Anbieter des Netzzugangs nach § 45 d 
diesem den Ausweis der bisher von dem Anbieter des 
Netzzugangs in Rechnung gestellten Leistungen in 
einer Rechnung ermöglichen. Die Rechnung muss 
den Anforderungen des Abs. 1 entsprechen.“ 
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Annex zu § 45 h: Einheitliche Fakturierung von 
Mehrwertdiensten  
Der derzeitige Gesetzentwurf sieht keine Berechtigung 
des Verbindungsnetzbetreibers zur Fakturierung und In-
kassierung telekommunikationsgestützter Dienste vor. 
Dieses Manko führt in der Praxis zu erheblichen Proble-
men, die das Geschäftsmodell Mehrwertdienste gefähr-
den. Eine entsprechende gesetzliche Normierung ist da-
her aus folgenden Erwägungen erforderlich. 

In Gerichtsprozessen unterliegen insbesondere die alter-
nativen VNB/SP derzeit in einer Vielzahl von Fällen, da 
die Gerichte die Rechtsauffassung vertreten, der Netz-
betreiber – insbesondere der VNB – sei für telekommu-
nikationsgestützte Leistungen im Sinne von § 3 Nr. 25 
TKG nicht aktivlegitimiert. Diese Praxis läuft sowohl 
dem Grundsatzurteil des BGH über Mehrwertdienste 
(BGH III ZR 05/01) als auch dem Willen des Gesetzge-
bers zuwider, der telekommunikationsgestützte Dienst-
leistungen – mithin Mehrwertdienste – im TKG normiert 
hat, um eine Sicherstellung dieses Vermarktungskanals 
zu gewährleisten.  

Die Urteile führen zur Klageabweisung an, der VNB sei 
in Bezug auf Mehrwertdienste bzw. telekommunikati-
onsgestützte Dienstleistungen nicht berechtigt, die über 
das TK-Entgelt hinausgehenden Leistungen mit zu inkas-
sieren, da die Leistung des jeweiligen Inhalteanbieters 
zwar über das Verbindungsnetz in Anspruch genommen 
worden sei, der Vertragsschluss indessen ausschließlich 
zwischen dem Anrufer und dem Inhalteanbieter zustande 
komme. Teilweise stützen sich die Gerichte auch darauf, 
dass zwar der TNB zur Beitreibung entsprechender 
Dienstleistungen berechtigt sei, nicht aber der VNB (AG 
Charlottenburg MMR 2004, 705).  

Die Wertungen der Gerichte laufen zunächst dem 
Grundsatzurteil des BGH über Mehrwertdienste (a.a.O.) 
zuwider, der zu 0190-Verbindungen insoweit ausführt:  

„Im Interesse der Erhaltung der „Marktgängigkeit“ 
kostenpflichtiger Sprachkommunikationsdienstlei-
stungen, die nicht zuletzt im Interesse der Kunden 
liegt, sind nach § 15 Abs. 1 der Telekommunikations-
Kundenschutzverordnung vom 11. Dezember 1997 
(BGBl. S. 2910) bei der Inanspruchnahme von Tele-
kommunikationsdienstleistungen anderer Unterneh-
men alle kostenpflichtigen Dienstleistungen ... in ei-
ner Rechnung zusammenzufassen, ohne dass es er-
forderlich ist, die auf die verschiedenen Dienstlei-
stungen entfallenden Entgeltanteile gesondert auszu-
weisen. Es genügt die Angabe des Gesamtentgeltes. 
Zwar erfasst der Wortlaut der Bestimmung nicht aus-
drücklich (auch) Telefonmehrwertdienste. Eine da-
hingehende Auslegung ist jedoch naheliegend und 
steht im Einklang mit den vorläufigen Regeln der 
Regulierungsbehörde sowie der Rechtsauffassung der 
Beschlusskammer 3 der RegTP – vgl. MMR 2000, 
298, 308f.“  

Darüber hinaus läuft die Praxis dem Willen des TKG-
Gesetzgebers zuwider, der mit der Definition gem. § 3 
Nr. 25 TKG (Leistungen, die keinen räumlich und zeit-
lich trennbaren Leistungsfluss auslösen, sondern bei de-
nen die Inhaltsleistung noch während der Telekommuni-
kationsverbindung erbracht) die Grundlage für die einfa-
che Fakturierung und Abrechnung von Dienstleistungen 
über Mehrwertdiensterufnummern geschaffen hat. Die 

Definition umfasst die Möglichkeit, diese Dienstleistun-
gen ohne weitere rechtliche Erfordernisse über die Rech-
nung des TK-Unternehmens fakturieren und - falls not-
wendig - inkassieren zu können. Daneben führt sie zu ei-
ner vereinfachten umsatzsteuerrechtlichen Behandlung, 
da die Umsatzsteuer für die gesamte Leistung erhoben 
und abgeführt werden kann. Der Gesetzgeber hat auf die-
sem Wege die Voraussetzung geschaffen, um die Funk-
tionalität und den Erfolg des Geschäftsmodells Mehr-
wertdienste zu sichern. Das erfolgreiche Vermarktungs-
modell droht nunmehr trotz der Aufnahme in das TKG 
zu scheitern, da der Gesetzgeber „auf halbem Weg stehen 
bleibt“ und keine Normierung in Bezug auf die Fakturie-
rungsberechtigung der TK-Unternehmen in das Gesetz 
aufnehmen möchte. Durch diese fehlende Berechtigung 
zur Geltendmachung der gesamten Forderung, welche 
einem telekommunikationsgestützten Dienst seit jeher 
immanent ist (bzw. war), kann das Vermarktungsmodell 
der Mehrwertdienste zukünftig nicht mehr aufrecht erhal-
ten werden, da die Einzugsberechtigung der TK-
Unternehmen zunehmend in Zweifel gezogen wird.  

Im einzelnen ergäben sich folgende Konsequenzen: Zu-
nächst bedürften die Telekommunikationsunternehmen 
einer Inkassolizenz, um die Leistungen der Serviceprovi-
der beizutreiben. Darüber hinaus bestünde eine unsachli-
che Ungleichbehandlung alternativer TNB bzw. VNB im 
Verhältnis zur DTAG. Während die DTAG über § 21 
Abs. 2 Nr. 7a) TKG berechtigt ist, telekommunikations-
gestützte Dienste einheitlich gegenüber ihren Endnutzern 
zu fakturieren, ist eine vergleichbare Vorschrift in § 18 
TKG nicht vorgesehen. Für die einheitliche Fakturierung 
durch alternative TNB bzw. VNB gibt es folglich keine 
rechtliche Grundlage im TKG, wofür keine sachliche 
Rechtfertigung ersichtlich ist.  
Ferner wäre die Notwendigkeit einer vorherigen Abtre-
tungserklärung für Dienste nach § 3 Nr. 25 TKG davon 
abhängig, nach welchem Abrechnungsmodell Mehrwert-
dienste abgerechnet werden. Eine Abtretungserklärung 
wäre nur für Dienste, die im Offline-Billing abgerechnet 
werden, erforderlich. Für den Kunden wird dies jedoch in 
keiner Weise transparent, was im Endeffekt zu einer un-
nötigen Verwirrung seinerseits führen würde. Dies hätte 
wiederum zur Folge, dass das TK-Unternehmen zu jeder 
Zeit des Verfahrens eine Abtretungserklärung in Bezug 
auf jede generierte Verbindung vorlegen müsste, wenn 
der Endnutzer darauf verweist, das TK-Unternehmen sei 
zur Fakturierung bzw. Inkassierung der jeweiligen Forde-
rung nicht berechtigt. Damit müssten ggf. die Verträge 
mit den Contentprovidern offen gelegt werden, da sich 
das Recht und die Obliegenheit zur Beitreibung der in-
haltlichen Forderung ausschließlich aus der vertraglichen 
Beziehung zwischen TK-Unternehmen und Inhalteanbie-
tern ergibt. Eine Globalzession des Contentproviders 
wird seitens der Amtsgerichte weitestgehend nicht für 
ausreichend erachtet, so dass jedes TK-Unternehmen in 
Bezug auf die betreffenden Forderungen nochmals eine 
gesonderte Abtretungserklärung des Contentproviders 
vorlegen muss. Ein solcher administrativer Mehraufwand 
lässt sich im Rahmen eines Massenverfahrens kaum 
rechtfertigen und führt zu erheblichen Mehrkosten.  

Schließlich droht ohne eine gesetzliche Normierung der 
Beitreibungsberechtigung des TK-Unternehmens für te-
lekommunikationsgestützte Dienste die Gefahr, dass die 
Umsatzsteuern für die entsprechenden Leistungen nicht 
mehr über die Branchenlösung durch den TNB abgeführt 
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werden können (Regelfall seit Einführung der Dienste), 
sondern durch den entsprechenden Inhalteanbieter. Dies 
müsste zu einer Trennung der einzelnen Dienstleistungs-
bestandteile führen, um die Umsatzsteuer für diese ge-
trennt abführen zu können. Abgesehen von Abgren-
zungsschwierigkeiten in Bezug auf die Dienstleistungs-
bestandteile wäre hierfür die Implementierung entspre-
chender Systemabläufe erforderlich, da sich diese Pro-
zesse nicht in derzeit bestehende Billingstrukturen ein-
gliedern lassen.  

Abschließend ist auf die teilweise vorgetragene Argu-
mentation einzugehen, wonach eine Berechtigung des 
TK-Unternehmens zum Einzug von Dienstleistungen zu 
einem erhöhten Missbrauchspotenzial führe. Angesichts 
der Tatsache, dass diese Praxis bereits seit mehreren Jah-
ren von den TK-Unternehmen angewendet wird und die 
Fakturierungslegitimation bis vor wenigen Monaten von 
keinem Gericht angezweifelt wurde, dürfte diese Be-
fürchtung unzutreffend sein. Die Berechtigung zum Ein-
zug führt schließlich wegen der in § 45 h Abs. 3 TKG 
vorgesehenen Verpflichtung, den Endnutzer auf sein 
Einwendungsrecht hinzuweisen, auch nicht zu einem 
Einwendungsverlust des Kunden gegenüber dem TK-
Unternehmen. Die Regelung soll lediglich der Klarstel-
lung dienen, dass der TK-Anbieter zum Einzug der For-
derungen berechtigt ist. Es handelt sich hierbei nicht um 
einen gesetzlichen Forderungsübergang (cessio legis), 
wobei auch in diesem Falle die Einwendungen des 
Endnutzers gem. § 404 BGB erhalten blieben. 
Vor diesem Hintergrund regt der VATM an, die Berech-
tigung zur einheitlichen Beitreibung im Rahmen der 
Nachfolgevorschrift zu § 15 TKV a.F. nochmals aus-
drücklich dahingehend zu regeln, dass Telekommunika-
tionsunternehmen, welche gegenüber Endnutzern tele-
kommunikationsgestützte Dienstleistungen anbieten, be-
rechtigt sind, diese auch zu fakturieren und gegebenen-
falls gerichtlich zu verfolgen.  

Forderung: 
 Schaffung einer neuen Regelung mit folgendem 

Wortlaut: „Der die Leistung erbringende Telekom-
munikationsanbieter für die Öffentlichkeit ist berech-
tigt, die Leistungen i.S.d. § 3 Nr. 25 TKG in dem dort 
genannten Umfang gegenüber dem Endnutzer geltend 
zu machen, soweit nicht der die Leistung erbringende 
Telekommunikationsanbieter für die Öffentlichkeit 
mit dem Anbieter der inhaltlichen Leistung i.S.d. § 3 
Nr. 25 TKG eine anderslautende Vereinbarung abge-
schlossen hat. Die Geltendmachung durch den Ver-
bindungsnetzbetreiber ist ausgeschlossen, soweit die 
Beitreibung in diesem Zeitpunkt durch den Teilneh-
mernetzbetreiber des Endnutzers nach § 45 h erfolgt.“ 

Zu § 45 k – Sperre  
§ 45 k regelt die Sperrmöglichkeit durch den Anbieter. 
Der Anwendungsbereich ist auf herkömmliche öffentlich 
zugängliche Telefondienste zu beschränken, da es an ei-
ner Rechtfertigung für die Einschränkung der Rechte der 
Anbieter zur Leistungsverweigerung in Bezug auf DSL- 
und Mobilfunk-Produkte fehlt. Ein sozial besonders 
schützenswertes Interesse an der Bereitstellung einer 
Grundversorgung bleibt auf den klassischen Festnetz-
Telefonanschluss beschränkt.  
Der Bundesrat greift dies in seiner Stellungnahme vom 
18.03.2005 (vgl. BR-Drs. 92/05 (Beschluss), Ziffer 14) 

auf und verlangt, die Einschränkung der allgemeinen zi-
vilrechtlichen Regelungen des § 45 k zu Lasten der Un-
ternehmen auf die in § 78 Abs. 2 Nr. 1 TKG als Univer-
saldienst genannten Dienste zu beschränken. Zur Be-
gründung heißt es, dass eine Abweichung von den allge-
meinen zivilrechtlichen Vorschriften einer besonderen 
Begründung bedarf. Die Bundesregierung stimmt in ih-
rer Gegenäußerung (BT-Drs. 15/5213) einer Beschrän-
kung des Adressatenkreises grundsätzlich zu, will diese 
jedoch auf alle „Anbieter öffentlich zugänglicher Tele-
fondienste“ und nicht nur auf Universaldiensterbringer 
im engeren Sinne beziehen. Eine entsprechende Geset-
zesformulierung wird für das weitere Gesetzgebungsver-
fahren zugesagt. Der VATM behält sich eine weitere 
Kommentierung des zu erwartenden Vorschlages der 
Bundesregierung vor.  

Darüber hinaus wurden entgegen der Begründung, nach 
der die Vorschrift im Wesentlichen § 19 der geltenden 
TKV entspreche, in § 45 k Erschwernisse für die betrof-
fenen Unternehmen eingeführt. Der Endnutzer hat gem. § 
45 k Abs. 2 lediglich eine schlüssige statt eine (auch ma-
teriellrechtlich) begründete Beanstandung vorzutragen, 
was beispielsweise bereits durch die Behauptung, der 
Endnutzer sei zu dem fraglichen Zeitpunkt im Urlaub 
gewesen, erfüllt wird. Hiermit wird die Sperrmöglichkeit 
für die bereits in Vorleistung getretenen Unternehmen er-
schwert, da faktisch eine Sperre und damit auch kein 
Schutz vor weiteren finanziellen Verlusten unmöglich 
wird. Abgewehrt werden kann dies seitens der Unter-
nehmen nur, wenn der Endnutzer zuvor zur vorläufigen 
Zahlung eines Durchschnittsbetrages aufgefordert wurde, 
was nach unseren Kenntnissen zunächst die Anwendung 
technisch aufwändiger und damit kostenintensiver Pro-
zesse erfordert. Daneben ist die vorgesehene Zahlungs-
frist für den Endnutzer von zwei Wochen ab Aufforde-
rung zur Zahlung eine weitere zeitliche Verzögerung, in 
der der Anbieter gehindert ist, die Sperre vorzunehmen. 
Besondere Gründe sind für diese Änderung zu Lasten der 
Anbieter jedoch nicht ersichtlich. Insbesondere ist die 
Ungleichbehandlung zu vergleichbaren Sachverhalten in 
anderen Branchen nicht gerechtfertigt. Energieversorger 
beispielsweise sind zur Einstellung der Elektrizitäts- oder 
Gasversorgung bei Zahlungsverzug des Kunden berech-
tigt, wenn der Kunde gemahnt und ihm die Versorgungs-
einstellung zwei Wochen vorher angedroht wurde (vgl. § 
33 AVBEltV bzw. § 33 AVBGasV). Insoweit sprechen 
wir uns für eine Rückführung bzw. Beibehaltung auf die 
Fassung des § 19 TKV aus.  

Forderungen: 

 Änderung des § 45 k Abs. 1 Satz 1: „Der Anbieter 
von öffentlich zugänglichen Telefondiensten darf 
an festen Standorten zu erbringende Leistungen 
an einen Endnutzer unbeschadet anderer gesetzli-
cher Vorschriften nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 
und nach § 45 o Satz 3 ganz oder teilweise verwei-
gern (Sperre) ...“. 

 Beibehaltung der Fassung des geltenden § 19 TKV. 

Zu § 45 l – Kurzwahldienste 

§ 45 l enthält Regelungen für das Angebot von Kurz-
wahldiensten. Da sich diese eindeutig auf Kurzwahlda-
tendienste beziehen, sollte dies entsprechend klar gestellt 
werden, indem das Wort „Kurzwahldienste“ jeweils 
durch das Wort „Kurzwahldatendienste“ ersetzt wird.  
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In § 45 l Abs. 1 ist ein Anspruch des Endnutzers auf Er-
halt eines kostenlosen Hinweises normiert, wenn im je-
weiligen Kalendermonat eine Summe von zwanzig Euro 
überschritten wird (sog. „Bill-Warning“).  

Die Einführung derartiger Informationsmechanismen ist 
grundsätzlich sinnvoll. Allerdings muss der Betrag, ab 
dem eine entsprechende Bill-Warning-Verpflichtung be-
steht, dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz entsprechen. 
Dies ist bei einer Summe von zwanzig Euro nicht der 
Fall. Der Betrag ist insbesondere bei zukunftsträchtigen 
und höherwertigen Diensten im UMTS-Bereich schnell 
erreicht und würde eine Reihe von Geschäftsmodellen in 
unnötiger Weise belasten. Um hier Eingriffe in die Un-
ternehmensfreiheit zu verhindern, muss die Grenze ent-
sprechend erhöht werden. Denkbar ist beispielsweise ein 
Betrag von fünfzig Euro.  
Darüber hinaus ist klar zu stellen, dass der Hinweis sei-
tens des jeweiligen Diensteanbieters zu erteilen ist, so-
bald die Summe für den von ihm angebotenen Dienst er-
reicht ist. Diese Präzisierung ist erforderlich, weil sich 
die Kenntnis des Diensteanbieters nur auf die Beträge 
bezieht, die der Kunde (je Teilnehmerrufnummer) pro 
vom Diensteanbieter angebotenen Dienst verbraucht hat. 
Eine unverzügliche Addition der Beträge, die der Kunde 
bei verschiedenen Diensten eines Diensteanbieters ver-
braucht hat, ist derzeit nicht möglich. Eine Aufsummie-
rung der Beträge je Diensteanbieter böte für den Kunden 
auch keinen höheren Schutz, da er die Möglichkeit hat, 
Dienste auch bei verschiedenen Diensteanbietern zu bu-
chen. In diesem Verhältnis erfolgt jedoch ebenfalls keine 
Aufsummierung, da die Diensteanbieter keine Kenntnis 
darüber haben, welche Summen ein Kunde bei jeweils 
anderen Diensteanbietern erreicht hat. Diesen Überblick 
muss sich der Kunde letztlich auch selbst verschaffen. 
Die Summe ist daher im Rahmen der tatsächlichen Mög-
lichkeiten auf jeden einzelnen Dienst je Teilnehmerruf-
nummer zu beschränken.  
Die Kritik an der Höhe des Betrages von zwanzig Euro 
greift der Bundesrat in seiner Stellungnahme vom 
18.03.2005 (vgl. BR-Drs. 92/05 (Beschluss), Ziffer 23 c) 
auf und plädiert für die Aufnahme der Möglichkeit, dass 
die RegTP die Grenze für den Warnhinweis der allge-
meinen Entwicklung der Preise oder des Marktes anpas-
sen können muss. Dieser Vorschlag kann die Unverhält-
nismäßigkeit der Summe von zwanzig Euro jedoch nicht 
beseitigen und ist daher aus Sicht des VATM nicht unter-
stützensfähig. Eine Erhöhung auf fünfzig Euro ist aus 
den o.g. Gründen nach wie vor geboten.  
Der Bundesrat fordert weiterhin eine zusätzliche, obli-
gatorische Warn-SMS bei Überschreiten eines Betrages 
von fünfzig Euro bei Dauerschuldverhältnisse für Kurz-
wahldienste (vgl. Stellungnahme vom 18.03.2005, BR-
Drs. 92/05 (Beschluss), Ziffer 22). Eine derartige zusätz-
liche Verpflichtung ist abzulehnen, da hiermit keinerlei 
Vorteile für den Verbraucher verbunden sind, während 
den Unternehmen eine weitere Belastung auferlegt wird. 
Der Schutzzweck der Maßnahme ist bereits erreicht, 
wenn der Endnutzer bei Erreichen des Betrages von 
zwanzig Euro informiert wird, so dass einer weiteren 
(überflüssigen) Warnung der Charakter einer Belästigung 
zukommt. Durch die geforderte Regelung würde somit 
SMS-Spam gesetzlich normiert, was Verbraucherschutz-
interessen zuwider läuft und insbesondere dem Leitbild 
eines verständigen Verbrauchers keinesfalls gerecht wird. 
Die Bundesregierung lehnt diese Forderung in ihrer Ge-

genäußerung (BT-Drs. 15/5213) ebenfalls wegen ihres 
Charakters einer staatlichen Bevormundung ab. 
Weiterhin weist der Bundesrat in seiner Stellungnahme 
vom 18.03.2005 (vgl. BR-Drs. 92/05 (Beschluss), Ziffer 
23 a) richtiger Weise darauf hin, dass der Anbieter seiner 
Verpflichtung aus § 45 l Abs. 1 Satz 1 mit dem Absenden 
des Hinweises nachgekommen ist und nicht für den Zu-
gang des Hinweises einstehen muss, da dies außerhalb 
seines Verantwortungsbereiches liegt. Zudem fordert der 
Bundesrat (vgl. BR-Drs. 92/05 (Beschluss), Ziffer 23 b) 
klarzustellen, dass der Hinweis „unverzüglich“ zu ertei-
len ist. Dies ist sachgerecht, da zur Gewährleistung einer 
sofortigen Absendung eine Echtzeit-Kontoführung erfor-
derlich wäre (sog. Hotbilling), was bei Postpaid-Diensten 
in den installierten Systemen technisch nicht möglich ist. 
Die Nutzungsdaten werden, anders als bei Prepaid-
Diensten, zeitlich verzögert im Rechnungssystem verar-
beitet. Die Bundesregierung nimmt beide Forderungen 
in ihrer Gegenäußerung (BT-Drs. 15/5213) auf und 
schlägt einen weiteren Satz in Absatz 1 vor, wonach der 
Anbieter nur zur unverzüglichen Absendung des Hinwei-
ses verpflichtet ist. Der VATM unterstützt diese Klarstel-
lung im Gesetzestext. 
§ 45 l Abs. 2 enthält ein pauschales, jederzeitiges Kündi-
gungsrecht der Endnutzer, das sowohl gegenüber dem 
Diensteanbieter als auch gegenüber dem Netzbetreiber 
ausgeübt werden kann. Das pauschale jederzeitige Kün-
digungsrecht ist in den Fällen nahezu unmöglich zu ge-
währleisten, in denen einmalig vorausbezahlte Abo-
Dienste betroffen sind (wie z.B. Bundesliga-Info-Dienste 
für die laufende Saison), da in diesen Fällen Teilrückzah-
lungen ausgelöst würden, die technisch nicht bzw. nur 
nach erheblichen Systeminvestitionen abbildbar sind. 
Darüber hinaus besteht die Gefahr der missbräuchlichen 
Auslösung der Rückzahlungen. Im Endeffekt hätte dies 
zur Folge, dass die Dienste nicht mehr am Markt angebo-
ten werden könnten, was nicht hinnehmbar ist. In Fällen, 
in denen ein jederzeitiges Kündigungsrecht sinnvoll ist, 
wird es bereits am Markt angeboten. Es ist daher im Ge-
setzestext eine entsprechende Differenzierung vorzu-
nehmen. 
Diesen Regelungsbedarf erkennt der Bundesrat und for-
dert in seiner Stellungnahme vom 18.03.2005 (vgl. BR-
Drs. 92/05 (Beschluss), Ziffer 23 d) die Aufnahme einer 
Regelung, mit der die Rückzahlung bereits angefallener 
oder geleisteter Beträge ausgeschlossen werden kann. 
Die in § 45 l Abs. 2 Satz 2 vorgesehene Möglichkeit, 
Kündigungen auch gegenüber dem Netzbetreiber vorzu-
sehen, ist nicht zielführend. Zum einen würde hiermit ei-
ne ungerechtfertigte, negativ abweichende Sonderrege-
lung für den TK-Sektor geschaffen. Da der Netzbetreiber 
nicht der Anbieter der zu kündigenden Leistung ist, ist 
die Ausübung eines Kündigungsrechtes gegenüber dem 
Netzbetreiber aus Beweisgründen nicht praktikabel. Zu-
dem wäre die Abwicklung der Kündigungen sowie die 
Schaffung entsprechender Schnittstellen zu jedem rele-
vanten Inhalteanbieter für den Netzanbieter dauerhaft mit 
einem unverhältnismäßig hohem finanziellen Aufwand 
verbunden. Schließlich ist dies aber auch nicht erforder-
lich, da die Kündigung für den Kunden gem. Abs. 3 im 
Vergleich zu sonst üblichen Bestimmungen äußerst be-
quem und einfach gegenüber seinem Vertragspartner 
durchzuführen ist (in der Regel per SMS ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist). Abs. 2 Satz 2 ist zu streichen. Die 
Bundesregierung nimmt diese Forderung in ihrer Ge-
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genäußerung (BT-Drs. 15/5213) auf. Adressat der Kün-
digung soll nunmehr ausschließlich der Diensteanbieter 
sein. 
§ 45 l Abs. 3 trifft Regelungen, den Kunden genau über 
die finanziellen Verpflichtungen, die er mit Abschluss 
eines Abos eingeht, zu informieren. Der VATM begrüßt 
diesen Ansatz, möchte aber auf Abo-Modelle hinweisen, 
für die die gewünschten Informationen zwar gegeben 
werden können, jedoch nicht in der verlangten Form. 
Dies sind zum Einen Abos, die für einen festen Betrag 
eine unbestimmte Anzahl SMS beinhalten, z.B. „alle To-
re der Bundesliga“ zum Anderen aber auch aktuelle 
„Torticker-Abos“, die den Kunden zeitnah bei jedem Tor 
benachrichtigen. Beim ersten Modell kann weder über 
den Preis pro SMS noch über die Anzahl der gesendeten 
SMS Auskunft gegeben werden. Der Kundenschutz wird 
in diesem Falle erreicht, wenn der Kunde über den Preis 
des gesamten Paketes informiert wird. Im zweiten Fall 
kann der Kunde zwar über den Preis pro Zusendung in-
formiert werden, nicht aber über den Gesamtpreis und 
die maximale Anzahl der Dienstleistungen, da diese von 
den ungewissen Torereignissen abhängt. Der Kunden-
schutz ist aus unserer Sicht erreicht, wenn der Kunde bei 
solchen Abo-Modellen über den Preis je Zusendung in-
formiert wird. 
Auch der Bundesrat weist in seiner Stellungnahme vom 
18.03.2005 (vgl. BR-Drs. 92/05 (Beschluss), Ziffer 23 e) 
auf diese Unstimmigkeit hin und fordert eine Anpassung 
des Wortlautes. Die Bundesregierung geht in ihrer Ge-
genäußerung (BT-Drs. 15/5213) darauf ein und trägt den 
Bedenken Rechnung, indem nach den Worten „im Ab-
rechnungszeitraum“ die Einschränkung „sofern diese 
Angaben nach Art der Leistung möglich sind“ aufge-
nommen werden soll. Der VATM unterstützt diese Lö-
sung.  

Weiterhin ist die Terminologie „die notwendigen prakti-
schen Schritte für eine Kündigung“ zu präzisieren, wobei 
die tatsächlichen SMS-Möglichkeiten zu berücksichtigen 
sind. Die Bestätigungs-SMS kann maximal 160 Zeichen 
umfassen, so dass der Hinweis, wie die Kündigung ge-
genüber dem Anbieter ausgeführt werden kann, ausrei-
chend sein muss. In der Praxis wird hierfür eine Kurz-
wahlnummer genannt, an die eine SMS zu senden ist, 
mittels der das Dauerschuldverhältnis gekündigt werden 
kann. Dieses Verfahren hat sich bewährt und sollte im 
Gesetzestext abgebildet werden.  

Ungeachtet dessen sind hinsichtlich des normierten 
„Handshake-Verfahrens“ die Besonderheiten im Festnetz 
angemessen zu berücksichtigen. Für das Produkt „SMS 
im Festnetz“ ist die Vorschrift aus technischer Sicht nicht 
zu realisieren. Dies gilt es im Gesetzgebungsverfahren 
klarzustellen.  
Forderungen: 

 Das Wort „Kurzwahldienste“ ist jeweils durch das 
Wort „Kurzwahldatendienste“ zu ersetzen. 

 Änderung des § 45 l Abs. 1 Satz 1: „Der Endnutzer 
erhält von dem Anbieter einer Dienstleistung, die zu-
sätzlich zu einem Telekommunikationsdienst für die 
Öffentlichkeit erbracht wird, verlangen, einen kosten-
losen Hinweis, sobald im jeweiligen Kalendermonat 
eine Summe von 50 Euro für den von ihm angebo-
tenen Dienst überschritten wird.“ 

 In § 45 l Abs. 1 Satz 2 ist der Betrag „20 €“ durch 
„50 €“ zu ersetzen. 

 Aufnahme der Forderung des Bundesrates klarzustel-
len, dass der Anbieter seiner Verpflichtung aus § 45 l 
Abs. 1 mit dem Absenden des Hinweises nachge-
kommen ist.  

 Aufnahme der Forderung des Bundesrates klarzustel-
len, dass der Hinweis unverzüglich zu erteilen ist. 

 Ablehnung der Forderung des Bundesrates, einen 
weiteren obligatorischen Hinweis zu erteilen, sobald 
die Grenze von 50 € erreicht ist.  

 Neufassung des § 45 l Absatz 2: „Der Endnutzer 
kann ein Dauerschuldverhältnis für Kurzwahldienste, 
bei dem die Abrechnung nach jeder Einzelleistung er-
folgt, jederzeit und ohne Einhaltung einer Frist kün-
digen. Bei Leistungen im Rahmen eines Dauer-
schuldverhältnisses, die für einen bestimmten Zeit-
raum regelmäßig im Voraus abgerechnet werden, 
kann die Kündigung nur zum Ende des jeweiligen 
Abrechnungszeitraums erfolgen.“ 

 Unterstützung des Vorschlages der Bundesregierung, 
in § 45 l Abs. 3 Satz 2 nach den Wörtern „im Ab-
rechnungszeitraum“ die Wörter „sofern diese Anga-
ben nach Art der Leistung möglich sind“ einzufügen.  

 Klarstellung hinsichtlich der Besonderheiten im Fest-
netz. 

Zu § 45 n – Veröffentlichungspflichten 
Die in § 45 n Abs. 1 Nr. 7 d) vorgesehene Veröffentli-
chung der Kostenverteilung auf einem Netzanschluss ist 
nicht praktikabel. Der Kunde kann anhand der entspre-
chenden Preisliste ermitteln, welche Kosten ihm für ei-
nen bestimmten Zeitraum bei Nutzung eines Dienstes 
entstehen (Einrichtungspreis, Monatspreis, Verbindungs-
preis etc.). Dem Erfordernis der Transparenz ist damit 
ausreichend Genüge getan, denn der Kunde erhält ausrei-
chende Informationen, um die Kosten seines Netzan-
schlusses und die Kosten der Nutzung eines Dienstes zu 
errechnen. Nr. 7 d) ist zu streichen. 
§ 45 n Abs. 2 sieht die Möglichkeit der RegTP vor, An-
bieter zur Veröffentlichung von Informationen über tech-
nische Merkmale ihrer Dienste auf Kosten der Anbieter 
sowie zur Durchführung von Tests zur Ermittlung dieser 
Informationen zu verpflichten.  
Eine Rechtfertigung für die Pflicht der Anbieter zur 
Durchführung und Veröffentlichung dieser technisch und 
finanziell aufwändigen Tests ist nicht gegeben. Das be-
rechtigte Informationsinteresse der Verbraucher wird 
durch unabhängige Tests, die regelmäßig in allen frei zu-
gänglichen Medien (z.B. Zeitschriften, Fernsehen, Inter-
net) veröffentlicht werden, hinreichend befriedigt. Abs. 2 
ist daher zu streichen. 
Forderungen:  

 Streichung des § 45 n Abs. 1 Nr. 7 d). 
 Streichung des § 45 n Abs. 2. 

Zu § 45 o – Rufnummernmissbrauch 
§ 45 o Satz 2 normiert Pflichten des Zuteilungsgebers bei 
rechtswidriger Nutzung der abgeleiteten Rufnummern. 
Bei gesicherter Kenntnis von der rechtswidrigen Nutzung 
sind zunächst unverzüglich Maßnahmen zu ergreifen, um 
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eine Wiederholung zu verhindern, letztlich kann eine 
Verpflichtung zur Sperre bestehen. 

Hier wird von dem Anbieter eine rechtliche Bewertung 
von Nutzungsverstößen verlangt, was nicht sachgerecht 
ist. Die Überprüfung von Inhalten von Sendungen oder 
der Umstände der Versendung sollte allein den staatli-
chen Organen obliegen. Andernfalls setzen sich die Zu-
teilungsgeber der Gefahr von Schadensersatzpflichten 
aus, wenn sie aufgrund einer Fehleinschätzung die Nut-
zung einschränken oder untersagen. Streitigkeiten über 
die Zulässigkeit einer bestimmten Art der Nutzung auf 
das zivilrechtlich ausgestaltete Verhältnis zwischen Zu-
teilungsnehmer und Anbieter sind vorprogrammiert. Die 
Pflicht des Anbieters kann vielmehr nur so weit gehen, 
dass die Regulierungsbehörde über Verstöße zu unter-
richten ist. Diese hat den Sachverhalt dann zu prüfen und 
ggf. geeignete Maßnahmen zu bestimmen. 

Forderung: 
 Änderung des § 45 o Satz 2: „Hat der Zuteilungsge-

ber gesicherte Kenntnis davon, dass eine von ihm zu-
geteilte Rufnummer zur gesetzlich verbotenen, unver-
langten Übersendung von Informationen und Lei-
stungen verwendet wird, ist er verpflichtet, unverzüg-
lich die Regulierungsbehörde für Telekommunikation 
und Post hierüber zu informieren. Die Regulierungs-
behörde für Telekommunikation und Post ordnet 
Maßnahmen an, die geeignet sind, eine Wiederholung 
zu verhindern.“ 

Darüber hinaus erscheint in diesem Zusammenhang eine 
Klarstellung des Gesetzgebers dahingehend erforderlich, 
dass bis zum Inkrafttreten der Nummerierungsverord-
nung eine Übergangsregelung getroffen oder ein zeitglei-
ches Inkrafttreten gewährleistet wird. 

Allgemeine Anmerkung zu den §§ 66 a bis 66 j 

Vorab ist hervor zu heben, dass sich keine der in den §§ 
66 a bis 66 j enthaltenen Bestimmung auf europarechtli-
che Vorgaben stützen kann und sie damit deutlich über 
diesen Rahmen hinaus gehen. Eine vergleichbare Rege-
lungsdichte findet sich auch in keinem anderen Mitglied-
staat der europäischen Union. Ein solcher deutscher Son-
derweg ist zwar grundsätzlich zulässig. Allerdings ist zu 
bezweifeln, dass eine Sonderbelastung der in Deutsch-
land ansässigen und agierenden Unternehmen positive 
Standorteffekte mit sich bringen kann. Dies gilt insbe-
sondere, da bereits der Regelungsgehalt der §§ 43 a und 
43 b des alten TKG über den europarechtlichen Rahmen 
hinaus geht und damit bereits ein hoher Verbraucher-
schutzstandard in Deutschland existiert. Die §§ 66 a bis 
66 j gehen sogar noch über diesen Standard hinaus. Vor 
diesem Hintergrund ist erneut zu betonen, dass die Über-
regulierung einer Branche mit enormem Wachstumspo-
tenzial unbedingt zu vermeiden ist.  

Zu § 66 a – Preisangabe 

§ 66 a trifft Regelungen über die Preisangabe von TK-
Diensten. Die Vorschrift erweitert die Verpflichtungen, 
die bislang nur für Premium-Dienste gelten, auf Aus-
kunftsdienste, Massenverkehrsdienste, Geteilte-Kosten-
Dienste, Neuartige Dienste und Kurzwahldienste. 

Der VATM begrüßt zunächst, dass der Gesetzgeber er-
höhte Anforderungen an die Preisangabe in der Werbung 
stellt, da auf diese Weise die Preistransparenz für den 

Endkunden in angemessenem Umfang sichergestellt 
werden kann. 
§ 66 a Satz 1 lässt jedoch offen, was in Bezug auf Dauer-
schuldverhältnisse mit „der Inanspruchnahme“ gemeint 
ist. Insofern ist hier klar zu stellen, dass das gesamte 
Abonnement je Bezugszeitraum als eine Inanspruchnah-
me gilt.  
Nach § 66 a Satz 5 kommt ein Dauerschuldverhältnis 
nicht zustande, wenn eine Preisangabe nicht oder nicht 
gemäß den Sätzen 2 und 3 erfolgt ist. Die Regelung geht 
zu weit, da die Bußgeldvorschrift des § 149 Abs. 1 Nr. 
13a TKG und die Eingriffsmöglichkeit der RegTP nach § 
67 Abs. 1 TKG bereits ein ausreichendes Sanktionsin-
strumentarium bieten, um gegen fehlende oder falsche 
Preisangaben in der Werbung vorzugehen. Weitergehen-
der zivilrechtlicher Sanktionen bedarf es daher nicht. 
Hinzuweisen ist ferner darauf, dass das Dauerschuldver-
hältnis in Ermangelung einer Spezialregelung nach der-
zeitigem Gesetzeswortlaut auch dann nicht zustande 
kommt, wenn vor der Inanspruchnahme des Dienstes ein 
Handshake-Verfahren ordnungsgemäß durchgeführt 
wurde. Die Bestimmung trägt damit dem Wechselspiel 
von § 45 l und § 66 g nicht ausreichend Rechnung und 
gewährt insoweit einen doppelten und damit überflüssi-
gen Schutz des Endkunden. Dieser kann sich im Falle ei-
ner fehlerhaften Preisangabe trotz eines ordnungsgemä-
ßen Handshake-Verfahrens, das ihn über die wesentli-
chen Vertragsinhalte informiert hat, auf einen Formman-
gel berufen. Es wird dem Kunden auf diese Weise Tür 
und Tor geöffnet, die Preisdarstellung „deutlich sichtbar, 
gut lesbar“ in Frage zu stellen und bietet ihm die Gele-
genheit, in jedem Einzelfall die Zahlung zu verweigern. § 
66 Satz 5 ist daher zu streichen. 
Der Bundesrat greift diesen Punkt in seiner Stellung-
nahme vom 18.03.2005 (vgl. BR-Drs. 92/05 (Beschluss), 
Ziffer 24) teilweise auf und fordert, in Fällen, in denen 
die Preisangabe unter dem tatsächlichen Preis liegt, den 
Entgeltanspruch nicht insgesamt entfallen zu lassen, son-
dern den Entgeltanspruch in der im Angebot oder der 
Werbung genannten Höhe bestehen zu lassen. Die Bun-
desregierung wird diesen Vorschlag nach den Angaben 
in ihrer Gegenäußerung (BT-Drs. 15/5213) im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren prüfen. Nach Ansicht des 
VATM ist Satz 5 nach wie vor aus o.g. Gründen zu strei-
chen, hilfsweise scheint der Vorschlag des Bundesrates 
eine tragfähige Lösung, die sowohl den Interessen der 
Anbieter als auch denen der Verbraucher entspricht. Wir 
behalten uns jedoch weitere Kommentierungen zu den 
möglichen Vorschlägen der Bundesregierung vor. 
§ 66 a Satz 6 sieht vor, dass – soweit für die Dienste kei-
ne einheitlichen Preise gelten – in der Werbung eine 
Von-bis-Preisspanne anzugeben ist. Diese Form der 
Preisangabe führt jedoch eher zur Verwirrung des End-
kunden als zum Transparenzgewinn, weil sich aufgrund 
der unterschiedlichen Anrufertarife sowohl innerhalb des 
Festnetzes als auch zwischen Festnetzen und Mobilfunk-
netzen sehr große Preisspannen ergeben können. Große 
Preisspannen haben jedoch keinerlei Informationswert 
für den Kunden. Sie verwirren die Anrufer vielmehr und 
laufen damit dem Ziel des TKGÄndG, Verbraucher-
schutz und Transparenz zu schaffen, zuwider.  
Ungeachtet dessen sind Von-bis-Preisspannen auch we-
gen bislang ungeklärten praktischen Fragen abzulehnen. 
Da jeweils dienstspezifisch eine bestimmte "Leistungs-
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kette" zwischen unterschiedlichen Marktbeteiligten mit 
jeweils unterschiedlichen Funktionen besteht und im 
Festnetz und Mobilfunk sehr unterschiedliche Tarifie-
rungsprinzipien und Geschäftsmodelle zur Anwendung 
kommen, gelten heute im Markt insgesamt für alle im 
Gesetzentwurf genannten Mehrwertdienste unterschiedli-
che Anrufertarife. Die Diensteanbieter wären daher 
grundsätzlich verpflichtet, entsprechende „Von-bis-
Preisspannen“ zu bewerben und – je nach den gesetzli-
chen Vorgaben – anzusagen. Dies erweist sich aufgrund 
der Vielzahl von Anschlussanbietern für den werbetrei-
benden Diensteanbieter bzw. dessen diensterealisieren-
den Netzbetreiber als schwierig bis unmöglich.  
Der Bundesrat erkennt diese Problematik in seiner Stel-
lungnahme vom 18.03.2005 (vgl. BR-Drs. 92/05 (Be-
schluss), Ziffer 25) und fordert eine Überprüfung der 
Preisangabe in Form einer Von-bis-Preisspanne. Die 
Bundesregierung sagt die Prüfung im weiteren Gesetz-
gebungsverfahren zu (vgl. Gegenäußerung).  
Vertreter aus allen Bereichen der TK-Branche2 haben 
sich vor diesem Hintergrund zusammen gefunden, um 
eine einheitliche Konzeption zu entwickeln, die für die 
Kunden nutzbringend ist, den betroffenen Unternehmen 
Planungssicherheit gibt und eine praktikable, für die gan-
ze Branche geltende Lösung vorsieht.  
Die Verpflichtung zur Preisangabe ist dabei so zu gestal-
ten, dass der Kunde auf einfache und transparente Weise 
über die Kosten der Inanspruchnahme einer Leistung in-
formiert wird, ohne dass hierdurch die Funktionalität der 
Leistung selbst beeinträchtigt wird. Abzustellen ist dabei 
auf den Empfängerhorizont eines durchschnittlichen 
Kunden, in gewissen Bereichen auch auf einen unerfah-
renen Kunden. Zu vermeiden sind daher Informationen 
an den Kunden, die ihn in seiner Wahl der Inanspruch-
nahme von Leistungen nicht unterstützen, sondern ledig-
lich verunsichern und die letztlich keinen Informations-
wert besitzen. Diesem Anspruch wird die Angabe einer 
Von-bis-Preisspanne aus oben dargelegten Gründen nicht 
gerecht. Des weiteren wird die Verwendung eines Refe-
renzpreises der DTAG (vgl. § 66b Abs. 2) abgelehnt, da 
dieser Referenzpreis sich lediglich auf einen Marktteil-
nehmer bezieht und damit keinen für den Kunden nach-
vollziehbaren Bezug zu den Tarifen der anderen Anbieter 
hat. 
Zur Beseitigung dieser beiden systematischen Fehler 
wird von der Branche eine Lösung vorgeschlagen, die 
sich möglichst weitgehend an der bisherigen Regelung 
des Entwurfs orientiert und nur dort geringe Abweichun-
gen vorsieht, wo es zur Verbesserung der Transparenz 
und Praktikabilität unumgänglich ist. 
Referenzpreis anstelle von „Von-bis-Preisspannen“ 
Anstelle der Angabe einer „Von-bis-Preisspanne“ befür-
wortet die Branche die Angabe eines festnetzbezogenen 
Referenzpreises. Dieser Referenzpreis darf sich nicht auf 
die DTAG beziehen, sondern ist von der RegTP festzule-
gen. Hierbei würde es sich nicht um einen Eingriff der 
RegTP im Bereich der Entgeltregulierung handeln, son-
dern lediglich – wie bisher auch – um die Schaffung ei-
                                                           
2  Wir verweisen an dieser Stelle die ausführliche Darstellung in dem 

gemeinsamen Papier der Branchenvertreter "Konzept zur Verbesse-
rung des Kundenschutzes durch Preisangaben und Preisansagen im 
Bereich der §§ 66 a und 66 b des TKGÄndG", an dem Vertreter des 
VATM, des FST, der DTAG sowie der Mobilfunknetzbetreiber beteiligt 
waren. 

nes für alle Unternehmen verbindlichen Rechts- und 
Preisrahmens, der als objektiver Maßstab im Festnetz he-
rangezogen werden kann und aufgrund der Festlegunng 
durch die RegTP von allen Unternehmen (Festnetzbetrei-
ber, Mobilfunkbetreiber und Diensteanbieter) akzeptiert 
würde. Eine entsprechende Verankerung könnte im 
Rahmen des § 67 Abs. 2 erfolgen. 

Um den Besonderheiten im Mobilfunkbereich Rechnung 
zu tragen, wird die Angabe des festnetzbezogenen Refe-
renzpreises um einen - bereits heute in anderen Ländern 
(wie z.B. in Schweden) üblichen - Hinweis auf mögli-
cherweise abweichende Entgelte für Verbindungen aus 
dem Mobilfunk ergänzt. Diese Lösung erscheint prakti-
kabel und wird der vom Gesetz intendierten Hinweis- 
und Warnfunktion besser gerecht als die Angabe einer 
Von-bis-Preisspanne, die dem Kunden letztlich keinen 
tatsächlichen Informationswert bietet. 

Forderungen: 

 Änderung des § 66a: "Wer gegenüber Endnutzern 
Premium-Dienste, Auskunftsdienste, Massenver-
kehrsdienste, Geteilte-Kosten-Dienste, Neuartige 
Dienste oder Kurzwahldienste anbietet oder dafür 
wirbt, hat dabei den für die Inanspruchnahme des 
Dienstes zu zahlenden Preis zeitabhängig je Minute 
oder zeitunabhängig je Inanspruchnahme einschließ-
lich der Umsatzsteuer und sonstiger Preisbestandteile 
anzugeben. Bei Angabe des Preises ist der Preis gut 
lesbar, deutlich sichtbar und in unmittelbarem Zu-
sammenhang mit der Rufnummer anzugeben. Bei 
Anzeige der Rufnummer darf die Preisangabe nicht 
zeitlich kürzer als die Rufnummer angezeigt werden. 
Auf den Abschluss eines Dauerschuldverhältnisses ist 
hinzuweisen. Soweit für die Inanspruchnahme eines 
Dienstes nach Satz 1 für Anrufe aus den Mobilfunk-
netzen Preise gelten, die von den Preisen für Anrufe 
aus den Festnetzen abweichen, ist der Festnetzpreis 
mit dem Hinweis auf die Möglichkeit abweichender 
Preise für Anrufe aus den Mobilfunknetzen an-
zugeben. Bei Telefax-Diensten ist zusätzlich die Zahl 
der übermittelnden Seiten anzugeben. Bei Datendien-
sten ist zusätzlich, soweit möglich, der Umfang der 
zu übermittelnden Daten anzugeben, es sei denn, die 
Menge der zu übermittelnden Daten hat keine Aus-
wirkung auf die Höhe des Preises für den Endnutzer." 

 Aufnahme eines neuen Satzes nach § 66 a Satz 13: 
„Bei Dauerschuldverhältnissen gilt das gesamte Dau-
erschuldverhältnis je Bezugszeitraum als eine Inan-
spruchnahme nach § 66 a Satz 1.“ 

 Änderung des § 67 Abs. 24: "Soweit für Premium-
Dienste, Massenverkehrsdienste, Geteilte-Kosten-
Dienste oder Neuartige Dienste die Tarifhoheit bei 
dem Netzbetreiber liegt, der den Teilnehmeranschluss 
bereitstellt, und deshalb unterschiedliche Entgelte für 
Anrufe aus den deutschen Festnetzen gelten, legt die 
Regulierungsbehörde zum Zwecke der Preisangabe 
und Preisansage nach §§ 66a und 66b jeweils bezo-
gen auf bestimmte Nummernbereiche oder Num-
mernteilbereiche den Preis für Anrufe aus den deut-

                                                           
3  Diese Forderung ist nicht Teil des Branchenkompromisses und wird 

hier aus diesem Grunde separat aufgeführt. 
4  Der Formulierungsvorschlag ist aufgrund des Sachzusammenhangs 

als Teil des Branchenkompromisses an dieser Stelle der Kommentie-
rung aufgenommen, findet sich aber auch bei der Kommentierung zu § 
67 (s.u.) wieder.  
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schen Festnetzen fest. Sie hat hierbei sicherzustellen, 
dass ausreichend frei tarifierbare Nummernbereiche 
oder Nummernteilbereiche verbleiben. Die festzule-
genden Preise haben sich an den im Markt angebote-
nen Preisen für Anrufe aus dem Festnetz zu orientie-
ren und sind in regelmäßigen Abständen zu überprü-
fen. Die Regulierungsbehörde hat den betroffenen 
Unternehmen, Fachkreisen und Verbraucherverbän-
den Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die 
von der Regulierungsbehörde festgelegten Preise 
werden im Amtsblatt veröffentlicht. Die Bestimmun-
gen der §§ 16 bis 26 bleiben unberührt." 

 Streichung der Sätze 7 und 8 des § 66 a.  

Zu § 66 b – Preisansage 
§ 66 b Abs. 1 normiert eine Preisansageverpflichtung für 
Call-by-Call-Dienste.  

Eine Preisansage bei Call-by-Call Diensten ist nicht 
nachvollziehbar, insbesondere da diese auf Verbindungen 
über die Netzbetreibervorauswahl beschränkt ist. Es ist 
nicht ersichtlich, aus welchem Grund Leistungen nach § 
40 TKG hinsichtlich der Verpflichtung zur Ansage des 
Tarifes isoliert schlechter gestellt werden sollen als son-
stige Orts- und Ferngespräche. Aspekte der Transparenz 
können hier jedenfalls nicht argumentativ herangezogen 
werden. Denn während die Tarife über die preiswerten 
Betreiberauswahlen z.B. im Internet, im Videotext und in 
den Tariftabellen der Tageszeitungen immer aktuell und 
auf einfachem Wege in Erfahrung zu bringen sind, ist 
dem Endnutzer bei einem herkömmlichen Gespräch über 
das DTAG-Netz in der Regel der Preis eines Ortsgesprä-
ches weder bekannt, noch ohne größere Mühe in Erfah-
rung zu bringen.  
Darüber hinaus ist es vor dem Hintergrund des durch die 
Gesetzesänderung verfolgten Ziels der erhöhten Preis-
transparenz zum Schutz der Verbraucher nicht nachvoll-
ziehbar, warum die DTAG mit den oft erheblich teureren 
Tarifen bei herkömmlichen Gesprächen zur obligatori-
schen Preisansage nicht verpflichtet werden soll und le-
diglich die billigeren Call-by-Call-Anbieter belastet wer-
den. Gerade vor dem Hintergrund des Art. 3 GG er-
scheint es verfassungsrechtlich bedenklich, vergleichbare 
Sachverhalte (Sprachtelefondienstleistungen aus dem 
Festnetz) ohne sachlichen Grund (Preistransparenz muss 
für beide Fälle gleichermaßen gelten) differenziert zu be-
handeln. 

Ferner hat der Endnutzer schon heute die Möglichkeit, 
Call-by-Call Leistungen in Anspruch zu nehmen, bei de-
nen transparent der Preis angesagt wird. Soweit der End-
nutzer diese zusätzliche Transparenz bei seinen Gesprä-
chen wünscht, kann er bequem auch die Verbindungs-
netzbetreiber auswählen, die standardmäßig dieses Lei-
stungsmerkmal anbieten.  

Letztlich fragt sich, ob die Preisansage bei Call-by-Call-
Diensten dem Leitbild eines verständigen Verbrauchers 
gerecht wird. Der EuGH stellt im Hinblick auf den End-
verbraucher in ständiger Rechtsprechung auf einen 
durchschnittlich informierten, aufmerksamen und ver-
ständigen Durchschnittsverbraucher ab (vgl. EuGH 5 C 
220/98 Urteil v. 13.01.2000 – Lifting), einem solchen 
Verbraucher kann zugemutet werden, sich entweder über 
den Preis im Vorfeld zu informieren oder solche Call-by-
Call-Leistungen zu nutzen, die über eine freiwillige 
Preisansage verfügen.  

Insoweit hat sich die Preisansage in diesem Bereich zu 
einem innovativen Wettbewerbsmerkmal entwickelt. 
Zahlreiche VNB haben freiwillig und ohne staatliche Re-
gulierung enorme Investitionen aufgebracht, um eine 
Preisansage in ihrem Netz als Zusatzdienst zu realisieren. 
Sie sprechen damit eine Kundengruppe an, die diesen 
Service losgelöst von einer Missbrauchsdiskussion im 
Call-by-Call-Bereich in Anspruch nehmen. Die freiwilli-
ge Preisansage ist damit ein Beispiel, dass sich ein Markt 
auch bei der Einführung verbraucherfreundlicher Dienste 
selbst regulieren kann. Der Kunde hat damit bereits heute 
ohne eine gesetzliche Verpflichtung jederzeit die Mög-
lichkeit, genau diese Anbieter im Markt auszuwählen 
bzw. eben auch auf eine Preisansage zu verzichten 
(Wettbewerbsmerkmal!). Es kann durchaus in Frage ge-
stellt werden, ob die Preisansage überhaupt von Verbrau-
cherseite gewünscht ist. Denn in der Regel informiert 
sich der Verbraucher bereits vor Gesprächsbeginn über 
die Preise und wählt daraufhin bewusst einen bestimmten 
Anbieter. Mit der Preisansage erhält er dann eine ihm be-
reits bekannte und damit überflüssige Information. Regu-
lierung setzt hier an der falschen Stelle an – statt Schaf-
fung von Preistransparenz wird hier im Gegenteil noch 
zur Verwirrung der Verbraucher beigetragen, indem ihm 
suggeriert wird, dass eine fehlende Ansage einen günsti-
gen Tarif bedeuten muss, weil dieser offenbar nicht von 
staatlicher Stelle als für die Verbraucher „schädlich“ ein-
gestuft wird. Im übrigen würden Pauschalangebote von 
Call-by-Call-Anbietern (Bsp.: Flat-Angebote für Wo-
chenendgespräche) im Falle einer Ansageverpflichtung 
nicht mehr realisierbar sein. 
Die Verpflichtung zur Preisansage bei Call-by-Call wür-
de schließlich zu enormen Aufwendungen sowohl bei 
Anbietern, die Call-by-Call und Preselection anbieten, als 
auch bei reinen Call-by-Call Anbietern führen mit der 
Folge, dass beide Geschäftsmodelle und damit letztlich 
die in Deutschland einzigartige Tarif- und Angebotsviel-
falt gefährdet wären.  
Damit ein Anbieter, der beide Geschäftsmodelle anbietet, 
die Tarifansage im Call-by-Call-Bereich gewährleisten 
kann, sind technische Aufrüstungen erforderlich, damit 
der eingehende Verkehr in Call-by-Call- bzw. Preselecti-
on-Gespräche gekennzeichnet werden kann. Dies ist bis-
lang nicht möglich. Hierzu müsste der Verkehr über IN-
Netze geleitet werden, deren Installation Unternehmen 
mit Investitionen in dreistelliger Millionenhöhe belasten 
würde.  
Aber auch reine Call-by-Call-Anbieter müssten je nach 
Netzgröße bis zu 3 Millionen Euro pro Netz aufwenden, 
um die Preisansage realisieren zu können. Diese Kosten, 
aber auch die Tatsache, dass der wettbewerbsintensive 
Markt der Carrier-Selection-Leistungen ohnehin geringe 
Gewinnmargen bietet, würden insbesondere kleinen An-
bietern die wirtschaftliche Grundlage entziehen. Laut 
Regulierungsbehörde sind zur Zeit 96 Verbindungsnetz-
anbieter registriert. Es kann damit gerechnet werden, 
dass – sollte eine Preisansage verpflichtend werden – auf 
mittlere Sicht nur die etwa 10 großen Anbieter überleben 
werden. Die Auswirkungen sind absehbar: Preise werden 
zu Lasten der Verbraucher ansteigen und das Ziel, Wett-
bewerb durch Anbieter- und Angebotsvielfalt zu schaf-
fen, in weite Ferne rücken.  
Der Bundesrat äußert sich in seiner Stellungnahme vom 
18.03.2005 (vgl. BR-Drs. 92/05 (Beschluss), Ziffer 27) 
ebenfalls kritisch zur Preisansage im Fall der Betreiber-
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auswahl und fordert statt dessen die Einführung einer ko-
stenlosen Rufnummer, unter der die Endnutzer aktuelle 
Preisinformationen erhalten können. Die Bundesregie-
rung betont in ihrer Stellungnahme ihre Offenheit für al-
ternative Vorschläge, äußert sich aber kritisch hinsicht-
lich des Vorschlages des Bundesrates und bezweifelt, 
dass die Servicerufnummer eine komfortable Tarifaus-
kunft bietet.  
Aus Sicht des VATM sind im Bereich der Betreiberaus-
wahl aus den genannten Gründen keine regulatorischen 
Eingriffe notwendig. Vielmehr ist eine Überregulierung 
zu verhindern. Gleichwohl ist der Vorschlag des Bundes-
rates als deutlich milderes und damit der Preisansage 
grundsätzlich vorzuziehendes Mittel zu werten. Der be-
absichtigte Zweck der Regelung – die Schaffung von 
Transparenz – ist auf diesem Wege ebenfalls erreichbar, 
ohne die betroffenen Unternehmen finanziell zu belasten.  
§ 66 b Abs. 1 Satz 4 regelt darüber hinaus eine Preisan-
sageverpflichtung für Auskunftsdienste und für Kurz-
wahlsprachdienste ab einem Preis von 3 € pro Minute. 
Eine entsprechende Ansageverpflichtung ist abzulehnen: 
Die Beschwerden im Bereich der Auskunftsdienste in der 
118xy-Gasse beschränken sich nahezu ausnahmslos auf 
Fälle der Weitervermittlung zu 0190/0900er-Nummern. 
Dieser Sachverhalt wird bereits jetzt durch das Mehr-
wertdienstemissbrauchsgesetz erfasst und soll dem aktu-
ellen Gesetzesentwurf entsprechend auch zukünftig 
durch Preisansagen geregelt werden (vgl. hierzu die Aus-
führungen unter § 66 b Abs. 3), so dass an dieser Stelle 
kein weitergehender Änderungsbedarf besteht.  
Der Bereich der Auskunftsdienste ist im übrigen – histo-
risch betrachtet – von Preisstabilität und Preistransparenz 
geprägt: So wurden die Tarife der marktrelevanten An-
bieter in der 118xy-Gasse in den letzten fünf Jahren le-
diglich zwei (!) Mal marginal geändert. Der Bereich kann 
vor diesem Hintergrund als absolut preistransparent be-
zeichnet werden. Kundenschutzbedürfnissen ist in die-
sem Segment mit den derzeitig beabsichtigten Regelun-
gen somit ausreichend Rechnung getragen.  

Im Bereich der Kurzwahlsprachdienste ist eine Preisan-
sageverpflichtung für Dienste ab einem Preis von 3 € pro 
Minute gleichermaßen abzulehnen: Es handelt sich hier-
bei grundsätzlich um Standarddienste, die von den jewei-
ligen Nutzern regelmäßig in Anspruch genommen wer-
den (Bsp. ADAC-Stauhotline) und die durch die regel-
mäßige Nutzung einer natürlichen Preistransparenz un-
terliegen. Ungeachtet dessen finden sich Angaben über 
die Preise dieser Angebote in den AGB, Vertragsunterla-
gen oder Tarifbroschüren der Anbieter. Es widerspräche 
hier dem Kundenwunsch, dem Dienst eine zwangsweise 
Preisansage vorzuschalten. 
Forderungen: 

 Streichung der Worte „und im Falle der Betreiber-
auswahl im Einzelverfahren durch Wählen einer 
Kennzahl“ in § 66 b Abs. 1 Satz 1 sowie des 2. Halb-
satzes von Satz 2. 

 Streichung von § 66 b Abs. 1 Satz 4. 

§ 66 b Abs. 2 regelt die Preisansageverpflichtung bei der 
Inanspruchnahme von Massenverkehrs-Diensten und 
sieht vor, dass der Diensteanbieter bei der Inanspruch-
nahme von Massenverkehrs-Diensten dem Endnutzer den 
Referenzpreis der DTAG anzusagen hat.  

Die Bundesregierung hat in ihrer Gegenäußerung (BT-
Drs. 15/5213) die Forderung des Bundesrates aufge-
nommen, eine Preisansage zu Beginn der Inanspruch-
nahme des Dienstes vorzusehen (vgl. Stellungnahme 
vom 18.03.2005 (vgl. BR-Drs. 92/05 (Beschluss), Ziffer 
29). Damit nimmt sie von ihrer ursprünglichen Auffas-
sung Abstand, wonach (ausweislich der Entwurfsbegrün-
dung) eine nachträgliche Ansage bei 0137-Diensten, wie 
sie bisher bereits auf freiwilliger Basis im Markt ange-
wendet wird, ausreichend ist.  
Eine Vorab-Preisansage ist aus folgenden Gründen un-
verhältnismäßig und daher nicht unterstützensfähig. Ein 
im Rahmen einer Verpflichtung zur Vorab-Preisansage 
auf die Unternehmen zukommende Aufwand stünde 
nicht im Verhältnis zum Nutzen für den Verbraucher und 
bedeutete eine Gefährdung der Dienste insgesamt, da ko-
stendeckende Tarife im Endeffekt nicht mehr möglich 
wären. Dies ist vor dem Hintergrund, dass der Markt für 
Mehrwertdienste – und insbesondere der 0137-Markt – 
einen der wenigen Wachstumsmärkte in der TK-Branche 
darstellt, nicht vertretbar. In der MABEZ-Gasse bei-
spielsweise kostet ein Anruf max. 0,98 Cent (im Gegen-
satz zu 30 Euro bei 0190/0900er Rufnummern), so dass 
der drohende Schaden relativ gering ist, wohingegen der 
finanzielle Aufwand für die Unternehmen bei Einführung 
von Preisansagen im Millionenbereich liegen würde. Da 
die Ansagelogistik im Netz der DTAG hinterlegt werden 
müsste, würden entsprechend höhere IC-Preise erhoben, 
darüber hinaus müssten die Netzinfrastrukturen durch die 
zeitliche Verlängerung der Anrufe erweitert werden 
(neue Leitungskapazitäten, neue IC-Anschlüsse, neue 
Hardwarekomponenten im Netz). Die hierdurch entste-
henden Kosten würden auf die allgemeinen Kosten für 
alle Nutzer umgelegt, was nicht im Sinne der Verbrau-
cher sein kann, insbesondere dann nicht, wenn die Zahl 
der Missbrauchsfälle gering ist (die bei der RegTP für 
0137-Nummern vorliegenden Beschwerden aus dem Jah-
re 2004 betreffen 627 Fälle für einen Zeitraum von fast 
11 Monaten bei monatlich mehreren Millionen Anrufen). 
Die bereits branchenweit auf freiwilliger Basis angewen-
dete nachträgliche Ansage bei 0137er-Diensten trägt dem 
Informationsinteresse der Kunden vielmehr in angemes-
sener Weise Rechnung und beugt offensichtlich einer et-
waigen „Wiederholungsgefahr“ des Kunden vor. Der 
VATM hält daher seine Forderung aufrecht, diesen bran-
chenweiten Standard in § 66 b Abs. 2 zu normieren.  
Nicht nachvollziehbar ist weiterhin, welchen Hintergrund 
die Verpflichtung in § 66 b Abs. 2 hat, auf Referenzprei-
se der DTAG zu verweisen. Hier werden nicht-markt-
beherrschende Anbieter zwangsverpflichtet, ihre Entgelte 
denen des marktbeherrschenden Unternehmens gegen-
überzustellen. Es ist insoweit unklar, warum ein alterna-
tiver MABEZ-Anbieter gesetzlich verpflichtet wird, die 
Preise der Konkurrenz zu nennen. Der entsprechende 
Passus ist zu streichen und statt dessen – wie bislang üb-
lich – als Referenzpreis der „Preis aus dem deutschen 
Festnetz“ anzusagen, ohne dabei die DTAG ausdrücklich 
zu nennen. 
Forderung: 

 Änderung des § 66 b Abs. 25: "Bei Inanspruchnahme 
von Rufnummern für Massenverkehrs-Dienste hat 

                                                           
5  Dieser Formulierungsvorschlag ist ebenfalls Teil des Branchenkom-

promisses zur Preistransparenz, vgl. "Konzept zur Verbesserung des 
Kundenschutzes durch Preisangaben und Preisansagen im Bereich 
der §§ 66 a und 66 b des TKGÄndG". 
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der Diensteanbieter dem Endnutzer den für die Inan-
spruchnahme dieser Rufnummer zu zahlenden Preis 
für Anrufe aus den deutschen Festnetzen einschließ-
lich der Umsatzsteuer und sonstiger Preisbestandteile 
im Anschluss an die Inanspruchnahme des Dienstes 
anzusagen." 

§ 66 b Abs. 3 Satz 2 verpflichtet zur Angabe einer Von-
bis-Preisspanne der Verbindung pro Minute, wenn der zu 
zahlende Preis dem Auskunftsdiensteanbieter im Zeit-
punkt der Weitervermittlung nicht genau bekannt ist.  

Eine entsprechende Ansage ist für den Auskunftsdien-
steanbieter nahezu unmöglich, weil ihm zum einen das 
Netz des Anrufers und damit auch der für den Anrufer im 
Einzelfall relevante Tarif nicht bekannt ist (vgl. hierzu 
bereits die Ausführungen zu § 66 a Satz 6, Von-bis-
Preisspanne) und die Abrechnung zum anderen überwie-
gend im Offline-Billing erfolgt, so dass der weitervermit-
telnde Auskunftsdiensteanbieter den Endkundenpreis 
festlegt. Hier wäre ein erheblicher Aufwand im Intercar-
rier-Verhältnis notwendig, um aktuelle Tarifinformatio-
nen sicher zu stellen. Zweifelhaft ist vor diesem Hinter-
grund, ob es zulässig ist, dass das Entstehen des Entgelt-
anspruchs von der richtigen Auskunft abhängt (vgl. § 66 
g lit. a). Zumindest ist mit Beweisschwierigkeiten zu 
rechnen, die letztlich die praktische Anwendung dieser 
Regelung in Frage stellen. Abgesehen davon bietet diese 
Art der Tarifansage für den Verbraucher keinerlei positi-
ve Effekte hinsichtlich einer gesteigerten Transparenz. 
Die Ansage eines Tarifrahmens – wobei sich die prakti-
sche Frage stellt, ob die Ansage „Das folgende Gespräch 
kann Sie von 1 Cent bis 1,99 € kosten.“ ausreicht – stellt 
keine valide Aussage dar und bedeutet damit keine Hilfe-
stellung für den Kunden, sondern führt eher zu seiner 
Verunsicherung.  

Die Branche6 hat im Rahmen der Entwicklung einer ein-
heitlichen Konzeption für Preisansageverpflichtungen 
(vgl. Ausführungen zu § 66 a) analog zur verbraucher-
freundlichen Variante bei anderen Preisansagen/-angaben 
auch gezielt angepasst auf Weitervermittlung bei Aus-
kunftsdiensten folgenden Lösungsvorschlag entwickelt. 
Dieser sieht eine Preisansageverpflichtung für das wei-
terzuvermittelnde Gespräch durch den Auskunftsdien-
steanbieter vor und bezieht sich auf den Preis für Anrufe 
aus dem Festnetz verbunden mit einem Hinweis auf die 
Möglichkeit abweichender Preise aus dem Mobilfunk. 
Insoweit wird an die Intention der Entwurfsformulierung 
in § 66b Abs. 3 angeknüpft. 

Forderung: 

 Änderung des § 66 b Abs. 3: „Im Falle der Weiter-
vermittlung durch einen Auskunftsdienst besteht die 
Preisansageverpflichtung für das weiter zu vermit-
telnde Gespräch für den Auskunftsdiensteanbieter. 
Die Ansage kann während der Inanspruchnahme des 
Auskunftsdienstes erfolgen, ist jedoch vor der Wei-
tervermittlung vorzunehmen. Diese Ansage umfasst 
den Preis für Anrufe aus dem Festnetz zeitabhängig 
je Minute oder zeitunabhängig je Datenvolumen oder 
sonstiger Inanspruchnahme einschließlich der Um-
satzsteuer und sonstiger Preisbestandteile sowie einen 

                                                           
6  Beteiligt waren Vertreter des VATM, des FST, der DTAG sowie der 

Mobilfunknetzbetreiber, vgl. "Konzept zur Verbesserung des Kunden-
schutzes durch Preisangaben und Preisansagen im Bereich der §§ 66 
a und 66 b des TKGÄndG". 

Hinweis auf die Möglichkeit abweichender Preise aus 
dem Mobilfunk.“ 

Zu § 66 c – Preisanzeige 
§ 66 c stellt eine Preisanzeigeverpflichtung auch für 
Kurzwahldatendienste, die keine Dauerschuldverhältnis-
se sind, ab einem Preis von einem Euro pro Inanspruch-
nahme des Dienstes auf. Der Erhalt dieser sog. Info-SMS 
ist vom Endnutzer zu bestätigen. Abs. 2 sieht Ausnahmen 
für Dienste im öffentlichen Interesse sowie für Anbieter 
vor, die ein von der RegTP im Einzelnen zu regelndes 
Legitimationsverfahren durchlaufen haben.  
Die Ausweitung des bei Abo-Diensten üblichen Hands-
hake-Verfahrens auch auf einmalige Premium-SMS-
Dienste stellt erneut eine Regelung dar, die existierende 
Geschäftsmodelle gefährdet und die Unternehmen mit 
Kosten belasten würde, ohne dass dem ein positiver Ef-
fekt für den Verbraucher gegenüber steht. Zunächst ist 
das Missbrauchspotenzial bei einmaligen SMS-Diensten 
gering. Der Verbraucher ist durch die bestehenden Ver-
pflichtungen zur Preisangabe in der Werbung gem. § 66 a 
hinreichend geschützt. Darüber hinaus ist das bei Abo-
Diensten (sinnvoller Weise) angewendete Verfahren auf 
das Geschäftsmodell einmaliger Premium-SMS-Dienste 
nicht übertragbar. Hier wird bereits die Anforderungs-
SMS des Kunden bepreist, woraufhin die einmalige, be-
stellte SMS übermittelt wird. Würde man hier, wie in § 
66 a gefordert, das Handshake-Verfahren anwenden, zö-
ge dies den Versand weiterer zwei SMS (Info-SMS und 
Bestätigungs-SMS) mit sich. Die Inanspruchnahme die-
ses etablierten Geschäftsmodells, das sich durch einfache 
Handhabung auszeichnet, würde vielmehr aufgrund der 
damit einher gehenden Komplexität erschwert. Schließ-
lich wäre es – nicht zuletzt auch aufgrund der Kosten, die 
die Rentabilität in Frage stellen – gänzlich gefährdet.  
Der Bundesrat erkennt dieses Problem und beurteilt die 
Schwelle von einem Euro als zu niedrig. Er fordert in 
seiner Stellungnahme vom 18.03.2005 (vgl. BR-Drs. 
92/05 (Beschluss), Ziffer 30), die Schwelle auf drei Euro 
anzuheben und der RegTP die Möglichkeit einzuräumen, 
die Preisgrenze gegebenenfalls an die allgemeine Ent-
wicklung der Preise oder des Marktes anzupassen.  
Der VATM bleibt grundsätzlich bei seiner oben begrün-
deten Ablehnung der Ausweitung des Handshake-
Verfahrens auf einmalige Premium-SMS-Dienste. Der 
Vorschlag des Bundesrates, die Grenze auf drei Euro an-
zuheben, kann jedoch als Kompromiss mitgetragen wer-
den.  
Die Gefährdung des Geschäftsmodells kann im übrigen 
auch nicht durch die in Abs. 2 normierten Ausnahmen 
beseitigt werden. Zunächst ist weder klar, wie der Begriff 
des „öffentlichen Interesses“ abzugrenzen ist, noch wie 
das vorgesehene Legitimationsverfahren in der Praxis ge-
staltet werden soll. Eine Unterscheidung von Diensten in 
„Gut“ und „Böse“ ist abzulehnen, zumal nicht klar ist, 
wer darüber in welchem Verfahren zu welchen Kriterien 
entscheiden soll. Neben der hierdurch entstehenden 
Rechtsunsicherheit ist die Verlagerung einer Entschei-
dung auf die RegTP, die damit über die Existenzberech-
tigung von Diensten bestimmen und massiv in Unter-
nehmensrechte eingreifen würde, äußerst zweifelhaft. 
Schließlich bedeutete ein Legitimationsverfahren immer 
auch eine zeitliche Verzögerung bei der Einführung neu-
er Dienste. Innovation und Wettbewerb würden verhin-
dert – ohne dass dem Verbraucher gedient wäre. Die 
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Ausweitung des Handshake-Verfahrens über Dauer-
schuldverhältnisse hinaus ist mithin abzulehnen. 
Der Bundesrat will die Unbestimmtheit des Begriffs des 
„öffentlichen Interesses“, der sich zudem im Zeitablauf 
ändern kann, beseitigen, indem die RegTP verpflichtet 
werden soll, regelmäßig eine Liste derjenigen Datendien-
ste zu veröffentlichen, bei denen auf eine Preisanzeige-
pflicht aus Gründen des öffentlichen Interesses verzichtet 
werden kann (vgl. Stellungnahme vom 18.03.2005, BR-
Drs. 92/05, Beschluss, Ziffer 31). Die Bundesregierung 
stimmt diesem Vorschlag in ihrer Gegenäußerung (BT-
Drs. 15/5213) zu. 
Aus Sicht des VATM werden weder die Abgrenzungs-
schwierigkeiten bzgl. des Begriffs des „öffentlichen In-
teresses“ noch die übrigen Bedenken durch diesen Vor-
schlag beseitigt. Gleichwohl kann der VATM diese Re-
gelung als deutlich milderes Mittel mittragen, insbeson-
dere wenn die Grenze für die Anwendung des Handsha-
ke-Verfahrens in Abs. 1 auf drei Euro angehoben wird.  
Forderungen: 

 Streichung des § 66 c. 
 Hilfsweise Unterstützung der Forderung des Bundes-

rates: Anhebung der Grenze auf 3 Euro sowie Einfüh-
rung der Möglichkeit für die RegTP, diese Grenze an 
die allgemeine Entwicklung der Preise oder des 
Marktes anzupassen. 

 Hilfsweise Unterstützung der Forderung des Bundes-
rates, eine Liste mit den „Diensten im öffentlichen 
Interesse“ zu veröffentlichen, sofern die vorstehende 
Forderung erfüllt wird. 

Zu § 66 d – Preishöchstgrenzen 
§ 66 d setzt Preisobergrenzen für Premium-Dienste im 
Sinne von § 3 Nr. 17 a fest.  
Das in § 66 d Abs. 2 Satz 2 normierte generelle Verbot 
für die Kombination zeitabhängiger und zeitunabhängi-
ger Tarifierungen ist innovationsfeindlich und daher ab-
zulehnen. Auch hiermit werden bestehende und zukünf-
tige Produkttypen und Geschäftsmodelle behindert bzw. 
von vornherein unmöglich gemacht, was einen erneuten 
massiven Eingriff in die Unternehmensfreiheit dar stellt. 
Für einen derartigen Eingriff ist eine Rechtfertigung 
nicht ersichtlich. Dienste wie z.B. der bereits am Markt 
etablierte Sprach- und Infoservice des ADAC, Arzt- oder 
Anwaltshotlines könnten in Zukunft nicht mehr angebo-
ten werden. Das Verbraucherinteresse an Transparenz 
wird erfüllt, indem, soweit möglich, eine getrennte Aus-
weisung der Tarifabschnitte auf der Rechnung erfolgt. 
Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass derartige Tarif-
modelle in anderen Ländern üblich sind. Ein entspre-
chendes Verbot wäre im Hinblick auf den Standortwett-
bewerb für Deutschland nachteilig, was nicht gerechtfer-
tigt und unbedingt zu vermeiden ist. Aus Verhältnismä-
ßigkeitserwägungen ist Absatz 2 Satz 2 daher zu strei-
chen. An dieser Wertung ändert auch das in Abs. 3 vor-
gesehene Legitimationsverfahren nichts. Insoweit kann 
auf die obigen Ausführungen zu § 66 c verwiesen wer-
den.  
Der Bundesrat greift dieses Problem in seiner Stellung-
nahme vom 18.03.2005 (vgl. BR-Drs. 92/05 (Beschluss), 
Ziffer 32) auf und knüpft die Zulässigkeit von Kombina-
tionstarifen an die Bedingungen, dass der Gesamtbetrag 
einer kombinationsbezogenen Verbindung höchstens 30 

Euro betragen darf und die zeitabhängigen Preisbestand-
teile der Leistung getrennt ausgewiesen werden. Die 
Bundesregierung stimmt diesem Vorschlag in ihrer Ge-
genäußerung (BT-Drs. 15/5213) zu und unterbreitet ei-
nen Formulierungsvorschlag. 
Der VATM begrüßt die Abkehr vom grundsätzlichen 
Verbot von Kombinationstarifen. Allerdings sind die 
Voraussetzungen, unter denen Kombinationstarife zuläs-
sig sein sollen, fragwürdig. Dies gilt insbesondere für die 
geforderte getrennte Ausweisung, die folgende techni-
sche Probleme mit sich zöge. Derzeit stellt die DTAG 
ProduktIDs nur für Blocktarife und zeitabhängige Tarife 
zur Verfügung. ProduktIDs für Kombinationstarife wer-
den bisher nicht angeboten, was jedoch die Vorausset-
zung für die Darstellung der unterschiedlichen Tarifbe-
standteile im Einzelverbindungsnachweis wäre. Sollte die 
DTAG entsprechende ProduktIDs anbieten, wären an-
schließende Vereinbarungen zur Übermittlung der 
Kommunikationsdatensätze zwischen der DTAG und al-
ternativen Anbietern notwendig, um die getrennte Aus-
weisung zu ermöglichen. Erfahrungsgemäß ist dies ein 
sehr langwieriges Abstimmungsprozedere, so dass die 
endgültige, zumindest zeitnahe Realisierung der getrenn-
ten Ausweisung durchaus in Frage zu stellen ist. Schließ-
lich zieht die getrennte Ausweisung damit erhebliche 
Mehrkosten auf Seiten der Anbieter mit sich, was grund-
sätzlich zu vermeiden ist.  
In Bezug auf die vorgesehene Preisobergrenze von 30 
Euro sind folgende Bedenken vorzutragen. Neben dem 
Implementierungsaufwand, der erforderlich wird, weil 
bei bestimmten Tarifmodellen eine Verbindungstrennung 
erforderlich wird, ist auf die negativen Auswirkungen für 
den Verbraucher hinzuweisen, die eine Verbindungstren-
nung mit sich bringt. Es kann der Fall auftreten, dass der 
Endnutzer zwangsgetrennt wird, nachdem er zwar den 
zeitunabhängigen Eventpreis gezahlt hat, aber bevor er 
die gesamte Information im Rahmen der zeitabhängigen 
Leistungserbringung erhalten hat. Dies hätte zur Folge, 
dass er sich ein weiteres Mal einwählen und den Event-
preis erneut zahlen müsste. Das Legitimationsverfahren 
gem. § 66 d Abs. 3 bietet keine Alternative, da das Ver-
fahren für den Endnutzer umständlich ist und ihm die In-
anspruchnahme des Dienstes insbesondere bei zeitkriti-
schen Diensten wie beispielsweise Stau- oder Arzthotli-
nes de facto keinen Nutzen bringt, wenn er sich zuvor 
noch nicht legitimiert hat. In solchen Fällen nähme das 
Legitimationsverfahren zu viel Zeit in Anspruch. 
Statt einer alleinigen Preisobergrenze von 30 Euro je 
Verbindung ist daher als alternative Kundenschutzmaß-
nahme eine Preisobergrenze je einzelner Minute der ge-
samten Verbindung in Höhe von drei Euro denkbar 
(Durchschnittspreis). Damit wird vermieden, dass miss-
bräuchlich hohe Kombinationstarife aus zeitabhängigen 
und zeitunabhängigen Tarifbestandteilen erhoben werden 
und dass zwischen zeitunabhängigen und zeitabhängigen 
Tarifbestandteilen gewechselt wird, um die Preisober-
grenze von 30 Euro für Blocktarife zu umgehen. Eine 
Preisgrenze von drei Euro je einzelner Minute ist wirt-
schaftlich praktikabel, schützt den Kunden vor miss-
bräuchlich hohen Entgelten und ermöglicht, dass Preis-
modelle, die seit langem am Markt etabliert sind (z.B. 
Stau-Info oder Verkehrsservice mit äußerst geringen 
Event- und Minutentarifen), weiterhin möglich bleiben.  
§ 66 d Abs. 2 Satz 3 beschränkt die Abrechnung bei Te-
lefaxdiensten grundsätzlich auf Blocktarife. Die Rege-
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lung soll bewusst verzögerte Übertragungsraten bei Fax-
abrufdiensten verhindern. Zunächst ist anzumerken, dass 
innerhalb der letzten drei Jahre kein Beschwerdeauf-
kommen bei Faxabrufdiensten zu verzeichnen ist. Die 
vorgesehene Regelung kann vielmehr nachteilige Folgen 
für Verbraucher haben. Denn falls es zu einem Abbruch 
der Verbindung kommen sollte, kann bei einem zeitu-
nabhängigen Tarif bereits der volle Entgeltanspruch er-
hoben werden. Abbrüche in der Übertragung sind auf-
grund fehlender Gerätekompatibilität nicht unüblich. Bei 
einem zeitabhängigen Tarif hingegen bezahlt der Kunde 
immer nur den Teil der Leistung, den er auch erhalten 
hat. Bei Faxabbrüchen oder Übertragungsfehlern ist da-
her bei Beibehaltung dieser Regelung mit einem erhöhten 
Beschwerdeaufkommen zu rechnen. Des weiteren kann 
der Kunde die Kosten für einen Faxabruf bei einem 
Blocktarif nicht beschränken, indem er dem Empfang 
seinerseits abbricht. Da die Vorschrift durch die Be-
schränkung auf zeitunabhängige Tarife zudem eine Ein-
schränkung des Produkts „Faxabrufdienst“ darstellt (be-
stehende Faxabrufdienste müssten komplett umgestellt 
werden), ohne dass die Missbrauchsrisiken für Verbrau-
cher entscheidend verbessert werden, ist eine entspre-
chende Begrenzung abzulehnen. 
Forderung:  

 Neufassung des Formulierungsvorschlages der Bun-
desregierung zu § 66 d Abs. 2 Satz 3: „Der Preis von 
Dienstleistungen aus zeitabhängigen und zeitunab-
hängigen Leistungsanteilen darf höchstens 30 Euro je 
Verbindung betragen, es sei denn der Durchschnitts-
preis der zeitabhängigen und zeitunabhängigen Tarif-
bestandteilen beträgt nicht mehr als drei Euro pro 
Minute.“  

 Ablehnung des Vorschlages des Bundesrates, der 
fordert, dass die zeitabhängigen und zeitunabhängi-
gen Tarifbestandteile getrennt ausgewiesen werden 
müssen. 

Zu § 66 g – Wegfall des Entgeltanspruchs 

§ 66 g trifft Regelungen, unter welchen Umständen der 
Endnutzer zur Zahlung des Entgelts nicht verpflichtet ist. 

Kritisch zu betrachten ist insbesondere die Bestimmung 
in Ziffer 1, die im Zusammenhang mit einer verpflich-
tenden Tarifansage gerade im Massengeschäft Call-by-
Call zu einem erhöhten Maß an tatsächlicher und rechtli-
cher Unsicherheit führen wird: Der Beweis, ob eine Ta-
rifansage abgespielt wurde, ist regelmäßig weder für den 
Anbieter noch für den Kunden im Nachhinein möglich. 
Es ist bereits unklar, wer die Beweislast für eine korrekte 
Tarifansage zu tragen hätte. Richtig wäre, wie auch bis-
her von einem Anscheinsbeweis auszugehen, wenn eine 
technische Prüfung ergibt, dass beim Abspielen der Ta-
rifansage keine Mängel vorhanden gewesen sein können. 
Diesen Anscheinsbeweis wird der Kunde aber nie wider-
legen können, da im Gegensatz zu der Tatsache des Zu-
gangs zum Netzanschluss die Tarifansage nicht durch 
den Kunden kontrolliert werden kann. Legt man aber aus 
diesem Grund dem Anbieter die vollständige Beweislast 
auf, so reicht eine entsprechende Darlegung des Kunden 
für den Wegfall des Entgeltanspruchs. Vor diesem Hin-
tergrund bedarf die Bestimmung des § 66 g einer vollum-
fänglichen systematischen Änderung.  

Soweit § 66 g Ziffer 5 die Entgeltpflicht bei illegalen 
Dialern entfallen lässt, ist diese Klarstellung aus Rechts-

sicherheitsgründen zu begrüßen. Allerdings sollte zur Be-
reinigung der heute bereits rechtshängigen Streitigkeiten 
zusätzlich durch den Gesetzgeber darauf hingewiesen 
werden, dass § 66 g Ziffer 5 nur die heute bestehende zi-
vilrechtliche Lage (§ 134 BGB) klarstellt und keine ma-
terielle Änderung der Rechtslage bezwecke. Hintergrund 
sind hier die zahlreichen anhängigen Rechtsstreitigkeiten 
zwischen Dialer-Betreibern und Netzbetreibern, die eine 
Fülle von Rechtsunsicherheit und Auslegungsschwierig-
keiten in den anhängigen Verfahren mit sich bringen. 
Forderungen: 

 Streichung des § 66 g. 
 Hilfsweise: Anpassung der Ziffer 1 an die techni-

schen und betrieblichen Möglichkeiten. 
 Hilfsweise: Klarstellung der Ziffer 5. 
 Hilfsweise: Änderung des § 66 g: „Der Endnutzer 

kann vom Anbieter gezahlte Entgelte zurückverlan-
gen, wenn und soweit...“ 

Zu § 66 h – Auskunftsanspruch  
§ 66 h Abs. 1 Satz 3 gibt der RegTP die Möglichkeit zur 
historischen Abfrage ehemaliger 0190er-Anbieter („... in 
dessen Netz die (0)190er-Rufnummer geschaltet ... 
war“). Die Formulierung bedarf insoweit der Klarstel-
lung, dass die Verpflichtung zur Auskunft ehemaliger 
0190er-Anbieter im Netz der Telekommunikationsunter-
nehmen nur in die Zukunft, ab Inkrafttreten des Gesetzes, 
wirkt. In der genannten Pauschalität verstößt diese Ob-
liegenheit gegen das Rückwirkungsverbot gesetzlicher 
Bestimmungen und ist für die Netzbetreiber nicht zu er-
füllen. Der Gesetzgeber fordert ansonsten faktisch von 
den Telekommunikationsunternehmen eine historische 
Abfrage, hinsichtlich aller Adressen seiner Contentprovi-
der die jemals auf seinem Netz eine 0190er Rufnummer 
implementiert waren. Eine solche Dokumentation liegt - 
soweit ersichtlich - bei keinem Netzbetreiber vor und 
wurde auch bei keinem Netzbetreiber gepflegt. Es ist da-
her rückwirkend unmöglich darüber Auskunft zu geben, 
welche Adresse der Contentprovider xy hatte, als er noch 
im Netz des Telekommunikationsunternehmens einge-
richtet war.  
Mit der Formulierung geht der Gesetzgeber auch über die 
Formulierung des § 43 a Abs. 1 TKG a.F. hinaus der eine 
solche Verpflichtung nicht vorsah. Der Aufbau einer 
Nutzerdokumentation macht zum jetzigen Zeitpunkt für 
die Rufnummerngasse 0190 auch ökonomisch keinen 
Sinn mehr, da diese spätestens zum Ende des Jahres aus-
laufen soll.  
Forderung: 

 Streichung in Abs. 1 Satz 3 der Worte „oder war“. 
Zu § 66 i – R-Gespräche  
§ 66 i Abs. 2 regelt die von der RegTP zu führende 
Sperr-Liste mit Rufnummern von Anschlüssen, die von 
R-Gesprächesdiensten für eingehende R-Gespräche zu 
sperren sind. In § 66 i Abs. 2 Satz 2 ist eine begriffliche 
Klarstellung erforderlich. Da der Endkunde nicht der 
Vertragspartner ist, sollte er auch nicht berechtigt sein, 
eine Sperre von Nummern für R-Gespräche zu verlangen. 
Dies steht vielmehr dem Teilnehmer im Sinne des TKG 
zu. Des weiteren kann der Teilnehmernetzbetreiber nicht 
in allen Fällen derartige Sperren veranlassen. Der Netz-
betreiber im Mobilfunk kennt oft den Kunden nicht, weil 
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Service-Provider im eigenen Namen arbeiten, ohne dem 
Teilnehmernetzbetreiber die Adressdaten des Kunden 
mitzuteilen. Daher ist der Anbieter von Telekommunika-
tionsdienstleistungen zu verpflichten. 

Darüber hinaus sollte eine schriftliche Beauftragung der 
Sperre vorgesehen werden, um Missbrauch auszuschlie-
ßen. Es steht zu befürchten, dass Kunden in die Sperrliste 
unwillentlich eingetragen werden, indem zum Beispiel 
die Zustimmung zur Sperre in Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen „versteckt“ wird oder zum Beispiel im Rah-
men der Telefonakquise eine Zustimmung zur Sperre te-
lefonisch abgefragt wird. Dies kann durch eine schriftli-
che Beauftragung der Sperre und eine schriftliche Erklä-
rung, dass es sich bei dem Auftraggeber um den An-
schlussinhaber handelt, verhindert werden. Darüber hin-
aus wäre ohne dieses Erfordernis durch Wettbewerber 
eine gezielte Behinderung von R-Gesprächsdienstan-
bietern möglich. 
Forderung: 

 Änderung des § 66 i Abs. 2 Satz 2: „Teilnehmer kön-
nen den Anbieter von Telekommunikationsdienstlei-
stungen schriftlich beauftragen, die Aufnahme ihrer 
Nummern in der Sperrliste oder eine Löschung un-
entgeltlich zu veranlassen.  

Zu § 66 j – Rufnummernübermittlung 

Die Norm sieht vor, dass als Rufnummer eines Anrufers 
an den B-Teilnehmer nur eine Nummer übermittelt wer-
den darf für einen Dienst, der den Zugang zum öffentli-
chen Telefonnetz mittels ein- und ausgehender Verbin-
dungen ermöglicht. Laut Begründung dürfen also nur 
Rufnummern übermittelt werden, die abgehende Verbin-
dungen ins Telefonnetz ermöglichen, ausgeschlossen 
sind damit insbesondere die Übermittlung von Aus-
kunftsdienst-, (0)800-, (0)180-, Kurzwahldienst-, MA-
BEZ- und (0)900-Rufnummern. Hintergrund ist, den 
Verbraucher zu schützen, in dem automatische Rückruf-
bitten, Identitätsdiebstahl und Tarifverschleierung ver-
hindert werden.  

Es ist eine Klarstellung dahingehend erforderlich, dass 
geschlossene Benutzergruppen wie VPN-Dienste nicht 
von der Vorschrift umfasst sind. Zunächst ist ein Miss-
brauch hier nicht bekannt, so dass eine entsprechende 
Anwendung der Norm auf diese Dienste keinen Sinn 
macht. Eine Erstreckung der Verpflichtung auf VPN-
Dienste kann zudem zu deutlichen Zusatzkosten bei der 
Systemtechnik und gegebenenfalls zu Sonderkündigun-
gen führen. Anbieter von VPN-Diensten stellen ihren 
Geschäftskunden regelmäßig im Rahmen von VPN-
Diensten das ISDN-Merkmal „CLIP No Screening“ zur 
Verfügung, bei dem der Kunde differenzierte Rufnum-
merinformationen übermitteln kann. Je nach Endgerät 
des B-Teilnehmers wird etwa die VPN-Rufnummer oder 
die geographische Rufnummer angezeigt. Die Verpflich-
tung zum korrekten Aufsetzen der Rufnummer muss da-
her ausdrücklich dem Kunden (A-Teilnehmer) zufallen, 
da der Anbieter keinen Einfluss auf die kundenseitig vor-
genommene Rufnummernanzeige hat.  

Unklar bleibt ebenfalls der Normadressat. Zunächst muss 
ausgeschlossen werden, dass Verbindungsnetzbetreiber 
nicht gemeint sein können, da diese A-Teilnehmer-Num-
mern nur in dem Umfang übermitteln, in dem sie dem 
Verbindungsnetzbetreiber vom Teilnehmernetzbetreiber 
mitgeteilt wurden. Bei einer fehlerhaften Übermittlung 

würde dann den Teilnehmernetzbetreiber keine Verant-
wortung treffen. Dieser Einwand gilt insbesondere im 
Hinblick auf die Änderung des § 149 TKG, wodurch 
auch Verbindungsnetzbetreiber der Gefahr von Bußgel-
dern ausgesetzt werden, obwohl sie lediglich die ihnen 
mitgeteilte Rufnummer weiter leiten. Es ist weiterhin 
nicht festgelegt, ob der Teilnehmernetzbetreiber des An-
rufers oder des Angerufenen verpflichtet ist und wer dar-
über hinaus den Nachweis führen muss, dass es sich bei 
den Verbindungen nicht um durch Rückrufbitten veran-
lasste Anrufe handelt. 
Schließlich ist das Verbot der Anzeige von 0800-
Nummern nicht erforderlich, um Missbrauch zu verhin-
dern. Eine 0800-Nummer führt bei einem Rückruf weder 
zu Kosten noch kann hier über einen Tarif getäuscht 
werden, denn der Anruf bei einer 0800-Nummer ist im-
mer kostenlos. 
Aufgrund der komplexen technischen Struktur erscheint 
es aus Sicht des VATM erforderlich, die Problematik des 
§ 66 j auf Fachebene zu erörtern. Für eine Diskussion 
stehen der VATM und seine Mitgliedsunternehmen je-
derzeit gerne zur Verfügung. 
Forderungen:  

 Klarstellung, dass VPN-Netze vom Schutzbereich 
nicht erfasst sind, bspw. durch Ersetzung des Wortes 
„übermittelt“ durch das Wort „aufsetzt“ in Satz 1. 

 Präzisierung des Normadressaten. 
 Klarstellung, dass 0800-Nummern nicht vom Schutz-

bereich erfasst sind.  
Zu § 67 Abs. 2 – Befugnisse der Regulierungsbehörde 
Nach § 67 Abs. 2 kann die RegTP für bestimmte Num-
mernbereiche oder für bestimmte Nummernteilbereiche 
zeitabhängige oder zeitunabhängige Höchstpreise festset-
zen. Ausweislich der Entwurfsbegründung ist hiermit ein 
bestimmtes Abrechnungsverfahren (Online- / Offline-
Billing) nicht verbunden. 
Der Ansatz, kein Abrechnungsverfahren vorzugeben, ist 
grundsätzlich begrüßenswert. Allerdings geht hieraus 
noch nicht hervor, dass das Nebeneinander von On- und 
Offline-Billing erhalten bleibt bzw. ermöglicht wird. 
Dies ist aus folgenden funktionalen und rechtlichen Er-
wägungen aber erforderlich und muss auch direkt im Ge-
setzestext Erwähnung finden: 
a) Funktionale Aspekte 
Hintergrund des Nebeneinanders für On- und Offline-
Billing ist die Gewährleistung der Rufnummernerreich-
barkeit aus allen Gassen, was Ziel sowohl europarechtli-
cher Vorgaben als auch der Vorschriften des TKG ist. 
Dass dies allein im Wege des Offline-Billings gewährlei-
stet werden kann, ist äußerst fraglich. Es ist davon aus-
zugehen, dass es viele kleinere Teilnehmernetzbetreiber 
geben wird, die sich an einer zentralen Portierungsdaten-
bank und der Abrechnung über ein Clearinghouse nicht 
beteiligen, da sich das Produkt nicht rechnet. Zudem ist 
die Zuführung und Abrechnung der alternativen Teil-
nehmernetzbetreiber zwar geplant. Wann mit der flä-
chendeckenden Einführung gerechnet werden kann, ist 
aber weiter offen.  
Hervorzuheben ist darüber hinaus die für den Verbrau-
cher positive, durch Online-Billing geschaffene Transpa-
renz. Denn die RegTP kann hier – im Gegensatz zu offli-
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ne gebillten Diensten – Preisvorgaben machen, die von 
ihr veröffentlicht werden (derzeit abrufbar unter http:// 
www.regtp.de/reg_tele/start/in_05-06-03-03-03_m/index. 
html). So sind die Verbraucher im Bereich Online-Billing 
jederzeit über den abgerechneten Tarif informiert. Da-
neben ist das Online-Billing-Verfahren kostengünstig 
und damit verbraucherfreundlich. Vor diesem Hinter-
grund sollte das Gesetz unbedingt einen klaren Hand-
lungsauftrag an den Regulierer normieren.  

b) Rechtliche Aspekte  

Zudem ist darauf hinzuweisen, dass die Festlegung eines 
Rufnummernraumes und der hierin erbrachten Leistun-
gen auf Online- oder Offline-Billing erhebliche Ein-
schränkungen für die im Rahmen der unternehmerischen 
Freiheit gewählten Geschäftsmodelle bedeuten würde. So 
haben sich die Teilnehmernetzbetreiber dafür entschie-
den, primär Endkundenleistungen gegenüber ihren Teil-
nehmern zu erbringen. Durch eine Festlegung auf Offli-
ne-Billing bei bestimmten Diensten wäre die Verfolgung 
dieses Geschäftsmodells bei diesen Diensten grundsätz-
lich ausgeschlossen: Die Teilnehmernetzbetreiber wären 
nicht mehr in der Lage, ihren Endkunden diese Dienste 
zu erbringen und hierzu die Terminierung als Vorleistung 
in Anspruch zu nehmen. Vielmehr wären sie darauf be-
schränkt, lediglich die Zuführung als Vorleistung gegen-
über den jeweiligen Verbindungsnetzbetreibern/Service-
providern zu erbringen, die dann selbst diese Dienste ge-
genüber den Anschlusskunden der Teilnehmernetzbetrei-
ber erbringen.  

Für eine exklusive Festlegung auf das Offline-Billing mit 
dem skizzierten massiven Eingriff in die unternehmeri-
sche Freiheit der Teilnehmernetzbetreiber fehlt es im 
Hinblick auf die Wesentlichkeitstheorie bereits an der 
gesetzlichen Grundlage. Darüber hinaus sind aber auch 
keine sachlichen Gründe erkennbar, die eine solche 
Schranke für die unternehmerische Freiheit rechtfertigen 
könnten. 

Vielmehr handelt es sich bei der Beschränkung auf Offli-
ne-Billing um ein Ergebnis der beträchtlichen Markt-
macht der T-Com, die hieraus das oben genannte Allein-
stellungsmerkmal der allseitigen Erreichbarkeit zieht. Da 
es Aufgabe der Regulierung ist, die Marktverzerrungen 
durch Marktteilnehmer mit beträchtlicher Marktmacht zu 
egalisieren und einen funktionierenden Wettbewerb zu 
stimulieren, muss auch gegenüber den anderen Netz-
betreibern die Möglichkeit eröffnet werden, alle Dienste 
sowohl im Offline- als auch im Online-Billing anbieten 
zu können. Andernfalls bleibt die derzeitige Diskriminie-
rung der alternativen Festnetzbetreiber bestehen. 

Der VATM verweist in diesem Zusammenhang auf die 
Studie des WIK zur „Funktion und Bedeutung des Onli-
ne-Billing als Abrechnungsverfahren für Mehrwertdien-
ste in Deutschland“. Das WIK sieht danach die Markt-
entwicklung im Segment Premium Rate Services (PRS) 
bei einem Wegfall des Online-Billing-Verfahrens als ge-
fährdet an. Das derzeitige Offline-Billing-Verfahren bei 
0900-PRS im Festnetz sei insbesondere vor dem Hinter-
grund der Wirtschaftlichkeit und der Nutzbarkeit von be-
liebigen Festnetzanschlüssen kein vollständiges Substitut 
zum Online-Billing-Verfahren bei 0190-PRS. Das WIK 
spricht sich daher für eine modifizierte Fortführung der 
Koexistenz von Online- und Offline-Billing für PRS im 
Festnetz als Basis für die Ausschöpfung von Wach-

stumspotenzialen aus. Eine parallele Fortführung ließe 
sich bspw. innerhalb der 0900er-Gasse realisieren. 
Die Bedeutung des Online-Billing ergibt sich zudem aus 
der Tatsache, dass Online-Billing europaweit das weit 
verbreiteteste Abrechnungsverfahren darstellt. Im Zuge 
der Harmonisierung von Mehrwertdiensten in der Euro-
päischen Union sind in Zukunft europaweite Standards 
und Vorgaben für die einheitliche Behandlung von Pre-
mium Rate Services zu erwarten. Sollte das Online-
Billing in Deutschland ersatzlos wegfallen, bedeutete 
dies eine Separierung Deutschlands, die unbedingt zu 
vermeiden ist – nicht nur aus wirtschaftspolitischen 
Gründen, sondern u.a. auch, um die Erreichbarkeit dieser 
Dienste über die Staatsgrenzen hinaus zu gewährleisten.  
Darüber hinaus läuft das häufig vorgetragene Argument, 
die Ermöglichung des Nebeneinanders von On- und Of-
fline-Billing sei nicht im Wege der regulatorischen 
Strukturierung und Ausgestaltung von Nummernräumen, 
sondern über die §§ 18, 21 TKG im Rahmen der Zu-
gangsregulierung zu gewährleisten, in der Praxis leer: 
Voraussetzung für die Anwendung der Zugangsregulie-
rung ist eine abgeschlossene Marktanalyse des Mehr-
wertdienstemarktes seitens der RegTP. Dieser Markt ist 
jedoch weder in der Märkteempfehlung der EU-Kom-
mission enthalten, noch ist bislang eine vergleichbare 
Marktanalyse in anderen Mitgliedsstaaten erfolgt. Eine 
zügige Regulierung ist daher hier nicht zu erwarten, ob-
wohl dies für die Sicherstellung des Online-Abrech-
nungsverfahrens aus den genannten Gründen dringend 
notwendig ist.  
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass das Online-
Billing ein preisgünstiges und unkompliziertes Abrech-
nungsverfahren im niederpreisigen Segment darstellt. 
Aufgrund seiner Transparenz ist das Online-Billing dar-
über hinaus verbraucherfreundlich. Um die Koexistenz 
von Online- und Offline-Billing gesetzlich verankern zu 
können, was nicht zuletzt im Hinblick auf zukünftige 
EU-Regelungen erforderlich ist, hat das WIK einen For-
mulierungsvorschlag entwickelt7. Der VATM schließt 
sich im Grundsatz diesen Ausführungen an und spricht 
sich für eine entsprechende Berücksichtigung im Gesetz 
aus.  
Berücksichtigung der Auswirkungen auf den Wettbewerb  
Um sicher zu stellen, dass die Auswirkungen, die die 
Strukturierung und Ausgestaltung von Rufnummernräu-
men auf den Wettbewerb hat, hinreichend berücksichtigt 
werden, sollte eine Verpflichtung der RegTP eingefügt 
werden, wonach sie vor einer Entscheidung über Struktu-
rierung/Ausgestaltung von Nummernräumen, insbeson-
dere bei der Öffnung neuer oder Schließung bzw. Ände-
rung bestehender Rufnummerngassen, die zu erwarten-
den Auswirkungen auf den Wettbewerb prüfen und 
transparent veröffentlichen muss. Besonders zu berück-
sichtigen ist dabei z.B. die Gefahr der Marktmachtüber-
tragung auf neue Dienste und Märkte. Diese Problematik 
wird zukünftig beispielsweise bei der Zuteilung der für 
Voice over IP vorgesehenen Rufnummerngasse 032 von 
erheblicher Bedeutung sein. In der Vergangenheit zeigten 
sich wettbewerbsverzerrende Auswirkungen z.B. nach 
der Öffnung der 0137-Rufnummerngasse.  

                                                           
7  Vgl. WIK-Consult Bericht "Vorschlag zur Verankerung der Koexistenz 

von Online und Offline-Billing im TKGÄndG" vom 26.April 2005. 
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Durch die vorgeschlagene Verpflichtung der RegTP 
würde eine enge Anbindung der Rufnummernverwaltung 
an die Regulierungsziele des TKG, insbesondere an die 
Sicherstellung eines chancengleichen und funktionsfähi-
gen Wettbewerbs (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 TKG) gewährleistet. 
Gleichzeitig soll der der RegTP eingeräumte größere Be-
urteilungsspielraum durch die Prüf- und Stellungnahme-
verpflichtung institutionell abgesichert werden.  
Der VATM unterstützt diesen Vorschlag und regt inso-
weit eine entsprechende Klarstellung in § 67 Abs. 2 an. 
Forderungen: 

 Änderung des § 67 Abs 28: 
(2) Soweit für Premium-Dienste, Massenverkehrsdienste, 

Geteilte-Kosten-Dienste oder Neuartige Dienste die 
Tarifhoheit bei dem Netzbetreiber liegt, der den Teil-
nehmeranschluss bereitstellt, und deshalb unter-
schiedliche Entgelte für Anrufe aus den deutschen 
Festnetzen gelten, legt die Regulierungsbehörde zum 
Zwecke der Preisangabe und Preisansage nach §§ 66a 
und 66b jeweils bezogen auf bestimmte Nummernbe-
reiche oder Nummernteilbereiche den Preis für Anru-
fe aus den deutschen Festnetzen fest. Sie hat hierbei 
sicherzustellen, dass ausreichend frei tarifierbare 
Nummernbereiche oder Nummernteilbereiche ver-
bleiben. Die festzulegenden Preise haben sich an den 
im Markt angebotenen Preisen für Anrufe aus dem 
Festnetz zu orientieren und sind in regelmäßigen Ab-
ständen zu überprüfen. Die Regulierungsbehörde hat 
den betroffenen Unternehmen, Fachkreisen und Ver-
braucherverbänden Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben. Die von der Regulierungsbehörde festge-
legten Preise werden im Amtsblatt veröffentlicht. Die 
Bestimmungen der §§ 16 bis 26 bleiben unberührt. 

 Gesetzliche Verankerung der Koexistenz von Online- 
und Offline-Billing 

 Aufnahme eines neuen Absatzes:  
„Die Regulierungsbehörde hat bei der Strukturierung und 
Ausgestaltung von Rufnummernräumen die Auswirkun-
gen auf den Wettbewerb zu prüfen, wobei insbesondere 
die Marktmachtübertragung auf andere Märkte und Dien-
ste zu berücksichtigen ist. Die Ergebnisse der Prüfung 
sind transparent zu veröffentlichen.“ 
Zu Artikel 6 – Inkrafttreten, Außerkrafttreten  
Die in Artikel 6 vorgesehenen Umsetzungsfristen für 
technische Implementierung der Regelungen sind bei rea-
listischer Betrachtung nicht einzuhalten. Die Umset-
zungsfristen müssen den tatsächlichen Möglichkeiten 
entsprechen und hiervon abhängig zwischen 12 und 24 
Monaten betragen. 

Köln/Berlin, 06.05.2005 
Kernforderungen des VATM  
Stand: 06.05.2005 
Der Bundesrat hat am 18.03.2005 im ersten Durchgang 
über das TKG-Änderungsgesetz beraten und hierzu Stel-
lung genommen (vgl. BR-Drs. 92/05, Beschluss). Die 
Bundesregierung hat am 06.04.2005 ihre Gegenäußerung 
hierzu beschlossen (BT-Drs. 15/5213). 
                                                           
8  Der Formulierungsvorschlag zu § 67 Abs. 2 ist Teil des im Rahmen 

der Kommentierung zu § 66 a dargestellten Branchenkompromisses, 
vgl. auch die dortigen Erläuterungen. 

Aus Sicht des VATM sind im weiteren Verfahren fol-
gende Kernforderungen aufzustellen:9 
1. Begriff „Auskunftsdienst“ technologieneutral de-

finieren (§ 3 Nr. 2a) 
• Derzeitige Beschränkung auf „telefonisch“ erreichba-

re Dienste erfüllt die Anforderung der Technologie-
neutralität des TKG nicht. 

• Auskünfte können auch online oder mittels CD-Rom-
Suchfunktion erfolgen. 

Stellungnahme Bundesrat: fordert technologieneutrale 
Formulierung. 
Gegenäußerung der Bundesregierung: lehnt Forderung 
des BR ab. 
(Vgl. Stellungnahme des VATM, Seite 5.) 
2. Keine Ausweitung der Haftung auf grobe Fahrläs-

sigkeit (§ 44 a) 
• Geltende Haftungsregelung (Haftungsbeschränkung 

bei Fahrlässigkeit) hat sich im Bereich vertraglicher 
Massengeschäfte bewährt. 

• Haftungsausweitung ist unverhältnismäßig: im TK-
Sektor können unvorhersehbare Schadensersatzan-
sprüche (Vertragsrecht) entstehen, deren Versiche-
rung nicht möglich ist. 

• Dies würde zu einer deutlichten Preissteigerung we-
gen des nicht abschätzbaren Haftungsrisikos führen. 

Stellungnahme Bundesrat: fordert Ausweitung der Haf-
tung. 
Gegenäußerung der Bundesregierung: lehnt Forderung 
des BR ab und unterstützt damit die Forderung des 
VATM. 
(Vgl. Stellungnahme des VATM, Seite 10.) 
3. Keine unentgeltliche Sperre (§45 d) 
• Grundsätzlich ist eine Sperrmöglichkeit ohne jegli-

chen Kostenausgleich, die über europarechtliche 
Vorgaben hinausgeht, abzulehnen.  

• Lösungsansatz der Bundesregierung wäre als weniger 
belastende Maßnahme, mit der Missbrauch durch 
einzelne Kunden und damit ausufernde und unkalku-
lierbare Kosten verhindert würde, vorzuziehen. 

Stellungnahme Bundesrat: schlägt kostenpflichtige Ent-
sperrung vor.  
Gegenäußerung der Bundesregierung: „wiederholte“ 
Sperre kann kostenpflichtig sein – was der Forderung des 
VATM entspricht. 
(Vgl. Stellungnahme des VATM, Seite 13.) 

4. Keine Verpflichtung zur Erteilung eines Einzel-
verbindungsnachweises (EVN) für Onlineverbin-
dungen und bei Prepaid-Produkten (§ 45 e) 

• Kosten für die Erstellung eines EVN für Online-
Verbindungen wären höher als die für die Verbin-
dungsleistung (pro EVN-Kommunikationsfall fielen 
1,2 €Cent an, derzeitige Internet-by-Call (IbC)-
Minutenpreise liegen unter 1 €Cent). 

                                                           
9  Die Darstellung der Punkte orientiert sich an der Reihenfolge der §§ 

des Änderungsgesetzes. 
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• Geplante Erweiterung geht über die EU-Vorgaben, 
die die EVN-Pflicht auf benannte Unternehmen und 
Sprachtelefonie beschränken, hinaus. 

• Kein Missbrauch bei Prepaid-Produkten bekannt; 
die Kostenkontrolle ist durch das Produkt selbst (Ma-
ximalbetrag), nicht durch den EVN gewährleistet. 

• Kosten, die den Unternehmen für EVN-Erstellung bei 
Prepaid-Produkten entstünden, sind unverhältnismä-
ßig (für die Erstimplementierung im hohen zweistel-
ligen Mio.€ - Bereich; ohne laufende jährliche Ko-
sten!) und müssten auf Endnutzer umgelegt werden, 
was die Attraktivität von Prepaid mindern würde. 

• Bei Beanstandungen greift ohnehin § 45 i und schafft 
die erforderliche Transparenz und Kontrollmöglich-
keit. 

Stellungnahme Bundesrat: fordert EVN bei Prepaid. 
Gegenäußerung der Bundesregierung: lehnt Forderung 
des Bundesrates ab und unterstützt damit die Forderung 
des VATM. 
(Vgl. Stellungnahme des VATM, Seite 15.) 
5. Ermöglichung der Rechnungsstellung durch Pre-

selection-Anbieter (Reverse-Billing) (§ 45 h) 
• Rechnungsstellung durch den Preselection-Anbieter 

liegt eindeutig im Kundeninteresse (nur eine Rech-
nung) und muss optional ermöglicht werden. 

• Ist technisch unproblematisch umsetzbar (wie F&I-
Vertrag zeigt) und wird von der DTAG strategisch 
verhindert. 

• Ohne klare gesetzliche Vorgabe kann dem Kundenin-
teresse nicht Rechnung getragen werden. 

Stellungnahme Bundesrat: nicht aufgegriffen. 
Gegenäußerung der Bundesregierung: keine Kommentie-
rung. 
(Vgl. Stellungnahme des VATM, Seite 20.) 
6. Grenze für Bill-Warning auf 50 Euro anheben (§ 

45 l) 
• Grenze von 20 € ist zu niedrig, da innovative Dienste 

verhindert werden. 
Stellungnahme Bundesrat: nicht aufgegriffen. 
Gegenäußerung der Bundesregierung: Keine Kommen-
tierung. 
(Vgl. Stellungnahme des VATM, Seite 26.) 

7. Keine doppelte Bill-Warning-Verpflichtung bei 
Premium-SMS (§ 45 l) 

• Zusätzlicher, obligatorischer Hinweis bei 50 € ist ab-
zulehnen: keinerlei Vorteil für Verbraucher, zusätzli-
che SMS hat Charakter einer Belästigung („gesetzli-
ches SPAM“). 

Stellungnahme Bundesrat: fordert zusätzliche verpflich-
tende Warn-SMS bei 50 Euro, äußert keine Kritik an 20-
Euro-Grenze. 
Gegenäußerung der Bundesregierung: lehnt zusätzliche 
SMS bei 50 € ab (Arg.: keine staatl. Bevormundung des 
Verbrauchers), hält allerdings an 20 € - Grenze fest. 
(Vgl. Stellungnahme des VATM, Seite 26.) 

8. Überprüfung der Von-bis-Preisspanne bei Preis-
angabe und Preisansage für Mehrwert- und Aus-
kunftsdienste (§§ 66 a und 66 b) 

• Wettbewerber werden zwangsverpflichtet, die Ent-
gelte der DTAG als Referenzgröße anzugeben. 

• Angabe eines Preisrahmens führt zur Verunsicherung 
des Kunden, da er keine valide Aussage und damit 
keine Transparenz erhält. 

• Die Branche hat einen Kompromissvorschlag erarbei-
tet. 

Kompromissvorschlag: An Stelle der vorgesehenen 
Von-bis-Preisspanne bei Preisangabe und -ansage im 
Rahmen der §§ 66 a und 66 b sollte ein Referenzpreis 
der RegTP (statt des DTAG-Referenzpreises) ver-
bunden mit einem Hinweis die Möglichkeit abwei-
chender Preise für Anrufe aus Mobilfunknetzen ver-
wendet werden. 

Stellungnahme Bundesrat: Bitte um Überprüfung der 
Von-bis-Preisspanne. 
Gegenäußerung der Bundesregierung: der Bitte des Bun-
desrates soll im weiteren Verfahren nachgekommen wer-
den. 
(Vgl. Stellungnahme des VATM, Seiten 31 und 39.) 

9. Keine Preisansageverpflichtung bei Call-by-Call 
(CbC) (§ 66 b) 

• Benachteiligung der CbC-Anbieter gegenüber 
DTAG, die trotz regelmäßig höherer Preise keiner 
Preisansageverpflichtung unterliegt. 

• Freiwillige Angebote im Markt sind ausreichend, die 
Preisansage sollte als Wettbewerbsmerkmal erhalten 
bleiben. Siehe praktikable Regelung bei Prepaid im 
Festnetz. 

• Unverhältnismäßige Relation der Kosten für die An-
sage im Verhältnis zum Produktpreis, die entstehen-
den Kosten würden zur Erhöhung der Endkunden-
preise führen. 

• Sehr geringes Missbrauchspotenzial, da der theore-
tisch mögliche Schaden sich in der Praxis in aller Re-
gel im Cent oder Zehntel-Cent-Bereich bewegt. 

Stellungnahme Bundesrat: schlägt die Einrichtung einer 
kostenlosen Servicerufnummer vor, unter der aktuelle 
Preisinformationen vorzuhalten sind (deutlich milderes 
Mittel). 
Gegenäußerung der Bundesregierung: Servicerufnummer 
wird hinsichtlich des Anliegens, eine komfortable Tarif-
auskunft bereitzustellen, kritisch bewertet. 
(Vgl. Stellungnahme des VATM, Seite 35.) 

10. Keine Vorab-Preisansage bei Massenverkehrs-
diensten (MABEZ / 0137) (§ 66 b) 

• Die heute branchenübliche Lösung der nachträgli-
chen Preisansage hat sich bewährt und schließt frühe-
re vereinzelte Beschwerdefälle praktisch aus (2004 
über einen Zeitraum von 11 Monaten nur 627 Fälle 
bei monatlich mehreren Millionen Anrufen gegen-
über der RegTP). Die Kunden wünschen keine 
Zwangsansage sondern eine einfache Nutzung des 
Dienstes. 
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• Dienste werden oft bei Abstimmungen angewendet 
(„Superstar“), bei denen der Verbraucher seine 
Stimme schnell abgeben und nicht zuvor eine Preis-
ansage hören will (nachträgliche Ansage daher aus-
reichend). 

Stellungnahme Bundesrat: schlägt Vorab-Preisansage im 
Call vor. 
Gegenäußerung der Bundesregierung: stimmt der Vorab-
Preisansage zu. 
(Vgl. Stellungnahme des VATM, Seite 39.) 

11. Keine Info-SMS bei einmaligen Premium-SMS-
Diensten (§ 66 c) 

• Die Einführung einer Info-SMS ist nach wie vor als 
unverhältnismäßig abzulehnen: es existiert kein 
Missbrauchspotenzial, Verpflichtungen zur Preisan-
gabe liegen vor. 

• Verfahren ist bei einmaligen Premium-SMS-Diensten 
nicht praktikabel, da bei diesem Geschäftsmodell 
(SMS-MO) die Anforderungs-SMS des Kunden be-
preist wird (Gefährdung des Geschäftsmodells!). 

• Verbraucherschutz würde ins Gegenteil verkehrt: 
Dienste könnten aufgrund des komplexen Handsha-
ke-Verfahrens nur noch erschwert in Anspruch ge-
nommen werden. 

Stellungnahme Bundesrat: schlägt immerhin Anhebung 
der Schwelle auf drei Euro und Möglichkeit der RegTP 
vor, die Preisgrenze ggf. an die allgemeine Entwicklung 
der Preise oder des Marktes anzupassen. 
Gegenäußerung der Bundesregierung: lehnt die Anhe-
bung der Grenze auf 3 € ab. 
(Vgl. Stellungnahme des VATM, Seite 41.) 

12. Keine getrennte Ausweisung der zeitabhängigen 
Preisbestandteile bei Kombinationstarifen (§ 66 d) 

• Getrennte Ausweisung ist unverhältnismäßig: Preis-
bestandteile sind den Preisinformationen der Anbieter 
zu entnehmen, womit dem Informationsinteresse des 
Kunden entsprochen wird. 

• Darüber hinausgehende getrennte Ausweisung ist für 
den Verbraucher verwirrend und würde hohe Kosten 
verursachen, die auf den Kunden umzulegen wären. 

Kompromissvorschlag: Voraussetzung für Zulässigkeit 
der Kombitarife ist entweder Einhaltung der 30 Euro-
Grenze oder eine durchschnittliche Preisobergrenze je 
einzelner Minute der gesamten Verbindung in Höhe von 
drei Euro. 
Stellungnahme Bundesrat: schlägt 1.) Höchstgrenze von 
max. 30 Euro und 2.) getrennte Ausweisung auf EVN 
oder Genehmigung abweichender Kombitarife durch 
RegTP vor. 
Gegenäußerung der Bundesregierung: formuliert einen 
Vorschlag mit beiden Voraussetzungen für die Zulässig-
keit der Kombitarife und nimmt damit den Vorschlag des 
BR an. 
(Vgl. Stellungnahme des VATM, Seite 43.) 
13. Sicherstellung der Abrechnungsverfahren On- 

und Offline-Billing (§ 67 Abs. 2) 
• Online-Billing ist verbraucherfreundlich, da die Prei-

se vorgegeben werden und durch festgelegte Num-

merngassen dem Kunden präsent sind. (Offline-
Billing bietet nur frei tarifierbare Nummern!) 

• Parallele Existenz von Online- und Offline-Abrech-
nungssystem ist der europäische Standard. Deutsch-
land ginge ohne eine grundsätzliche Entscheidung 
des Gesetzgebers einen nicht sinnvollen Sonderweg. 

Stellungnahme Bundesrat: nicht aufgegriffen. 
Gegenäußerung der Bundesregierung: keine Kommentie-
rung. 
(Vgl. Stellungnahme des VATM, Seite 49.) 
Erforderliche Klarstellungen: 
14. Keine Ausweitung der Befugnisse der RegTP im 

Bereich der Nummernregulierung auf Kurzwahl-
dienste 

• Kurzwahldienste sind keine Nummern im Sinne des § 
3 Nr. 13 TKG. 

Stellungnahme Bundesrat: nicht aufgegriffen. 
Gegenäußerung der Bundesregierung: keine Kommentie-
rung. 
(Vgl. Stellungnahme des VATM, Seite 7.) 
15. Klarstellung zur einheitlichen Fakturierung von 

Mehrwertdiensten 
• Klarstellung erforderlich, dass sowohl TNB als auch 

VNB die in § 3 Nr. 25 TKG genannten Leistungen in 
Rechnung stellen und einziehen dürfen, ohne dass es 
einer Zusatzvereinbarung (Abtretungserklärung) mit 
dem Inhalteanbieter bedarf. 

• Einheitliche Regelung führt zu Rechtssicherheit (der-
zeit unterschiedliche Auslegungen der Gerichte). 

Stellungnahme Bundesrat: nicht aufgegriffen. 
Gegenäußerung der Bundesregierung: keine Kommentie-
rung. 
(Vgl. Stellungnahme des VATM Seite 21.) 
Der VATM unterstützt folgende Forderungen des Bun-
desrates, die von der Bundesregierung in ihrer Gegenäu-
ßerung akzeptiert werden.  
Klarstellung zu Prepaid-Produkten im Festnetz (§ 45 
f) 
• Klarstellung des Gesetzestextes, dass – wie in der 

Gesetzesbegründung ausgeführt – kein Anspruch des 
Kunden auf ein Prepaid-Produkt besteht, wenn ein 
entsprechendes Produkt am Markt angeboten wird. 

Stellungnahme Bundesrat: unterstützt eine entsprechende 
Klarstellung und fordert, die Verpflichtung als Univer-
saldienst zu normieren. 
Gegenäußerung der Bundesregierung: stimmt der Forde-
rung zu. 
(Vgl. Stellungnahme des VATM, Seite 17.) 
Anschlusssperre ab 75 Euro auf Telefonanschlüsse 

beschränken (§ 45 k) 

• Es ist keine Begründung für die Einschränkung der 
Leistungsverweigerungsrechte im DSL-Bereich er-
sichtlich, da er nicht zur Grundversorgung zu zählen 
ist, die sich auf den klassischen festen Telefonan-
schluss beschränkt. 
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Stellungnahme Bundesrat: unterstützt Beschränkung der 
Leistungsverweigerungsrechte auf Universaldienste. 
Gegenäußerung der Bundesregierung: stimmt dem An-
liegen zu. 
(Vgl. Stellungnahme des VATM, Seite 24.) 

Berlin/Köln, 06. Mai 2005 
 

Im VATM sind mehr als 50 der im deutschen Markt 
operativ tätigen Telekommunikations- und Dienstlei-
stungsunternehmen aktiv. Alle stehen im direkten 
Wettbewerb zum Ex-Monopolisten Deutsche Telekom 
AG. Unsere Mitglieder erwirtschaften rund 80 Prozent 
des von privaten Anbietern erzielten Gesamtumsatzes 
auf dem deutschen Telekommunikationsmarkt. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15(9)1897 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 4. Mai 2005 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 12. Mai 2005 in Berlin zum 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung telekommunikationsrechtlicher  
Vorschriften - Drucksache 15/5213 - 
E-Plus Mobilfunk GmbH & Co. KG 

Mit Bezug auf die öffentliche Anhörung des Ausschusses 
für Wirtschaft und Arbeit zum Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung telekommunikationsrechtlicher Vorschrif-
ten nimmt die E-Plus Mobilfunk (E-Plus) im Folgenden 
zu den aus ihrer Sicht wesentlichen Vorschriften Stel-
lung. 

I. Allgemeines 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf reagiert die 
Bundesregierung auf Beschwerden von Kunden bei 
der Nutzung von Mehrwertdiensten sowie Premium-
SMS-Diensten. Die Mobilfunknetzbetreiber haben 
hinsichtlich des Angebots von Premium-SMS bereits 
im vergangenen Jahr eine Reihe von freiwilligen 
Maßnahmen ergriffen, um den Kundenschutz zu ver-
bessern. Zentraler Ansatzpunkt war und ist eine Ver-
besserung der Angebots- und Preistransparenz. Die 
Mobilfunknetzbetreiber verfolgen damit das Ziel, 
möglichst schnell, ohne lange technische Vorlaufzei-
ten die festgestellten Defizite abzustellen. 

Einige der freiwilligen Maßnahmen wie die sog. 
„Handshake-SMS“ bei Abonnement-Diensten haben 
ihren Eingang in den Gesetzesvorschlag gefunden. 
Die Bundesregierung ist aber in weiteren Punkten 
deutlich über das hinausgegangen, was die Anbieter 
für erforderlich und verhältnismäßig erachten. Hier 
ist insbesondere die „Handshake-SMS“ bei Einmal-
Kurzwahl-Datendiensten ab 1 Euro zu nennen. Von 
derartigen Regelungen sind dabei nicht allein die 
Mobilfunknetzbetreiber betroffen. Sofern die Maß-
nahmen nicht an einer Änderung der Technik in den 
jeweiligen Netzen ansetzen wie beispielsweise die 
Verpflichtung zur Sperre oder Preisansage,  sind vor 
allem auch Anbieter von Inhalten von den Regelun-
gen des Gesetzes betroffen. In der Konsequenz kom-
men nicht nur auf die Mobilfunknetzbetreiber, son-
dern auch auf  diese Unternehmen, die in den vergan-
genen Jahren das Wachstum in diesem Marktsegment 
durch ihre Kreativität maßgeblich bestimmt haben, 
erhebliche Kostenbelastungen zu, die u.a. bestehende 
Produkte nachhaltig in Frage stellen. Die Ausweitung 
des Kundenschutzes sollte aber nicht das Ziel haben, 

Innovationen und Kreativität, die das Wachstum im 
Markt befördern, deutlich einzuschränken. Entspre-
chende Regelungen sollten in der parlamentarischen 
Debatte überdacht werden. 
E-Plus tritt für einen angemessenen Kundenschutz 
ein. Schwerwiegende Eingriffe in Netze oder Ge-
schäftsmodelle sollten deshalb einem besonderen Be-
gründungszwang unterliegen. 

II. Wesentliche Regelungen aus Sicht eines Mobilfunk-
netzbetreibers 

1. Artikel 4, § 66c: Bestätigung bei Einzel-Kurzwahl-
Datendiensten ab 3 Euro  
Der Gesetzesvorschlag sieht vor, dass bei jeder SMS 
ab 1 Euro der Kunde eine Informations-SMS erhält 
und diese dann mit einer Bestätigungs-SMS beant-
worten muss, bevor er den gewünschten Inhalt zuge-
stellt bekommt. Wie auch der Bundesrat ist E-Plus 
der Auffassung, dass die Preisgrenze zu niedrig ist. 
E-Plus unterstützt deshalb die Forderung des Bundes-
rates, die Preisgrenze von 1 Euro auf mindestens 3 
Euro anzuheben. Die 1-Euro-Grenze würde massiv 
bestehende und zukünftige Geschäftsmodelle gefähr-
den. Einerseits wird die Akzeptanz dieser Dienste 
durch die vermehrte Anzahl von SMS zurückgehen. 
Es ist damit zu rechnen, dass aufgrund der Vielzahl 
von SMS die beabsichtigte Schutzwirkung deutlich 
zurückgeht. Andererseits verursachen die zusätzlich 
mit dem Bestellvorgang verbundenen SMS erhöhte 
Kosten. Insgesamt führt eine derart niedrige Preis-
grenze dazu, dass neue, innovative Geschäftsmodelle 
deutlich erschwert entwickelt und angeboten werden 
können. Micropayment-Systeme würden beispiels-
weise auf die Weise gefährdet. 
E-Plus ist der Auffassung, dass ein angemessenes 
Schutzniveau ab einer Grenze von 3 Euro erreicht 
werden kann. 

2. Artikel 4, § 45l Abs. 1: Unverzüglicher Warnhin-
weis (Billwarning) bei Kurzwahldiensten bei 50 € 
Der Gesetzesvorschlag sieht vor, dass Kunden vom 
Anbieter der Dienstleistung einen kostenlosen Hin-
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weis erhalten können, wenn Entgeltansprüche aus 
Dauerschuldverhältnissen im jeweiligen Kalender-
monat eine Summe von 20 Euro überschreiten (sog. 
Billwarning). 
E-Plus ist der Auffassung, dass die Grenze von 20 
Euro zu niedrig angesetzt ist. Um ein zu häufiges 
Versenden und damit ein Abstumpfen des Schutzcha-
rakters der Billwarning zu vermeiden, sollte ein 
Warnhinweis erst ab einem Entgeltanspruch von 50 
Euro pro Anbieter erfolgen. Hier kann sich E-Plus 
auch, wie vom Bundesrat gefordert, eine Verpflich-
tung zur standardmäßigen Absendung des Warnhin-
weises vorstellen. Des Weiteren sollte die Regelung 
dahingehend abgeändert werden, dass die Billwar-
ning „unverzüglich“ verschickt wird. Im Entwurf 
wird die Formulierung „sobald“ verwandt, die eine 
sofortige Auswertung aller Rechnungsdatensätze er-
fordert. Dies ist aus technischen Gründen nicht un-
eingeschränkt möglich. Um den technischen Gege-
benheiten Rechnung zu tragen, sollte die Billwarning 
„unverzüglich“ (ohne schuldhaftes Verzögern) ver-
schickt werden. Der Bundesrat befürwortet diese 
redaktionelle Anpassung. 

3. Artikel 4, § 45l Abs. 2: Ausnahmen zum jederzei-
tigen Kündigungsrecht bei Kurzwahldiensten zu-
lassen 
In § 45l Abs. 2 wird für Kurzwahl-Abonnement-
Dienste ein jederzeitiges Kündigungsrecht vorgese-
hen. 
Diese Regelung führt zu einer Sonderstellung der 
TK-Branche, die nach unserer Auffassung nicht ge-
rechtfertigt ist. Die zivilrechtlichen Vorschriften rei-
chen zum Schutz der Kunden auch im Telekommuni-
kationsmarkt aus. 
Bliebe es bei der Vorschrift, wären Abrechnungsmo-
delle, die einen monatlichen Pakettarif vorsehen, de 
facto unmöglich.  Kündigt der Kunde im Laufe des 
Monats, könnte er Rückforderungen geltend machen. 
Im Ergebnis könnten derartige Abrechnungsmodelle 
am Markt nicht platziert werden. 
Als Kompromiss schlagen wir folgende Änderung 
des § 45l Abs. 2 vor: 
(2) Der Endnutzer kann ein Dauerschuldverhältnis 
für Kurzwahldienste jederzeit und ohne Einhaltung 
einer Frist gegenüber dem Anbieter kündigen, sofern 
keine anderweitigen Kündigungsfristen vereinbart 
wurden, auf die der Anbieter in der Information 
gem. Abs. 3 deutlich hinzuweisen hat. Die Kündi-
gung kann auch gegenüber dem Anbieter..... 
Mit der obigen Formulierung könnten die Anbieter 
mit einem Hinweis in der sog. „Bestätigungs-SMS“ 
bei Abonnement-Diensten vom jederzeitigen Kündi-
gungsrecht abweichen. 

4. Artikel 3, § 45e: kein automatischer Einzelverbin-
dungsnachweis bei Prepaid-Produkten 
Der Gesetzesvorschlag sieht vor, dass bei Prepaid-
Produkten grundsätzlich kein Einzelverbindungs-
nachweis erbracht werden muss. 
Die vom Bundesrat aufgebrachte Forderung, Einzel-
verbindungsnachweise auch bei Prepaid-Produkten 
vorzusehen, lehnt E-Plus ab, da bereits heute (§ 16 

TKV, zukünftig § 45i) Kunden den Anspruch haben, 
im Reklamationsfall einen nachträglichen Einzelver-
bindungsnachweis zu erhalten. Zur Einführung einer 
standardmäßigen Erstellung eines Einzelverbindungs-
nachweises müssten komplett neue Billingfunktiona-
litäten implementiert werden, die mit unverhältnis-
mäßig hohen Belastungen für die Mobilfunkanbieter 
verbunden sind. 
Darüber hinaus sollte der Standard-Einzelverbin-
dungsnachweis auf Sprachverbindungen beschränkt 
bleiben. 
E-Plus ist der Auffassung, dass der Standard-
Einzelverbindungsnachweis nicht auf Prepaid und 
SMS/MMS ausgeweitet werden soll. 

5. Artikel 3, § 45d: Sperre des Netzzugangs bei klas-
sischen Mehrwertdiensten 
Der Gesetzesvorschlag sieht vor, dass Anbieter von 
Telekommunikationsdiensten auf Verlangen des 
Kunden Rufnummernbereiche sperren müssen, sofern 
dies technisch möglich ist. 
Obwohl der europäische Rechtsrahmen eine Ver-
pflichtung zur Sperre von Rufnummern nur für Uni-
versaldiensteanbieter vorsieht, sieht der Gesetzent-
wurf eine Ausweitung auf den Mobilfunk vor.  In 
diesem Fall sollte deutlicher als bisher klargestellt 
werden, dass nur die Mehrwertdiensterufnummern 
0190, 0900, 0180, 0137, 012 von der Sperrverpflich-
tung erfasst werden. Eine Ausweitung der Verpflich-
tung wäre angesichts der damit verbundenen Kosten 
unverhältnismäßig. 
Des Weiteren sollte es dem Mobilfunkanbieter er-
möglicht werden, ein Entgelt für die erstmalige Sper-
re zu verlangen. Auch bei der Portierung von Ruf-
nummern darf nach § 46 Abs. 3 TKG ein Entgelt ver-
langt werden. Die Universaldienstrichtlinie sieht eine 
kostenlose Sperre nur gegenüber dem zum Univer-
saldienst verpflichteten Unternehmen vor. 

6. Ausreichende und angemessene Übergangsfristen 
Die im Gesetzentwurf vorgesehenen Maßnahmen be-
nötigen teilweise erhebliche Umsetzungszeiten. So ist 
beispielsweise für die Einrichtung der in § 45d gefor-
derten Sperre von Rufnummernbereichen ein Zeit-
raum von 18 Monaten zur Implementierung erforder-
lich. Dieser Zeitraum begründet sich mit der Spezifi-
kation von neuen Netzelementen, deren Beauftragung 
bei Herstellern sowie der Implementierung der Tech-
nik in das Netz. Hier enthält der Gesetzesvorschlag 
überhaupt keine Übergangsfrist. 
In Abhängigkeit vom Ausmaß des (technischen) Ein-
griffs in die TK-Netze zur Realisierung der Kunden-
schutzmaßnahmen müssen Übergangsfristen von bis 
zu 18 Monaten ermöglicht werden. 

7. Artikel 4, § 66d: Ermöglichung von Kombinati-
onstarifen 
Der Gesetzentwurf enthält zurzeit ein Verbot von 
Premium-Diensten, bei denen neben einem zeitab-
hängigen Preis ein zeitunabhängiger Preis berechnet 
wird (sog. Kombinationstarife). 

Die Bundesregierung hat in ihrer Gegenäußerung 
nunmehr vorgeschlagen, dass Kombinationstarife zu-
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lässig sein sollen, sofern der Preis höchstens 30 Euro 
je Verbindung beträgt. 
E-Plus begrüßt die Aufhebung des Verbots von 
Kombinationstarifen. Die vorgeschlagene  Entgelt-
grenze von 30 Euro ist aber aus technischen Gründen 
nicht implementierbar. Zur Einhaltung der Entgelt-
grenze müssten die Mobilfunknetzbetreiber eine Ab-
rechnung in Echtzeit gewährleisten. Dies ist bei 
Laufzeitverträgen aus technischen Gründen nicht 
möglich, da die Rechnungsdatensätze mit einer Zeit-
verzögerung erstellt werden. 
E-Plus schlägt vor, den Preis für den zeitunabhängi-
gen Preisbestandteil auf 20 Euro zu begrenzen. Hier 
ist zu beachten, dass beim zeitabhängigen Preis-
bestandteil die Preisgrenze von 3 Euro pro Minute 
sowie die Unterbrechung der Verbindung nach 1 
Stunde einschlägig sind. 

8. Artikel 4, § 66a, Satz 5: kein Verlust des Entgelt-
anspruchs durch fehlerhafte Preisangabe, wenn 
der Kunde den Preis über sog. „Handshake-SMS“ 
bestätigt hat (§ 45l, Abs. 3  
Erfolgt nach § 66a, Satz 5 eine Preisangabe nicht 
oder nicht ordnungsgemäß, kommt das Dauerschuld-
verhältnis nicht zustande. 

Der Kunde ist bereits durch das sog. „Handshake-
Verfahren“ in § 45l, Abs. 3 geschützt. Dieses Verfah-
ren führt dazu, dass der Kunde u.a. den Preis bestä-
tigt. Die Regelung in § 66a, Satz 5 ist deshalb über-
flüssig bzw. stellt einen Anreiz für Missbrauch dar. 
Im Übrigen sollte der Verlust des Entgeltanspruchs 
den  Verursacher treffen. Gegen dieses Prinzip ver-
stößt die obige Regelung. 
E-Plus fordert die Streichung von § 66a, Satz 5. 

Zur Verbesserung der Preistransparenz wird im Rahmen 
der parlamentarischen Debatte ein Branchenkompromiss 
zu den §§ 66a, b und 67 Abs. 2 eingebracht. E-Plus un-
terstützt diesen Branchenkompromiss. 

Abschließend möchten wir darauf hinweisen, dass die 
obigen Ausführungen von den anderen GSM-Mobil-
funknetzbetreibern geteilt werden. 
Mit freundlichen Grüßen 
E-Plus Mobilfunk GmbH & Co. KG 
Dr. Bernd Sörries   Simone Möller 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15(9)1907 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 9. Mai 2005 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 12. Mai 2005 in Berlin zum 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung telekommunikationsrechtlicher  
Vorschriften - Drucksache 15/5213 - 
Bundesverband der regionalen und lokalen Telekommunikationsgesellschaften e.V. BREKO 

Teil 1: Kommentierung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung telekommunikationsrechtlicher Vor-
schriften (Drucksache 15/5213) 
Einleitende Bemerkungen: 
Die Bundesregierung hat am 2. Februar 2005 den Ent-
wurf eines Gesetzes zur Änderung telekommunikations-
rechtlicher Vorschriften beschlossen. Mit dem Gesetz 
wird der bisher in der Telekommunikations-Kunden-
schutzverordnung (TKV) und der im Entwurf zur Tele-
kommunikationsnummerierungsverordnung (TNV) ent-
haltene verbraucherschützende Regelungsgehalt in das 
TKG eingefügt.  
Darüber hinaus werden Definitionsbegrifflichkeiten im 
TKG (§ 3) ergänzt, Überwachungs- sowie Übergangs-
vorschriften angepasst sowie weitere telekommunikati-
onsrechtliche Nebengesetze geändert (z.B Artikel 10-
Gesetz und Justizvergütungs- und Entschädigungsge-
setz). 
Im Rahmen dieser Stellungnahme nimmt BREKO auch 
Bezug auf das zurückliegende Gesetzgebungsverfahren 
sowie die in diesem Zusammenhang zu den Verord-
nungsentwürfen zu TKV und TNV eingebrachten Stel-
lungnahmen.  
Aufgrund der kurzen Kommentierungsfrist nach Vorlie-
gen dieses Gesetzentwurfes bitten wir diese Stellung-
nahme als vorläufig anzusehen, da insbesondere eine 
Mitgliederbefragung  noch nicht vollständig durchgeführt 
werden konnte. 
Wir möchten zunächst auf die geplanten Änderungen 
zum Kundenschutz und sodann auf  den Verbraucher-
schutz zur Verhinderung des Missbrauchs von Mehr-
wertdiensten eingehen. 
A. Kundenschutz 
§ 43 a TKG-Entwurf „Verträge“ 
Die Vorschrift verpflichtet den Anbieter von TK-Lei-
stungen gegenüber dem Endnutzer, diesem im Vertrag 
umfangreiche Informationen zur Verfügung zu stellen. 
Entgegen der ursprünglichen Entwurfsfassung zur TKV 
ist der Gesetzgeber nun in § 43 Satz 1 Nr. 3 der von 

BREKO vertretenen Auffassung gefolgt, dass hinsicht-
lich der Angabe zur Dauer der Bereitstellung der TK-
Anbieter lediglich eine „voraussichtliche“ Zeitangabe 
machen muss. Diese Einschränkung entspricht den Ge-
gebenheiten des Marktes im Hinblick auf die vielfach 
gegebene Abhängigkeit gegenüber der DT AG vom Vor-
leistungsprodukt TAL. 
BREKO begrüßt ebenfalls die nunmehr aufgenommene 
Einschränkung des Anwendungsbereiches auf Verbrau-
cher (§ 43a Satz 2), die für die individuelle Vertragsge-
staltung bei Geschäftskunden im Sinne der Vertragsfrei-
heit erforderlich war. 
§ 44 a TKG-E „ Haftungsbegrenzung“ 
Diese Vorschrift erfasst leider wesentliche Problemberei-
che der Haftungsbegrenzung nicht und geht daher fehl. 
Durch den Begriff des Endnutzers (§ 3 Nr.8 TKG) sind 
nur Privat- und Geschäftskunden von der Haftungsbe-
grenzung erfasst, nicht jedoch TK-Anbieter, die selbst als 
Kunde TK-Dienstleistungen annehmen und ihrerseits 
wiederum Endnutzer mit solchen Leistungen versorgen. 
Es bleibt offen, ob deren Haftung gegenüber ihren End-
nutzern von §44 a erfasst sein soll, wenn das schädigende 
Ereignis von einem anderen TK-Unternehmen verursacht 
wurde und aufgrund der Kundenbeziehung beider TK-
Unternehmen zueinander entstand. Die Nichtberücksich-
tigung dieses Problemkreises in den Vorentwürfen er-
folgte mit der Begründung, dass Vertragsverhältnisse von 
TK-Anbietern untereinander nicht Regelungsgegenstand 
einer Kundenschutzverordnung seien. Mit der Integration 
der Regelung in das TKG entfällt diese Begründung. 
Hier wäre eine Klarstellung erforderlich. 
Im übrigen ist nicht einsichtig, warum die Haftungsbe-
grenzung nur für Endnutzer gelten soll, da durch §44a, 
letzter Satz, die Haftungsbegrenzung für Geschäftskun-
den dispositiv ist. 
Daher fordert BREKO, zur bisherigen Regelung des § 
7 Abs.2 TKV zurückzukehren und lediglich die dort 
enthaltene Begriffsbestimmung an die Terminologie 
des neuen TKG anzupassen, indem der Begriff des 
Nutzers/Endnutzers durch den Begriff des Kunden er-
setzt wird. 



Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit  Ausschussdrucksache 15(9)1900 

39 

Formulierungsvorschlag zu § 44a (Haftungsbegrenzung) 
Übernahme des bisherigen § 7, Abs. 2 TKV , wobei dort 
das Wort Nutzer durch Kunden zu ersetzen ist. 
„Anbieter von Telekommunikationsdienstleistungen für 
die Öffentlichkeit haften für Vermögensschäden bis zu 
einem Betrag von 12.500 Euro je Kunde. Dies gilt nicht 
gegenüber Kunden, die ihrerseits Telekommunikations-
dienstleistungen für die Öffentlichkeit erbringen. Anbie-
ter von Telekommunikationsdienstleistungen für die Öf-
fentlichkeit können die Haftung für diese Leistungen im 
Verhältnis zueinander durch Vereinbarungen der Höhe 
nach beschränken. Eine vertragliche Haftungsbegren-
zung darf die Summe der Mindesthaftungsbeträge gegen-
über den geschädigten Endkunden des anderen Kunden 
nicht unterschreiten. Gegenüber der Gesamtheit der Ge-
schädigten ist die Haftung des Anbieters auf zehn Millio-
nen Euro jeweils je schadenverursachendes Ereignis be-
grenzt. 
Übersteigen die Entschädigungen, die mehreren auf-
grund desselben Ereignisses zu leisten sind, die Höchst-
grenze, so wird der Schadensersatz in dem Verhältnis 
gekürzt, in dem die Summe aller Schadensersatzansprü-
che zur Höchstgrenze steht. die Haftungsbegrenzung der 
Höhe nach entfällt, wenn der Schaden vorsätzlich verur-
sacht wurde.“ 
§ 45 TKG-E. „Berücksichtigung der Interessen behinder-
ter Menschen“ 
BREKO begrüßt die nunmehr aufgenommene Regelung 
zur Beteiligung der Verbände und betroffenen Unter-
nehmen zur Feststellung des allgemeinen Bedarfs eines 
Vermittlungsdienstes für Gehörlose, da nur auf diese 
Weise eine optimale, technisch abgestimmte Versorgung 
gewährleistet ist. 
§ 45 c TKG-E. „Normgerechte technische Dienstlei-
stung“ 
Nach dieser Vorschrift steht dem Endnutzer das Recht 
zur fristlosen Kündigung zu, sofern der TK-Anbieter 
verbindliche technische Normen nicht einhält. Wir halten 
diese Regelung für zu weitgehend. Der Endnutzer ist hin-
reichend geschützt, wenn er sein Recht auf Erfüllung vor 
Gericht einklagen kann. Nach geltendem Vertragsrecht 
hat der Kunde bei wichtigen Gründen ein Recht zur frist-
losen Kündigung. Eine derartige Einschränkung der Ver-
tragsfreiheit zu Lasten des TK-Anbieters wäre unverhält-
nismäßig.  
Hilfsweise ist darauf hinzuweisen, dass der Anwen-
dungsbereich von Absatz 1 zu unbestimmt ist. Es ist 
klarzustellen, dass nur solche Normen und technischen 
Anforderungen vom Anwendungsbereich umfasst sind, 
die nach Art. 17 Abs. 4 Satz 2 der Rahmenrichtlinie von 
der Kommission als verbindlich erklärt worden sind. 
Darüber hinaus ist die Soll-Vorschrift des Absatz 2 in ei-
ne Muss-Bestimmung umzuwandeln. 
Formulierungsvorschlag zu § 45 c (Normgerechte tech-
nische Dienstleistung) 
„(1) Sofern der Anbieter von Telekommunikationsdien-
sten für die Öffentlichkeit Normen und Spezifikationen 
für die Bereitstellung von Telekommunikation für End-
nutzer, die nach Art. 17 Abs. 4 Satz 2 der Rahmenrichtli-
nie von der Kommission als verbindlich erklärt worden 
sind, gegenüber dem Endnutzer nicht einhält, ist der 
Endnutzer berechtigt, den Vertrag ohne Einhaltung einer 

Frist zu kündigen, wenn die Einhaltung der Norm oder 
Spezifikationen für den Endnutzer von erheblicher Be-
deutung ist und der Anbieter eine vom Endnutzer gesetzte 
angemessene Frist zur Umsetzung der Norm oder Anfor-
derung hat verstreichen lassen. 
(2) Die Regulierungsbehörde soll auf die verbindlichen 
Normen und technischen Anforderungen in Veröffentli-
chungen hinweisen. Die vorstehende Regelung gilt nur, 
wenn die Regulierungsbehörde die Norm oder Spezifika-
tionen veröffentlicht und auf die Verbindlichkeit hinge-
wiesen hat. Die Verbindlichkeit der Norm erstreckt sich 
nur auf Verträge, die nach der Veröffentlichung der 
Norm oder Anforderung geschlossen wurden.“ 
§ 45 d Abs. 2 TKG-E. „Netzzugang“ 
Wie bereits der Vorentwurf, so enthält auch der Absatz 2 
dieser Vorschrift eine Regelung zur Kostenfreiheit bei 
der Sperrung bestimmter Rufnummerngassen. Sofern 
diese Regelung auch nicht-marktbeherrschende Unter-
nehmen treffen soll, verstößt sie gegen die Universal-
dienstrichtlinie, in der in Anhang I A b.) auf Artikel 10 
verwiesen und damit der Anwendungsbereich auf ehema-
lige staatliche Monopolunternehmen beschränkt wird. 
Ein Kompromiss könnte darin bestehen, die Unentgelt-
lichkeit auf die erstmalige Sperrung zu begrenzen. 
Hiermit ist dem Schutzbedürfnis des Verbrauchers genü-
ge getan. Entsperrungen dienen in keinem Fall dem Ver-
braucherschutz. Sie sind daher immer als kostenpflichti-
ger Dienst möglich. 
Auch die Gegenäußerung der Bundesregierung trägt die-
ser Auffassung Rechnung. 
Formulierungsvorschlag zu § 45 d Abs. 2 (Netzzugang): 
 § 45 d Abs. 2 wird wie folgt formuliert: 
 „Der Endnutzer kann von dem Anbieter von Telekom-
munikationsdiensten für die Öffentlichkeit verlangen, 
dass die Nutzung seines Netzzugangs für bestimmte Ruf-
nummernbereiche im Sinne von § 3 Nr. 13 b netzseitig 
gesperrt wird, soweit dies technisch möglich ist. Die 
erstmalige Sperrung hat unentgeltlich zu erfolgen.“ 
Die Regelung des Abs. 3 wird ausdrücklich begrüßt. 
Damit moderne Kommunikationsmittel zum Vertrags-
schluss genutzt werden können, ist die Klarstellung er-
forderlich, dass für die Übermittlung durch Dritte die 
Textform (e-mail, Internet) genügt. 
Formulierungsvorschlag zu § 45 d Abs. 3: 
§ 45 d Abs. 3 wird wie folgt formuliert: 
„(3) Der Endnutzer darf die Kündigung des Vertragsver-
hältnisses mit dem Anbieter von Telekommunikations-
diensten für die Öffentlichkeit durch einen anderen An-
bieter übermitteln lassen. Die Bevollmächtigung zur 
Kündigung und die Kündigung können in Textform 
(Email, Internet) erfolgen.“ 
§ 45 e TKG-E. „Anspruch auf Einzelverbindungsnach-
weis“ 
Wie in der Begründung zum vorliegenden Gesetzentwurf 
ausdrücklich erwähnt, wird die Verpflichtung zur Erstel-
lung eines Einzelverbindungsnachweises auch auf Onli-
ne-Verbindungen erweitert. 
Diese Verpflichtung macht umfangreiche technische 
Modifikationen erforderlich und belastet  die Unterneh-
men erheblich. Darüber hinaus ist der Bedarf beim Kun-
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den, anders als bei der Telefon-Rechnung, einen Einzel-
verbindungsnachweis zu erhalten, wesentlich geringer. In 
der Begründung sollte klargestellt werden, dass übli-
cherweise bei Flatrates (Sprach- und Onlineflatrates) kein 
EVN erteilt werden muss, da diese für die Tarifierung 
nicht erforderlich sind. BREKO würde eine Ausgestal-
tung der Regelung als Kann-Vorschrift befürworten, um 
gegebenenfalls einer Marktnachfrage datenschutzrecht-
lich genügen zu können. 

Formulierungsvorschlag zu 45 e (Anspruch auf Einzel-
verbindungsnachweis): 
§ 45 e wird wie folgt gefasst: 
„(1) Der Endnutzer kann von dem Anbieter von Tele-
kommunikationsdiensten für die Öffentlichkeit jederzeit 
mit Wirkung für die Zukunft eine nach Einzelverbindun-
gen aufgeschlüsselte Rechnung (Einzelverbindungs-
nachweis) verlangen, die zumindest die Angaben enthält, 
die für eine Nachprüfung der Teilbeträge der erforder-
lich sind. Dies gilt nicht, soweit technische Hindernisse 
der Erteilung von Einzelverbindungsnachweisen entge-
gen stehen oder wegen der Art der Leistung eine Rech-
nung grundsätzlich nicht erteilt wird oder erforderlich 
ist. Die Erstellung eines Einzelverbindungsnachweise für 
kostenlose Dienste kann durch den Anbieter von Tele-
kommunikationsdiensten für die Öffentlichkeit angeboten 
werden. Die Rechtsvorschriften zum Schutz personenbe-
zogener Daten bleiben unberührt.“ 
(2) wie im Entwurf 
§ 45 f TKG-E. “Vorausbezahlte Leistung” 

BREKO hatte bereits in seiner Kommentierung zum 
TKV-Entwurf die für jedes Unternehmen vorgesehene 
Verpflichtung zur Vorhaltung der Technik zum Einsatz 
von Prepaid-Produkten im Festnetz (sog. CallingCards) 
aufgrund der umfangreichen technischen Neuinstallatio-
nen (jede Vermittlungsstelle müsste ServiceSwitching-
Point und das Unternehmen im Besitz einer IN-Plattform 
sein) als unverhältnismäßig kritisiert.  

Bedauerlicherweise hat der Gesetzgeber in dem nun vor-
liegenden Gesetzentwurf die Argumentation des Verban-
des nicht berücksichtigt. Wir appellieren daher noch 
einmal an den Gesetzgeber, diese umfassende Verpflich-
tung zu streichen. Den Interessen des Verbrauchers ist 
dadurch genüge getan, dass sie die Angebote von Cal-
ling-Card-Anbietern in Anspruch nehmen können, die für 
ihren Service mit eigenen Tarifen abrechnen. Soweit es 
nach der Begründung ausreichend ist, dass jeweils ein 
Vorauszahlungsprodukt am Markt angeboten werde, 
wäre hier eine Klarstellung im Gesetz geboten, damit 
Verbraucher aus der Vorschrift keine subjektiven Rechte 
gegen einzelnen Teilnehmernetzbetreiber irrtümlich ab-
leiten. 

Formulierungsvorschlag zu § 45 f (Vorausbezahlte Lei-
stungen) 

„Der Endnutzer kann verlangen, auf Vorauszahlungsba-
sis Zugang zum öffentlichen Telefonnetz zu erhalten oder 
öffentlich zugängliche Telefondienste in Anspruch neh-
men zu können. Dabei genügt es, wenn auf dem Markt für 
festnetzgebundene Sprachtelefondienste und für mobil-
funkgebundene Sprachtelefondienste ein Vorauszah-
lungsprodukt verfügbar ist. Die Einzelheiten kann die 
Regulierungsbehörde durch Verfügung im Amtsblatt fest-
legen.“ 

§ 45 h TKG-E.„Rechnungsinhalt, Teilzahlungen“ 
Die Vorschrift und insbesondere die Begründung trägt 
den vom BREKO gegenüber dem TKV-E vorgetragenen 
Bedenken Rechnung, dass Teilnehmernetzbetreiber keine 
Pflicht zur  „einheitlichen Rechnungsstellung“ haben 
bzw. die Pflicht, für Dritte Forderungen einzuziehen, nur 
in engen Grenzen besteht. Daher besteht nach dieser Re-
gelung auch die Möglichkeit, Clearinghäuser zur Rech-
nungsstellung einzuschalten. 
Bedauerlicherweise blieb es in § 45 h Abs. 2 bei einer 
Verrechnung von Teilzahlungen auf die in der Rechnung 
ausgewiesenen Einzelforderungen, statt – wie vom 
BREKO gefordert – Teilzahlungen zunächst auf Forde-
rungen des TNB für den Netzzugang anzurechnen, da 
dieser schliesslich die Basis für jede weitere TK-
Dienstleistung darstellt.  
Formulierungsvorschlag zu § 45 h Abs. 2 (Rechnungsin-
halt, Teilzahlungen): 
§ 45 h Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 
„(2) Hat der Endnutzer vor oder bei der Zahlung nichts 
Anderes bestimmt, so sind Teilzahlungen des Endnutzers 
an den rechnungsstellenden Anbieter vorrangig auf die 
in der Rechnung ausgewiesene Forderung des rech-
nungsstellenden Anbieters zu verrechnen.“ 
§ 45 i TKG-E. “Beanstandungen” 
BREKO begrüßt die Klarstellung, dass Einwendungsaus-
schlussklauseln hinsichtlich Form und Frist (in AGB) 
wirksam vereinbart werden können, unter die die Nach-
weispflicht für Verkehrsdaten für den Anbieter entfällt. 
Darüber hinaus begrüßt BREKO die nun in den Entwurf 
eingeflossene Anregung, die Prüffrist nur als Regelfrist 
auf einen Monat zu begrenzen und somit Raum zu lassen 
für komplexere Prüfsachverhalte, die nicht innerhalb der 
Monatsfrist aufzuklären sind. 
§ 45 l TKG-E. “Kurzwahldienste“ 
BREKO hatte bislang die fehlende Definition des Be-
griffs „Kurzwahldienste“ kritisiert. Wir begrüßen daher 
die neu aufgenommene Definition in § 3 Nr. 11 b TKG-
E. Die in Abs. 2 Satz 2 vorgesehene Möglichkeit, die 
Kündigung auch gegenüber dem am Vertragsverhältnis 
nicht beteiligten Teilnehmernetzbetreiber zu erklären, 
weicht erheblich von den Grundsätzen des allgemeinen 
Zivilrechts ab. Der Teilnehmernetzbetreiber wird für die 
Einrichtung der erforderlichen Prozesse mit erheblichen 
Kosten sowie einem nicht unerheblichen Haftungsrisiko 
bei Übermittlungsfehlern belastet, ohne hierfür einen an-
gemessenen Ausgleich zu erhalten. 
Formulierungsvorschlag zu 45 l Abs. 2 Satz 2 (Kurz-
wahldienste): 
§ 45 l Abs. 2 Satz 2 wird ersatzlos gestrichen 
§ 45 n TKG-E. „Veröffentlichungspflichten“ 
Der aufgeführte Katalog von Veröffentlichungspflichten 
erscheint unangemessen differen-ziert und ist mit Ver-
braucherschutzerwägungen nicht mehr zu rechtfertigen. 
Die Vorstellung, der Verbraucher würde diese Vielzahl 
von Parametern unterschiedlicher Anbieter im Amtsblatt 
der RegTP vergleichen (was ihn zwingt, mindestens ein 
Jahresabonnement zu beziehen...), ist lebensfremd und 
ein Beispiel von Über-Bürokratisierung, das die Unter-
nehmen unangemessen belastet, ohne dem Verbraucher 
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einen Vorteil zu verschaffen. Eine Belastung der Unter-
nehmen erscheint auch vor Hintergrund der Gesetzesän-
derung zum Jahr 2002, mit der die Möglichkeit zur Ein-
beziehung von AGB mittels Veröffentlichung im Amts-
blatt aufgehoben wurde, als unverhältnismäßig. Die Ver-
öffentlichungspflichten wären allerdings dann akzepta-
bel, wenn parallel zu ihnen die Möglichkeit zur Einbe-
ziehung von AGB über das Amtsblatt wieder eingeführt 
würde und wenn im Gesetz klargestellt würde, dass eine 
Veröffentlichung auf der Homepage der Unternehmen 
ausreichend ist. 
Formulierungsvorschlag zu § 45 n (Veröffentlichungs-
pflichten): 
„(1) Jeder Anbieter von Telekommunikationsdiensten für 
die Öffentlichkeit ist verpflichtet, 
1. seinen Namen und seine Anschrift, bei juristischen 

Personen auch seine Rechtsform, seinen Sitz und das 
zuständige Registergericht, 

2. die einzelnen von ihm angebotenen Dienste und 
Dienstemerkmale für den öffentlichen Telefondienst 
sowie Wartungsdienste einschließlich der Angabe, ob 
die Entgelte für Dienste gegenüber den Endnutzern 
einzeln oder wie sie im Einzelnen zusammen mit an-
deren Diensten berechnet werden, 

3. Einzelheiten über die Preise der angebotenen Dien-
ste, Dienstemerkmale und Wartungsdienste ein-
schließlich etwaiger besonderer Preise für bestimmte 
Endnutzergruppen, 

4. Einzelheiten über seine Entschädigungs- und Erstat-
tungsregelungen und deren Handhabung, 

5. seine allgemeinen Geschäftsbedingungen und die von 
ihm angebotenen Mindestvertragslaufzeiten, 

6. allgemeine und anbieterbezogene Informationen über 
Verfahren zur Streitbeilegung und 

7. Informationen über grundlegende Rechte der End-
nutzer von Telekommunikationsdiensten, insbesonde-
re  
a) zu Einzelverbindungsnachweisen, 
b) zu beschränkten und für den Endnutzer kostenlo-

sen Sperren abgehender Verbindungen, 
c) zur Nutzung öffentlicher Telefonnetze gegen Vor-

auszahlung, 
d) zur Verteilung der Kosten für einen Netzanschluss 

auf einen längeren Zeitraum, 
e) zu den Folgen von Zahlungsverzug für mögliche 

Sperren und 
f)   zu den Dienstemerkmalen Tonwahl- und Mehr-

frequenzwahlverfahren und 
Anzeige der Rufnummer des Anrufers zu veröffentlichen. 
Die Veröffentlichung hat in einem allgemein zugängli-
chen Medium, z.B. im Amtsblatt der Regulierungsbehör-
de oder im Internet, zu erfolgen. Erfolgt diese Veröffent-
lichung nicht auch im Amtsblatt der Regulierungsbehör-
de, hat der Anbieter der Regulierungsbehörde den Ort 
der Veröffentlichung mitzuteilen. Die Regulierungsbe-
hörde kann Anbieter von der Verpflichtung nach Satz 1 
insoweit befreien, als sie die Informationen selbst veröf-
fentlicht. 
(2) wie Entwurf 

(3) wie Entwurf 
(4) § 305 Abs. 2 BGB findet für die Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen und Entgelte der Anbieter von Tele-
kommunikationsdiensten für die Öffentlichkeit für das 
Angebot von Telekommunikationsdiensten für die Öffent-
lichkeit keine Anwendung, sofern sie in ihrem Wortlaut  
im Amtsblatt der Regulierungsbehörde veröffentlicht 
worden sind und bei den Geschäftsstellen der Anbieter 
zur Einsichtnahme bereitgehalten werden.“ 
§  45 o TKG-E. „Rufnummernmissbrauch“ 
BREKO begrüßt die Aufnahme der Anregung, die Hand-
lungspflicht zu begrenzen. Bestand diese nach dem bis-
herigen Entwurf bereits bei „Kenntnis“, so wurde in den 
jetzt vorliegenden Entwurf einschränkend der Begriff 
„gesicherte Kenntnis“ eingeführt. 
§ 47 a TKG-E. “Schlichtung” 
Nach dieser Vorschrift hat der Endnutzer Anspruch auf 
Durchführung eines Schlichtungsverfahrens, auch wenn 
er nicht in eigenen Rechten betroffen ist, sondern wenn 
lediglich Rechte irgendeines Endnutzers betroffen sind.   
BREKO sieht diese Regelung als zu weitgehend und als 
dem Verbraucherschutz nicht dienlich an. Sollte der Ver-
braucher dieses Recht tatsächlich extensiv in Anspruch 
nehmen, sowie in Hinblick auf die Gefahr der Inan-
spruchnahme durch Querulanten, ist eine Verfahrensla-
wine zu befürchten, in der die persönlich betroffenen 
Endnutzer nicht hinreichend Berücksichtigung finden. 
Sinnvoll wäre daher, dem Endnutzer das Recht auf 
Durchführung eines Schlichtungsverfahrens nur im Falle 
persönlicher Betroffenheit und darüber hinaus den Ver-
braucherschutzorganisationen ein weitergehendes Ver-
bandsschlichtungsrecht zuzugestehen. 
Formulierungsvorschlag zu § 47a (Schlichtung) 
„(1) Der Endnutzer kann im Streit mit einem Anbieter 
von Telekommunikationsdiensten für die Öffentlichkeit 
darüber, ob der Anbieter eine in den §§ 43a bis 46 vor-
gesehene Verpflichtung gegenüber einem dem Endnutzer 
erfüllt hat, bei der Regulierungsbehörde durch einen An-
trag ein Schlichtungsverfahren einleiten.“ 
B. Verbraucherschutz – Verhinderung des Miss-

brauchs von Mehrwertdiensten 
Die geplanten Regelungen zur Novellierung der TNV 
sind in den Vorschriften der §§ 66 a ff. TKG-E. aufge-
gangen. Die im folgenden genannten Vorschläge ergän-
zen das gemeinsame Konzept der Verbände „zur Verbes-
serung des Kundenschutzes durch Preisangaben und 
Preisansagen im Bereich der §§ 66 a und 66 b des 
TKGÄndG“. 
§ 66 b TKV-E. „“Preisansage“ 
BREKO hatte im Rahmen der Kommentierung zum 
TNV-Entwurf um Klarstellung dahingehend gebeten, 
dass eine erneute vorherige Preisansage sich nur auf den 
Fall der geänderten Entgeltpflichtigkeit beziehen könne. 
Dieser Anregung ist der Gesetzgeber in Absatz 1 Satz 3 
dieser Vorschrift nachgekommen. 
Darüber hinaus fehlt leider auch in dem jetzigen Entwurf 
eine Einschränkung der Kostenfreiheit der Ansagen auf 
die jeweils erste. BREKO weist noch einmal auf den er-
heblichen finanziellen Aufwand solcher Ansagen hin und 
regt daher noch einmal an,  weitere Ansagen mit einer 
Kostenpflicht zu versehen. 
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Formulierungsvorschlag zu § 66b (Preisansage): 

„(1) Für sprachgestützte Premium-Dienste und im Falle 
der Betreiberauswahl im Einzelverfahren durch Wählen 
einer Kennzahl hat derjenige, der den vom Endnutzer zu 
zahlenden Preis für die Inanspruchnahme dieses Dien-
stes festlegt, vor Beginn der Entgeltpflichtigkeit dem 
Endnutzer den für die Inanspruchnahme dieses Dienstes 
zu zahlenden Preis zeitabhängig je Minute oder zeitu-
nabhängig je Datenvolumen oder sonstiger Inanspruch-
nahme einschließlich der Umsatzsteuer und sonstiger 
Preisbestandteile anzusagen. Die Preisansage ist späte-
stens 3 Sekunden vor Beginn der Entgeltpflichtigkeit un-
ter Hinweis auf den Zeitpunkt des Beginns derselben ab-
zuschließen; dies gilt nicht im Falle der Betreiberaus-
wahl im Einzelverfahren durch Wählen einer Kennzahl. 
Ändert sich dieser Preis während der Inanspruchnahme 
des Dienstes, so ist vor Beginn des neuen Tarifabschnitts 
der nach der Änderung zu zahlende Preis nach Maßgabe 
des Satzes 2 anzusagen; diese Preisansage darf während 
der Entgeltpflichtigkeit erfolgen; sie ist spätestens 3 Se-
kunden vor Beginn des neuen Tarifabschnitts unter Hin-
weis auf den Zeitpunkt des Beginns desselben abzu-
schließen. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch für Auskunfts-
dienste und für Kurzwahl-Sprachdienste ab einem Preis 
von 3 Euro pro Minute oder pro Inanspruchnahme bei 
zeitunabhängiger Tarifierung.“ 

§ 66 g TKG-E. “Wegfall des Entgeltanspruches“ 
Gemäß Nr. 4 dieser Vorschrift entfällt der Entgeltan-
spruch auch dann, wenn die zeitliche Obergrenze nicht 
eingehalten wurde. Nach Auffassung des BREKO ist die-
se Regelung insoweit unverhältnismäßig, als für den Fall 
eines auf technischen Schwierigkeiten basierenden 
Versagens der Trennung ein Anspruch für die bis dahin 
in Anspruch genommene Leistung erhalten bleiben soll-
te.  

Formulierungsvorschlag zu § 66 g (Wegfall des Entgelt-
anspruchs) 

„Der Endnutzer ist zur Zahlung eines Entgeltes nicht 
verpflichtet, wenn und soweit 
1. nach Maßgabe des § 66b Abs. 1 nicht vor Beginn der 

Inanspruchnahme oder nach Maßgabe des § 66b Abs. 
2 und 3 nicht während der Inanspruchnahme des 
Dienstes über den erhobenen Preis informiert wurde, 

2. nach Maßgabe des § 66c nicht vor Beginn der Inan-
spruchnahme über den erhobenen Preis informiert 
wurde und keine Bestätigung des Endnutzers erfolgt, 

3 nach Maßgabe des § 66d die Preishöchstgrenzen 
nicht eingehalten wurden, 

4. nach Maßgabe des § 66e die zeitliche Obergrenze 
nicht eingehalten wurde, 

5. Dialer entgegen § 66f Abs. 1 und 2 betrieben wurden 
oder 

6. nach Maßgabe des § 66i Satz 2 R-Gesprächsdienste 
mit Zahlungen an den Anrufer angeboten werden. 

Soweit nach den vorstehenden Nummern 3., 4., 5. und 6. 
die Pflicht des Endnutzers zur Zahlung des Entgelts ent-
fällt, entfällt auch eine etwaige Pflicht des Anbieter des 
allgemeinen Netzzugangs des Endnutzers zur Zahlung 
des Entgelts für Vorleistungen zur Herstellung der Ver-
bindung. „ 

§ 66 h TKG-E. „Auskunftsanspruch, Datenbank“ 
An dem bisherigen Entwurf hatte BREKO kritisiert, dass 
ein Auskunftsanspruch auch hinsichtlich Rufnummern 
für Massenverkehrsdiensten, Geteilte-Kosten-Diensten 
sowie Kurzwahldiensten bestehen soll. Diese Regelung 
ist auch im neuen Entwurf enthalten (Absatz 3).  
Insbesondere hinsichtlich der Rufnummern für Massen-
verkehrsdienste sowie der Geteilte-Kosten-Dienste ist ein 
Missbrauch nicht zu befürchten. Die Auferlegung einer 
solchen Auskunftsverpflichtung, die zudem jedem zuste-
hen soll, der „ein berechtigtes Interesse“ hat, ist daher 
sehr weitgehend und belastet die Unternehmen in unver-
hältnismäßiger Weise, da die Leistungserbringung ko-
stenlos zu erfolgen hat. 
Formulierungsvorschlag zu § 66 h (Auskunftsanspruch, 
Datenbanken) 
§ 66 h wird wie folgt gefasst: 
„(1) wie im Entwurf 
(2) wie im Entwurf 
(3) Die Regulierungsbehörde hat unverzüglich auf An-
frage mitzuteilen, in wessen Netz Rufnummern für Mas-
senverkehrsdienste, Auskunftsdienste oder Geteilte-
Kosten-Dienste geschaltet sind. Das rechnungsstellende 
Unternehmen hat unverzüglich auf schriftliche Anfrage  
mitzuteilen, in wessen Netz Kurzwahldienste geschaltet 
sind. Jeder, der ein berechtigtes Interesse daran hat, 
kann von demjenigen, in dessen Netz eine Rufnummer für 
Massenverkehrsdienste, Geteilte-Kosten-Dienste oder für 
Kurzwahldienste geschaltet ist, unentgeltlich Auskunft 
über den Namen und die ladungsfähige Anschrift desje-
nigen verlangen, der über eine dieser Rufnummern 
Dienstleistungen anbietet. Die Auskunft nach Satz 3 soll 
innerhalb von 10 Werktagen nach Eingang der schriftli-
chen Anfrage erteilt werden. Die Auskunftsverpflichteten 
haben die Angaben erforderlichenfalls bei ihren Kunden 
zu erheben und aktuelle zu halten. Jeder, der ein berech-
tigtes Interesse hat, kann von demjenigen, dem eine Ruf-
nummer für neuartige Dienste von der Regulierungsbe-
hörde zugeteilt worden ist, unentgeltlich Auskunft über 
den Namen und die ladungsfähige Anschrift desjenigen 
verlangen, der über eine dieser Rufnummern Dienstlei-
stungen anbietet.“ 
Teil 2: Kommentierung des Änderungsantrages der 
Fraktionen SPD und Bündnis 90/Die Grünen zum 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung telekommuni-
kationsrechtlicher Vorschriften (Ausschussdrucksa-
che 15(9)1867) 
BREKO begrüßt, dass endlich der Verpflichtung zur Re-
gelung einer angemessenen Entschädigung partiell nach-
gekommen werden soll. Bislang erledigen die Telekom-
munikationsunternehmen originär staatliche Aufgaben, 
ohne hierfür eine angemessene Entschädigung zu erhal-
ten. Dies ist verfassungsrechtlich bedenklich. Nach dem 
Justizvergütungs- und Entschädigungsgesetz (JVEG) 
steht Anbietern lediglich eine Entschädigung in Höhe 
von maximal 17 Euro je Stunde Aufwand zu. Entschädi-
gungen für Auskünfte, die im automatisierten Verfahren 
erteilt werden, sind derzeit überhaupt nicht vorgesehen.  
Hinzu kommt, dass die Anzahl der Überwachungsmaß-
nahmen immer mehr ansteigt. Diesen Trend gilt es rich-
tigerweise einzudämmen. Allerdings sind auch nach dem 
vorliegenden Entwurf für zahlreiche Überwachungsmaß-
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nahmen auf Basis des Bundesverfassungsschutz-Gesetzes 
oder des Gesetzes über den Militärischen Abschirmdienst 
keine Entschädigungen vorgesehen. 
Die Struktur der vorgesehenen Regelung, eine Entschä-
digung auf Basis von Pauschalsätzen zu gewähren, wird 
von BREKO grundsätzlich begrüßt. Widerspruch muss 
der Änderungsantrag doch in Hinblick auf sachlich nicht 
gerechtfertigte Rabattierungen für die Bedarfsträger, sei-
nen Geltungsumfang, die fehlende Berücksichtigung von 
Investitionskosten und den vorgesehenen Zeitpunkt für 
ihr In-Kraft-Treten ernten. All diese Punkte führen dazu, 
dass der vorgelegte Entwurf inhaltlich keine angemesse-
ne Entschädigung vorsieht: 
1. Da die Unternehmen eine originär staatliche Aufga-

ben übernehmen, müsste eine Entschädigung, um an-
gemessen zu sein, kostendeckend sein. Eine Kosten-
deckung wird mit den im Entwurf vorgesehenen 
Beträgen nicht einmal annähernd erreicht. Auf Seiten 
der Anbieter fallen die Kosten für die Anschaffung, 
Implementierung, Wartung, Erweiterung und Erneue-
rung der Systeme für die Überwachung von Sprache 
und E-Mail-Verkehr einschließlich der anteiligen Ko-
sten für den Einsatz des Fachpersonals, die Kosten 
für die Ermöglichung des automatisierten Zugriffs 
auf die Kundendatenbank und die Kosten für die ma-
nuellen Auskunftserteilungen. 

2. Eine Kostendeckung hat auch vor dem Hintergrund 
zu erfolgen, dass der Gesetzgeber, ohne eine kosten-
deckende Entschädigung vorzusehen, Festnetzbetrei-
bern Verpflichtungen auferlegt, die andere Anbieter 
von Telekommunikationsdienstleistungen nicht tref-
fen. Die daraus erwachsenden Wettbewerbsnachteile 
laufen den Vorschriften des TKG zuwider. 

3. Darüber hinaus weisen wir darauf hin, dass die Bela-
stung für kleiner TK-Unternehmen gerade bei den 
Investitionskosten, für die bislang keine Entschädi-
gung vorgesehen ist im Vergleich zu derjenigen von 
größeren Unternehmen verhältnismäßig höher liegt. 

4. Die in § 113 a Abs. 3 TKG-E vorgesehen Regelung, 
je ersuchten Kundendatensatz eine Entschädigung 
i.H.v. 15 Euro zu leisten, bedeutet im Vergleich zur 
jetzigen Regelung teilweise sogar eine Schlechterstel-
lung. Derzeit ergibt sich ein Entschädigungsanspruch 
aus § 113 Abs. 2 TKG i.V.m. §§ 23 1 Nr. 2, 22 JVEG 
in Höhe von üblicherweise 17 Euro. 

5. Die in § 113 Abs. 6 vorgesehen Ermäßigung von 10 
% ist nicht gerechtfertigt. Weder sind die regulären 
Beträge kostendeckend noch ist der Aufwand bei den 
Unternehmen geringer, da die internen Prozesse iden-
tisch sind. 

6. Inakzeptabel ist, dass die Entschädigungsregel erst 
zum 1.1.2006 bzw. 1.8.2005 in Kraft treten soll. Die 
Telekommunikationsunternehmen sind seit der Auf-
nahme ihrer Geschäftstätigkeit den stetig steigenden 
Verpflichtungen nachgekommen. Im Übrigen endet 
die bislang geltende Regelung in § 23 Abs. 1 Nr. 2 
JVEG gemäß § 110 Abs. 2 Satz 2 TKG bereits zum 
26.06.04. 

7. Statt schnellstmöglich eine angemessen Entschädi-
gung für die betroffenen Anbieter zu schaffen, wird 
von den Anbietern künftig auch noch der Telekom-
munikationsbeitrag abverlangt.  

gez. Rainer Lüddemann, 09.05.2005  
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15(9)1895 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 3. Mai 2005 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 12. Mai 2005 in Berlin zum 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung telekommunikationsrechtlicher  
Vorschriften - Drucksache 15/5213 - 
Verbraucherzentrale Bundesverband e.V. vzbv 

I. Zusammenfassende Bewertung 

Der vom Bundeskabinett am 2. Februar 2005 verabschie-
dete Vorschlag für ein Änderungsgesetz zum Telekom-
munikationsgesetz enthält wesentliche Vorschläge zur 
weiteren Verbesserung des Verbraucherschutzes in der 
Telekommunikation. Er greift auf Vorentwürfe (u.a. für 
Neufassungen von Verordnungen) aus dem Jahr 2004 zu-
rück, die seinerzeit nicht über die Ressortebene hinaus-
kamen. Eingearbeitet sind auch die Bestimmungen des 
am 9. August 2003 in Kraft getretenen sogenannten 
„Missbrauchsbekämpfungsgesetzes“ für den Bereich der 
0190er- und 0900er-Rufnummern. 

Zu früheren Zeitpunkten erfolgte Anpassungen bestehen-
der Gesetze und Verordnungen im TK-Bereich in Bezug 
auf verbraucherschützende Regelungen haben sich ange-
sichts der besonderen Rahmenbedingungen in diesem 
Markt und der Kreativität unseriöser Anbieter als unzu-
reichend erwiesen. Infolge dessen standen die Beschwer-
den zu Telekommunikationsdiensten und Internet in der 
Beratungspraxis der Verbraucherzentralen in den ver-
gangenen Monaten weiterhin an zweiter Stelle der Ver-
braucheranfragen. Eine ähnliche Entwicklung zeigt die 
Statistik der Beschwerden von Endkunden beim Ver-
braucherservice der Regulierungsbehörde für Telekom-
munikation und Post (vgl. Jahresbericht 2004 der 
RegTP). 

Der vzbv begrüßt daher die im jüngsten Gesetzesvor-
schlag zum Ausdruck kommenden Bemühungen der 
Bundesregierung, den Verbraucherschutz in der Tele-
kommunikation auf eine breitere gesetzliche Grundlage 
zu stellen, inhaltlich auszuweiten und das Sanktionsin-
strumentarium zu schärfen, um die Preis- und Tariftrans-
parenz für die Endkunden zu verbessern und gegen Ruf-
nummernmissbrauch wirkungsvoller vorgehen zu kön-
nen.  

Positiv bewertet der vzbv vor allem: 

- die Einbeziehung der in den Mobilfunknetzen genutz-
ten Kurzwahl-Rufnummern mit ihren zum Teil hö-
herpreisigen daten- und sprachbasierten Diensten in 
den Geltungsbereich des Gesetzes; 

- die Ausweitung der Preisangabe auf alle Rufnum-
mernbereiche, über die Dienste angeboten werden, 
die über die eigentliche Verbindungsleistung hinaus-
gehen (Premium-, Auskunfts-, Massenverkehrs-, Ge-
teilte-Kosten-, Neuartige – und Kurzwahldienste); 

- den Wegfall der Beschränkung auf Sprachkommuni-
kationsdienstleistungen in Bezug auf das Recht auf 
einen unentgeltlichen Einzelverbindungsnachweis 
und damit die Ausweitung der Angaben auf Online-
Verbindungen; 

- die Verpflichtung von Call-by-Call Diensteanbietern 
zur Preisansage vor dem Schalten der Verbindung zur 
Verbesserung der Preistransparenz in einem Markt, in 
dem sich Preise bzw. Tarife oft in sehr kurzen Zeitab-
ständen ändern; und für den Kunden intransparent 
sind 

- die umfassenden Informationspflichten von Anbie-
tern von Kurzwahldiensten oder Dauerschuldverhält-
nissen für Kurzwahldienste; 

- die Klarstellung, dass Kurzwahl-Rufnummern her-
kömmlichen, durch die Regulierungsbehörde zu ver-
waltenden Rufnummern definitorisch gleichgestellt 
werden. 

Leider ist die Bundesregierung in anderen wichtigen 
Punkten nicht konsequent geblieben oder hat Lücken im 
Regelwerk gelassen, die so nicht hinnehmbar sind. Insbe-
sondere handelt es sich um folgende Kritikpunkte: 
- die Streichung der noch im ersten Referentenentwurf 

enthaltenen Beweislastregelung im Fall von Kunden-
einwendungen gegen die Abrechnung von Entgelten 
für zusätzlich zur Verbindungsleistung erbrachte 
Dienste. 

  Forderung: Aufgrund der komplexen, für den Kun-
den nicht durchschaubaren Abrechnungssysteme er-
scheint aber eine Beweislastregelung zugunsten der 
Kunden überfällig;  

- die Ausnahme des Mobilfunks von wichtigen Anfor-
derungen, so beispielsweise den Vorgaben für die 
Durchführung einer Anschlusssperre (§ 45k), sowie 
das Einräumen von Sonderkonditionen bei Preisin-



Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit  Ausschussdrucksache 15(9)1900 

45 

formationspflichten für Neuartige Dienste (vgl. §§ 
66b und c). 
Forderung: Die Ausnahmeregelungen für diesen 
Netzbereich sind unangebracht und sollten gestrichen 
werden;  

- die Einschränkung von Schutzmaßnahmen unter Hin-
weis auf etwaige „technische Hindernisse“ (§§ 45d, e 
und k). 
Forderung: Diese Einschränkungen sind zum Teil 
unangebracht und sollten daher wieder gestrichen 
werden; 

- die Erhöhung des Maximalbetrages für zeitabhängig 
abgerechnete Premium-Dienste von 2 Euro/Minute 
auf 3 Euro/ Minute. 
Forderung: Es sollte in allen Netzen bei einer ein-
heitlichen Höchstgrenze von 2 Euro/Minute bleiben. 
Für darüber liegende Beträge kann grundsätzlich das 
Legitimierungsverfahren genutzt werden; 

- ein zu hoher  Schwellenwert, für eine Preisansage 
oder Preisanzeige bei Auskunfts-, Kurzwahl-Sprach- 
und sogenannten Neuartigen Diensten  
Forderung: Der Schwellenwert dieser Dienste sollte 
2 Euro/Minute nicht überschreiten. Ansonsten könnte 
zu 180 Euro pro Verbindung auflaufen. 

- die Beschränkung der Anforderungen an die Verbin-
dungspreisberechnung auf rein zeitabhängig tarifierte 
Verbindungen. Angesichts der volumenabhängigen 
Tarifierung bei UMTS oder VoIP ist diese Ein-
schränkung nicht sinnvoll. 
Forderung: Volumenabhängig tarifierte Verbindun-
gen müssen in die Regelungen für die Verbindungs-
preisberechnung einbezogen werden; 

- die im Regierungsvorschlag den Telekommunikati-
onsanbietern eingeräumten undifferenzierten und 
zum Teil zu langen Fristen für die Umsetzung der 
einzelnen Vorschriften (Artikel 6) vor allem in Fäl-
len, in denen aufgrund früherer Gesetzesänderungen 
entsprechende Schutzvorschriften seit Monaten in der 
Praxis wirken, diese jedoch vorübergehend wieder 
aufgehoben und mit einer erneuten Übergangsfrist 
versehen werden sollen. 

Zwischenfazit: 
Trotz dieser Lücken wertet der vzbv den vorliegenden 
Gesetzesvorschlag insgesamt positiv. Bei zügiger Umset-
zung der einzelnen Maßnahmen durch die Anbieter und 
bei konsequentem Anwenden des Sanktionsinstrumenta-
riums durch die Regulierungsbehörde könnte eine tat-
sächliche Stärkung des Verbraucherschutzes in einem 
Markt erreicht werden, in dem eine Kauf- bzw. Nut-
zungsentscheidung in der Regel  einen unmittelbaren 
Leistungsbezug ohne Rückgabemöglichkeit nach sich 
zieht, die Abrechnung aber erst zu einem späteren Zeit-
punkt gegenüber dem Endkunden erfolgt. 
Jedoch betrachtet der vzbv den jetzigen Regelungsum-
fang als Mindestmaß dessen, was für einen ausreichen-
den Verbraucherschutz in der Telekommunikation not-
wendig ist. 
Was die Frage nach einer möglichen zusätzlichen Ko-
stenbelastungen für die Telekommunikationsunterneh-
men aufgrund der gesetzlichen Maßnahmen betrifft, 

schließt sich der vzbv den Ausführungen der Bundesre-
gierung an, in denen diese auf die von einzelnen Unter-
nehmen heute schon in erheblichem Umfang freiwillig 
eingeführten (Schutz)Maßnahmen verweist. 
Die Gefahr einer Überregulierung oder Bevormundung 
der Kunden sieht der vzbv nicht. Vielmehr ist der Geset-
zesvorschlag von seiner Zielsetzung und seinem Sankti-
onsinstrumentarium her angesichts der noch immer zu 
beobachtenden Missbrauchs- und Umgehensversuche ein 
wichtiger Schritt in Richtung eines nachhaltig gestärkten 
Verbraucherschutzes angesehen. Eine wirksame Durch-
setzung dieser Rechtsvorschriften bedingt jedoch eine im 
Bereich des Verbraucherschutzes personell ausreichend 
besetzte, die Marktaktivitäten kontinuierlich beobachten-
de und in Missbrauchsfällen konsequent durchgreifende 
Regulierungsbehörde. 
II. Zu den Vorschriften im Einzelnen: 
Artikel 3 – Änderung des Telekommunikationsge-
setzes 
Teil 3. Kundenschutz 
§ 45 – Berücksichtigung der Interessen behinderter 
Menschen 
Die Aufnahme besonderer Regelungen zur Berücksichti-
gung der Interessen behinderter Menschen bei der 
Erbringung von Telekommunikationsdiensten in das 
TKG entspricht den Vorgaben der Universaldienstrichtli-
nie. Soweit die Aufgabe der Regulierungsbehörde ange-
sprochen wird, den „allgemeinen Bedarf hinsichtlich 
Umfang und Versorgungsgrad“ spezieller Dienste festzu-
stellen, sollte jedoch der Adressatenkreis für solche 
Maßnahmen weiter gefasst werden und nicht auf einen 
Vermittlungsdienst für Gehörlose und hörgeschädigte 
Menschen beschränkt bleiben. 
Der vzbv schlägt daher vor, am Ende von § 45 folgenden 
Satz einzufügen: 

§ 45 

...zur Sicherstellung des Vermittlungsdienstes ist die Re-
gulierungsbehörde befugt, den Unternehmen Verpflich-
tungen aufzuerlegen. Dies gilt auch hinsichtlich Umfang 
und Versorgungsgrad sonstiger behindertengerechter 
Maßnahmen.  

§ 45d Netzzugang 
Angesichts einer zum Teil erheblichen Verschuldung von 
Jugendlichen und Heranwachsenden, bedingt durch 
überproportional hohe Mobilfunkrechnungen, reicht das 
eher schmale Angebot der Mobilfunkunternehmen an ju-
gendgerechten Mobilfunktarifen und Endgeräten nicht 
aus. Zusätzlich sollten alle Anbieter verpflichtet werden, 
eine selektive, differenzierenden netzseitige Sperre be-
stimmter Dienste als Mittel einer effektiven Kostenkon-
trolle auf Wunsch der Endkunden möglich zu machen. 
Der vzbv bleibt daher bei seiner Forderung, den Endnut-
zern die Möglichkeit einzuräumen, Kurzwahl-Dienste im 
Mobilfunk selektiv sperren zu können, so dass die Nut-
zung zum Beispiel des herkömmlichen SMS-Dienstes 
oder der Mailboxabfrage nicht beeinträchtigt wird.  
Mit der Verpflichtung zum Angebot einer netzseitigen, 
unentgeltlichen und selektiven Sperre für abgehende 
Verbindungen wird eine wichtige Vorgabe der EU-
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Universaldienstrichtlinie umgesetzt (siehe Universal-
dienstrichtlinie; Anhang I, Teil A lit. b). Aus der Feststel-
lung der Bundesregierung, dass eine solche Sperre ein 
„probates Mittel [ist], um einem hohen Forderungsauf-
kommen durch die Anwahl bestimmter Informationsdien-
ste entgegen zu wirken“ (vgl. amtliche Begründung zum 
Regierungsvorschlag), ergibt sich unmittelbar, dass der 
Endnutzer ein uneingeschränktes Recht darauf haben 
muss, von allen Anbietern von Telekommunikations-
diensten für die Öffentlichkeit eine solche Sperre zu ver-
langen. Dieses Recht sollte daher auch nicht unter Ver-
weis auf etwaige technische Hindernisse an gleicher Stel-
le wieder eingeschränkt werden. Zumal diese Einschrän-
kung im vorliegenden Fall überflüssig ist. So bieten in-
zwischen sogar Mobilfunknetzbetreiber entgegen frühe-
rer Aussagen im Rahmen spezieller Jugendtarife sehr 
wohl die Möglichkeit einer selektiven und offensichtlich 
differenzierenden Sperre hochpreisiger Kurzwahl-Dien-
ste an. 
Das Angebot einer netzseitigen, unentgeltlichen und se-
lektiven Sperre sollte so gestaltet sein, dass der Endkun-
de eine differenzierte Sperre zum Beispiel einzelner Ruf-
nummernteilbereiche im Festnetz oder die Sperre hoch-
preisiger Kurzwahldienste im Mobilfunk wählen kann, 
ohne auf wenige, von den Netzbetreibern fest vorgegebe-
ne Kombinationen angewiesen zu sein, die die Nutzung 
des Anschlusses unnötig einschränken würde. 
Der vzbv schlägt daher folgende Änderung in § 45d vor: 

§ 45d 
(2) Der Endnutzer kann von dem Anbieter von Tele-
kommunikationsdiensten für die Öffentlichkeit verlan-
gen, dass die Nutzung seines Netzzuganges selektiv für 
bestimmte Rufnummernteilbereiche im Sinne von § 3 Nr. 
13d und von Kurzwahldiensten unentgeltlich netzseitig 
gesperrt wird. soweit dies technisch möglich ist. 

§ 45e Einzelverbindungsnachweis 
§ 45e regelt das Recht des Endkunden auf eine detaillier-
te Aufschlüsselung der Rechnungsdaten zur umfassenden 
Nachkontrolle seiner Telefonkosten. Die Erweiterung des 
Rechts auf einen unentgeltlichen Einzelverbindungs-
nachweis auch auf Online-Verbindungen entspricht einer 
Forderung des vzbv nach vollständiger Umsetzung der 
entsprechenden Regelung in der europäischen Universal-
dienst-Richtlinie (EU- Universaldienst-Richtlinie, An-
hang I, Teil A lit. a). Das Recht auf unentgeltlichen und 
umfassenden Einzelverbindungsnachweis darf daher 
nicht unter Hinweis auf etwaige „technische Hindernis-
se“ an gleicher Stelle wieder eingeschränkt werden.  
Im Referentenentwurf einer überarbeiteten Telekommu-
nikations-Kundenschutzverordnung vom 30.07.2004 war 
in § 8 Abs. 2 vorgesehen, dass bei Diensten mit Weiter-
vermittlung die Weitervermittlungsleistung im Einzel-
verbindungsnachweis getrennt ausgewiesen werden soll-
te. Danach sollte die Rufnummer, zu der weitervermittelt 
worden war, angegeben werden. Diese im Fall von Ein-
wendungen hilfreiche Regelung fehlt im aktuellen Geset-
zesvorschlag und sollte dort unbedingt wieder aufge-
nommen werden. Nur so ist der Kunde imstande, ent-
sprechend dem Sinn und Zweck des § 45e, seine Telefon-
rechnung vollständig überprüfen zu können. 
Nicht akzeptabel ist die Formulierung in Abs. 2 Satz 1, 
wonach die Regulierungsbehörde festlegen kann, „wel-

che Angaben in der Regel mindestens für einen Einzel-
verbindungsnachweis ... erforderlich sind“. Würde sie 
eine solche Festlegung nicht treffen, würde aus Satz 2 im 
Umkehrschluss folgen, dass der Endkunde keinen „auf 
den von der Behörde festgelegten Angaben basierenden 
unentgeltlichen Einzelverbindungsnachweis“ verlangen 
kann. Deshalb sollte die Regulierungsbehörde verpflich-
tet werden, einen Standard-Einzelverbindungsnachweis 
vorzugeben, der auch die Verbindungsentgelte für Onli-
ne-Verbindungen ausweist und für den Endkunden un-
entgeltlich ist. 
Schließlich sollten die Mobilfunkanbieter verpflichtet 
werden, auf Wunsch der Kunden einen unentgeltlichen 
Einzelverbindungsnachweis auch für Prepaid-Verträge 
anzubieten. Dadurch würde es dem Kunden erleichtert, 
sein Verbindungsaufkommen regelmäßig wirksam zu 
kontrollieren. Ein solcher Einzelverbindungsnachweis  
wird im übrigen von einzelnen Netzbetreibern zumindest  
im Rahmen spezieller Jugendtarife bereits freiwillig an-
geboten. 
Der vzbv schlägt daher folgende Änderungen in § 45e 
vor: 

§ 45e 
(1) Der Endnutzer kann von dem Anbieter von Tele-

kommunikationsdiensten für die Öffentlichkeit jeder-
zeit mit Wirkung für die Zukunft eine nach Einzel-
verbindungen aufgeschlüsselte Rechnung (Einzelver-
bindungsnachweis) verlangen, die zumindest die An-
gaben enthält, die für eine Nachprüfung der Teilbe-
träge der Rechnung erforderlich sind. Dies gilt nicht, 
soweit technische Hindernisse der Erteilung von Ein-
zelverbindungsnachweisen entgegenstehen oder we-
gen der Art der Leistung eine Rechung grundsätzlich 
nicht erteilt wird.  

(2) Die Einzelheiten darüber, welche Angaben in der Re-
gel mindestens für einen Einzelverbindungsnachweis 
nach Abs. 1 Satz 1 erforderlich sind, kann soll die 
Regulierungsbehörde durch Verfügung im Amtsblatt 
festzulegen. Der Endnutzer kann einen auf diese An-
gaben beschränkten Einzelverbindungsnachweis ver-
langen, für den kein Entgelt erhoben werden darf. 

(3) Bei Diensten mit Weitervermittlung muss im Einzel-
verbindungsnachweis die Weitervermittlungsleistung 
getrennt ausgewiesen werden. Dabei muss die Ruf-
nummer, zu der weitervermittelt wurde, angegeben 
sein. 

§ 45f Vorausgezahlte Leistungen 
Im Gegensatz zur Bundesregierung (vgl. amtliche Be-
gründung) hält der vzbv die alleinige Vorauszahlungs-
möglichkeit durch Prepaid-Karten im Mobilfunk und 
durch Calling-Karten im Festnetz nicht für ausreichend, 
um die gesetzliche Anforderung auszufüllen. Zumal die 
Anwendung einer Calling-Card am häuslichen Teilneh-
meranschluss ein spezielles Endgerät voraussetzt.  Viel-
mehr sollte ein Endkunde in Anlehnung an den derzeiti-
gen § 18 TKV die Möglichkeit haben, durch Vorgabe ei-
ner konkreten Entgelthöhe gegenüber dem Anbieter von 
Telekommunikationsdienstleistungen ein Limit zu set-
zen, welches ohne seine Zustimmung nicht überschritten 
werden darf. Dieses Recht sollte dem Endkunden schon 
deshalb eingeräumt werden, weil er als Anschlussinhaber 
grundsätzlich für alle an seinem Anschluss entstehenden 
Kosten haftet. 
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Ein Endkunde kann seine Ausgaben auch durch die Nut-
zung einer Prepaid-Karte nur bedingt überwachen. Ist das 
Kartenguthaben abtelefoniert, weiß er lediglich, dass er 
vor einer weiteren Nutzung seines Telefons ein neues 
Guthaben laden muss. Wie bedingt tauglich dieses Mittel 
in der Praxis ist, zeigen die Erfahrungen mit Prepaid-
Telefonen in der Hand dennoch finanziell verschuldeter 
Jugendlicher. 
Der vzbv schlägt daher folgende Änderung in § 45f vor: 

§ 45f  
Der Endnutzer kann verlangen, auf Vorauszahlungsbasis 
Zugang zum öffentlichen Telefonnetz zu erhalten oder 
öffentlich zugängliche Telefondienste in Anspruch neh-
men zu können. Der Endnutzer kann gegenüber dem An-
bieter von Telekommunikationsdienstleistungen für die 
Öffentlichkeit vorgeben, bis zu welcher monatlichen Ent-
gelthöhe er die Dienstleistung in Anspruch nehmen will. 
Der Anbieter muss sicherstellen, dass diese Entgelthöhe 
nicht ohne Zustimmung des Kunden überschritten wird. 
Die Einzelheiten kann die Regulierungsbehörde durch 
Verfügung im Amtsblatt festlegen. 

§ 45g Verbindungspreisberechnung  

Mit Blick auf UMTS und VoIP mit ihrer ausschließlich 
volumenabhängigen Tarifierung ist eine Beschränkung 
der Anforderungen an die Verbindungspreisberechnung 
auf zeitabhängig tarifierte Verbindungen nicht vertret-
bar. Vielmehr sollten auch volumenabhängig tarifierte 
Verbindungen in die Regelungen zur Verbindungspreis-
berechnung einbezogen werden. 

Angesichts der hohen Vernetzung unterschiedlicher Net-
ze, einer oftmals erheblichen Zahl unterschiedlicher An-
bieter in der Wertschöpfungskette und einer komplexen 
und damit grundsätzlich fehleranfälligen Abrechnungs-
technik ist es für den Endverbraucher kaum möglich, die 
Verbindungspreisberechnung im Einzelnen nachzuvoll-
ziehen oder im Streitfall einen Rechnungsposten auf der 
Telefonrechnung erfolgreich anzugreifen. Immer seltener 
kann der zahlungsverpflichtete Telekommunikations-
Kunde mittels der Telefonrechnung zwischen einer be-
wusst in Anspruch genommenen Leistung und einer un-
vollständigen oder fehlerhaften Leistungserbringung un-
terscheiden. Diese Situation wird durch die gängige Pra-
xis der Netzbetreiber  verschärft, bei der zunächst nicht 
plausible Rechnungsdatensätze durch den Rechnungstel-
ler händisch nachbereitet werden und zu einem oftmals 
viel späteren Zeitpunkt, d.h. außerhalb des ursprüngli-
chen Abrechnungszeitraums, dem Endkunden in Rech-
nung gestellt werden. Dieser wiederum kann die nachbe-
rechneten Teilbeträge meist nicht mehr mit der behaupte-
ten Leistungserbringung in Zusammenhang bringen. Da-
her muss eine händische Nachbearbeitung von Rech-
nungsdatensätzen vom Anbieter so dokumentiert werden, 
dass im Streitfall ein für den Teilnehmer eindeutig nach-
vollziehbarer und gerichtsfester Nachweis seitens des 
Netzbetreibers vorgelegt werden kann. Insgesamt muss 
also bezüglich des Abrechnungsverfahrens mehr Trans-
parenz geschaffen, müssen an die Abrechnungssysteme 
hohe Anforderungen gestellt werden. 
Die Anforderungen an die Abrechnungssysteme sollten 
von der Regulierungsbehörde nach Anhörung der Ver-
kehrskreise festgelegt werden. 

Gemäß § 5 Abs. 3 der (noch) gültigen Telekommunikati-
ons-Kundenschutzverordnung sind Abrechnungsgenau-
igkeit und Entgeltrichtigkeit der Datenverarbeitungsein-
richtungen entweder durch ein zertifiziertes Qualitätssi-
cherungssystem oder einmal jährlich durch vereidigte öf-
fentlich bestellte Sachverständige oder vergleichbare 
Stellen zu überprüfen. Wegen des weiterhin vergleichs-
weise hohen Beschwerdeaufkommens im Zusammen-
hang mit Entgeltforderungen der Anbieter beim Verbrau-
cherservice der Regulierungsbehörde (siehe RegTP-
Jahresbericht 2004) hält der vzbv weiterhin ein zertifi-
ziertes Qualitätssicherungssystem der Abrechnungsein-
richtungen, alternativ eine regelmäßig jährlich durchge-
führte unabhängige Begutachtung, für zwingend. 
Der vzbv schlägt daher folgende Änderungen in § 45g 
vor: 

§ 45g  
(1) Bei der Abrechnung zeit- und volumenabhängig tari-
fierter Verbindungen von Telekommunikationsdiensten 
für die Öffentlichkeit ist der Anbieter von Telekommuni-
kationsdiensten für die Öffentlichkeit verpflichtet, 
 1. die Dauer zeitabhängig tarifierter Verbindungen 

unter regelmäßiger Abgleichung mit einem amtlichen 
Zeitnormal zu ermitteln und ... 

 2. die Systeme, .... zu unterziehen. 
(2) Die Einhaltung der Voraussetzungen nach Abs. 1 
Nummer 1 sowie Abrechnungsgenauigkeit, Entgeltrich-
tigkeit der Datenverarbeitungseinrichtungen nach Abs. 1 
Nr. 2 und die Dokumentation einer nichtautomatisierten 
Nachbearbeitung von Datensätzen sind geeignete Vor-
kehrungen durch ein zertifiziertes Qualitätssicherungssy-
stem sicher zu stellen oder einmal jährlich durch verei-
digte öffentlich bestellte Sachverständige oder vergleich-
bare Stellen überprüfen zu lassen. Der Nachweis über 
geeignete Vorkehrungen eines Qualitätssicherungssy-
stems oder die Prüfbescheinigung nach Satz 1 ist der Re-
gulierungsbehörde vorzulegen. Anforderungen an die Sy-
steme und Verfahren zur Verbindungspreisberechnung 
werden von der Regulierungsbehörde nach Anhörung der 
Verkehrskreise festgelegt und im Amtsblatt veröffentlicht. 

§ 45h Rechnungsinhalt, Teilzahlungen 
Das rechnungsstellende Unternehmen muss nach gelten-
dem Recht den Rechnungsempfänger in der Rechnung 
darauf hinweisen, dass er berechtigt ist, begründete Ein-
wendungen gegen einzelne in der Rechnung gestellte 
Forderungen zu erheben. Dieser Hinweis wird auf den 
derzeitigen Rechnungsformularen insbesondere der 
Deutschen Telekom AG nicht deutlich genug hervorge-
hoben. Eine Präzisierung der Vorgabe ist daher notwen-
dig. 
Darüber hinaus sollten die Rechnungsteller verpflichtet 
werden, darauf hinzuweisen, dass im Falle einer nicht er-
folgten Zahlung des Gesamtrechnungsbetrages der Rech-
nungssteller nur die auf ihn entfallende Forderung ver-
folgen wird, nicht jedoch die anderer Anbieter. Hier gibt 
es immer wieder Missverständnisse, die zu unnötigen 
Kostenbelastungen der Teilnehmer führen.  
Darüber hinaus vermisst der vzbv eine Festlegung dar-
über, innerhalb welchen Zeitraums eine Abrechnung zu 
erfolgen hat. Immer wieder kommt es zu streitigen Aus-
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einandersetzungen zwischen Kunden und Anbietern, wenn 
Letztere erst nach mehreren Monaten ihre Leistungen ab-
rechnen. Der Kunden hat in diesen Fällen kaum noch ei-
ne Chance, Grund und Höhe der Abrechnung zu überprü-
fen und ggf. qualifizierte Einwendungen zu erheben. Der 
vzbv fordert eine zeitnahe Abrechnung zwischen Inan-
spruchnahme einer Leistung und Entgeltabrechnung in-
nerhalb eines überschaubaren Abrechnungszeitraums. 

Seit Jahren vertritt der vzbv die Auffassung, dass der 
Endkunde eine Telefonrechnung aus einer Hand bekom-
men sollte. Vor allem separate Abrechnungen von in der 
Regel kleinen Rechnungsbeträgen durch die vom End-
kunden einzeln genutzte Call-by-Call-Diensteanbieter 
würden nicht nur zu einer vollkommenen Unübersicht-
lichkeit beim Kunden führen. Auch würde das Abgehen 
von einer einheitlichen Rechnung mit Sicherheit zu ei-
nem Verschwinden vieler solcher Angebote vom Markt 
kommen, mit entsprechendem Negativeffekt für den 
Preiswettbewerb. Der vzbv hat die seinerzeitige Einigung 
zwischen den maßgeblichen Marktakteuren begrüßt, die 
letztlich in § 21 Abs. 2 Nr. 7. des TKG vom 22.06.2004 
ihren Niederschlag gefunden hat. Diese gesetzliche Re-
gelung darf durch die aktuelle Novelle nicht in Frage ge-
stellt oder gar torpediert werden. 

Der  vzbv schlägt daher folgende Änderung In § 45h vor: 

§ 45 h 
(1)neu  Soweit ein Anbieter von Telekommunikations-
dienstleistungen sich zur Vorleistung verpflichtet, muss 
er dem Endkunden Leistungen bis zum Ende des Folge-
monats in Rechnung stellen.. Die darin ausgewiesenen 
Entgeltansprüche werden unbeschadet des Beginns der 
Verjährung nach § 199 BGB nicht vor Zugang der Rech-
nung beim Kunden fällig. 
(2)(1 alt) Soweit ein Anbieter von Telekommunikations-
diensten für die Öffentlichkeit eine Rechnung erstellt, die 
auch Entgelte für Telekommunikationsdienste, Leistun-
gen nach § 78 Abs. 2 Nr. 3 TKG und telekommunikati-
onsgestützte Dienste anderer Anbieter ausweist, die über 
den Netzzugang des Endnutzers in Anspruch genommen 
werden, muss die Rechnung dieses Anbieters die Namen, 
ladungsfähigen Anschriften ........  und zumindest die Ge-
samthöhe der auf Sie entfallenden Entgelte erkennen las-
sen. Die Regelungen des § 21 Abs. 2 Nr. 7 sowie des § 
45e bleiben hiervon unberührt. ... 
(4) neu Das rechnungsstellende Unternehmen muss den 
Rechnungsempfänger in der Rechnung darauf hinweisen, 
dass dieser berechtigt ist, begründete Einwendungen ge-
gen einzelne in der Rechnung gestellte Forderungen zu 
erheben. Der Rechnungssteller muss den Rechnungsemp-
fänger ebenfalls darauf hinweisen, dass er im Falle eines 
Rechnungsverzuges durch den Rechnungsempfänger nur 
seine eigenen Forderungen weiter verfolgt, nicht jedoch 
die anderer Anbieter, sofern er sich deren Forderungen 
nicht hat abtreten lassen. Beide Hinweise müssen in klar 
erkennbarer und deutlich lesbarer Schriftform auf der 
Rechnung erfolgen. 

§ 45 i Beanstandungen 

In Absatz 1 sollte klargestellt werden, dass auch die 
nachträgliche Erstellung eines Einzelverbindungsnach-
weises und die technische Prüfung entsprechend § 45 e 
Abs. 2 für den Endkunden kostenlos zu erfolgen hat. Nur 
so wird ein Telekommunikationskunde nicht davon ab-

gehalten, wegen einer für ihn nicht nachvollziehbaren 
Abrechnung von seinem Recht auf Überprüfung Ge-
brauch zu machen. Im übrigen ist nicht einzusehen, dass 
der Anbieter, der ohnehin über die betreffenden Daten-
sätze verfügt, einen finanziellen Vorteil daraus ziehen 
soll, dass der Kunde zu einem früheren Zeitpunkt keinen 
Einzelverbindungsnachweis nach § 45e beantragt hat. 
Eine nachträgliche Erstellung eines Einzelverbindungs-
nachweises dient in erster Linie dem Interesse des Anbie-
ters, seinen Zahlungsanspruch auf diese Weise im Ein-
wendungsfall zu substantiieren. Daher dürfen die Kosten 
hierfür nicht auf den Endkunden abgewälzt werden. 

Nach Absatz 2 wird der Anbieter seiner Pflicht zum 
Nachweis erbrachter Verbindungsleistungen und zur 
Auskunft über erbrachte Einzelverbindungen im Sinne 
des Abs. 1 entbunden, wenn der Endnutzer deutlich er-
kennbar auf die Folgen seines Verlangens nach einem 
Löschen bzw. Nicht-Speichern der Verkehrsdaten hin-
gewiesen wurde. 

In Anbetracht der Tatsache, dass das Verlangen des 
Kunden, seine Verkehrsdaten sofort zu löschen, im Falle 
einer streitigen Auseinandersetzung über eine Entgeltab-
rechnung zu erheblichen Beweisnachteilen führen kann, 
muss er auf die Rechtsfolgen eines solchen Verlangens 
ausdrücklich hingewiesen werden. Daher muss ein sol-
cher Hinweis (in Anlehnung an § 16 Abs. 2 der geltenden 
TKV) in drucktechnisch deutlich gestalteter Form erfol-
gen. Die Verbraucherzentralen haben die Erfahrung ge-
macht, dass diesbezügliche Hinweise in den heutigen 
Vertragsformularen nicht deutlich genug hervorgehoben 
sind, im Gesamtvertrag oder dem Klauselwerk der All-
gemeinen Geschäftsbedingungen untergehen und da-
durch oftmals vom Kunden schlichtweg übersehen wer-
den. Deshalb sollte der Kunde die Kenntnisnahme eines 
derartigen Hinweises durch eigenhändige Unterschrift 
bestätigen. 
Zu Absatz 4 fordert der vzbv eine Klarstellung dergestalt, 
dass der Entgeltanspruch auch dann nicht gegeben ist, 
wenn Zweifel darüber bestehen, ob die in Rechnung ge-
stellte Leistung auf der Grundlage eines Vertrages er-
bracht worden ist. Das heißt, sofern der Anbieter die sei-
nen Zahlungsanspruch begründenden Tatsachen nicht 
nachweisen kann, erfolgt keine Beweislastverteilung zu-
ungunsten des Kunden. In Zweifelsfällen ist also der An-
spruch nicht begründet und der Kunde nicht zur Zahlung 
verpflichtet. 

Außerdem fordert der vzbv im Gesetzestext einen deutli-
chen Hinweis darauf, dass § 45 i ausschließlich die Be-
weislast hinsichtlich der technischen Verbindung regelt. 
Der amtlichen Begründung ist der Hinweis zu entneh-
men, dass die Beweislastregelung des § 45i ausschließ-
lich den Fall der Einwendung gegen Telekommunikati-
onsverbindungen betrifft. § 45i führe nicht dazu, dass der 
Endnutzer Einwendungen wegen Mangelhaftigkeit der 
über die technische Verbindungsleistung hinausgehenden 
inhaltlichen Leistung verliere.  
Um jedoch Missverständnissen sowie (gerichtlichen) 
streitigen Auseinandersetzungen vorzubeugen, sollte Ab-
satz 4 geändert werden. 
Der vzbv schlägt daher folgende Änderung in § 45i vor: 
§ 45i  
(2) Soweit aus technischen Gründen keine Verkehrsdaten 
gespeichert oder gespeicherte Verkehrsdaten nach Ver-
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streichen der mit dem Anbieter vereinbarten Frist oder 
auf Grund rechtlicher Verpflichtungen gelöscht worden 
sind, trifft den Anbieter weder eine Nachweispflicht für 
die erbrachten Verbindungsleistungen noch die Aus-
kunftspflicht nach Absatz 1 für Einzelverbindungen. Satz 
1 gilt entsprechend, soweit der Endnutzer nach einem 
deutlich erkennbaren Hinweis in drucktechnisch deutlich 
gestalteter Form auf die Folgen seines Verlangens, Ver-
kehrsdaten zu löschen oder nicht zu speichern, hingewie-
sen wurde und von ihm in einer eigenhändig unterschrie-
benen Erklärung bestätigt wurde. Für die nachträgliche 
Erstellung eines Einzelverbindungsnachweises sowie die 
technische Prüfung darf entsprechend § 45e Abs.2 kein 
Entgelt erhoben werden. 
(4)neu Soweit der Endnutzer nachweist, dass ihm die Inan-
spruchnahme von Leistungen des Anbieters nicht zuge-
rechnet werden kann, hat der Anbieter keinen Anspruch 
auf Entgelt gegen den Endnutzer. Der Anspruch entfällt 
auch, soweit Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass 
Dritte durch unbefugte Veränderungen an öffentlichen 
Telekommunikationsnetzen das in Rechnung gestellte 
Verbindungsentgelt beeinflusst haben. Lässt sich nicht 
klären, ob die in Rechnung gestellte Leistung auf der 
Grundlage eines mit dem Endkunden vereinbarten Ver-
trages erbracht worden ist, oder weist der Kunde Tatsa-
chen nach, die die Annahme rechtfertigen, dass ihm de-
ren Inanspruchnahme nach Maßgabe der vertraglich 
vereinbarten Obliegenheiten nicht zugerechnet werden 
kann, hat der Anbieter keinen Anspruch auf Entgelt. Für 
die über die Verbindung hinaus erbrachten Leistungen 
gilt § 45p. 

§ 45k Sperre 
Nicht nachvollziehbar ist, dass die Anforderungen an die 
Teilnehmeranschlusssperre nur auf öffentlich zugängli-
che Telefondienste an festen Standorten beschränkt blei-
ben soll. Klare gesetzliche Mindestregelungen muss es 
auch für die Sperre durch Mobilfunkanbieter geben. Vie-
le Verträge von Mobilfunkanbietern enthalten  AGB-
Regelungen, die in diesem Punkt ein erhebliches Maß an 
Willkür aufzeigen. So sind zum Beispiel Anschlusssper-
ren ohne vorheriger Ankündigung schon in Fällen mög-
lich, in denen sich der Kunde mit vergleichsweise gerin-
gen Beträgen im Zahlungsverzug befindet. Auch der Tat-
bestand eines Zahlungsverzuges allein ohne konkrete 
Entgelthöhenvorgabe kann unter Umständen ausreichen, 
eine Sperre zu vollziehen.  
Die Möglichkeit einer auf bestimmte Leistungen be-
schränkte Sperre wird begrüßt. Da diese bereits von den 
Anbietern umgesetzt wird, bedarf es einer Einschränkung 
mit dem Hinweis „soweit technisch möglich“ nicht. 
Überdies sagt die EU-Universaldienstrichtlinie nichts 
über die „Sinnhaftigkeit“ einer Sperre aus, so dass auch 
dieses Tatbestandsmerkmal gestrichen werden sollte. 
Der vzbv schlägt daher folgende Änderungen in § 45k 
vor: 

§ 45k  
(1) Der Anbieter von Telekommunikationsdiensten für 
die Öffentlichkeit darf an festen Standorten zu erbrin-
gende Leistungen an einen Endnutzer unbeschadet ande-
rer gesetzlicher Vorschriften nur nach Maßgabe der Ab-
sätze 2-5 und nach § 45o Satz 3 ganz oder teilweise ver-
weigern (Sperre). § 108 Abs. 1 bleibt unberührt. 

(5) Die Sperre ist soweit technisch möglich und dem An-
lass nach sinnvoll, auf bestimmte Leistungen auf den be-
troffenen Dienst zu beschränken. Sie darf nur aufrecht 
erhalten werden,...... 

§ 45 m Aufnahme in öffentliche Teilnehmerverzeich-
nisse 
Angesichts einer zunehmenden Substitution von Fest-
netz- durch Mobilfunkanschlüsse, angesichts Breitband-
kabel-Telefonie, Internet und künftigem VoIP sollte die 
Verpflichtung zur Aufnahme von Endkundendaten in öf-
fentlichen Teilnehmerverzeichnissen für alle Anbieter 
von Telekommunikationsdiensten für die Öffentlichkeit 
gelten, sofern der Teilnehmer dieses wünscht. Wie und 
von wem die Sammlung, Verarbeitung und Weitergabe 
dieser Daten praktisch organisiert wird, sollte die Regu-
lierungsbehörde nach Anhörung der Verkehrskreise fest-
legen. 
Der vzbv schlägt daher folgende Änderungen in § 45 m 
vor: 

§ 45m 
(1) Der Teilnehmer kann von dem Anbieter seines Zu-
gangs zu dem öffentlich zugänglichen Telekommunikati-
onsnetz von Telekommunikationsdiensten für die Öffent-
lichkeit jederzeit verlangen, mit seiner Rufnummer, sei-
nem Namen, seinem Vornamen und seiner Anschrift in 
ein allgemein zugängliches, nicht notwendig anbieterei-
genes Telnehmerverzeichnis unentgeltlich eingetragen zu 
werden oder seinen Eintrag wieder löschen zu lassen. 
Einzelheiten hierzu veröffentlicht die Regulierungsbe-
hörde nach Anhörung der maßgeblichen Verkehrskreise 
einschließlich der Verbraucherverbände. Einen unrichti-
gen Eintrag ..... 

§ 45 o Rufnummernmissbrauch 
Nach § 45o Satz 1 besteht für denjenigen, der Rufnum-
mern abgeleitet zugeteilt und Kenntnis von der miss-
bräuchlichen Verwendung dieser Rufnummer hat, die 
Pflicht, unverzügliche Maßnahmen zur Verhinderung 
weiterer Missbräuche zu ergreifen. Die Vorschrift ent-
spricht weitestgehend dem derzeit geltenden § 13a Tele-
kommunikations-Kundenschutzverordnung (TKV). Be-
dauerlich ist aber, dass die hohe Hürde einer gesicherten 
Kenntnis, die im Referentenentwurf vom 30.07.2004 be-
reits auf eine einfache Kenntnis reduziert war, sich in der 
aktuellen Regierungsvorlage wiederfindet. 
Der vzbv fordert seit langer Zeit, an den Grad der Kennt-
nis keine überzogenen Anforderungen zu Lasten der 
Verbraucher zu stellen, und daher die Einschränkung im 
Sinne einer gesicherten Kenntnis zu streichen. 
Der vzbv hat in der Vergangenheit immer wieder um die 
Auslegung dieser Rechtsnorm (§ 13a TKV) streiten müs-
sen, zuletzt in einem klageabweisenden Urteil des OLG 
Köln (Urteil vom 05.03.2004, Az.: 6 U 141/03). Aber 
auch im außergerichtlichen Bereich gibt es immer wieder 
Probleme mit der Rechtsdurchsetzung. Das liegt mitunter 
daran, dass die Letztverantwortlichen einer Mehrwert-
diensterufnummer nicht zur Verantwortung gezogen 
werden konnten (z.B. wegen Zustellungsproblemen, ins-
besondere bei im Ausland ansässigen Firmen), die Netz-
betreiber nicht auf das Vorbringen des vzbv reagierten 
oder die Durchführung einer Maßnahme mit dem Argu-
ment der Unverhältnismäßigkeit ablehnten. 
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Ein nicht unbeachtlicher Punkt ist auch der erhebliche 
zeitliche Aufwand für die Ermittlung des Letztverant-
wortlichen. Zwischen der Kenntnisnahme des Netzbetrei-
bers über etwaige Rechtsverstöße und der Ermittlung des 
Letztverantwortlichen bis zur Abschaltung einer Ruf-
nummer können mitunter mehrere Wochen vergehen, die 
sich für einen unseriösen Diensteanbieter finanziell rech-
nen. Insofern ist es dringend erforderlich, dass eine 
schnelle und unverzügliche Reaktion seitens der Netz-
betreiber auf eine substantiierte Darstellung eines Miss-
brauchs erfolgt. Dieses erscheint umso wichtiger, da sich 
die Netzbetreiber, die am Geschäft mit „Mehrwertdien-
sten“ ein eigenes wirtschaftliches Interesse haben, nicht 
der Verantwortung entziehen dürfen. 
Nach Auffassung des vzbv ist es nicht erforderlich, an 
den Grad der Kenntnisnahme gesteigerte Anforderungen 
zu stellen, da sich die in § 45o geregelten Rechtsfolgen 
an der Schwere des Verstoßes orientieren. Das heißt, die 
Kenntnisnahme von einem Rechtsverstoß im Sinne des 
Satzes 2 muss nicht zwingend die ultimative Maßnahme 
eines Rufnummernentzugs zur Folge haben. Diese ist 
gemäß Satz 3 erst bei einem wiederholten oder schwer-
wiegenden Verstoß und nach einer entsprechenden Ab-
mahnung durchzuführen. Insofern gewährleistet das ab-
gestufte Verfahren ein differenziertes und nach Verhält-
nismäßigkeitsaspekten interessengeleitetes Vorgehen. 
Der vzbv schlägt daher folgende Streichung in § 45o vor: 

§ 45o  
Wer Rufnummern abgeleitet zuteilt, hat den Zuteilungs-
nehmer schriftlich darauf hinzuweisen, dass die unaufge-
forderte Übersendung von Informationen und Leistungen 
unter bestimmten Umständen verboten ist. Hat der Zutei-
lungsgeber gesicherte Kenntnis davon, dass eine von ihm 
zugeteilte Rufnummer zur gesetzlich verbotenen, unver-
langten Übersendung von Informationen und Leistungen 
verwendet wird, ist er verpflichtet, unverzüglich Maß-
nahmen zu ergreifen, die geeignet sind, eine Wiederho-
lung zu verhindern.  ... 

§ 45p Auskunftsanspruch über zusätzliche Leistungen 

Nach § 45p hat der verantwortliche Anbieter einer neben 
der Verbindung erbrachten Leistung auf Verlangen des 
Endnutzers diesen über den Grund und Gegenstand des 
Entgeltanspruchs und die Art der erbrachten Leistung zu 
unterrichten. Dies ist eine notwendige, wenn auch nicht 
hinreichende Bedingung dafür, dass der Kunde in die 
Lage versetzt wird, die Berechtigung einer Entgeltforde-
rung für einen „Mehrwertdienst“ zu prüfen und ggf. qua-
lifizierte Einwendungen zu erheben. Insofern ist  nach 
Auffassung des vzbv die jetzige Regelung unzureichend. 

In der Beratungspraxis der Verbraucherzentralen zeigt 
sich, dass die Telekommunikationskunden meist nicht 
wissen, wer der verantwortliche Anbieter einer über die 
Verbindung hinaus erbrachten Leistung ist. In vielen Fäl-
len wissen die Teilnehmer im Zweifel auch nicht (mehr), 
ob, wann und in welcher Form (Telefon, Internet etc.) ei-
ne bestimmte Dienstleistung tatsächlich in Anspruch ge-
nommen worden ist. Nicht selten werden diese Kunden 
aber unter Androhung von Sanktionen derart unter Druck 
gesetzt (Androhung, mitunter auch Durchführung einer 
Sperre des Telefonanschlusses; Einschaltung von Inkas-
sobüros; Androhung von zivilrechtlichen Klage- bis hin 
zu Strafverfahren), dass sie eingeschüchtert der Zah-

lungsaufforderung nachkommen. Diese Situation ist nicht 
länger hinnehmbar und muss hinsichtlich der Beweisfüh-
rung zugunsten der Kunden geändert werden. 
Der vzbv fordert daher eine gesetzlich geregelte klare 
Trennung der Mehrwertdienste von der eigentlichen Te-
lefondienstleistung und eine faire Beweislastverteilung. 
Auseinandersetzungen über unklare oder unberechtigte 
Telekommunikations-Entgeltforderungen haben in den 
vergangenen Jahren die Gerichte in zunehmendem Maße 
beschäftigt. Immer seltener können hierüber außerge-
richtliche Klärungen herbeigeführt werden, da über die 
Beweislastverteilung selten Einigkeit erzielt werden 
kann. Viele Telekommunikationsunternehmen gehen 
fälschlicherweise davon aus, dass nicht sie die Beweis-
lastlast zu tragen haben, sondern der Kunde. 
Auch eine Entscheidung des Bundesgerichtshofs im ver-
gangenen Jahr bringt hierzu keine abschließende Klä-
rung. Zwar vertrat der BGH die Auffassung, dass nicht 
der Anschlussinhaber das Risiko einer heimlichen Instal-
lation eines Dialers auf einen Computer trägt, sondern 
der Telefonnetzbetreiber (BGH, Urteil vom 04.03.2004, 
Az.: III ZR 96/03). Allerdings war in dem zu entschei-
denden Fall bewiesen, dass sich der Dialer unbemerkt in-
stalliert hatte. Ungeklärt bleibt daher, ob dieser Grund-
satz auch gilt, wenn zum Beispiel die unbemerkte Instal-
lation eines Dialers strittig ist, oder wie sich die Beweis-
last verteilt, wenn sich der Kunde von dem Dialer- bzw. 
Diensteanbieter betrogen oder getäuscht fühlt. Es bleibt 
also zu befürchten, dass sich auch künftig Gerichte mit 
einer sachgerechten Beweislastverteilung auseinander-
setzen müssen, sofern nicht eindeutige gesetzliche Rege-
lungen geschaffen werden. 
Der vzbv fordert daher den Gesetzgeber auf, dafür Sorge 
zu tragen, dass im Interesse der Endkunden klare und fai-
re gesetzliche Regelungen über die Beweislastverteilung 
bei Abrechnungen von „Mehrwertdiensten“ getroffen 
werden. Für diese Dienste müssen die bewährten Beweis-
lastgrundsätze der Zivilprozessordnung gelten: Der An-
bieter hat darzulegen und zu beweisen, dass ein rechts-
wirksamer Vertrag vorliegt, auf dessen Grundlage die 
vertraglich vereinbarte Leistung erbracht wurde. Die 
Anwendung des Anscheinsbeweises analog der Regelung 
für die Abrechnung der reinen Verbindungsleistung auf 
die Abrechnung von „Mehrwertdienstleistungen“ ist 
nicht sachgerecht. Schließlich ist das Herstellen einer 
Verbindung kein ausreichendes Indiz für das Erbringen 
einer darüber hinausgehenden Dienstleistung. 
Darüber hinaus bedarf es einer Klarstellung, dass die 
Einwendungsrechte des Endnutzers bezüglich einer über 
die Verbindung hinaus gehenden Leistung vom Rech-
nungsersteller nicht beschränkt werden dürfen. Soweit 
der Anbieter von Telekommunikationsdiensten mit dem 
Endnutzer eine Beschränkung des Einwendungsrechts 
vereinbart, so ist dieses ausschließlich für die Entgeltab-
rechnung für Telekommunikationsverbindungen zulässig. 
Der vzbv schlägt daher folgende Ergänzungen des § 45 p 
vor: 

§ 45p (neu) „Beanstandungen von über die Verbindung 
hinaus erbrachten Leistungen“ 
(1) ... 
(2)neu Der Endnutzer kann die Zahlung des Entgelts, das 

nicht ausschließlich für die Verbindungsleistung 
verlangt wird, verweigern, soweit 
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  (a) der Anspruch nach Absatz 1 nicht erfüllt ist 
oder 

  (b) schlüssige Einwendungen erhoben worden sind. 
(3)neu Die Beweislast für Grund und Gegenstand des Ent-

geltanspruches, der nicht ausschließlich Gegenlei-
stung einer Verbindungsleistung ist, trägt der An-
spruchsteller 

(4) neu Vereinbarungen zwischen dem Anbieter von Tele-
kommunikationsdiensten und dem Rechnungsemp-
fänger, die das Einwendungsrecht des Rechnungs-
empfängers einschränken sind unwirksam, soweit 
diese Vereinbarungen Einwendungen gegen Ent-
geltforderungen für über die Verbindung hinaus 
gehende Leistungen betreffen. 

Artikel 4 Weitere Änderungen des Telekommu-
nikationsgesetzes  
Ziffer 2  
§ 45l Kurzwahldienste 
Da sich viele Kurzwahldienste in Form von Abonne-
mentverträgen (Klingeltöne, Chat-Angebote u.ä.) vor-
wiegend an Jugendliche richten, hält der vzbv eine ver-
gleichsweise niedrige Warnschwelle im Sinne eines 
wirksamen präventiven Verbraucherschutzes für erfor-
derlich. Entgegen der Forderung des VATM, die Warn-
schwelle auf 50 Euro (pro Dienst) anzuheben, hält der 
vzbv die jetzige Höhe für angemessen. Eine etwaige An-
hebung dieses Betrages wird daher abgelehnt.  
Zusätzlich sollte die Verpflichtung, beim Überschreiten 
dieser Schwelle dem Kunden eine Warnung (per SMS) 
zukommen zu lassen, auf sämtliche Kurzwahldienste 
ausgedehnt werden 
Der vzbv schlägt daher folgende Änderung in § 45l Abs. 
1 vor: 

§ 45l 
(2) Der Endnutzer kann von dem Anbieter einer Dienst-
leistung, die zusätzlich zu einem Telekommunikations-
dienst für die Öffentlichkeit erbracht wird, verlangen, ei-
nen kostenlosen Hinweis zu erhalten, sobald dessen Ent-
geltansprüche aus Dauerschuldverhältinssen für Kurz-
wahldienste im jeweiligen Kalendermonat 20 Euro über-
schreiten. ... 

§ 66a Preisangabe 
Einer Forderung des vzbv folgend werden die Anforde-
rungen an die Preisangabepflicht auf alle Rufnummern 
ausgedehnt, mit denen zusätzliche Dienste über Tele-
kommunikationsverbindungen angeboten werden. Glei-
chermaßen wichtig ist der im Vorschlag enthaltene Hin-
weis auf den Abschluss eines etwaigen Dauerschuldver-
hältnisses. Allerdings sollte auf diese Tatsache in der 
Werbung deutlich hingewiesen werden, um ein etwaiges 
Umgehen durch einen versteckten Hinweis zu verhin-
dern.  
Der vzbv schlägt daher folgende Ergänzung in § 66a Satz 
4 vor: 

§ 66a  
(Satz 4) Auf den Abschluss eines Dauerschuldverhältnis-
ses ist deutlich hinzuweisen.  

§ 66b Preisansage 

Mit der Ausweitung der bislang vereinzelt freiwillig 
praktizierten Preisansage auf Call-by-Call Dienste wird 
eine wichtige Forderung des vzbv zur Verbesserung der 
Preistransparenz in diesem Marktsegment umgesetzt. Die 
Ausnahme der CbC-Dienste von der Verpflichtung, die 
Preisansage spätestens 3 Sekunden vor Beginn der Ent-
geltpflichtigkeit abzuschließen, erscheint angesichts der 
heutigen Praxis akzeptabel. Insoweit ist dem Vorschlag 
der Bundesregierung nichts entgegen zu setzen. 

Nicht einverstanden ist der vzbv jedoch mit der Ein-
schränkung der Preisansage bei Auskunftsdiensten und 
Kurzwahl-Sprachdiensten mit zeitunabhängiger Tarifie-
rung auf Angebote ab 3 Euro pro Minute oder Inan-
spruchnahme (Abs. 1 Satz 4). Diese Grenze für das Aus-
lösen einer Preisansage für Auskunfts- und Kurzwahl-
Sprachdienste ist zu hoch. Grundsätzlich sollte es im 
TKG bei der Festlegung von Schwellenwerten, die für 
die Verpflichtung zur Preisinformation maßgeblich sind, 
keine nach Diensten differenzierten Grenzen geben. Von 
Dienst zu Dienst unterschiedliche Auslösegrenzen für die 
Preisinformation wären nach Auffassung des vzbv den 
Endnutzern nicht zu vermitteln. Vielmehr sollte man sich 
auch hier an der in § 66c festgelegten Grenze von 1 Euro 
pro Inanspruchnahme orientieren. 

Der vzbv schlägt daher folgende Änderung in § 66b Abs. 
1 Satz 4 vor: 

§ 66b  
(1) Für sprachgestützte .... Die Sätze 1 bis 3 gelten auch 
für Auskunftsdienste und für Kurzwahl-Sprachdienste ab 
einen Preis von 31 Euro pro Minute oder pro Inan-
spruchnahme bei zeitunabhängiger Tarifierung.  

§ 66c Preisanzeige 

Einer aktuellen Meldung zufolge wurden 2003 allein in 
Deutschland Klingeltöne im Wert von  ca. 183 Mio. Euro 
verkauft. Die Verbraucherorganisationen beobachten den 
Markt seit einiger Zeit mit Sorge, da sich diese speziellen 
Angebote vorzugsweise an Jugendliche richten. Das wird 
schon an der teilweise aggressiven Werbung in Jugend-
zeitschriften und Fernsehprogrammen deutlich. Da sich 
bestimmte Melodien oft nur mit Hilfe mehrerer SMS 
herunterladen lassen, sind schnell hohe Kosten aufgelau-
fen, ohne dass dies dem Kunden vorher bewusst war. 
Wegen der bislang unzureichenden Preistransparenz bei 
solchen Kurzwahl-Diensten ist eine deutliche Preisanzei-
ge vor der Inanspruchnahme jedes einzelnen Dienstes 
überfällig. Dabei ist die Schwelle von 1 Euro pro Inan-
spruchnahme für die Preisanzeige bei Kurzwahl-
Datendiensten akzeptabel. 

Jedoch sollte die Verpflichtung für die Preisanzeige auch 
auf Neuartige Dienste gem. § 3 Ziffer 12a TKG-ÄnderG 
ausgedehnt werden. Ansonsten bestünde die Gefahr, dass 
Anbieter auf diesen Nummernbereich ausweichen, um 
sich der Preisanzeigepflicht zu entziehen. Entsprechend 
müsste die Ausnahmeregelung für nichtsprachgestützte 
Neuartige Dienste gemäß § 66c Abs. 1 Satz 2 (nach Art. 
5 Abs. Nr. 2  A TKG-ÄnderG) entfallen (siehe dort). 

Der vzbv schlägt daher folgende Änderungen in § 66c 
vor: 
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§ 66c 
Für Kurzwahl-Datendienste einschließlich nichtsprach-
gestützter Neuartiger Dienste hat außer im Fall des § 45l 
derjenige, der den vom Endnutzer zu zahlenden Preis für 
die Inanspruchnahme dieses Dienstes festlegt, vor Be-
ginn der Entgeltpflichtigkeit den für die Inanspruchnah-
me dieses Dienstes zu zahlenden Preis einschließlich der 
Umsatzsteuer und sonstiger Preisbestandteile ab einen 
Preis von 1 Euro pro Inanspruchnahme deutlich sichtbar 
und gut lesbar anzuzeigen und sich vom Endnutzer den 
Erhalt der Information bestätigen zu lassen. 

§ 66d Preishöchstgrenzen 

Während das maximale Entgelt für zeitunabhängig abge-
rechnete Dienstleistungen (Blocktarife) entsprechend den 
Vorschriften im Missbrauchsbekämpfungsgesetzes vom 
9. August 2003 unverändert bei 30 Euro pro Verbindung 
liegt, soll der Preis für zeitabhängig über Rufnummern 
für Premium-Dienste abgerechnete Dienstleistungen auf 
3 Euro pro Minute angehoben werden. Dies bedeutet ge-
genüber dem bisherigen Wert (2  Euro pro Minute) eine 
Steigerung von 50%. Diese Steigerung erscheint auch 
dann zu hoch, wenn man die im Mobilfunk gegenüber 
dem Festnetz behaupteten höheren netzseitigen Kosten 
berücksichtigt. Der vzbv plädiert daher für die Beibehal-
tung der bisherigen 2 Euro pro Minute unabhängig von 
der Netzart. Im übrigen bleibt es den Anbietern unbe-
nommen, über das Legitimierungsverfahren gemäß § 66d 
Abs.3 höhere Entgelte mit ihren Kunden zu vereinbaren.  

Das Verbot einer zeitabhängigen Abrechnung von Tele-
faxdiensten gemäß § 66d Abs. 2 Satz 3 halten wir in Ab-
wägung eines etwaigen Verbraucherschutznutzens nach 
wie vor nicht für zielführend. Anstatt ein höheres 
Schutzniveau zu schaffen, könnte das Gegenteil eintreten 
und der Missbrauch eher gefördert werden, indem unse-
riöse Anbieter Abbruchbefehle in ihre Faxabrufdienste 
einbauen, die einen oder mehrere Neustarts mit wieder-
kehrender Entgeltpflicht nach sich ziehen würden. 

Stattdessen sollte in § 66a Satz 7 zusätzlich zur Forde-
rung nach Angabe der Zahl der zu übermittelnden Tele-
faxseiten eine verpflichtende Angabe der durchschnittli-
chen Übertragungsgeschwindigkeit aufgenommen wer-
den. Der Diensteanbieter könnte sich dabei an der Über-
tragungsgeschwindigkeit orientieren, die die am Markt 
angebotenen Endgeräte im Durchschnitt aufweisen. 
Der vzbv schlägt folgende Änderungen in §  66a Satz 7 
vor: 

§ 66a 
(Satz 7) Bei Telefaxdiensten ist zusätzlich die Zahl der 
zu übermittelnden Seiten und eine durchschnittliche 
Übertragungsgeschwindigkeit anzugeben. Es sei denn, 
die Geschwindigkeit der Übertragung oder der Seitenum-
fang haben keine Auswirkung auf die Höhe des Preises 
für den Endnutzer. 

§ 66e Verbindungstrennungen 
Es wird ausdrücklich begrüßt, dass die Vorgabe der Ver-
bindungstrennung nach 60 Minuten Verbindungsdauer 
auch auf Kurzwahl-Sprachdienste ausgeweitet werden 
soll.  

§ 66f Anwahlprogramme (Dialer) 
Angesichts der bekannten vielfältigen Versuche unseriö-
ser Anbieter, durch das Ausweichen auf Auslands-, Sa-
telliten- oder geografischen Rufnummern die geltenden 
Bestimmungen zur Dialer-Registrierung zu umgehen, ist 
es konsequent, eine rufnummernunabhängige Definition 
des Dialers ins Gesetz aufzunehmen. Auch die Zuord-
nung von Dialer und Rufnummer ist nach dem Prinzip: 
„ein Dialer, eine Rufnummer“, zu begrüßen. Diese Fest-
legung sollte im übrigen auch im Interesse seriöser Dia-
ler-Anbieter liegen, da ansonsten, wie bereits geschehen, 
die Regulierungsbehörde nach geltender Rechtslage bei 
einem Massenregistrierungsantrag eines Unternehmens 
im Fall eines einzigen darin befindlichen nichtregistrie-
rungsfähigen Dialers den gesamte Antrag zurückweisen 
muss.  
§ 66g Wegfall des Entgeltanspruches 
Die Vorschrift regelt den Fortfall des Entgeltanspruchs 
im Fall von Verstößen gegen bestimmte Anforderungen 
in den vorausgegangenen Bestimmungen. Der vzbv sieht 
hierin ein effektives Mittel, Gesetzesverstöße oder Ver-
suche hierzu für Unternehmen unattraktiv zu machen und 
einen starken Anreiz zu gesetzeskonformem Handeln zu 
schaffen. Die Endkunden ihrerseits erhielten ein Stück 
mehr Rechtssicherheit. Allerdings sollte konsequenter 
Weise der Wegfall des Entgeltanspruchs bei nicht erfolg-
ter Preisangabe auf den § 66a ausgedehnt werden. 

Nach § 43b Abs. 2 letzter Satz TKG a.F. i.V.m. § 152 
TKG a.F. besteht derzeit ein Anspruch auf das vertragli-
che Entgelt nur, wenn der Kunde vor Beginn der Inan-
spruchnahme der Dienstleistung über den erhobenen 
Preis informiert wurde. Diese Regelung hat zur Folge, 
dass der Diensteanbieter den Beweis darüber zu erbrin-
gen hat, dass die Preisinformation erfolgt ist. Hingegen 
regelt § 66g, dass der Endnutzer zur Zahlung eines Ent-
gelts nicht verpflichtet ist, wenn der Anbieter bestimmte 
Bedingungen nicht eingehalten hat. Darüber hinaus gibt 
die amtliche Begründung wieder, dass der Entgeltan-
spruch entfällt, wenn dieser unberechtigt ist. Diese For-
mulierung deutet darauf hin, dass eine Beweislastumkehr 
zuungunsten des Kunden und damit eine Verschlechte-
rung der geltenden Beweislastregelung gem. § 43b Abs. 
2 letzter Satz TKG i.V.m. § 152 TKG vollzogen wird. 

Nach dem jetzigen Formulierungsvorschlag in § 66g 
muss nicht der Anbieter die anspruchsbegründenden Tat-
sachen beweisen. Vielmehr muss der Kunde eine (rechts-
hindernde oder rechtsvernichtende) Einwendung gegen 
den Zahlungsanspruch erheben, die er entsprechend zu 
beweisen hat. Eine solche Beweislastumkehr ist nicht zu 
akzeptieren. Es liegt ausschließlich in der Sphäre des 
Anbieters, Grund und Gegenstand seines Zahlungsan-
spruchs zu beweisen, indem er zum Beispiel den Nach-
weis einer vorherigen Preisinformation gegenüber dem 
Kunden gem. § 66g Nr. 1 führt. 
Eine Verunsicherung des Endkunden ist auch gegeben, 
wenn die RegTP eine Maßnahme nach § 67 TKG a.F. er-
greift, indem sie zum Beispiel eine rechtswidrig genutzte 
Rufnummer entzieht oder die Abschaltung der Rufnum-
mer anordnet, der Rechnungssteller bzw. Netzbetreiber 
den Zahlungsanspruch aber dennoch weiter verfolgt. Bei 
einer rechtswidrigen Nutzung einer Rufnummer muss 
jeglicher Zahlungsanspruch entfallen. 
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Der vzbv schlägt daher folgende Änderungen und Ergän-
zungen des § 66g vor: 

§ 66g 
Der Anspruch auf Zahlung des Entgelts besteht nur End-
nutzer ist zur Zahlung eines Entgelts nicht verpflichtet, 
wenn und insoweit ... 
(1 neu) nach Maßgabe des § 66a Satz 1 bis 4 und 6 bis 8 
nicht im Rahmen des Angebotes oder in der Werbung vor 
der Inanspruchnahme des Dienstes über den zu zahlen-
den Preis informiert wurde, 
<Die nachfolgenden Absätze verschieben sich jeweils um 
eine Nummer> 
(8 neu ): die Regulierungsbehörde im Sinne des § 67 
TKG a.F. eine Rufnummer nicht entzieht oder abschaltet. 

§ 66h Auskunftsanspruch, Datenbank für (0)900er 
Rufnummern 
Der in Abs. 3 gegenüber § 43 a TKG a.F. erweiterte 
Auskunftsanspruch für jeden, der ein berechtigtes Inter-
esse bekundet wird angesichts zunehmend komplexer 
werdender Abrechnungsstrukturen für unbedingt erfor-
derlich gehalten. Der vzbv geht im Übrigen davon aus, 
dass mit dieser Regelung ein Auskunftsanspruch nicht 
nur den Endnutzern, sondern auch den Verbraucherorga-
nisationen eingeräumt wird. Diese haben auf Grund der 
geltenden Rechtslage bei ihrer Weiterverfolgung von 
Verstößen teilweise die gleichen Schwierigkeiten, an die 
notwendigen Daten der Diensteanbieter und ihrer la-
dungsfähigen Anschriften zu gelangen.  
Der vzbv schlägt daher zum Vermeiden von unterschied-
lichen Interpretationen dieser Vorschrift vor, in der amt-
lichen Begründung zu § 66h eine Klarstellung dergestalt 
aufzunehmen, dass zu denen, die einen Auskunftsan-
spruch auf ein „berechtigtes Interesse“ zurückführen kön-
nen, auch die Verbraucherorganisationen zählen.  

§ 66k Internationaler entgeltfreier Telefondienst 
Gemäß dieser Vorschrift müssen Anrufe bei 0800er Ruf-
nummern für den Anrufer unentgeltlich sein.  
Angesichts eines hin und wieder in der Praxis zu beo-
bachtenden Verhaltens von Mobilfunkanbietern, den 
Kunden, die Dienste über entgeltfreie Rufnummern nut-
zen, einen Zuschlag zu berechnen, schlägt der vzbv vor, 
in der amtlichen Begründung zu § 66k ergänzend klarzu-
stellen, dass die Forderungen nach Unentgeltlichkeit sich 
auf die gesamte Verbindungsleistung bezieht.  
Im übrigen erscheint eine Übergangsfrist für diese Vor-
gabe gem. Art 6 (12  Monate nach Inkrafttreten des Ge-
setzes!) überflüssig. 

Artikel 5 - Weitere Änderungen des Telekommuni-
kationsgesetzes 
Ziffer 1 a 
Mit dieser Vorschrift wird die Preisansagepflicht laut § 
66b auf Neuartige Dienste ausgeweitet, sofern diese eine 
Mindestentgeltgrenze von 3 Euro pro Inanspruchnahme 
überschreiten.  
Diese Schwelle ist nach Auffassung des vzbv zu hoch. 
Wie schon zuvor ausgeführt, sollte die Verpflichtung zur 
Preisinformation nicht von der Art des Dienstes abhängig 
gemacht werden. Vielmehr sollte für die Preisanzeige 

auch bei Neuartigen Diensten eine Grenze von 1 Euro 
pro Inanspruchnahme gelten. 
Der vzbv schlägt daher folgende Änderung in § 66b Abs. 
1 Satz 5 vor: 

§ 66b  
Die vorgenannten Verpflichtungen gelten auch für 
sprachgestützte Neuartige Dienste ab einem Preis von 3 1 
Euro pro Minute oder pro Inanspruchnahme bei zeitu-
nabhängiger Tarifierung, soweit nach Absatz 4 nicht et-
was Anderes bestimmt ist.  

Darüber hinaus hält der vzbv unterschiedliche Über-
gangsfristen für die Preisanzeige bei Kurzwahl-
Datendiensten einerseits (6 Monate) und für nichtsprach-
gestützte Neuartige Dienste andererseits (12 Monate) für 
nicht vertretbar. Es würde ein erhebliches Risiko ge-
schaffen, dass unseriöse Anbieter solcher Datendienste 
während der langen Übergangszeit auf den Rufnum-
mernbereich (012) für Neuartige Dienste ausweichen. 
Der vzbv fordert daher eine einheitliche Übergangszeit 
von 6 Monaten für beide Dienstearten. 
Ziffer 1 b 
Gemäß dieser Regelung soll die Regulierungsbehörde 
unter bestimmten Voraussetzungen (z.B. technische 
Entwicklungen) nach Anhörung der Fachkreise und Ver-
braucherverbände Anforderungen an die Preisansage 
festlegen können, die von denen in § 66b Abs. 1 Satz 5 
abweichen. 
Dieses Anhörungsrecht der Verbraucherorganisationen 
ist für den vzbv eine conditio sine qua non für eine Mög-
lichkeit, die andernfalls von ihm abgelehnt werden wür-
de. 
Ziffer 2 a 
Mit dem Zusatz zu § 66c Abs. 1 wird für Neuartige Dien-
ste eine Ausnahmeregelung für die Preisanzeige (Anhe-
bung der Auslösegrenze auf 3 Euro) geschaffen. 
Das wird vom vzbv aus den zuvor genannten Gründen 
abgelehnt. 
Der vzbv schlägt daher folgende Streichung in Ziffer 2 
vor: 

a) Satz 1 gilt für nichtsprachgestützte Neuartige Dienste 
ab einem Preis von 3 Euro pro Inanspruchnahme, soweit 
nach Absatz 2 Satz 3 nichts Anderes bestimmt ist. 

Ziffer 4 

Mit dieser Regelung  (Zusatz zu § 66r; neuer Absatz 2) 
wird die Regulierungsbehörde beauftragt, eine Sperr-
Liste mit Rufnummern von Teilnehmeranschlüssen, die 
von dem betreffenden Anbieter für eingehende R-
Gespräche zu sperren sind, einzurichten. 
Dies wird vom vzbv ausdrücklich begrüßt. 
Für die Einrichtung dieser Sperr-Liste wird jedoch ge-
mäß Artikel 6 Ziffer 3  eine Übergangszeit von 12 Mona-
ten nach Inkrafttreten des Gesetzes eingeräumt. Diese 
Frist ist aus Sicht des vzbv angesichts der besonderen 
Bedeutung dieser Liste für die Endnutzer zu lang.  
Der vzbv schlägt vor, die Frist für die Einrichtung dieser 
Sperr-Liste auf 6 Monate zu verkürzen. Siehe hierzu 
auch Anmerkungen zu Art. 6 
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Artikel 6 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
Die nach Artikel 6 Abs. 2 in den Fällen des Artikels 4 
eingeräumte undifferenzierte Übergangsfrist von 6 Ka-
lendermonaten für die praktische Umsetzung der dortigen 
Maßnahmen erscheint aus Verbrauchersicht teilweise zu 
lang. 
Inakzeptabel – und vermutlich auch so nicht beabsichtigt 
- sind Übergangsfristen, soweit davon Maßnahmen be-
troffen sind, die nach dem Telekommunikationsgesetz in 
der Fassung vom 22.6.2004 oder nach dem „Miss-

brauchsbekämpfungsgesetz“ vom 6.8.2003 in der Praxis 
bereits umgesetzt sind. Den Endkunden wäre nicht zu 
vermitteln, dass bereits in Kraft befindliche (Schutz) 
Vorschriften durch das Änderungsgesetz vorübergehend 
aufgehoben würden, um nach Ablauf von 6 Monaten 
wieder in Kraft gesetzt zu werden. 
 
 
 
 

 

Anlage 
 
 

Forsa-Umfrage:  
 
80 Prozent der Verbraucher wollen Preisansage vor jedem Telefongespräch 

Edda Müller: „Intransparenz bei Telefonpreisen ist mittelalterlich“ 

29. April 2005 – Drei von vier Handynutzern halten eine Preisansage vor Gesprächs-
beginn für wichtig bis sehr wichtig. Lediglich zehn Prozent würden sich dadurch ge-
nervt fühlen. Dies ergab eine repräsentative Forsa-Umfrage im Auftrag des Verbrau-
cherzentrale Bundesverbands. Noch deutlicher ist das Ergebnis bei Call-by-Call Ge-
sprächen: 80 Prozent der Festnetznutzer bewerten eine Preisansage vor Gesprächs-
beginn als wichtig oder sehr wichtig. „Die Ergebnisse zeigen, dass die mittelalterliche 
Intransparenz bei den Telefon- und Mobilfunkpreisen an den Erwartungen der Ver-
braucher vorbeigeht,“ sagte vzbv-Vorstand Prof. Dr. Edda Müller. 
Die Umfrageergebnisse sind besonders aktuell vor dem Hintergrund der laufenden Re-
form des Telekommunikationsgesetzes. Die Bundesregierung will eine umfassende 
Pflicht zur vorherigen Preisangabe durchsetzen. Sie ist dabei jedoch auf die Zustim-
mung des Bundesrats angewiesen.  
Die Intransparenz bei den Telefontarifen ist nicht nur für Privatverbraucher ein Ärger-
nis – auch für Industrie- und Gewerbekunden hat sich das Tarifwirrwarr zu einer star-
ken Kostenbelastung entwickelt. Die Unübersichtlichkeit bei den Tarifen gilt dabei so-
wohl für den Mobilfunk mit seiner bewusst angelegten unüberschaubaren Vielzahl un-
terschiedlichster Tarife, als auch bei der Deutschen Telekom oder den Call-by-Call 
Anbietern im Festnetz. Lediglich einige wenige Call-by-Call-Firmen bieten die vorheri-
ge Preisansage auf freiwilliger Basis an. 
„Die gesetzliche Preisauszeichnungspflicht der Anbieter ist in allen anderen Branchen 
eine Selbstverständlichkeit,“ sagte vzbv-Vorstand Edda Müller. „Es ist mir schleier-
haft, warum für die Telekommunikation Sonderregeln gelten sollen.“ Bei den Telefon-
tarifen seien bisher die einfachsten Grundregeln der Marktwirtschaft außer Kraft ge-
setzt: „Im Café erfährt man vorher, was der Espresso kostet und nicht erst, einen Mo-
nat nachdem man ihn getrunken hat. Diese Logik vermisse ich bei den Telefontarifen.“ 

Zu der Umfrage: 
 
Im Auftrag des Verbraucherzentrale Bundesverbands befragte das Forsa-Institut zwischen 
dem 13. und dem 25. April 2005 insgesamt 1002 repräsentativ ausgewählte Telefonkunden, 
darunter 794 Handynutzer. Die Umfrage wurde mittels computergestützter Telefoninterviews 
durchgeführt.  
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15(9)1912 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 9. Mai 2005 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 12. Mai 2005 in Berlin zum 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung telekommunikationsrechtlicher  
Vorschriften - Drucksache 15/5213 - 
O2 Germany GmbH & Co OHG 

Die Stellungnahme der O2 Germany erfolgt zur Vorberei-
tung der Anhörung als geladener Sachverständiger durch 
den Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit am 12. Mai 
2005 zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung tele-
kommunikationsrechtlicher Vorschriften (BT-Drs. 
15/5213). Die vorliegende Stellungnahme enthält die we-
sentlichen Aspekte zum Gesetzesentwurf aus Sicht der 
Mobilfunknetzbetreiber.  

Zusammenfassung: 
1. Artikel 4, § 66c Abs. 1: Preisanzeige bei Einzel-

SMS ab 1€ 
Anhebung des Schwellenwerts für die Preisanzeige-SMS 
bei Premium-SMS-Diensten auf 3€. 
2.  Artikel 6: Übergangsfristen 
Einführung einer Übergangsfrist für die technisch auf-
wendig umzusetzenden Maßnahmen des Artikel 3 sowie 
Anpassung der Übergangsfristen für die Maßnahmen des 
Artikel 4 auf den operativen und technischen Implemen-
tierungsumfang mit Übergangsfristen von 12-18 Mona-
ten. 
3. Artikel 4, § 45l Abs. 1: Warn-SMS bei Kurzwahl-

Abos  
Der Anbieter der Dienstleistung hat jedem Endnutzer von 
Kurzwahl-Abonnement-Diensten unverzüglich nach Er-
reichen eines Betrages von 50€ beim Anbieter für diese 
Dienste im jeweiligen Kalendermonat eine kostenlose 
Warn-SMS zu übermitteln. 

4. Artikel 4, § 45l Abs. 2: jederzeitiges Kündigungs-
recht bei Kurzwahl-Abos 

Generelles jederzeitiges Kündigungsrecht für Kurzwahl-
Abos bei Ermöglichung einer Vereinbarung von Kündi-
gungsfristen, sofern der Endnutzer deutlich in der Bestä-
tigungs-SMS darauf hingewiesen wurde. 

5.  Artikel 3, § 45d Abs. 2: Sperre von Rufnummern-
bereichen 

Klarstellung, zumindest in der Gesetzesbegründung, dass 
von der Einrichtung einer Sperre nur Mehrwertdienste-
rufnummernbereiche (0190, 0900, 118xx, 0180, 0137, 
012) umfasst werden. Streichung der Unentgeltlichkeit 
der Einrichtung der Sperre. 

6. Artikel 3, § 45e Abs. 1: Einzelverbindungsnach-
weis 

Keine Ausweitung des Einzelverbindungsnachweises auf 
SMS/MMS und Prepaid-Produkte. 
7. Artikel 4, § 66d Abs. 2: Verbot von Kombinations-

tarifen (zeitunab- und zeitabhängig) 
Kein generelles Verbot von Kombinationstarifen, son-
dern Festlegung einer Preishöchstgrenze für den zeitu-
nabhängigen Tarifteil. 
8. Artikel 4, § 66a Satz 5: Verlust des Entgeltan-

spruchs bei fehlerhafter Preisangabe 
Kein Wegfall des Entgeltanspruchs für Dauerschuldver-
hältnisse bei fehlerhafter Preisangabe. Streichung des § 
66a Satz 5. 

1. Artikel 4, § 66c Abs. 1: Preisanzeige bei Einzel-
SMS ab 1€Empfehlung 

Anhebung des Schwellenwerts für die Preisanzeige-SMS 
bei Premium-SMS-Diensten auf 3€.  

• Begründung  
Nach dem jetzigen Wortlaut des § 66c bekäme der End-
nutzer, wenn er per SMS einen Premium-SMS-Dienst, 
der teurer als 1€ ist, bestellt, zunächst eine Informations-
SMS, die er erneut per SMS zu bestätigen hat, bevor er 
die bestellte Leistung erhält. Bei diesem niedrigen 
Schwellenwert wäre die Mehrzahl der Premium-SMS-
Dienste einbezogen. Dies hätte zur Folge, dass das beste-
hende Dienste-Modell massiv beeinträchtigt würde. Die 
einfache Bestellung mit nur 2 SMS (Bestellung und Lie-
ferung der Premium-SMS) würde sich auf 4 SMS erhö-
hen.  

Gleichzeitig würde der Warn-Effekt einer Informations-
SMS (Handshake-Verfahren) deutlich herabgesetzt wer-
den, da der Endnutzer dauernd mit SMS überflutet wür-
de. Bei Kurzwahl-Abos stellt ein Handshake-Verfahren 
einen sinnvollen Kundenschutz dar, da es den Endnutzer 
auf fortlaufende und damit weitere Kosten hinweist. Bei 
Einzel-SMS-Diensten muß das Handshake-Verfahren je-
doch nur auf die Dienste beschränkt werden, die dem 
Kunden erhöhte Kosten verursachen, da ansonsten die 
Wirkung dieses Verbraucherschutzinstruments verloren 
ginge. 
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2. Artikel 6: Übergangsfristen 
• Empfehlung 

Einführung einer Übergangsfrist für die technisch auf-
wendig umzusetzenden Maßnahmen des Artikel 3 sowie 
Anpassung der Übergangsfristen für die Maßnahmen des 
Artikel 4 auf den operativen und technischen Implemen-
tierungsumfang mit Übergangsfristen von 12-18 Mona-
ten. 
• Begründung  

Die Regelungen des Artikel 3 (z.B. die Einrichtung von 
für den Mobilfunk neu einzurichtenden Sperrmöglichkei-
ten gem. § 45d Abs. 2) und insbesondere des Artikel 4 
machen umfangreiche Implementierungen in allen Kern-
technologien der Netzbetreiber erforderlich (Netzwerk, 
IT, Billingsystem).  

Eine Umsetzung der neuen Verpflichtungen innerhalb 
der kurzen Frist bei Art. 4 von nur 6 Monaten oder ohne 
Fristen bei Art. 3 ist technisch nicht möglich. Derart kur-
ze Übergangsfristen hätten zur Folge, dass die Entwick-
lung innovativer Dienste und Projekte der Mobil-
funknetzbetreiber, insbesondere im Bereich UMTS, zum 
Teil völlig zurückgestellt werden müsste.  

Eine rechtzeitige und insbesondere fehlerfrei funktionie-
rende Umsetzung der Kundenschutzmaßnahmen wäre 
äußerst fraglich; ein Gesetzesverstoß wegen mangelnder 
Umsetzung bereits jetzt vorprogrammiert. 
• Formulierungsvorschlag 

Artikel 6 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
1. Mit Ausnahme von Artikel 3 Nr. 6 (§§ 45d Abs. 2, 

45e Abs. 1, 45i und 45h TKG), Artikel 4 und Artikel 
5 tritt dieses Gesetz am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Telekommunikations-
Kundenschutzverordnung vom 11. Dezember 1997 
(BGBl. I S. 2910), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 27. August 2002 (BGBl. I S. 3365), mit Aus-
nahme der §§ 13 Abs. 2, 14, 15 und 16, außer Kraft. 

2. Artikel 3 Nr. 6 (§§ 45d Abs. 2, 45e Abs. 1, 45i und 
45h TKG) und Artikel 4 tritt am ersten Tag des 
dreizehnten siebten auf die Verkündung dieses Ge-
setzes folgenden Monats in Kraft. Gleichzeitig tre-
ten die §§ 13 Abs. 2, 14, 15 und 16 der Telekom-
munikations-Kundenschutzverordnung vom 11. 
Dezember 1997 (BGBl. I S. 2910), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 27. August 2002 (BGBl. I 
S. 3365), außer Kraft. 

3. Artikel 5 tritt am ersten Tag des neunzehnten drei-
zehnten auf die Verkündung dieses Gesetzes folgen-
den Monats in Kraft. 

3.  Artikel 4, § 45l Abs. 1: Warn-SMS bei Kurzwahl-
Abos 

• Empfehlung 

Der Anbieter der Dienstleistung hat jedem Endnutzer von 
Kurzwahl-Abonnement-Diensten unverzüglich nach Er-
reichen eines Betrages von 50€ beim Anbieter für diese 
Dienste im jeweiligen Kalendermonat eine kostenlose 
Warn-SMS zu übermitteln. 

• Begründung  

Nach dem jetzigen Wortlaut des § 45l Abs. 1 hat der An-
bieter der Dienstleistung dem Endnutzer die Warn-SMS 
(Bill-Warning) zu übermitteln, sobald der Endnutzer den 
Betrag von 20€ erreicht hat.  

Dafür wäre ein sogenanntes Real-Time-Billing, d.h. die 
zeitgleiche rechnungstechnische Erfassung und Auswer-
tung der Nutzung der Dienste durch den Endnutzer, er-
forderlich. Ein solches Echtzeit-Billing ist bei Laufzeit-
Verträgen (Postpaid) technisch nicht möglich. Die Aus-
wertung erfolgt zeitlich nach der Nutzung.  

Daher ist dem Bundesrat zuzustimmen, eine unverzügli-
che (d.h. ohne schuldhaftes Zögern) Übersendung der 
Warn-SMS vorzugeben, um somit den technischen Mög-
lichkeiten Rechnung zu tragen.  

O2 Germany erachtet den Schwellenwert von 20€ pro 
Anbieter zum Erreichen des Warn-Effekts als zu niedrig. 
Ferner würde eine doppelte Warn-SMS bei 20€ (auf An-
trag) und 50€ (verpflichtend), wie vom Bundesrat gefor-
dert, den Endnutzer „zuspammen“ und seine Aufmerk-
samkeit bzgl. einer Kostenkontrolle absinken lassen. Zur 
Erleichterung der Kostenkontrolle hält O2 Germany eine 
Warn-SMS bei Erreichen von 50€ pro Anbieter für jeden 
Endnutzer, unabhängig von einem Antrag des Endnut-
zers, für eine geeignete Lösung.  
• Formulierungsvorschlag 

§ 45l 

Kurzwahldienste 

(1) Der Endnutzer erhält kann von dem Anbieter einer 
Dienstleistung, die zusätzlich zu einem Telekommunika-
tionsdienst für die Öffentlichkeit erbracht wird, verlan-
gen, einen kostenlosen Hinweis zu erhalten, unverzüg-
lich nachdem sobald dessen Entgeltansprüche aus Dau-
erschuldverhältnissen für Kurzwahldienste im jeweiligen 
Kalendermonat eine Summe von 50 20 Euro überschrei-
ten. Für Kalendermonate, vor deren Beginn der End-
nutzer einen Hinweis nach Satz 1 verlangt hat und in de-
nen der Hinweis unterblieben ist, kann der Anbieter nach 
Satz 1 den 50 20 Euro überschreitenden Betrag nicht ver-
langen. 
4.  Artikel 4, § 45l Abs. 2: jederzeitiges Kündigungs-

recht bei Kurzwahl-Abos  
• Empfehlung 
Generelles jederzeitiges Kündigungsrecht für Kurzwahl-
Abos bei Ermöglichung einer Vereinbarung von Kündi-
gungsfristen, sofern der Endnutzer deutlich in der Bestä-
tigungs-SMS darauf hingewiesen wurde. 
• Begründung  
§ 45l Abs. 2 sieht derzeit vor, dass der Endnutzer jeder-
zeit und fristlos gegenüber dem Anbieter kündigen kann. 
Die Regelung umfasst auch einmalig vorausbezahlte 
Abo-Dienste. Bei diesen Abo-Diensten besteht kein 
Schutzbedürfnis des Verbrauchers auf eine jederzeitige 
Kündigungsmöglichkeit, da ihm nicht während der Lauf-
zeit fortwährend neue Kosten entstehen. Darüber hinaus 
besteht – wie auch vom Bundesrat richtig festgestellt - 
die Gefahr der Rückforderung von Teilbeträgen. Diese 
würde erheblichen Aufwand wegen minimaler Forderun-
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gen generieren. Die Möglichkeit der Vereinbarung von 
jederzeitigen Kündigungsmöglichkeiten als auch anderen 
Kündigungsfristen sollte zugunsten der Vielfalt von 
Dienste-Modellen erhalten bleiben. Ein ausreichender 
Schutz des Endnutzers besteht, wenn er ausdrücklich und 
deutlich auf Kündigungsmöglichkeiten und Laufzeiten 
hingewiesen wird, bevor er sich verpflichtet.  
• Formulierungsvorschlag 

§ 45l 
Kurzwahldienste 

(2) Der Endnutzer kann ein Dauerschuldverhältnis für 
Kurzwahldienste jederzeit und ohne Einhaltung einer 
Frist gegenüber dem Anbieter kündigen, sofern keine an-
derweitigen Kündigungsfristen vereinbart wurden, auf 
die der Anbieter in der Information ge-mäß Absatz 3 
deutlich hinzuweisen hat. ... 
5.  Artikel 3, § 45d Abs. 2: Sperre von Rufnummern-

bereichen 
• Empfehlung 
Klarstellung, zumindest in der Gesetzesbegründung, dass 
von der Einrichtung einer Sperre nur Mehrwertdienste-
rufnummernbereiche (0190, 0900, 118xx, 0180, 0137, 
012) umfasst werden. Streichung der Unentgeltlichkeit 
der Einrichtung der Sperre. 
• Begründung  
Nach dem jetzigen Wortlaut des § 45d Abs. 2 könnte ein 
Endnutzer vom Anbieter beliebig oft die Sperre und Ent-
sperrung bzw. Änderung der Sperre von jeglichen Ruf-
nummernbereichen unentgeltlich verlangen. Die Anbieter 
müssten die Sperrmöglichkeiten von allen vorhandenen 
Rufnummernbereichen technisch vorhalten und anbieten. 
Die Einrichtung einer Rufnummernsperre zur Kosten-
kontrolle ist jedoch nur bei den Rufnummernbereichen 
angebracht, bei denen dem Endnutzer weitere Kosten 
entstehen können, den Mehrwertdiensterufnummern. Ei-
ne entsprechende Klarstellung ist daher für eine verhält-
nismäßige Auslegung des § 45d Abs. 2 dringend erfor-
derlich.  
Da die europäische Universaldienstrichtlinie die Bereit-
stellung einer unentgeltlichen Sperre nur vom zum Uni-
versaldienst verpflichteten Anbieter fordert, sollte die 
Möglichkeit der Forderung eines angemessenen Entgelts 
grundsätzlich für den Anbieter bestehen.  
6. Artikel 3, § 45e Abs. 1: Einzelverbindungsnachweis 
• Empfehlung 
Keine Ausweitung des Einzelverbindungsnachweises auf 
SMS/MMS und Prepaid-Produkte. 
• Begründung  
Die vom Bundesrat im Rahmen des § 45e TKG-ÄndG 
geforderte Regelung zum Einzelverbindungsnachweis ist 
abzulehnen. Die Begründung, warum der EVN auch bei 
Prepaid-Produkten nötig sein soll, läuft ins Leere. Schon 
heute haben Verbraucher aufgrund von § 16 TKV und 
zukünftig aufgrund von § 45i Abs.1 TKG-ÄndG die 
Möglichkeit und den Anspruch, im Reklamationsfall ei-
nen nachträglichen EVN zu erhalten.  
Auch eine Ausdehnung des EVN auf SMS/MMS ist ab-
zulehnen, da es zu einer Anhäufung von Papierbergen 

kommen wird, wenn jedem Kunden verpflichtend sämtli-
che SMS/MMS aufgelistet werden müssten.  

7.  Artikel 4, § 66d Abs. 2: Verbot von Kombinations-
tarifen (zeitunab- und zeitabhängig) 

• Empfehlung 
Kein generelles Verbot von Kombinationstarifen, son-
dern Festlegung einer Preishöchstgrenze für den zeitu-
nabhängigen Tarifteil. 
• Begründung  
Nach dem derzeitigen Wortlaut des § 66d Abs. 2 wäre 
die Kombination von zeitabhängigen und zeitunabhängi-
gen Tarifen zukünftig nicht mehr zulässig. Der Bundesrat 
hat eine Zulässigkeit der Kombinationstarife mit einer 
Entgeltgrenze von 30€ bejaht. Dies wird hinsichtlich der 
Zulässigkeit der Kombinationstarife seitens O2 Germany 
ausdrücklich begrüßt.  
Jedoch ist dieser Vorschlag in dieser Form technisch 
nicht implementierbar, da es zur Feststellung der 30€-
Grenze durch den Anbieter eines Real-Time-Billings be-
dürfte, das bei Laufzeitverträgen nicht möglich ist.  
Als Alternative wird vorgeschlagen, den zeitunabhängi-
gen Tarifteil auf 20€ zu begrenzen. Einen weiteren 
Schutz erhält der Endnutzer durch die Preisgrenze von 3€ 
für den zeitabhängigen Tarifteil von Premium-Diensten 
sowie der Zwangstrennung nach einer Stunde. 
• Formulierungsvorschlag 

§ 66d 
Preishöchstgrenzen 

(2) Der Preis für zeitunabhängig über Rufnummern für 
Premium-Dienste abgerechnete Dienstleistungen darf 
höchstens 30 Euro pro Verbindung betragen, soweit nach 
Absatz 3 keine abweichenden Preise erhoben werden 
können. Eine Bei einer Kombination von zeitabhängigen 
und zeitunabhängigen Tarifierungen darf der Preis für 
zeitunabhängi-gen Tarifierungen höchstens 20 Euro pro 
Verbindung betragen ist grundsätzlich un-zulässig. Tele-
faxdienste dürfen grundsätzlich nur zeitunabhängig abge-
rechnet werden. 

8.  Artikel 4, § 66a Satz 5: Verlust des Entgeltan-
spruchs bei fehlerhafter Preisangabe 

• Empfehlung 
Kein Wegfall des Entgeltanspruchs für Dauerschuldver-
hältnisse bei fehlerhafter Preisangabe. Streichung des § 
66a Satz 5. 
• Begründung  
Erfolgt nach § 66a Satz 5 eine Preisangabe nicht oder 
nicht ordnungsgemäß, kommt das Dauerschuldverhältnis 
nicht zustande, obwohl der Endnutzer bei Kurzwahl-
Abos nach der Werbung über den Preis individuell im 
Rahmen des Handshake-Verfahrens (§ 45l Abs. 3) in-
formiert wurde und den Preis bestätigt hat. Allein mit 
dem Handshake-Verfahren ist er jedoch hinreichend ge-
sichert. Die Maßnahme des § 66a Satz 5 stellt neben dem 
Handshake-Verfahren gem. § 45l Abs. 3 eine unverhält-
nismäßige Doppel-Maßnahme dar, die zum Mißbrauch 
einlädt. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15(9)1909 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 9. Mai 2005 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 12. Mai 2005 in Berlin zum 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung telekommunikationsrechtlicher  
Vorschriften - Drucksache 15/5213 - 
Jamba! AG 

1. Grenze für Bill-Warning auf 50 Euro anheben (§ 
45 l) 
• Grenze von 20 € ist zu niedrig, da innovative Dien-

ste verhindert werden. 
2. Keine doppelte Bill-Warning-Verpflichtung bei 

Premium-SMS (§ 45 l) 
• Zusätzlicher, obligatorischer Hinweis bei 50 € ist 

abzulehnen: keinerlei Vorteil für Verbraucher, zu-
sätzliche SMS hat Charakter einer Belästigung 
(„gesetzliches SPAM“). 

Zur Begründung: 
In § 45 l Abs. 1 ist ein Anspruch des Endnutzers auf Er-
halt eines kostenlosen Hinweises normiert, wenn im je-
weiligen Kalendermonat eine Summe von zwanzig Euro 
überschritten wird (sog. „Bill-Warning“).  
Die Einführung derartiger Informationsmechanismen ist 
grundsätzlich sinnvoll. Allerdings muss der Betrag, ab 
dem eine entsprechende Bill-Warning-Verpflichtung be-
steht, dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz entsprechen. 
Dies ist bei einer Summe von zwanzig Euro nicht der 
Fall. Der Betrag ist insbesondere bei zukunftsträchtigen 
und höherwertigen Diensten im UMTS-Bereich schnell 
erreicht und würde eine Reihe von Geschäftsmodellen in 
unnötiger Weise belasten. Um hier Eingriffe in die Un-
ternehmensfreiheit zu verhindern, muss die Grenze ent-
sprechend erhöht werden. Denkbar ist beispielsweise ein 
Betrag von fünfzig Euro.  
Darüber hinaus ist klar zu stellen, dass der Hinweis sei-
tens des jeweiligen Diensteanbieters zu erteilen ist, so-
bald die Summe für den von ihm angebotenen Dienst er-
reicht ist. Diese Präzisierung ist erforderlich, weil sich 
die Kenntnis des Diensteanbieters nur auf die Beträge 
bezieht, die der Kunde (je Teilnehmerrufnummer) pro 
vom Diensteanbieter angebotenen Dienst verbraucht hat. 
Eine unverzügliche Addition der Beträge, die der Kunde 
bei verschiedenen Diensten eines Diensteanbieters ver-
braucht hat, ist derzeit nicht möglich. Eine Aufsummie-
rung der Beträge je Diensteanbieter böte für den Kunden 
auch keinen höheren Schutz, da er die Möglichkeit hat, 
Dienste auch bei verschiedenen Diensteanbietern zu bu-

chen. In diesem Verhältnis erfolgt jedoch ebenfalls keine 
Aufsummierung, da die Diensteanbieter keine Kenntnis 
darüber haben, welche Summen ein Kunde bei jeweils 
anderen Diensteanbietern erreicht hat. Diesen Überblick 
muss sich der Kunde letztlich auch selbst verschaffen. 
Die Summe ist daher im Rahmen der tatsächlichen Mög-
lichkeiten auf jeden einzelnen Dienst je Teilnehmerruf-
nummer zu beschränken.  
Die Kritik an der Höhe des Betrages von zwanzig Euro 
greift der Bundesrat in seiner Stellungnahme vom 
18.03.2005 (vgl. BR-Drs. 92/05 (Beschluss), Ziffer 23 c) 
auf und plädiert für die Aufnahme der Möglichkeit, dass 
die RegTP die Grenze für den Warnhinweis der allge-
meinen Entwicklung der Preise oder des Marktes anpas-
sen können muss. Dieser Vorschlag kann die Unverhält-
nismäßigkeit der Summe von zwanzig Euro jedoch nicht 
beseitigen und ist daher aus Sicht der Jamba! GmbH 
nicht unterstützensfähig. Eine Erhöhung auf fünfzig Euro 
ist aus den o.g. Gründen nach wie vor geboten.  
Der Bundesrat fordert weiterhin eine zusätzliche, obli-
gatorische Warn-SMS bei Überschreiten eines Betrages 
von fünfzig Euro bei Dauerschuldverhältnisse für Kurz-
wahldienste (vgl. Stellungnahme vom 18.03.2005, BR-
Drs. 92/05 (Beschluss), Ziffer 22). Eine derartige zusätz-
liche Verpflichtung ist abzulehnen, da hiermit keinerlei 
Vorteile für den Verbraucher verbunden sind, während 
den Unternehmen eine weitere Belastung auferlegt wird. 
Der Schutzzweck der Maßnahme ist bereits erreicht, 
wenn der Endnutzer bei Erreichen des Betrages von 
zwanzig Euro informiert wird, so dass einer weiteren 
(überflüssigen) Warnung der Charakter einer Belästigung 
zukommt. Durch die geforderte Regelung würde somit 
SMS-Spam gesetzlich normiert, was Verbraucherschutz-
interessen zuwider läuft und insbesondere dem Leitbild 
eines verständigen Verbrauchers keinesfalls gerecht wird. 
Die Bundesregierung lehnt diese Forderung in ihrer Ge-
genäußerung (BT-Drs. 15/5213) ebenfalls wegen ihres 
Charakters einer staatlichen Bevormundung ab. 
Weiterhin weist der Bundesrat in seiner Stellungnahme 
vom 18.03.2005 (vgl. BR-Drs. 92/05 (Beschluss), Ziffer 
23 a) richtiger Weise darauf hin, dass der Anbieter seiner 
Verpflichtung aus § 45 l Abs. 1 Satz 1 mit dem Absenden 
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des Hinweises nachgekommen ist und nicht für den Zu-
gang des Hinweises einstehen muss, da dies außerhalb 
seines Verantwortungsbereiches liegt. Zudem fordert der 
Bundesrat (vgl. BR-Drs. 92/05 (Beschluss), Ziffer 23 b) 
klarzustellen, dass der Hinweis „unverzüglich“ zu ertei-
len ist. Dies ist sachgerecht, da zur Gewährleistung einer 
sofortigen Absendung eine Echtzeit-Kontoführung erfor-
derlich wäre (sog. Hotbilling), was bei Postpaid-Diensten 
in den installierten Systemen technisch nicht möglich ist. 
Die Nutzungsdaten werden, anders als bei Prepaid-
Diensten, zeitlich verzögert im Rechnungssystem verar-
beitet. Die Bundesregierung nimmt beide Forderungen 
in ihrer Gegenäußerung (BT-Drs. 15/5213) auf und 
schlägt einen weiteren Satz in Absatz 1 vor, wonach der 
Anbieter nur zur unverzüglichen Absendung des Hinwei-
ses verpflichtet ist. Die Jamba! GmbH unterstützt diese 
Klarstellung im Gesetzestext. 

3. Keine Info-SMS bei einmaligen Premium-SMS-
Diensten (§ 66 c) 
• Die Einführung einer Info-SMS ist nach wie vor als 

unverhältnismäßig abzulehnen: es existiert kein 
Missbrauchspotenzial, Verpflichtungen zur Preis-
angabe liegen vor. 

• Verfahren ist bei einmaligen Premium-SMS-
Diensten nicht praktikabel, da bei diesem Ge-
schäftsmodell (SMS-MO) die Anforderungs-SMS 
des Kunden bepreist wird (Gefährdung des Ge-
schäftsmodells!). 

• Verbraucherschutz würde ins Gegenteil verkehrt: 
Dienste könnten aufgrund des komplexen Hands-
hake-Verfahrens nur noch erschwert in Anspruch 
genommen werden. 

Zur Begründung: 

§ 66 c stellt eine Preisanzeigeverpflichtung auch für 
Kurzwahldatendienste, die keine Dauerschuldverhältnis-
se sind, ab einem Preis von einem Euro pro Inanspruch-
nahme des Dienstes auf. Der Erhalt dieser sog. Info-SMS 
ist vom Endnutzer zu bestätigen. Abs. 2 sieht Ausnahmen 
für Dienste im öffentlichen Interesse sowie für Anbieter 
vor, die ein von der RegTP im Einzelnen zu regelndes 
Legitimationsverfahren durchlaufen haben.  

Die Ausweitung des bei Abo-Diensten üblichen Hands-
hake-Verfahrens auch auf einmalige Premium-SMS-
Dienste stellt erneut eine Regelung dar, die existierende 
Geschäftsmodelle gefährdet und die Unternehmen mit 
Kosten belasten würde, ohne dass dem ein positiver Ef-
fekt für den Verbraucher gegenüber steht. Zunächst ist 
das Missbrauchspotenzial bei einmaligen SMS-Diensten 
gering. Der Verbraucher ist durch die bestehenden Ver-
pflichtungen zur Preisangabe in der Werbung gem. § 66 a 
hinreichend geschützt. Darüber hinaus ist das bei Abo-
Diensten (sinnvoller Weise) angewendete Verfahren auf 
das Geschäftsmodell einmaliger Premium-SMS-Dienste 
nicht übertragbar. Hier wird bereits die Anforderungs-
SMS des Kunden bepreist, woraufhin die einmalige, be-
stellte SMS übermittelt wird. Würde man hier, wie in § 
66 a gefordert, das Handshake-Verfahren anwenden, zö-
ge dies den Versand weiterer zwei SMS (Info-SMS und 
Bestätigungs-SMS) mit sich. Die Inanspruchnahme die-
ses etablierten Geschäftsmodells, das sich durch einfache 
Handhabung auszeichnet, würde vielmehr aufgrund der 
damit einher gehenden Komplexität erschwert. Schließ-

lich wäre es – nicht zuletzt auch aufgrund der Kosten, die 
die Rentabilität in Frage stellen – gänzlich gefährdet.  
Der Bundesrat erkennt dieses Problem und beurteilt die 
Schwelle von einem Euro als zu niedrig. Er fordert in 
seiner Stellungnahme vom 18.03.2005 (vgl. BR-Drs. 
92/05 (Beschluss), Ziffer 30), die Schwelle auf drei Euro 
anzuheben und der RegTP die Möglichkeit einzuräumen, 
die Preisgrenze gegebenenfalls an die allgemeine Ent-
wicklung der Preise oder des Marktes anzupassen.  
Die Jamba! GmbH bleibt grundsätzlich bei seiner oben 
begründeten Ablehnung der Ausweitung des Handshake-
Verfahrens auf einmalige Premium-SMS-Dienste. Der 
Vorschlag des Bundesrates, die Grenze auf drei Euro an-
zuheben, kann jedoch als Kompromiss mitgetragen wer-
den. Die Gefährdung des Geschäftsmodells kann im üb-
rigen auch nicht durch die in Abs. 2 normierten Ausnah-
men beseitigt werden. Zunächst ist weder klar, wie der 
Begriff des „öffentlichen Interesses“ abzugrenzen ist, 
noch wie das vorgesehene Legitimationsverfahren in der 
Praxis gestaltet werden soll. Eine Unterscheidung von 
Diensten in „Gut“ und „Böse“ ist abzulehnen, zumal 
nicht klar ist, wer darüber in welchem Verfahren zu wel-
chen Kriterien entscheiden soll. Neben der hierdurch ent-
stehenden Rechtsunsicherheit ist die Verlagerung einer 
Entscheidung auf die RegTP, die damit über die Exi-
stenzberechtigung von Diensten bestimmen und massiv 
in Unternehmensrechte eingreifen würde, äußerst zwei-
felhaft. Schließlich bedeutete ein Legitimationsverfahren 
immer auch eine zeitliche Verzögerung bei der Einfüh-
rung neuer Dienste. Innovation und Wettbewerb würden 
verhindert – ohne dass dem Verbraucher gedient wäre. 
Die Ausweitung des Handshake-Verfahrens über Dauer-
schuldverhältnisse hinaus ist mithin abzulehnen. 
Der Bundesrat will die Unbestimmtheit des Begriffs des 
„öffentlichen Interesses“, der sich zudem im Zeitablauf 
ändern kann, beseitigen, indem die RegTP verpflichtet 
werden soll, regelmäßig eine Liste derjenigen Datendien-
ste zu veröffentlichen, bei denen auf eine Preisanzeige-
pflicht aus Gründen des öffentlichen Interesses verzichtet 
werden kann (vgl. Stellungnahme vom 18.03.2005, BR-
Drs. 92/05, Beschluss, Ziffer 31). Die Bundesregierung 
stimmt diesem Vorschlag in ihrer Gegenäußerung (BT-
Drs. 15/5213) zu. 
Aus Sicht der Jamba! GmbH werden weder die Abgren-
zungsschwierigkeiten bzgl. des Begriffs des „öffentlichen 
Interesses“ noch die übrigen Bedenken durch diesen Vor-
schlag beseitigt. Gleichwohl kann die Jamba! GmbH 
diese Regelung als deutlich milderes Mittel mittragen, 
insbesondere wenn die Grenze für die Anwendung des 
Handshake-Verfahrens in Abs. 1 auf drei Euro angeho-
ben wird.  
Forderungen: 

 Streichung des § 66 c. 
 Hilfsweise Unterstützung der Forderung des Bundes-

rates: Anhebung der Grenze auf 3 Euro sowie Einfüh-
rung der Möglichkeit für die RegTP, diese Grenze an 
die allgemeine Entwicklung der Preise oder des 
Marktes anzupassen. 

 Hilfsweise Unterstützung der Forderung des Bundes-
rates, eine Liste mit den „Diensten im öffentlichen 
Interesse“ zu veröffentlichen, sofern die vorstehende 
Forderung erfüllt wird. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15(9)1910 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 9. Mai 2005 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 12. Mai 2005 in Berlin zum 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung telekommunikationsrechtlicher  
Vorschriften - Drucksache 15/5213 - 
ARCOR AG & Co. KG 

1) Preisansagepflicht bei Call-by-Call (§ 66b) 
Sachverhalt: § 66b Abs. 1 sieht vor, dass der Telekom-
munikationsanbieter bei Call-by-Call (Betreiberauswahl 
im Einzelverfahren) vor oder während der Inanspruch-
nahme der Leistung den Minutenpreis für das jeweilige 
Gespräch ansagen muss. Erfolgt dies nicht, entfällt der 
Entgeltanspruch des Telekommunikationsanbieters. 
Positionierung: Arcor lehnt eine Preisansagepflicht bei 
Call-by-Call entschieden ab. Alternativ könnte Arcor 
sich vorstellen, dass eine (0)800-Rufnummer geschaltet 
wird und der Endnutzer sich darüber kurzfristig und un-
entgeltlich über die aktuell gültigen CbC-Preise infor-
mieren kann. 
Argumente:  
• Enormer Aufwand wegen Differenzierung zwi-

schen Call-by-Call- und Preselectionverkehr ! 
Die Realisierung einer Preisansagepflicht bei Call-
by-Call setzt bei Anbietern, die auch Preselectionlei-
stungen anbieten voraus, dass technisch unterschie-
den werden kann ob es sich bei einer nachgefragten 
Verbindung eines Endnutzers um Call-by-Call- oder 
Preselectionverkehr handelt. Denn zum einen gibt es 
in beiden Segmenten Preisunterschiede, so dass die 
Differenzierung notwendig ist. Zum anderen ist der in 
das Verbindungsnetz des Telekommunikationsanbie-
ters eintreffende Verkehr derzeit nicht nach Call-by-
Call einerseits und Preselection andererseits unter-
scheidbar. Diese Differenzierungsmöglichkeit setzt 
die Implementierung einer Datenbankstruktur mit den 
Preselect-Kundenrufnummern voraus. Zudem muss 
das IN-System für eine höhere dynamische Last aus-
gelegt werden. Dies ist mit erheblichen Aufwand 
(Software, Programmierung, Kapazität etc.) verbun-
den. Die hierfür zu veranschlagenden Kosten liegen 
im Bereich mehrerer Millionen EURO. Diese Investi-
tion wäre zudem angesichts der äußerst geringen 
Margen bei CbC äußerst belastend. 

• Kein relevantes Missbrauchspotenzial ! 
Die Preisansagepflicht mit dem Entfall des Entgeltan-
spruchs steht auch außer Verhältnis zu der vom Ge-

setzgeber ins Auge gefassten Missbrauchsprävention. 
Die Preisansagepflicht gilt derzeit und auch weiterhin 
für Premium-Dienste, die sehr hochpreisig sind und 
bei denen es in der Vergangenheit zu großen Miss-
bräuchen kam, da dem Verbraucher nicht transparent 
gemacht wurde, wieviel die Leistung in der Minute 
kostet. Außerdem wurde der Verbraucher wegen des 
spezifischen Inhaltsangebotes bei Premium-Diensten 
(insbesondere: Erotik; Gewinnspiele) dazu verleitet, 
die Verbindung möglichst lange aufrecht zu erhalten. 
Bei CbC gibt es kein vergleichbares Missbrauchspo-
tenzial, das einen derart kostenintensiven Eingriff 
ggü. den Telekommunikationsanbietern rechtfertigen 
könnte. Zum einen gehören CbC-Verbindungen zu 
den preiswertesten Telekommunikationsleistungen 
überhaupt (teilweise unter 1 ct/Minute), so dass schon 
deshalb das Entgeltrisiko für den Endnutzer wesent-
lich geringer ist als bei Premium-Diensten. Zum an-
deren wird der Endnutzer bei CbC nicht zu einem 
möglichst langen Halten der Verbindung verleitet, da 
er sich selbst ein bestimmtes Ziel ausgesucht hat. Es 
kommt im Bereich CbC immer wieder vor, dass An-
bieter mit sehr geringen Minutengebühren werben, 
jedoch bei Inanspruchnahme dann wieder höhere 
Preise gelten. Diese Fälle, die das Gesetz vermutlich 
vor Augen hat, sind jedoch mit dem allgemeinen 
Lauterkeitsrecht bekämpfbar. Außerdem handelt es 
sich insoweit um wenige unseriöse Anbieter. Auch 
deshalb wäre es unverhältnismäßig, die gesamten 
CbC-Anbieter die kostenintensive Preisansagepflicht 
aufzubürden.     

• Freiwillige Preisansagen im Markt vorhanden / 
Benachteiligung von Doppelanbietern!  
Einige CbC-Anbieter schalten bereits Preisansagen. 
Dies zeigt, dass die Preisansage als ein Parameter im 
Werben um den Kunden verstanden wird. Bei diesen 
Anbietern handelt es sich jedoch um reine CbC-
Anbieter, die gerade keine Selektion zwischen Cbc- 
und Preselectionverkehr treffen müssen, so dass für 
sie die Preisansage ohne größeren Aufwand imple-
mentierbar ist. Die Preisansagepflicht für Call-by-
Call würde deshalb auch zu einer nicht gerechtfertig-
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ten, strukturellen Benachteiligung der Anbieter füh-
ren, die sowohl Call-by-Call und Preselection (Dop-
pelanbieter) vermarkten. 

• Preistransparenz schon vorhanden !  
Will ein Anbieter seine CbC-Preise wirksam mit ei-
nem Endnutzer vereinbaren, so kann er in aller Regel 
nur den Weg des § 305a Nr. 2 BGB gehen, indem er 
seine CbC-AGB, zu denen gerade auch die Preise ge-
hören, im Amtsblatt der RegTP veröffentlicht. Dem-
nach muss der Anbieter seine Preise durch Veröffent-
lichung bereits heute transparent machen. Verlangt 
der Anbieter später dann z. B. höhere Entgelte von 
einem Endnutzer als die im Amtsblatt veröffentlich-
ten, dann bräuchte der Endnutzer diese nicht zu zah-
len. Mithin besteht schon heute ausreichender rechtli-
cher Schutz.  

Stellungnahme Bundesrat: Bittet zu prüfen, ob die Ver-
pflichtung zur Preisansage entfallen und der Anbieter 
verpflichtet werden kann, eine kostenlos zugängliche 
Nummer mit der aktuellen Preisinformation verfügbar 
zu machen.  
Gegenäußerung BReg: Vorschlag, die Tarife über eine 
Servicerufnummer bekanntzugeben, wird hinsichtlich 
des Anliegens, eine komfortable Tarifauskunft bereitzu-
stellen, kritisch bewertet.    
2) Anspruch auf Einzelverbindungsnachweis (§ 45e) 
Sachverhalt: Der Entwurf gibt dem Endnutzer einen An-
spruch gegenüber dem TK-Anbieter auf unentgeltliche 
Erstellung eines EVN, wobei den Mindestinhalt die 
RegTP festlegen kann. Neu gegenüber der derzeitigen 
Rechtslage ist, dass hiervon auch Online-Verbindungen 
sowie Fax- und Datenverbindungen erfasst werden.   
Positionierung: Die Pflicht zur Erstellung eines unent-
geltlichen Einzelverbindungsnachweises (EVN) darf 
nicht auf Online-Verbindungen erstreckt werden. Die 
vorgesehene Pflicht zur Erstellung von EVN über 
Sprachverbindungen hinaus auch auf Fax-, Daten- und 
Internetverbindungen ist abzulehnen.  
Argumente:  
• Mehr Kosten für die EVN-Erstellung als für die 

Verbindungsleistung ! 
Die Pflicht zur Erstellung eines EVN würde bei In-
ternet-by-Call (IbC)-Verbindungen (Online-Verbin-
dungen) zu massiven Kostenerhöhungen führen, was 
durch folgendes Beispiel verdeutlicht wird: Derzeit 
werden IbC-Verbindungen eines Kunden für den je-
weiligen Rechnungszeitraum (1 Monat) aggregiert 
und in einer Einzelposition im EVN dargestellt. 
Müssten nun alle Internetverbindungen einzeln auf-
geführt werden, würde uns die DTAG, die im Fall 
von IbC die Abrechnung erstellt, für jede einzelne In-
ternetverbindung (Kommunikationsfall) auf dem 
EVN rund 1,2 €Cent in Rechnung stellen. Dieser Be-
trag in Höhe von 1,2 €Cent pro EVN-Kommuni-
kationsfall würde z. B. den derzeitigen Arcor-Mi-
nutenpreis für IbC in Höhe von 0,89 €Cent deutlich 
übersteigen. Gerade im Bereich von IbC wird eine 
Vielzahl von Verbindungen aufgebaut, die unterhalb 
einer Minute liegen, etwa zum Versenden einer e-
Mail. Damit würden die Kosten für die Erstellung der 
entsprechenden Position auf dem EVN den Preis für 

die Zurverfügungstellung der eigentlichen TK-
Leistung deutlich übersteigen. 

• Die EU-Richtlinien erfordern diese Erweiterung 
nicht ! 
Der Einzelverbindungsnachweis ist in Anhang I Teil 
A Buchstabe a) der Richtlinie 2002/22/EG des Euro-
päischen Parlaments (Universaldienstrichtlinie) gere-
gelt. Zunächst trifft diese Regelung nur „benannte 
Unternehmen“ gemäß Art. 8 der Richtlinie. Wie aus 
Art. 29 Abs. 3 der Richtlinie deutlich wird, ist auch 
keine Regelung vorgesehen, die Verpflichtung gemäß 
Buchstabe a) auf alle Unternehmen -also auch solche 
ohne beträchtliche Marktmacht- erstrecken zu kön-
nen. Entscheidend ist beim Einzelverbindungsnach-
weis aber, dass dieser gerade nur auf Sprachtelefonie 
Bezug nimmt und nicht auf sämtliche Formen der Te-
lekommunikation (namentlich: Datenübertragung, 
Zugang zum Internet) abstellt.  Dies folgt daraus, 
dass in Anhang I Teil A Buchstabe a) letzter Absatz 
der Universaldienstrichtlinie von „Anruf“ gesprochen 
wird, Anrufe jedoch der Sprachtelefonie entsprechen 
(vgl. § 3 Nr. 1 TKG). 

Stellungnahme Bundesrat: Punkt nicht aufgegriffen 
Gegenäußerung BReg:Folglich insoweit keine Gegen-
äußerung 

3) Online- und Offline-Billing in jedem Rufnum-
mernbereich 

-Anknüpfungspunkt: § 3 Abs. 3 lit. a) TNV-E in der 
Fassung vom 30.07.2004- 
Sachverhalt: Der Regelungsgehalt des bisherigen § 3 
Abs. 3 lit. a) TNV-E (Festlegung des Abrechnungsver-
fahrens durch RegTP) findet sich im Entwurf des TKG-
Änderungsgesetzes nicht wieder. § 3 Abs. 3 lit. a) TNV-
E lautete wie folgt: 

„Im Rahmen der Strukturierung und Ausgestaltung 
kann die Regulierungsbehörde für einzelne Num-
mernräume, Nummernbereiche oder Nummernteilbe-
reiche bestimmen, 
a) an welcher Stelle der Wertschöpfungskette der 

Endnutzerpreis festgelegt wird,  
b) ... 
c) ...“ 

Positionierung: Die vorstehend genannte Festlegungsbe-
fugnis der RegTP muss zum einen erhalten bleiben und 
in das TKGÄndG aufgenommen werden, und zum ande-
ren auch mit der Verpflichtung der RegTP einhergehen, 
sowohl das Offline- als auch das Online-Billing im je-
weils betroffenen Rufnummernbereich zu verfügen. 
Argumente:  

• Beschränkung auf Offline-Billing begünstigt 
DTAG und benachteiligt Wettbewerber ! 

Die gegenwärtig in den Zusammenschaltungsvereinba-
rungen der DTAG vorherrschende Beschränkung des 
Angebots relevanter Mehrwertdienste auf das Abrech-
nungsverfahren des Offline-Billings (z. B. bei VPNs) ist 
das Ergebnis der beträchtlichen Marktmacht der DTAG, 
die hieraus das  Alleinstellungsmerkmal der allseitigen 
Erreichbarkeit zieht.  
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• Regulierer muss diskriminierungsfreien Wettbe-
werb ermöglichen ! 
Da es Aufgabe der Regulierung ist, die Marktverzer-
rungen durch Marktteilnehmer mit beträchtlicher 
Marktmacht zu egalisieren und einen funktionieren-
den Wettbewerb zu stimulieren, muss auch gegen-
über den anderen Netzbetreibern die Möglichkeit er-
öffnet werden, alle Dienste sowohl im Offline- auch 
im Online-Billing anbieten zu können. Andernfalls 
bleibt die derzeitige Diskriminierung der alternativen 
Festnetzbetreiber bestehen. 

• Kein Ausschluss von Offline-Billing ! 
Klarstellend sei nochmals darauf hingewiesen, dass 
mit dieser Forderung nicht das Offline-Billing ausge-
schlossen werden soll – das würde letztlich eine in 
gleicher Weise ungerechtfertigte Schranke der unter-
nehmerischen Freiheit insbesondere für VNB und 
Service Provider bedeuten – sondern lediglich sicher-
gestellt werden soll, dass die Auswahl zwischen On-
line-Billing und Offline-Billing unbeschränkt nach 
der jeweiligen Marktnachfrage getroffen werden soll. 

• Zustimmungsbedürftigkeit der Rest-TNV ! 
In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, 
dass in § 66 Abs. 4 Satz 1 die Zustimmungsbedürf-
tigkeit des Bundestags und Bundesrats zum Erlass 
der TNV gestrichen wurde. Begründet wird dies da-
mit, dass die zukünftige Rest-TNV nur noch die Rah-
menbedingungen für die Zuteilung und Nutzung von 
Rufnummern enthalte. Dann wäre über die Strei-
chung der Zustimmungsbedürftigkeit hinaus der ge-
samte Absatz anzupassen, da die zu erlassende TNV 
dem Wortlaut nach noch über die o. g. Rahmenbe-
dingungen hinausgehende Inhalte regeln soll. Die Be-
fugnis zur Festlegung des Abrechnungsverfahrens 
geht in Inhalt und Umfang ebenfalls über den Cha-
rakter einer bloßen Rahmenbedingung hinaus. Sollte 
§ 3 Abs. 3 lit. a) TNV Bestandteil der Verordnung 
bleiben, ist insoweit von einer Zustimmungsbedürf-
tigkeit der TNV weiterhin auszugehen.   

Formulierung: In der Sache halten wir daher eine auf § 3 
Abs. 3 TNV-E fußende Formulierung und deren Auf-
nahme in das TKG oder die noch zu erlassende „Rest-
TNV“ für notwendig (Ergänzung um folgenden Satz 2): 
Die Formulierung 

„Im Rahmen der Strukturierung und Ausgestaltung 
kann die Regulierungsbehörde für einzelne Num-
mernräume, Nummernbereiche oder Nummernteilbe-
reiche bestimmen, 
a) an welcher Stelle der Wertschöpfungskette der   
Endnutzerpreis festgelegt wird, 
 ...“ 

wird um folgenden Satz 2 ergänzt: 
„Bei der Strukturierung und Ausgestaltung der Num-
mernräume, Nummernbereiche und Nummernteilberei-
che gemäß Buchstabe a) wird die Regulierungsbehörde 
jeweils auch die Anbieter von Zugängen zu öffentlichen 
Telekommunikationsnetzen als Stelle, die den Endnut-
zerpreis festsetzt, bestimmen.“ 
Durch diese Ergänzung wird klargestellt, dass die 
RegTP „jeweils auch“ den Teilnehmernetzbetreiber (= 
„Anbieter von Zugängen zu öffentlichen Telekommuni-
kationsnetzen“) als Stelle bestimmt, die den Endnutzer-

preis festlegt (=Prinzip des Online-Billing), so dass je-
weils Online- und Offline-Billing möglich sind.  
Stellungnahme Bundesrat: Punkt nicht aufgegriffen 
Gegenäußerung BReg:Folglich insoweit keine Gegen-
äußerung 
Anmerkung: In der Begründung zum Gesetzentwurf (Zu 
§ 67 Abs. 2 Befugnisse der Regulierungsbehörde, S. 36) 
wird darauf hingewiesen, dass die Festlegung eines be-
stimmten Abrechnungsverfahrens (online- oder offline-
billing) nicht unter § 67 Abs. 2 falle. Durch den Hinweis 
auf die §§ 16-26 TKG werde klargestellt, dass Fragen 
der Zugangsregulierung nicht Gegenstand des § 67 sei-
en.  
Diese -formale- Begründung vermag nicht zu überzeu-
gen. Es bleibt dem Gesetzgeber doch unbenommen, ein 
spezielles Problem dort zu regeln und dort der RegTP 
Befugnisse einzuräumen, wo das Problem auftritt (hier: 
in der Nummerierung). Dies gilt umso mehr, als dass die 
Befugnis nicht das Feststellen beträchtlicher Markt-
macht voraussetzt, nicht an einen bestimmten Adressa-
ten gerichtet ist, sondern vielmehr objektiv zwei Ab-
rechnungsverfahren ermöglichen soll.  
4) Einheitliche Rechnungsstellung durch Preselec-

tionanbieter auf Kundenwunsch (Reverse Bil-
ling): 

-Anknüpfungspunkt: § 45h (Rechnungsinhalt, 
Teilzahlungen) 
Sachverhalt: Es gibt ca. 5 Mio. Preselection-Kunden in 
Deutschland. Diese Kunden führen dauerhaft ihre Ge-
spräche nicht über den Anschlussanbieter (in der Regel 
DTAG), sondern über einen Verbindungsnetzbetreiber 
(=Preselectionanbieter). Das Gesetz spricht insoweit von 
Betreibervorauswahl. Der Preselection-Kunde erhält in 
aller Regel infolge der zwei Vertragsverhältnisse auch 
zwei Rechnungen, eine vom Anschlussanbieter (z. B. 
über die monatliche Grundgebühr), die andere vom 
Verbindungsnetzbetreiber. 
Positionierung: Das Gesetz sollte einem Preselection-
Kunden die Möglichkeit geben, nur eine einzige Rech-
nung über alles von seinem Preselectionanbieter zu er-
halten. Dieser weist dann auch die Leistungen des An-
schlussanbieters aus, inkassiert das Entgelt und kehrt sie 
dem Anschlussanbieter aus. 
Argumente:  
• Einheitliche Rechnung gewährt zusätzlichen Kun-

dennutzen ! 
Für Kunden ist es häufig aus unterschiedlichen Grün-
den lästig und ggf. sogar nachteilig, jeden Monat zu-
mindest zwei Rechnungen zu erhalten (zwei Zah-
lungsvorgänge; doppelter Prüfaufwand; mehr Fehler-
potenzial; Unübersichtlichkeit; ggf. unterschiedliche 
Medien). Kunde soll nur die Möglichkeit haben (Op-
tion), d. h. er kann sich zusätzlich für eine weitere 
Variante entscheiden wenn er sie für sich als vorteil-
haft ansieht. Für den Preselection-Anbieter bietet eine 
solche Möglichkeit die Chance, eine einheitliche Ser-
viceleistung anbieten zu können. 

• Wettbewerbsstimulierend ! 
Preselection-Anbieter müsste -wie heute nur DTAG- 
Fakturierung und Inkasso durchführen. Insofern gibt 
es auch bei F&I Wettbewerb, zumindest jedoch Ver-
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gleichsmöglichkeiten. Preselection-Anbieter wird auf 
starke Effizienz bedacht sein müssen. 

• Kein Thema der Zugangsregulierung ! 
Begründung zu § 45h führt aus, die Verpflichtung 
von (Teilnehmer-) Netzbetreibern zur Fakturierung 
und Inkasso fremder Forderungen (gemeint: Call-by-
Call über DTAG Rechnung) sei Thema der §§ 18 und 
21 TKG und wettbewerblicher Natur und daher kein 
Anknüpfungspunkt für Kundenschutz. Dies ist so 
nicht zutreffend für die hier dargestellte Position, da 
es hier um einen Anspruch des Endnutzers gegenüber 
seinem Anschlussanbieter (=Teilnehmernetzbetrei-
ber) geht und seine Motivation im Kundenutzen fin-
det.  Im Übrigen ist das für die geltende TKV bisher 
auch nicht so gesehen worden, vielmehr ist sie in die-
sem Punkt bis heute unverändert (§ 15 TKV1996) Mit 
Wettbewerberansprüchen ggü. anderen Netzbetrei-
bern, namentlich DTAG, hat dies unmittelbar nichts 
zu tun. 

• Keine Forderungsabtretung ! 
In der bisherigen Diskussion ist immer mal wieder 
angeklungen, dies ginge so nicht, weil hier dann ja 
Forderungen abgetreten werden müssten. Das ist je-
doch nicht nötig und muss nicht vorgesehen werden, 
denn der Preselection-Anbieter soll fakturieren und 
inkassieren, also eine fremde Forderung in fremden 
Namen in Rechnung stellen und einziehen. Es ist ge-
nau das, was heute bereits bei der call-by-call Ab-
rechnung über die DTAG erfolgt, nur umgekehrt (re-
verse billing). 

Formulierung: 
„Sofern der Endnutzer eine einheitliche Rechnungs-
stellung mit seinem im Wege der Betreibervoraus-
wahl ausgewählten Anbieter von Netzdienstleistungen 
vereinbart, wird der Anbieter des Netzzugangs die-
sem Anbieter den Ausweis der bisher von dem Anbie-
ter des Netzzugangs in Rechnung gestellten Leistun-
gen in einer Rechnung ermöglichen.“ 

Stellungnahme Bundesrat: Punkt nicht aufgegriffen 
Gegenäußerung BReg:Folglich insoweit keine Gegen-
äußerung 
5) Normgerechte technische Dienstleistung (§ 45c) 
Sachverhalt: Der Endnutzer soll ein gesetzliches Son-
derkündigungsrecht seines Vertrages für den Fall erhal-
ten, dass der Anbieter „verbindliche Normen und tech-
nische Anforderungen für die Bereitstellung von Tele-
kommunikation für Endnutzer“ nicht einhält. 
Positionierung: Arcor lehnt die Einräumung eines frist-
losen Sonderkündigungsrechts ab. Zumindest müsste 
der Gesetzgeber konkret die von ihm ins Auge gefassten 
Normen und Anforderungen im Gesetz benennen, die 
eine Vertragskündigung zu Lasten des Anbieters erlau-
ben sollen. 
Argumente: 
• Unklarheit über die avisierten Normen und An-

forderungen ! 
Die Formulierung ist derart weit und unbestimmt ge-
fasst, dass unklar ist, welche Normen und Anforde-
rungen gemeint sind. Insoweit reicht auch nicht die 
Hinweispflicht der RegTP. Der Vorbehalt des Geset-

zes verlangt, dass der Gesetzgeber schwerwiegende 
Eingriffe (hier: in die privatautonome Vertragsgestal-
tung durch Einräumung eines Sonderkündigungs-
rechts) konkretisiert und klar fasst, welche Missach-
tung von Regeln eine Sonderkündigung auslösen 
können. Ferner dient dies auch der Rechtssicherheit. 

• Ungerechtfertigte Ausstiegsmöglichkeit ! 
Das Sonderkündigungsrecht würde dazu führen, dass 
Endnutzer, insbesondere solche mit längerfristigen 
Verträgen oder aus ihrer Sicht unzureichenden Ver-
tragskonditionen, den Ausstieg suchen werden, je-
denfalls den Anbieter mit einer Kündigung konfron-
tieren um ihn zu Zugeständnissen zu bewegen. Ange-
sichts der Vielzahl der avisierten „verbindlichen 
Normen“ und „technischen Vorgaben“ bei der „Be-
reitstellung von Telekommunikation“ ist hier der 
Willkür, zumindest aber nachhaltiger Rechtsunsi-
cherheit und Unklarheit Tür und Tor geöffnet.  

• Sonderkündigungsrecht aus ggf. geringfügigem 
Anlass ohne wichtigen Grund ! 
§ 45c Abs. 1 sieht ein Kündigungsrecht vor, das 
„normalerweise“ einer Vertragspartei nur aus „wich-
tigem Grund“ zusteht. Das ist regelmäßig nur bei 
schwerwiegenden und wiederholten Vertragsverstö-
ßen (vgl. z. B. § 626 Abs. 1 BGB) gerechtfertigt, die 
zu einer Unzumutbarkeit der Vertragsfortsetzung füh-
ren. § 45c Abs.1 hat jedoch jegliche Nichteinhaltung 
vor Augen, und zwar lösen einmalige und ggf. ge-
ringfügige Verstöße gegen unbeutende Vorschriften, 
zumal ohne Verschulden, das Sonderkündigungsrecht 
aus. Damit steht die Rechtsfolgenseite auch in kei-
nem angemessenen Verhältnis zum sachlichen An-
lass.  

Stellungnahme Bundesrat zum Gesetzentwurf: Fordert, 
im weiteren Gesetzgebungsverfahren die Einführung des 
fristlosen Kündigungsrechts mit dem Ziel einer Strei-
chung zu überprüfen und klarzustellen, um welche ver-
bindlichen Normen und technischen Anforderungen es 
sich handelt. 
Gegenäußerung BReg: Stimmt den Vorschlägen des 
Bundesrates zu. 
6) § 45f (Vorausbezahlte Leistung):  
Sachverhalt: Die Vorschrift gibt einem Endnutzer einen 
Anspruch darauf, von einem Anbieter von Telefondienst 
den Zugang zum Telefondienst und den öffentlichen Te-
lefondienst auf Vorauszahlungsbasis zu verlangen. Die 
Gesetzesbegründung führt hierzu aus, dass Prepaid-
Karten im Mobilfunk und calling cards im Festnetz die-
sen Anspruch erfüllten.  Ausreichend sei, dass jeweils 
ein Vorauszahlungsprodukt am Markt angeboten werde. 
Ziel der Regelung ist es, dem Kunden die Möglichkeit 
des Risikos einer überhöhten Rechnung zu ermöglichen. 
Positionierung: Die Vorschrift ist zu streichen, zumin-
dest für den Festnetzbereich. Hilfweise sollte zumindest 
ergänzt werden, dass der Anspruch des Kunden auch er-
füllt ist durch die ggw. Form der Entgeltvorgabealterna-
tiven gemäß § 18 TKV (AoC). 
Argumente: 
• Unverhältnismäßig, da Zwangsproduktvorgabe ! 

Arcor bietet keine calling cards oder ein sonstiges 
Produkt an, das die Vorauszahlung ermöglicht. An-
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ders als im Mobilfunk sind im Festnetz Vorauszah-
lungsprodukte nicht besonders weit verbreitet oder 
nachgefragt. Der Gesetzgeber würde damit Festnetz-
anbieter eine Produktentwicklung aufzwingen 
(Zwangsprodukt). 

• Unverhältnismäßig, da Alternativen zur Zielerrei-
chung bestehen ! 
Ein Produktentwicklungszwang, der bei Nichterfül-
lung zu Ansprüchen und Auseinandersetzungen so-
wohl mit Kunden, als auch mit der RegTP führen 
kann, ist unverhältnismäßig. Zur Erreichung des ge-
setzgeberischen Ziels gibt es bereits vielfältige andere 
Möglichkeiten (Sperre von Rufnummernbereichen; 
Preisansagepflichten bei den besonders hochpreisigen 
Premium-Diensten; Advice of Charge = Übermitt-
lung der Entgeltinformation z. B. im Display). 

• Unverhältnismäßig, Entgeltvorgabe darf heute 
bereits anders erfolgen !  
Insbesondere ist auf den § 18 der geltenden TKV zu 
verweisen, der das Ziel einer besseren Vorgabe und 
Steuerung der Ausgaben durch den Kunden bereits 
umgesetzt hat. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass die 
RegTP zum § 18 TKV und der zulässigen Umsetzung 
zur Entgeltvorgabe ein umfassendes Anhörungsver-
fahren durchgeführt hat, dessen Ergebnisse veröffent-
licht sind (Mitteilung Nr. 730/2000, Amtsblatt der 
RegTP 24/2000, S. 4200 ff.). Die RegTP ist dabei zu 
dem differenzierten Ergebnis gelangt, dass sowohl 
das Angebot von Prepaid-Produkten, als auch eine 
Ansage nach Erreichung des Entgeltlimits oder eine 
Entgeltinformation im Endgerät des Kunden zulässig 
ist (vgl. a.a.O. S. 4211 f.). Der Markt hat sich hierauf 
eingestellt, im Festnetz sind die beiden letztgenann-
ten Alternativen üblich. 

• Keine mobilfunktypische Gefährdungssituation 
im Festnetz ! 
Die besondere Gefährdungssituation „überhöhter“ 
Telefonausgaben ist ein mobilfunktypisches Phäno-
men. Dies resultiert aus der Möglichkeit, vor allem 
Jugendlicher, überall „unkontrolliert“ telefonieren zu 
können. Im Festnetzbereich gibt es diese typische Ge-
fährdungslage gerade nicht wegen der stationären 
Gebundenheit.  

Formulierung für hilfsweise Position: Hinzufügen eines 
Satz 3 

„Der Anspruch des Endnutzers gilt auch dann als er-
füllt, wenn für den Endnutzer die Möglichkeit besteht, 
eine Ansage nach Erreichen eines von ihm zuvor ge-
setzten Entgeltlimits zu erhalten oder eine ständige 
Entgeltinformation im Display seinen Telefonendge-
rätes zu bekommen.“   

Stellungnahme Bundesrat zum Gesetzentwurf: Fordert, 
die Vorschrift in den richtigen rechtssystematischen 
Kontext als Universaldienst zu übernehmen. Dabei ist 
klarzustellen, dass der Endnutzer über bereits am Markt 
verfügbare Angebote hinaus keine weiteren Ansprüche 
geltend machen kann. 
Gegenäußerung BReg: Stimmt Anliegen zu, die Rege-
lung über die „Vorausbezahlte Leistung“ rechtssystema-
tisch im Zusammenhang mit dem Universaldienst zu re-
geln und wird hierzu Vorschlag unterbreiten. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15(9)1901 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 4. Mai 2005 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 12. Mai 2005 in Berlin zum 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung telekommunikationsrechtlicher  
Vorschriften - Drucksache 15/5213 - 
Freiwillige Selbstkontrolle Telefonmehrwertdienste e.V. FST 

I. Vorbemerkung 
Mit Beginn der Liberalisierung des Telekommunika-
tionsmarktes hat sich ein  innovativer Wettbewerb 
entwickelt – insbesondere der Markt für Telefon-
mehrwertdienste stellt innerhalb der TK-Branche ei-
nen zentralen Wachstumsmotor von volkswirtschaft-
licher Bedeutung dar.  
Dabei wurde für den Verbraucher ein vielfältiges und 
gut in unsere dienstleistungsgesellschaftlichen Struk-
turen integriertes Angebotsspektrum geschaffen, das 
heute quantitativ wie qualitativ weit über die Bran-
chen-Anfänge hinausreicht. Aktuelle FST-Untersu-
chungen zeigen darüber hinaus eine zwischenzeitlich 
deutlich gestiegene und belegbare Bereitschaft von 
Anbietern zur Orientierung an gesetzlichen Regelun-
gen und verbrauchergerechten  Vermittlungsformen 
ihrer Angebote.  
Trotz spürbaren strukturellen Wandels von Angebo-
ten und Marktbeteiligten – sowie der wirtschaftlichen 
Bedeutung von Konvergenzen bzw. Synergien zu an-
deren Märkten wie beispielsweise der TV-Wirtschaft 
oder der Marketing-Branche – ist der Markt für Tele-
fonmehrwertdienste nach wie vor vergleichsweise 
strenger Kritik ausgesetzt.  
Die Ursachen hierfür sind einerseits auf die grund-
sätzliche Missbrauchsanfälligkeit eines hochgradig 
technisierten Marktes wie dem für Telefonmehrwert-
dienste zurückzuführen, liegen andererseits jedoch 
auch in den notwendigerweise komplexen Wert-
schöpfungsketten begründet, die von Verbrauchersei-
te oftmals als intransparent empfunden werden.   
Insgesamt begrüßt der FST, dessen vorrangige Anlie-
gen es bereits seit Branchenstart 1997 ist, eine gesun-
de Balance zwischen Verbraucher- und Unternehmer-
interessen herbeizuführen, die nun im Gesetzesvor-
schlag zum Ausdruck kommenden deutlichen Bemü-
hungen zur Optimierung der vorhandenen gesetzli-
chen Grundlagen für beide Seiten.  
Als positiv bewertet der FST insbesondere den tech-
nologieneutralen Ansatz sowie die vorausschauende 
Einbeziehung junger am Markt befindlichen Segmen-

te in den Geltungsbereich des Gesetzes. Der Verband 
verweist in diesem Zusammenhang allerdings deut-
lich auf die Gefahr stark markt- und entwicklungsge-
fährdender Eingriffe ohne erkennbaren Vorteil für 
den Verbraucher.   
Um das Verhältnis zwischen Verbrauchervorteil und 
Anbieterbelastung zu wahren, sollten administrative 
Aufwendungen auf Unternehmerseite sowie die Not-
wendigkeit von Implementierungen kostenintensiver 
Änderungen im Bereich automatisierter Prozesse 
gründlich auf tatsächliche Angemessenheit hin über-
prüft werden. Aus Sicht des FST sollte es deshalb die 
übergeordnete Zielsetzung des Gesetzgebungsverfah-
rens sein, sich auf tatsächlich erforderliche gesetzli-
che Regelungen mit erkennbar effektivem Verbrau-
chernutzen zu beschränken.  
Der Verband erachtet insgesamt die ganzheitliche Be-
trachtung verbraucher- wie wirtschaftspolitischer 
Entwicklungen in ihrem Zusammenspiel am Markt 
als überaus sinnvoll und ggf. notwendig. Vor diesem 
Hintergrund bleiben die im Folgenden aufgeführten 
Punkte zentrale Forderungen des FST:    
1. Keine Verpflichtung zur Angabe einer Von-bis-

Preisspanne – anstelle dessen: Angabe des deut-
schen Festnetzpreises mit dem Hinweis auf die 
Möglichkeit abweichender Preise für Anrufe aus 
den Mobilfunknetzen in der Werbung, im An-
schluss an die Inanspruchnahme eines MABEZ-
Dienstes und bei der Weitervermittlung  (Bran-
chenlösung) 

2. Keine generelle Preisansageverpflichtung für 
Call-by-Call  

3. Anhebung der Preishöchstgrenze für zeitabhängig 
abgerechnete Dienste auf  3,00 Euro und soforti-
ges Inkrafttreten dieser Regelung  

4. Zulassung von Kombinationstarifen bis zu einer 
Gesamthöhe von 30,00 Euro pro Verbindung 

5. Kein Verbot zeitabhängig abgerechneter Faxdien-
ste  

6. Beschränkung der Preisanzeigepflicht (zusätzli-
che Info-SMS) auf Abo-Dienste Zumindest:  An-
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hebung der Preisgrenze für die Preisanzeige auf 
3,00 Euro 

7. Kein zusätzlicher Warnhinweis bei Dauerschuld-
verhältnissen, sondern  Anhebung der Preisgrenze 
für den bislang vorgesehenen Warnhinweis auf 
Verlangen des Endnutzers auf 50,00 (mind. 
25,00) Euro im Monat 

II. Zu den Vorschriften von Artikel 3 des Entwurfs 
des TKG-ÄndG 
1. Zu § 44a – Haftungsbegrenzung 

§ 44a Satz 1 und 2   
• FST: Beibehaltung der geltenden Haftungs-

regelung - höhenmäßige Haftungsbeschrän-
kung weiterhin auch bei grober Fahrlässig-
keit  
Der FST spricht sich für die Beibehaltung der 
derzeit geltenden Haftungsregelung und  gegen 
den vom Bundesrat vorgeschlagenen Wegfall 
der höhenmäßigen Haftungsbeschränkung bei 
grober Fahrlässigkeit aus. Eine höhenmäßig be-
grenzte Haftung der Telekommunikationsunter-
nehmen bei grober Fahrlässigkeit und damit ei-
ne unterschiedliche Behandlung von Vorsatz 
und Fahrlässigkeit ist sachgerecht. § 44a dient 
dem Schutz der Unternehmen. Ausweislich der 
Begründung wurde er geschaffen, um die Tele-
kommunikationsunternehmen vor unüberschau-
baren finanziellen Risiken zu bewahren. Der 
Wegfall der Haftungsbeschränkung bei grober 
Fahrlässigkeit liefe diesem Willen des Gesetz-
gebers zuwider und wäre aufgrund der techni-
schen Komplexität im Telekommunikationsbe-
reich sachlich nicht gerechtfertigt. Die im TK-
Bereich gegebene Kombination von technischer 
Komplexität  und möglichem Schadensausmaß 
machen das Anlegen anderer Sorgfaltsmaßstäbe 
als in anderen Bereichen notwendig. Ohne eine 
klare Haftungsbegrenzung wäre das Risiko der 
TK-Unternehmen unüberschaubar und es würde 
an einer angemessenen Risikoverteilung zwi-
schen den Betroffenen und den TK-
Unternehmen fehlen. Der mögliche Schaden für 
die TK-Unternehmen im Falle einer Schlecht-
leistung steht in keinem Verhältnis zum Preis 
der Telekommunikationsleistung.  Schließlich 
entspricht die derzeitige Entwurfsfassung des § 
44a dem heutigen § 7 TKV, der eine Haftungs-
begrenzung bei grob fahrlässiger Schadensver-
ursachung bereits vorsieht und bislang unbean-
standet blieb. Der vom Bundesrat herangezoge-
ne Vergleich mit den Vorschriften im Personen- 
und Beförderungsbereich erscheint uns nicht 
sachgerecht, da die Situation in diesem Bereich 
sowohl im Hinblick auf die Schadensverursa-
chung als auch das mögliche Ausmaß des Scha-
dens eine völlig andere ist. Hier geht es um 
Sachschäden im Rahmen der Personenbeförde-
rung. Im TK-Bereich hingegen geht es um 
Schadensersatzansprüche bspw. durch den Aus-
fall von TK-Anlagen  im Bankenbereich. Die 
Beibehaltung der Entwurfsfassung führt auch 
nicht zu besonderen Abgrenzungsschwierigkei-
ten, da sie der geltenden Rechtslage entspricht. 
Im Gegenteil, eine Abgrenzung zwischen Vor-

satz und grober Fahrlässigkeit erscheint einfa-
cher möglich, als eine solche zwischen grober 
und einfacher Fahrlässigkeit. Wegen des für die 
Unternehmen dann nicht mehr abschätzbaren 
Haftungsrisikos ist zu erwarten, dass die vorge-
schlagene Regelung zu einer Preissteigerung 
führt, was nicht im Interesse der Kunden sein 
wird. 

§ 44a Satz 5 
• FST: Vereinbarung einer Reduzierung der 

Haftungsgrenze auch zugunsten von TK-
Anbietern 
Die in § 44a Satz 1 – 3 vorgesehene höhenmä-
ßige Haftungsbegrenzung soll dem Schutz der 
Telekommunikationsunternehmen vor unüber-
schaubaren finanziellen Risiken dienen. Diesem 
Schutzzweck läuft § 44a Satz 5 in der Entwurfs-
fassung zuwider, weil die vorgesehene Mög-
lichkeit, durch einzelvertragliche Vereinbarung 
einseitig zugunsten der Geschäftskunden von 
der Haftungsbegrenzung abweichen zu können, 
eine ungerechtfertigte Privilegierung der Ge-
schäftskunden gegenüber den Telekommunika-
tionsunternehmen darstellt. Genau in dem Be-
reich, in dem die Telekommunikationsunter-
nehmen den Schutz am meisten benötigen – im 
Geschäftskundenbereich – wird die Regelung 
einseitig zu Lasten der Telekommunikationsun-
ternehmen aufgeweicht. Aus Sicht des FST soll-
te die  vorgesehene Haftungsbegrenzung gene-
rell nicht zur Disposition der Parteien gestellt 
werden.  Zumindest aber sollten den Vertrags-
parteien – wie von Bundesrat und Bundesregie-
rung empfohlen – die gleichen vertraglichen 
Möglichkeiten eingeräumt werden, d.h. auch ei-
ne Vereinbarung über die Reduzierung der Haf-
tungsgrenze zugunsten der Telekommunikati-
onsanbieter sollte gesetzlich vorgesehen wer-
den.  

2. Zu § 45e - Anspruch auf Einzelverbindungs-
nachweis 
§ 45 Abs. 1 Satz 3 
• FST: Keine Verpflichtung zur Erteilung ei-

nes elektronischen Einzelverbindungsnach-
weises für Prepaid-Produkte auf Verlangen 
des Kunden 
Der FST spricht sich gegen den vom Bundesrat 
empfohlenen elektronischen Einzelverbindungs-
nachweis bei Prepaid-Produkten auf Verlangen 
des Endnutzers und eine entsprechende Ergän-
zung des § 45 Abs. 1 Satz 3 aus. Ein Einzelver-
bindungsnachweis bei Prepaid-Produkten auf 
Verlangen des Endnutzers ist selbst bei elektro-
nischer Zurverfügungstellung nicht sachgerecht. 
Da bei Prepaid-Verträgen grundsätzlich keine 
Rechnung erteilt wird, werden von den Tele-
kommunikationsunternehmen regelmäßig auch 
keine Datensätze zur Rechnungslegung gene-
riert, so dass die zur Verfügungsstellung des 
Einzelverbindungsnachweises einen besonderen 
Aufwand für die Unternehmen (Kundendatenli-
stung, Speicherung etc.) bedeuten würde. Dieser 
Aufwand ist im Hinblick auf die durch das Pro-
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dukt als solches im Vorfeld mögliche Kosten-
kontrolle nicht angemessen und führt im Ergeb-
nis zur generellen Verteuerung des Produkts für 
die Verbraucher. Der Endnutzer hat bereits heu-
te bei Zweifeln an der Richtigkeit der Abrech-
nung, Anspruch auf einen Einzelverbindungs-
nachweis nach § 16 TKV. Künftig steht ihm 
dieser Anspruch aus § 45i zu. Er ist durch die 
im Vorfeld gegebene Kostenkontrolle und den 
Anspruch auf einen Einzelverbindungsnachweis 
bei Beanstandungen im Nachhinein hinreichend 
geschützt. Einer generellen Verpflichtung zur 
Erteilung eines Einzelverbindungsnachweises 
bedarf es nicht.  

3. Zu § 45 h - Rechnungsinhalt, Teilzahlungen 
• FST: Klarstellung, dass TNB und VNB/ SP 

berechtigt sind, telekommunikationsgestützte 
Dienste zu fakturieren und zu inkassieren 
Der FST bittet um Einfügung eines weiteren 
Absatzes in § 45h der klarstellt, dass Anbieter 
von telekommunikationsgestützten Diensten 
i.S.v. § 3 Nr. 25 TKG berechtigt sind, diese in 
dem dort genannten Umfang gegenüber dem 
Endkunden geltend zu machen. Hintergrund 
sind einzelne Gerichtsentscheidungen, die den 
VNB/ SP in Bezug auf Mehrwertdienste als 
nicht berechtigt ansehen, die über das TK-
Entgelt hinausgehenden Leistungen (Anteil der 
Inhalteanbieter) gegenüber dem Endnutzer ohne 
Nachweis einer Abtretung geltend zu machen. 
Die vorgeschlagene Klarstellung soll der Recht-
sicherheit von Anbietern und Verbrauchern die-
nen.   

4. Zu § 45k – Sperre 

§ 45k Abs. 2 Satz 2 

• FST: Klarstellung, dass Sperrmöglichkeit bei 
Zahlungsverzug des Kunden im bislang ge-
gebenen Umfang aufrecht erhalten bleibt  
Der FST bittet darum, die Formulierung des § 
45k Abs. 2 Satz 2 der derzeit geltenden Rege-
lung des § 19 Abs. 4 TKV anzupassen. § 45k 
Abs. 2 Satz 2 bestimmt, dass eine Sperre wegen 
Zahlungsverzugs des Kunden ausscheidet, wenn 
dieser Forderungen form- und fristgerecht und 
schlüssig begründet beanstandet hat. Sowohl 
die derzeit geltende Regelung des § 19 Abs. 4 
TKV als auch der ursprüngliche Entwurf der 
Vorschrift (§ 14 Abs. 4  TKV-E) schließen eine 
Sperre durch den Teilnehmernetzbetreiber nur 
bei begründeten Einwendungen des Endnut-
zers gegen die Forderung aus, d.h. der Teilneh-
mernetzbetreiber hat die Möglichkeit, die Er-
folgsaussicht der Einwendung im Rahmen sei-
ner Entscheidungsfindung zu berücksichtigen. 
Diese Möglichkeit wird ihm durch die jetzige 
Formulierung genommen. Ausweislich der Be-
gründung des Gesetzesentwurfs soll die Rege-
lung im Wesentlichen dem jetzigen § 19 TKV 
entsprechen und der Wortlauf lediglich „rechts-
förmlich“ überarbeitet worden sein. De facto 
wird die Sperrmöglichkeit für die Teilnehmer-
netzbetreiber jedoch weiter eingeschränkt. 
Nicht einmal die technisch beschränkte Sperre 

nach § 45 Absatz 5, z.B.  für die Rufnummern-
gasse 0190, wäre den Teilnehmernetzbetreibern 
hiernach künftig möglich.  

• FST: Keine zusätzliche Aufforderung zur 
Zahlung des Durchschnittbetrags   
Anders als die zurzeit geltende Gesetzeslage, 
verpflichtet die Entwurfsformulierung des § 44k 
Abs. 2 Satz 2, 2. Halbsatz die fakturierenden 
Teilnehmernetzbetreiber zukünftig, eine zusätz-
liche Aufforderung zur Zahlung des Durch-
schnittsbetrages im Einwendungsfall zu versen-
den. Die Form der Aufforderung ist den Teil-
nehmernetzbetreiber hierbei freigestellt, so dass 
sie diese entweder durch gesondertes Schreiben 
oder aber im Rahmen ihrer Mahnung vorneh-
men können. Im Ergebnis führt beides dazu, 
dass das Zahlungsziel zu Lasten der Unterneh-
men um mehr als 14 Tage heraus geschoben 
wird, weil – unabhängig von der Art der Auf-
forderung - eine zusätzliche Zeitverzögerung 
(14 Tage zusätzliche Frist plus Vorlauf) eintritt. 
Da der Charakter einer Mahnung als letzte Auf-
forderung zur außergerichtlichen Zahlung mit 
Androhung einer Sperre bei gleichzeitiger Auf-
forderung zur Zahlung eines Durchschnittbetra-
ges verloren ginge – die Mahnung würde zum 
„zahnlosen Tiger“ - bliebe den Teilnehmernetz-
betreibern letztlich nur, die Aufforderung in ei-
nem zusätzlichen Schreiben zu versenden. Dies 
wiederum wäre jedoch mit einer weiteren er-
heblichen Erhöhung des administrativen Auf-
wandes und der Implementierung kosteninten-
siver Änderungen automatisierter Prozesse, 
verbunden. Letztlich wird das Forderungsaus-
fallrisiko der fakturierenden Netzbetreiber er-
höht und die Abwicklung verteuert. Die Ver-
hältnismäßigkeit zwischen dem Vorteil für den 
Verbraucher und der Belastung für die Anbieter 
bleibt nicht gewahrt. Auch in anderen Lebens-
bereichen werden die Unternehmen  nicht ver-
pflichtet, ihren Kunden die Rechtslage detail-
liert mitzuteilen. Unseres Wissens ist bspw. der 
Otto-Versand auch nicht verpflichtet, das mit 
der Schuldrechtsmodernisierung geschaffene 
komplizierte Gewährleistungsrecht in seinem 
Katalog zu erläutern, selbst die Reiseunterneh-
men müssen ihre Kunden nicht über die vielfäl-
tigen Feinheiten des Reiserechts aufklären. Die 
Rechtsberatung ist Aufgabe der Verbraucher-
schutzzentralen und der Anwälte und nicht der 
Unternehmen. Die Entwurfsfassung wider-
spricht damit letztlich auch der Begründung des 
Gesetzesentwurfs (Drs. 15/5213, S. 22), wonach 
die Regelung im Wesentlichen dem § 19 TKV-
1997 entsprechen und der Wortlaut insgesamt 
rechtsförmlich überarbeitet worden sein soll.  

5. Zu § 45o – Rufnummernmissbrauch 
§ 45o Satz 4 – neu- und 5 – neu  
• FST: Keine generelle Sperre der Rufnum-

mernzuteilung für 1 Jahr 
Der FST spricht sich gegen die vom Bundesrat 
empfohlene befristete Sperre der Rufnummern-
zuteilung (Nr. 16 der Stellungnahme) bei wie-
derholten oder schwerwiegenden Verstößen ge-
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gen gesetzliche Verbote im Zusammenhang mit 
unerwünschten Werbemaßnahmen und die in 
diesem Zusammenhang vorgeschlagene  Ergän-
zung der Vorschrift aus. Ein generelles, befri-
stetes Zuteilungsverbot wäre unverhältnismäßig 
für die betroffenen Diensteanbieter und Netz-
betreiber, weil es über das zur Eindämmung un-
erwünschter Werbefaxe notwendige Maß hi-
nausginge und das Ergreifen flexibler, dem 
konkreten Fehlverhalten angemessener Maß-
nahmen verhindert. Bereits die Entwurfsfassung 
ermöglicht es dem Zuteilungsgeber „geeignete 
Maßnahmen“, d.h. im Einzelfall auch eine be-
fristete Sperre der Rufnummernzuteilung, zu 
ergreifen. Sie lässt ihm – anders als die die vor-
geschlagene Regelung hierbei aber Spielraum 
im Einzelfall selbst zu entscheiden, welche 
Maßnahme angemessen ist.  

6. Zu § 67 Abs. 2  
• FST: Klarstellung der Ermächtigungsgrund-

lage für die Regulierungsbehörde bei der 
Festsetzung von Preisen  
Der FST bittet um eine Überarbeitung der Vor-
schrift des § 67 Abs. 2, um ein in der Praxis 
umsetzbares und gleichzeitig tragfähiges Ge-
samtkonzept zur „Schaffung von Preistranspa-
renz“ für den Verbraucher zu gewährleisten. 
Sowohl die Verpflichtung zur Angabe einer 
Von-bis-Preisspanne in der Werbung (§ 66a) als 
auch zur Ansage einer solchen im Rahmen der 
Weitervermittlung (§ 66b) ist für die jeweils 
Verpflichteten praktisch nicht möglich (vgl. de-
taillierte Ausführungen unter III.2.). Gleichzei-
tig stellt sie für den Endnutzer keine geeignete 
Grundlage bei der Entscheidung über die Inan-
spruchnahme eines Dienstes dar. Vor diesem 
Hintergrund hat die Branche (Verbände, Fest-
netzbetreiber, Mobilfunknetzbetreiber; Dien-
steanbieter) ein praktikables und verbraucher-
freundliches Konzept entwickelt, das lediglich 
geringfügige Änderungen in den §§ 67, 66a, 
66b erfordert. Ziel  war es, eine den Interessen 
der Endnutzer besser gerecht werdende Gesamt-
lösung im Zusammenhang mit der gewünschten 
Schaffung von Preistransparenz zu finden. Un-
ter Abwägung der Vor- und Nachteile für den 
Endnutzer und unter Berücksichtigung der Be-
sonderheiten aufgrund der unterschiedlichen 
Funktionen und Tarifstrukturen der Marktbetei-
ligen, ist man zu dem gemeinsamen Ergebnis 
gelangt, dass den Belangen aller Beteiligten 
durch das nachfolgend skizzierte Konzept (ei-
nen konkreten Formulierungsvorschlag finden 
Sie beiliegend) am besten Rechnung getragen 
wird: 
a.  Die Regulierungsbehörde wird in § 67 Abs. 

2 ermächtigt, zur Schaffung von Preistrans-
parenz und zur Information des Endnutzers, 
in Fällen, in denen die Tarifhoheit beim 
Netzbetreiber liegt, der den Teilnehmeran-
schluss bereit stellt, und deshalb unter-
schiedliche Preise im Festnetz herrschen, 
einen Preis für Anrufe aus dem deutschen 
Festnetz festzulegen. Der Preis soll sich 
hierbei an den im Markt angebotenen Prei-

sen für Anrufer aus dem deutschen Festnetz 
orientieren und in regelmäßigen Abständen 
überprüft werden.  

b. In der Werbung ist weiterhin - wie in der 
Entwurfsfassung vorgesehen – grundsätz-
lich der vom Anrufer  zu zahlende Preis 
zeitabhängig je Minute oder zeitunabhängig 
je Inanspruchnahme anzugeben (vgl. § 66a 
Satz 1 – unverändert). Für den Fall aller-
dings, dass unterschiedliche Preise für An-
rufer aus den deutschen Festnetzen gelten, 
ist anders als bislang vorgesehen, nicht eine 
Von-bis-Preisspanne, sondern der gemäß § 
67 Abs. 2 festgelegte Festnetzpreis mit dem 
Hinweis auf die Möglichkeit abweichender 
Preise aus den Mobilfunknetzen, anzugeben. 

c.   Bei MABEZ-Diensten hat der Diensteanbie-
ter dem Endnutzer nicht mehr wie bislang in 
§ 66b Abs. 2 vorgesehen, den festnetzbezo-
genen Referenzpreis des Betreibers öffentli-
cher Telekommunikationsnetze, der über 
beträchtliche Marktmacht verfügt, anzusa-
gen, sondern den Festnetzpreis mit dem 
Hinweis auf die Möglichkeit abweichender 
Preise aus den Mobilfunknetzen.  

d. Im Falle der Weitervermittlung durch einen 
Auskunftsdienst ist der Auskunftsdienstean-
bieter gemäß § 66b Abs. 3 verpflichtet, den 
Preis aus dem Festnetz mit dem Hinweis auf 
die Möglichkeit abweichender Preise aus 
dem Mobilfunk für das weitervermittelte 
Gespräch anzugeben.  

III. Zu den Vorschriften von Artikel 4 des Entwurfs 
des TKG-ÄndG 
1. Zu § 45l – Kurzwahldienste 

§ 45l Abs. 1 Satz 1 und Abs. 1a – neu –  
• FST: Kein weiterer - über den Gesetzesent-

wurf hinausgehender - zusätzlicher Warn-
hinweis für Dauerschuldverhältnisse, son-
dern Anhebung der Preisgrenze für den vor-
gesehenen Warnhinweis auf 50,00 Euro im 
Monat  
Nach Ansicht des FST sollte die Grenze für den 
auf Verlangen des Endnutzers zu erteilenden 
bereits in der Entwurfsfassung enthaltenen 
Warnhinweis in § 45l Abs. 1 Satz 1 auf 50,00 
Euro im Kalendermonat angehoben werden. 
Von dem Erfordernis eines zweiten, zusätzli-
chen Warnhinweises (ohne Anforderung) sollte 
Abstand genommen werden. Ein Warnhinweis 
wird seiner Funktion nur dann gerecht, wenn er 
für den Betroffenen nicht zur Gewohnheit wird, 
sondern eine echte Warnung – eine Ausnahme – 
darstellt. Es gilt also, einen Warnhinweis zu 
finden, der den Verbraucher über die Über-
schreitung ungewöhnlich hoher Kosten infor-
miert, ohne ihn zu belästigen. Folge belästigen-
der SMS-Nachrichten ist, dass die Nachricht ge-
löscht oder deren Inhalt nicht mehr wahrge-
nommen wird. Vor diesem Hintergrund halten 
wir zurzeit einen Warnhinweis auf Verlangen 
des Endnutzers ab einer Grenze von mindestens 
25,00 Euro im Monat für angemessen. Im Sinne 
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einer vorausschauenden Gesetzgebung und der 
zu erwartenden  technischen Fortentwicklungen 
mit den dadurch gegebenen Möglichkeiten zur 
Erbringung neuer, innovativer und hochwertiger 
Diensteangebote, sollte die Grenze jedoch be-
reits heute bei 50,00 Euro im Monat angesetzt 
werden. Weitere, zusätzliche Warn-SMS hätten 
aus unserer Sicht für den Verbraucher eine eher 
belästigende als schützende Wirkung und ließen 
den gewünschten Warn-Charakter der SMS ent-
fallen. Von ihnen sollte deshalb Abstand ge-
nommen werden. 

• FST: Keine Verknüpfung des Entgeltan-
spruchs mit dem Warnhinweis 
Abschwächung der Problematik durch:  
o Regelung zur Risikoverteilung für den Zu-

gang des Warnhinweises 
o Verpflichtung für den Diensteanbieter, den 

Warnhinweis  „unverzüglich“ abzusenden 
o Prüfung der Regelung zur Angabe des 

Preises je SMS sowie zur Angabe der 
Höchstzahl der eingehenden SMS bei er-
eignisbezogenen Diensten 

§ 45l Abs. 1 Satz 2 bestimmt, dass der Anbieter 
den 20 Euro überschreitenden Betrag nicht ver-
langen kann, wenn der angeforderte Warnhin-
weis unterblieben ist. Der FST spricht sich grund-
sätzlich weiterhin für die vollständige Streichung 
dieser Regelung aus, weil der Anbieter den Ent-
geltanspruch für den 20 Euro überschreitenden 
Betrag verliert, obwohl zuvor ein wirksames 
Dauerschuldverhältnis (durch Info-SMS und Be-
stätigungs-SMS) zustande gekommen ist und 
der Wegfall des Entgeltanspruchs aus unserer 
Sicht keine angemessene Sanktion darstellt. Hin-
zu kommt, dass der zum Warnhinweis verpflich-
tete Diensteanbieter keinen Einfluss auf die Zu-
stellung des Warnhinweises beim Verbraucher 
hat und insofern auch hierfür nicht verantwort-
lich sein kann. Darüber hinaus ist zu berück-
sichtigen, dass die Vorschrift zu Problemen bei 
der Rückabwicklung im Innenverhältnis führt, 
weil alle Beteiligten (MFN, NB SMSC und 
Diensteanbieter) ihre Leistungen aufgrund eines 
wirksamen Vertragsverhältnisses erbracht ha-
ben. Die vom Bundesrat empfohlene und von 
der Bundesregierung aufgegriffene Aufnahme 
von Regelungen zur Risikoverteilung für den 
Zugang des Warnhinweises und zur Frist für 
das Absenden der Warn-SMS werden für den 
Fall, dass es bei der Entwurfsfassung verbleibt, 
unterstützt, weil sie das dargelegte Problem der 
Verantwortlichkeit zumindest abschwächen. 
Der Diensteanbieter hat keinen Einfluss auf den 
Zugang der Warn-SMS beim Empfänger, so 
dass sein Verantwortungsbereich mit der Ab-
sendung des Warnhinweises enden muss.  

§ 45l Abs. 2  
• FST: Kein jederzeitiges ohne Einhaltung ei-

ner Kündigungsfrist mögliches Kündigungs-
recht bei Dauerschuldverhältnissen  
Der FST spricht sich gegen ein jederzeitiges 
(ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist mögli-

ches) Kündigungsrecht bei Dauerschuldverhält-
nissen aus, weil dies der Vertragsfreiheit der 
Parteien und letztlich auch dem Wesen von 
Dauerschuldverhältnissen widerspricht. Dauer-
schuldverhältnisse zeichnen sich grundsätzlich 
dadurch aus, dass sie je nach dem Willen der 
Parteien befristet und unbefristet abgeschlossen 
werden können und entweder durch Zeitablauf 
(befristetes Dauerschuldverhältnis) oder durch 
ordentliche Kündigung (unbefristetes Dauer-
schuldverhältnis) enden. Ein Dauerschuldver-
hältnis, das jederzeit ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfirst und ohne, dass ein wichtiger 
Grund vorliegt, gekündigt werden kann, ist dem 
Zivilrecht grundsätzlich fremd.  

• FST: Ausschluss der Rückzahlung bereits 
angefallener oder geleisteter Beiträge im Fal-
le der Kündigung    
Vor diesem Hintergrund sollte für den Fall, dass 
die Vorschrift trotz der geäußerten Bedenken 
beibehalten wird, zumindest eine  Regelung zur 
Abwicklung des gekündigten Vertragsverhält-
nisses getroffen werden. Die Rückzahlung be-
reits angefallener oder geleisteter Beträge durch 
den Diensteanbieter an den Endnutzer sollte 
ausgeschlossen werden.  

• FST: Diensteanbieter als Adressat der Kün-
digung 
Ein weiteres Problem ist, dass die Ausübung 
des Kündigungsrechts aufgrund des aus unter-
schiedlichen Gründen möglichen zeitversetzten 
Zugangs der Information beim Diensteanbieter 
dazu führen kann, dass der Endnutzer eine Lei-
stung trotz ausgesprochener Kündigung erhält. 
Dieses Problem kann u. E. wie von der Bundes-
regierung vorgeschlagen – zumindest weitge-
hend - dadurch gelöst werden, dass eine Kündi-
gung nur gegenüber dem Diensteanbieter zuläs-
sig ist.  

• FST: Möglichkeit für die Regulierungsbe-
hörde, die Grenze für den Warnhinweis von 
20 Euro der allgemeinen Entwicklung der 
Preise oder des Marktes anzupassen 
In § 66d Abs. 3 der Entwurfsfassung wird die 
Regulierungsbehörde ermächtigt, abweichende 
Preisgrenzen für zeitabhängig und zeitunabhän-
gig abgerechnete Dienste festzusetzen, wenn die 
allgemeine Entwicklung der Preise oder des 
Marktes dies erforderlich macht. Diese Vor-
schrift ist aus unserer Sicht sehr sinnvoll und 
vorausschauend, weil ein langwieriges Gesetz-
gebungsverfahren zur Schaffung angemessener 
Preise verhindert wird. U. E. sollte die Regulie-
rungsbehörde generell, bei allen Preisgrenzen 
im TKG eine derartige Ermächtigung erhalten. 
Da von der Regulierungsbehörde bei der Preis-
grenzenfestsetzung bestimmte Voraussetzungen 
(Anhörung) beachtet werden müssen, sehen wir 
keine Notwendigkeit für ein Gesetzgebungsver-
fahren.  

2. Zu § 66a – Preisangabe 
§ 66a Satz 5  
• FST: Keine Verknüpfung des Entgeltan-

spruchs mit der Preisangabe in der Werbung 
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bei Dauerschuldverhältnissen 
Der FST teilt die Auffassung des Bundesrates, 
dass es nicht angemessen und interessengerecht 
erscheint, ein Dauerschuldverhältnis nicht zu-
stande kommen und den Entgeltanspruch insge-
samt entfallen zu lassen, wenn der Dienstean-
bieter seinen Dienst mit einer falschen Preisan-
gabe anbietet oder bewirbt. Es besteht – wie zu-
treffend ausgeführt wurde – in diesem Falle 
keine Veranlassung, den Endnutzer trotz Inan-
spruchnahme von Leistungen ganz von der Zah-
lungspflicht zu befreien.  Gleiches gilt aus unse-
rer Sicht aber auch, wenn ein Dauerschuldver-
hältnis ausnahmsweise, ggf. nur in einer von 
mehreren Werbemaßnahme, ohne  Preisangabe 
beworben wurde, weil die Vorschrift dazu führt, 
dass die Anbieter keinen Entgeltanspruch er-
werben, selbst wenn das Dauerschuldverhältnis 
wirksam durch das vorgeschriebene Handshake-
Verfahren zustande gekommen ist und die Lei-
stung erbracht wurde. Dies ist weder angemes-
sen, noch interessengerecht. Die Bußgeldvor-
schrift des § 149 Abs. 1 Nr. 13a und die Ein-
griffsmöglichkeit der Regulierungsbehörde 
nach § 67 Abs. 1 bieten ein ausreichendes Sank-
tionsinstrumentarium um gegen fehlende oder 
falsche Preisangaben in der Werbung vorzuge-
hen. Weitergehender zivilrechtlicher Sanktionen 
bedarf es nicht. Der FST spricht sich deshalb 
weiterhin für die Streichung von § 66a Satz 5 
aus.   

§ 66a Satz 6  
• FST: Keine Verpflichtung zur Angabe einer 

Von-bis-Preisspanne in der Werbung – an-
stelle dessen: Angabe des Festnetzpreises mit 
dem Hinweis auf die Möglichkeit abweichen-
der Preise aus den Mobilfunknetzen 
Die Regelung des § 66a Satz 6, der die Dien-
steanbieter verpflichtet, eine Von-bis-Preis-
spanne in der Werbung anzugeben, wenn für die 
Dienste keine einheitlichen Preise gelten, ist 
problematisch. Gesetzestechnisch soll es sich 
um die Regelung eines Ausnahmefalles han-
deln, tatsächlich aber betrifft die Vorschrift den 
Regelfall. Da jeweils dienstespezifisch eine be-
stimmte „Leistungskette“ zwischen unterschied-
lichen Marktbeteiligten mit jeweils unterschied-
lichen Funktionen besteht und im Festnetz und 
im Mobilfunknetz sehr unterschiedliche Tarifie-
rungsprinzipien und Geschäftsmodelle zur An-
wendung kommen, gelten für alle im Gesetzes-
entwurf genannten Mehrwertdienste unter-
schiedliche Anrufertarife. Die Diensteanbieter 
wären damit grundsätzlich verpflichtet, eine 
Von-bis-Preisspanne in der Werbung an-
zugeben. Dies wäre aus Verbrauchersicht wenig 
sinnvoll, weil eine Preisspanne generell eher 
Unsicherheit und Verwirrung als das zur lang-
fristigen Marktsicherung notwendige Vertrauen 
fördert. Hierzu kommt, dass eine Preisspanne 
für den Verbraucher auch keine geeignete Ent-
scheidungsgrundlage darstellt. Gegen die vor-
gesehene Regelung spricht darüber hinaus, dass 
die zur Angabe einer Von-bis-Preisspanne er-
forderliche Feststellung des Minimal- und Ma-

ximalpreises und die notwendige stetige Aktua-
lisierung der Von-bis-Preisspanne sich für die 
verpflichteten Diensteanbieter als praktisch 
schwierig bis unmöglich erweisen. Vor diesem 
Hintergrund haben - wie bereits unter II. 6. dar-
gestellt  - verschiedene Gesprächsrunden der 
Branche mit dem Ziel eine Regelung, die dem 
Interesse der Endnutzer nach Preistransparenz 
besser gerecht wird, zu finden, stattgefunden. 
Unter Abwägung der Vor- und Nachteile für 
den Endnutzer und unter Berücksichtigung der 
geschilderten Besonderheiten aufgrund der un-
terschiedlichen Funktionen der Marktbeteiligen 
(s.o.), ist man zu dem Ergebnis gelangt, dass 
den Belangen aller Beteiligten am besten Rech-
nung getragen wird, wenn in der Werbung ein 
von der Regulierungsbehörde festgesetzter 
Festnetzpreis (vgl. Ausführungen unter II. 6.) 
mit dem Hinweis auf die Möglichkeit abwei-
chender Preise aus den Mobilfunknetzen (für 
den Fall, dass für Anrufe aus den Mobilfunk-
netzen ein anderer Preis gilt), anzugeben ist. 
Den in der Branche einvernehmlich abgestimm-
ten konkreten Formulierungsvorschlag finden 
Sie beiliegend. 

3. Zu § 66b – Preisansage 
§ 66b Abs. 1 Satz 3  
• FST: Preisansage ausschließlich bei der Wei-

tervermittlung zu Premium-Rate-Diensten 
Der Bundesrat empfiehlt eine Klarstellung, dass 
im Falle einer Weitervermittlung „bei einer 
Preisänderung nach oben“ in jedem Falle eine 
Pflicht zur Preisansage besteht und schlägt fol-
gende Ergänzung des § 66b Abs. 1 Satz 3 vor:  
„Ändert sich der Preis während der Inanspruch-
nahme des Dienstes oder infolge der Weiter-
vermittlung durch einen Auskunftsdienst, so ist 
vor Beginn des neuen Tarifabschnitts der nach 
der Änderung zu zahlende Preis nach Maßgabe 
des Satzes 2 anzusagen.“ Aus Sicht des FST 
spiegelt der Formulierungsvorschlag die Inten-
tion in jedem Falle eine Preisansagepflicht „bei 
einer Preisänderung nach oben“ zu normieren 
nicht wider. Die Formulierung entspricht § 66b 
Abs. 3, der eine Preisansagepflicht für jedwede 
Weitervermittlung vorsieht. Es bedarf insoweit 
einer Klarstellung. des Regelungsgehalts. Aus 
Sicht des FST sollte die Preisansagepflicht bei 
der Weitervermittlung – wie bisher - beschränkt 
bleiben auf die Weitervermittlung zu Premium-
Rate-Diensten.  

• FST: Preisansage bei „sprachgestützten“ 
Auskunftsdiensten 
Der FST unterstützt die vorgeschlagenen Er-
gänzungen der § 66b Abs. 1 Satz 4 und Abs. 3 
Satz 1 um das Wort „sprachgestützte“.  

4. Zu § 66b – Preisansage 
§ 66b Abs. 1 TKG 
• FST: Verzicht auf Preisansage bei Call-by-

Call 
Der FST teilt die Auffassung, dass es keiner ge-
setzlichen Verpflichtung zur Preisansage im 
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Call-by-Call Verfahren bedarf und spricht sich 
für die Streichung der Regelung aus. Eine Ver-
pflichtung des Anbieters, eine kostenlos zu-
gängliche Nummer mit der aktuellen Preisin-
formation verfügbar zu machen, stellt grund-
sätzlich eine realisierbare Alternative dar, ist 
zur Schaffung von Preistransparenz aus unserer 
Sicht aber nicht erforderlich. Die Anbieter in-
formieren die Endnutzer auf verschiedenen 
Wegen über ihre Call-by-Call-Tarife. Neben 
expliziter Werbung für einzelne Call-by-Call 
Nummern mit Tarifhinweis, z.B. in Tageszei-
tungen, veröffentlichen einzelne Anbieter ihre 
Preise im Internet auf den jeweiligen Homepa-
ges. Daneben  gibt es sowohl im Internet als 
auch in den Print-Medien Preisspiegel, in denen 
Übersichten über die aktuellen Preise der An-
bieter zur Einsichtnahme vorgehalten werden. 
Teilweise wird der Preis von den Anbietern 
auch bereits heute freiwillig – ohne gesetzliche 
Verpflichtung - angesagt. Dem Endnutzer ste-
hen insofern vielfältige Möglichkeiten, sich eine 
Übersicht über die aktuellen Preise zu verschaf-
fen, zur Verfügung. Einer gesetzlichen Ver-
pflichtung der Anbieter, die Preisinformation 
auf eine bestimmte Art und Weise vorzuneh-
men,  bedarf es nicht. 

5. § 66b Abs. 1 Satz 3  
• FST: Klarstellung, dass Ansage bei einem 

Tarifwechsel nicht unentgeltlich erfolgen 
muss 
Der FST unterstützt die empfohlene Klarstel-
lung in § 66b Abs. 1 Satz 3. Zu Recht weist der 
Bundesrat darauf hin, dass der Dienstanbieter 
während der Inanspruchnahme eines Dienstes 
nicht wieder in die unentgeltliche Verbindungs-
aufbauphase zurückwechseln kann, so dass die 
Preisansage bei einem Tarifwechsel nur zum al-
ten Tarif erfolgen kann und es einer entspre-
chenden Klarstellung in der Verweisung des § 
66b Abs. 1 Satz 3 auf Satz 2 bedarf.  

§ 66b Abs. 2  
• FST: Preisansage bei der Inanspruchnahme 

von Rufnummern für Massenverkehrs-
Dienste „im Anschluss an die Inanspruch-
nahme des Dienstes“  
Aus Sicht des FST sollte im Zusammenhang 
mit der Preisansage bei der Inanspruchnahme 
von Rufnummern für Massenverkehrs-Dienste 
aus Gründen der Rechtssicherheit entsprechend 
der Begründung zum Gesetzesentwurf zunächst 
klargestellt werden, dass die Preisansage (an-
ders als bei sprachgestützten Premium Rate 
Diensten etc.) nicht vor Beginn der Entgelt-
pflichtigkeit erfolgen muss, sondern in die 
schon bestehende Ansage integriert werden 
kann. Die Frage, an welcher Stelle in der beste-
henden Ansage der Preis zu nennen ist – zu Be-
ginn der Inanspruchnahme des Dienstes, wie 
vom Bundesrat empfohlen oder im Anschluss 
an die Inanspruchnahme des Dienstes, wie es 
zurzeit gängige Praxis ist – sollte den Dien-
steanbietern u. E. freigestellt werden. Aufgrund 
der technischen Besonderheiten des MABEZ-

Dienstes haben die Diensteanbieter keinerlei In-
teresse daran, den Anruf in die Länge zu ziehen, 
so dass sie die Preisansage spätestens unmittel-
bar im Anschluss an die Inanspruchnahme des 
Dienstes platzieren und dadurch gewährleisten 
werden, dass der Endnutzer sie auch wahr-
nimmt und vor unbedachten Wiederholungsan-
rufen geschützt wird.     

§ 66b Abs. 3 Satz 2 
• FST: Keine Ansage einer Von-bis-

Preisspanne im Rahmen der Weitervermitt-
lung – anstelle dessen: Ansage des Festnetz-
preises mit dem Hinweis auf die Möglichkeit 
abweichender Preise für Anrufe aus den 
deutschen Mobilfunknetzen  
Der FST spricht sich aus den bereits oben im 
Zusammenhang mit der Verpflichtung zur An-
gabe einer Von-bis-Preisspanne in der Werbung 
angegebenen Gründen gegen eine Verpflichtung 
zur Ansage einer Von-bis-Preisspanne bei der 
Weitervermittlung aus. Auch im Rahmen der 
Weitervermittlung scheint es sinnvoller, den 
Anrufer zumindest über einen für ihn festste-
henden und sicheren Preis zu informieren. 

6. Zu § 66c – Preisanzeige 
§ 66c Abs. 1 Satz 1 
• FST: Beschränkung der Preisanzeigepflicht 

auf Abo-Dienste Zumindest: Anhebung der 
Preisgrenze für die Preisanzeige bei Einmal-
Diensten auf 3,00 Euro 
Der FST spricht sich grundsätzlich gegen eine 
Preisanzeigepflicht bei Einmal-Diensten aus, 
weil diese den Dienst für den Endnutzer durch 
mindestens zwei zusätzliche SMS unnötig ver-
teuert und zur Schaffung der gewünschten 
Preistransparenz durch die Verpflichtung zur 
Preisangabe in der Werbung nicht erforderlich 
ist. Allein der Umstand, dass Kurzwahldienste 
teilweise von Jugendlichen in Anspruch ge-
nommen werden, könnte aus unserer Sicht eine  
Preisanzeigepflicht rechtfertigen. Allerdings nur 
dann, wenn das Produkt nicht unverhältnismä-
ßig verteuert würde, was durch die zusätzlichen 
SMS bei einer Preisgrenze von 1 Euro aber zu 
erwarten sein wird. Vor dem Hintergrund, dass 
der Endnutzer keine Wahlmöglichkeit hinsicht-
lich der Inanspruchnahme des Verfahrens und 
die ihm dadurch entstehenden Kosten hat, 
scheint uns die Empfehlung des Bundesrates zur 
Anhebung der Preisgrenze auf 3,00 Euro sach-
gerecht und sinnvoll. Den Hinweis der Bundes-
regierung, dass die Vorschrift in diesem Falle 
möglicherweise leer laufe, weil die verbraucher-
relevanten Premium-Kurzwahldienste tatsäch-
lich in der Preisspanne von 1,00 bis 3,00 Euro 
angeboten würden, halten wir insgesamt zwar 
für zutreffend, bezogen auf Einmal-Dienste (al-
so keine Abos für Klingeltöne, Logos etc) aber 
für eher unwahrscheinlich.  
Gleiches gilt für den an sich zutreffenden Hin-
weis auf das gesetzlich vorgesehene Legitimati-
onsverfahren, das dem Endkunden die Mög-
lichkeit eröffnen soll, unter bestimmten Um-
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ständen auf die Preisanzeige bei Einmaldiensten 
zu verzichten. Die Vergangenheit hat gezeigt, 
dass Legitimationsverfahren in der Praxis nicht 
angenommen werden. Teilweise, weil das Ver-
fahren zu kompliziert und Endkunden unfreund-
lich ist, teilweise sicherlich aber auch, weil es 
ein aktives Handeln des Endkunden voraussetzt.  

• FST: Ergänzung der Vorschrift um die Mög-
lichkeit für die Regulierungsbehörde, eine 
abweichende Preisgrenze festzusetzen, wenn 
die allgemeine Entwicklung der Preise oder 
des Marktes dies erforderlich machen 
Auch an dieser Stelle unterstützt der FST die 
Empfehlung des Bundesrates, der Regulie-
rungsbehörde die Möglichkeit einzuräumen, ei-
ne abweichende Preisgrenze festzusetzen, wenn 
die allgemeine Entwicklung der Preise oder des 
Marktes dies erforderlich machen. Eine dyna-
mische Preisgrenze erscheint sinnvoll, zeitge-
mäß und vorausschauend.     

§ 66c Abs. 2 Satz 2  
• FST: Verpflichtung der RegTP zur Veröf-

fentlichung der Kurzwahl-Datendienste, die 
im öffentlichen Interesse liegen und bei de-
nen von der Verpflichtung zur Preisanzeige 
abgewichen werden kann   
Der FST unterstützt die Empfehlung, sofern sie 
nicht zu einem unverhältnismäßig hohen Auf-
wand auf Seiten der Regulierungsbehörde führt. 
Eine Veröffentlichung erhöht sowohl die 
Transparenz für den Endnutzer als auch für den 
Anbieter. 

7. Zu § 66d – Preishöchstgrenzen  
§ 66d Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 Satz 3  

• FST: Zulassung von Kombinationstarifen bis 
zu einer Gesamthöhe von 30,00 Euro pro 
Verbindung   
Der FST hält grundsätzlich an seiner bislang 
vertreten Auffassung, wonach Kombinationsta-
rife bis zu einem Gesamtpreis von 30,- € unein-
geschränkt zulässig sein sollten, fest. Ein Kom-
binationsverbot gefährdet den im Wachstum be-
findlichen Mehrwertdienstemarkt und die Ent-
wicklung neuer Angebotsformen. Es gibt weder 
Missbrauch noch Beschwerden im Zusammen-
hang mit Kombinationsangeboten. Der Ver-
braucher wird durch die Preisangabe- und 
Preisansagepflichten (§§ 66a, 66b) sowie die 
Preishöchstgrenze von 30,- € pro Verbindung in 
§ 66d hinreichend informiert und geschützt. Ei-
nes weiter gehenden Schutzes bedarf es nicht. 
Insofern begrüßt der FST die Initiative, über ei-
ne alternative Regelung nachzudenken, aus-
drücklich. Die Darstellung eines Kombinations-
tarifs im Einzelverbindungsnachweis erscheint 
uns nach überschlägiger Prüfung grundsätzlich 
möglich, wenngleich ein Zusammenwirken aller 
an der Leistungskette beteiligten Unternehmen 
(TNB/ VNB/SP) erforderlich ist. Ziel muss es 
insofern sein, einerseits Preistransparenz für den 
Endkunden und andererseits eine für die Teil-
nehmernetzbetreiber und VNB/SP gleicherma-

ßen praktikable und mit vertretbarem Aufwand 
umsetzbare Lösung zu finden. Nach ersten Ge-
sprächen zwischen den betroffenen Netzbetrei-
bern scheint es möglich zu sein die Preisbe-
standteile getrennt im Einzelverbindungsnach-
weis  auszuweisen – allerdings nur ohne zusätz-
liche Ausweisung des Gesamtpreises. Insofern 
präferiert der FST den Formulierungsvorschlag 
der Bundesregierung, der diesem Umstand 
Rechnung trägt, ohne die schützwürdigen Inter-
essen der Endnutzer einzuschränken.    

§ 66d Abs. 2 Satz 3; Abs. 3 Satz 3   
• FST: Kein Verbot zeitabhängig abgerechne-

ter Faxdienste – Öffnungsklausel, durch die 
die Regulierungsbehörde ermächtigt wird, 
Einzelheiten zu Ausnahmen festzulegen  un-
zureichend 
Auch in diesem Punkt hält der FST an seiner 
ursprünglichen Auffassung fest und spricht sich 
für die Streichung des Verbots zeitabhängiger 
Telefaxdienste (§ 66d Abs. 2 Satz 3) aus. Die 
Regelung soll bewusst verzögerte Übertra-
gungsraten bei Faxabrufdiensten verhindern, 
wirft dabei aber neue, im Ergebnis gravierende-
re Probleme, auf. Aufgrund unterschiedlicher 
Endkunden Faxgeräte und teilweise fehlender 
Kompatibilität zwischen Endgeräten und   Fax-
servern etc. kommt es seit jeher zu dem Phäno-
men, dass bei einem geringen Prozentsatz an 
Abrufen, keine dauerhafte Faxverbindung zu-
stande kommt, und deshalb erneut angewählt 
werden müssen. Bei einem zeitabhängigen Tarif 
ist dieses Problem überschaubar. Der Kunde 
bezahlt nämlich nur das, was er erhalten hat.  
Hinzu kommt, dass zeitunabhängig abgerechne-
te Faxdienste neue Missbrauchsmöglichkeiten 
eröffnen. Einzelne Anbieter könnten auf die 
Idee kommen, den Endnutzer durch Vorspiege-
lung technischer Komplikationen zu einer teu-
ren Mehrfachanwahl zu bewegen. Darüber hin-
aus schränkt die Vorschrift ein einzelnes Markt-
segment – die Faxdienste – erheblich ein und 
zerstört ein etabliertes und weitgehend be-
schwerdefreies Geschäftsmodell. Die Vorschrift 
macht einen kompletten Systemwechsel von 
zeitabhängigen zu zeitunabhängigen Faxabruf-
diensten notwendig und hat dadurch zwangsläu-
fig Auswirkungen auf das Verbraucherverhal-
ten. Aus Sicht der seriösen Anbieter von Faxab-
rufdiensten ist zu befürchten, dass Kunden, 
auch Stammkunden, verloren gehen, ohne, dass 
neue Kunden hinzugewonnen werden können. 
Die vorgesehene Ausnahmeregelung (Rege-
lungsvorbehalt der RegTP in Abs. 3 Satz 3), 
mildert die erwarteten nachteiligen Folgen für 
die Anbieter nicht, denn ist ein Kunde erst ein-
mal verloren, wird es schwer sein, diesen zu-
rück zu gewinnen.  

8. Zu § 66f – Dialer  
§ 66f Abs. 2 Satz 4 TKG 
• FST: Ermächtigung der Regulierungsbehör-

de, Einzelheiten „zur Registrierung von Dia-
lern nach Satz 1“ (1 Zielrufnummer – 1 Dia-
ler) festzulegen, „soweit diese Verfahren in 
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gleicher Weise geeignet sind, die Belange des 
Verbraucherschutzes zu gewährleisten“ 
Wie bereits mehrfach dargelegt, ließe sich bei 
Beibehaltung der Entwurfsfassung eine zeitna-
he, störungsfreie, technische Umsetzung durch 
die Netzbetreiber vermutlich nicht gewährlei-
sten. Zurzeit werden über ca. 1600 Rufnum-
mern 800.000 registrierte Dialer  eingesetzt. Die 
technische Verteilung erfolgt im Internet. 
Verbliebe es bei der vorgesehenen Regelung 
bedeutete dies, dass die Verteilung auf Netz-
ebene erfolgen müsse und die Netzbetreiber für 
jeden Dialer eine Rufnummer schalten müssten. 
Der FST begrüßt insofern die vorgesehene Öff-
nungsklausel, die einerseits gewährleistet, dass 
die Belange des Verbraucherschutzes beachtet 
werden und andererseits die Kosten für seriöse 
Dialeranbieter für die Neubeantragung von 
Rufnummern überschaubar hält und eine tech-
nische Umsetzung ermöglicht. Sofern die 
Durchwahlnummer von allen Rechnung stellen-
den Unternehmen auf der Telefonrechnung an-
gegeben werden kann (was noch geprüft werden 
muss) sollten die Anbieter berechtigt werden, 
die zugeteilte 0900-9-Rufnummer als durch-
wahlfähige Rufnummer einzusetzen. Die netz-
technischen Schwierigkeiten wären damit beho-
ben und das Ziel der Vorschrift ebenso erreicht.  

IV. Zu den Vorschriften von Artikel 6 des TKG-
ÄndG  
• FST: Überprüfung der sechsmonatigen Über-

gangsfrist des Art. 4 
Der FST teilt die Bedenken des Bundesrates hin-
sichtlich der möglicherweise erforderlichen Einstel-
lung einzelner Dienste und hält eine Verlängerung 
der Übergangsfrist auf 1 Jahr zur Implementierung 
der sich aus den Vorschriften des Artikel 4 erge-
benden Anforderungen für angemessen. Insbeson-
dere das Implementieren von Preisansagen, Preis-
anzeigen etc. erfordert einen erheblichen techni-
schen, zeitlichen und administrativen Aufwand.   

• FST: Sofortiges Inkrafttreten der Preishöchst-
grenze von 3,00 € 
Am Tag nach der Verkündung sollte jedoch die 
Vorschrift des § 66d Abs. 1 - Anhebung der Preis-
höchstgrenze von 2,00 auf 3,00 Euro - in Kraft tre-
ten, weil dieser Vorschrift eine besondere Bedeu-
tung in der Übergangsphase der Umstellung von 
0190 auf 0900 zukommt.  

Anlage:  
Formulierungsvorschlag zur Umsetzung des Konzepts 
zur Verbesserung des Kundenschutzes im Bereich der 
§§ 66a, 66b, 67    

Düsseldorf, der 03.05.2005 
Formulierungsvorschlag zur Umsetzung des Branchen-
Konzepts zur Verbesserung des Kundenschutzes im Be-
reich der §§ 66a, 66b TKG-ÄndG:  
§ 67 Befugnisse der Regulierungsbehörde 
(1) Die Regulierungsbehörde kann im Rahmen der 
Nummernverwaltung ... 
(2) Soweit für Premium-Dienste, Massenverkehrsdienste, 
Geteilte-Kosten-Dienste oder Neuartige Dienste die Ta-

rifhoheit bei dem Netzbetreiber liegt, der den Teilneh-
meranschluss bereitstellt, und deshalb unterschiedliche 
Entgelte für Anrufe aus den deutschen Festnetzen gelten, 
legt die Regulierungsbehörde zum Zwecke der Preisan-
gabe und Preisansage nach §§ 66a und 66b jeweils bezo-
gen auf bestimmte Nummernbereiche oder Nummern-
teilbereiche den Preis für Anrufe aus den deutschen Fest-
netzen fest. Sie hat hierbei sicherzustellen, dass ausrei-
chend frei tarifierbare Nummernbereiche oder Nummern-
teilbereiche verblieben. Die festzulegenden Preise haben 
sich an den im Markt angebotenen Preisen für Anrufe aus 
dem Festnetz zu orientieren und sind in regelmäßigen 
Abständen zu überprüfen. Die Regulierungsbehörde hat 
den betroffenen Unternehmen, Fachkreisen und Verbrau-
cherverbänden Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
Die von der Regulierungsbehörde festgelegten Preise 
werden im Amtsblatt veröffentlicht. Die Bestimmungen 
der §§ 16 bis 26 bleiben unberührt.  
§ 66a Preisangabe 
Wer gegenüber Endnutzern Premium-Dienste, Auskunfts-
dienste, Massenverkehrsdienste, Geteilte-Kosten-Dien-
ste, Neuartige Dienste oder Kurzwahldienste anbietet 
oder dafür wirbt, hat dabei den für die Inanspruchnahme 
des Dienstes zu zahlenden Preis zeitabhängig je Minute 
oder zeitunabhängig je Inanspruchnahme einschließlich 
der Umsatzsteuer und sonstiger Preisbestandteile an-
zugeben. Bei Angabe des Preises ist der Preis gut lesbar, 
deutlich sichtbar und in unmittelbarem Zusammenhang 
mit der Rufnummer anzugeben. Bei Anzeige der Ruf-
nummer darf die Preisangabe nicht zeitlich kürzer als die 
Rufnummer angezeigt werden. Auf den Abschluss eines 
Dauerschuldverhältnisses ist hinzuweisen. Soweit für die 
Inanspruchnahme eines Dienstes nach Satz 1 für Anrufe 
aus den Mobilfunknetzen Preise gelten, die von den Prei-
sen für Anrufe aus den Festnetzen abweichen, ist der 
Festnetzpreis mit dem Hinweis auf die Möglichkeit ab-
weichender Preise für Anrufe aus den Mobilfunknetzen 
anzugeben. Bei Telefax-Diensten ist zusätzlich die Zahl 
der übermittelnden Seiten anzugeben. Bei Datendiensten 
ist zusätzlich, soweit möglich, der Umfang der zu über-
mittelnden Daten anzugeben, es sei denn, die Menge der 
zu übermittelnden Daten hat keine Auswirkung auf die 
Höhe des Preises für den Endnutzer. 
§ 66b Preisansage  
(1) ... 
(2) Bei Inanspruchnahme von Rufnummern für Massen-
verkehrs-Dienste hat der Diensteanbieter dem Endnutzer 
den für die Inanspruchnahme dieser Rufnummer zu zah-
lenden Preis für Anrufe aus den deutschen Festnetzen 
einschließlich der Umsatzsteuer und sonstiger Preisbe-
standteile im Anschluss an die Inanspruchnahme des 
Dienstes anzusagen. 
(3) Im Falle der Weitervermittlung durch einen Aus-
kunftsdienst besteht die Preisansageverpflichtung für das 
weiter zu vermittelnde Gespräch für den Auskunftsdien-
steanbieter. Die Ansage kann während der Inanspruch-
nahme des Auskunftsdienstes erfolgen, ist jedoch vor der 
Weitervermittlung vorzunehmen. Diese Ansage umfasst 
den Preis für Anrufe aus dem Festnetz zeitabhängig je 
Minute oder zeitunabhängig je Datenvolumen oder son-
stiger Inanspruchnahme einschließlich der Umsatzsteuer 
und sonstiger Preisbestandteile sowie einen Hinweis auf 
die Möglichkeit abweichender Preise aus dem Mobil-
funk. 

Düsseldorf, den 03.05.2005 



Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit  Ausschussdrucksache 15(9)1900 

77 

DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15(9)1908 neu 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 10. Mai 2005 
15. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung am 12. Mai 2005 in Berlin zum 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung telekommunikationsrechtlicher  
Vorschriften - Drucksache 15/5213 - 
Bundesverband Informationswirtschaft Telekommunikation und Neue Medien e.V. BITKOM 

Der Bundesverband Informationswirtschaft, Telekom-
munikation und neue Medien e.V. (BITKOM) vertritt 
1.300 Unternehmen, davon gut 700 als Direktmitglieder 
mit ca. 120 Mrd. Euro Umsatz und mehr als 700.000 Be-
schäftigten. Hierzu zählen Produzenten von Endgeräten 
und Infrastruktursystemen sowie Anbieter von Software, 
Dienstleistungen, neuen Medien und Content. Mehr als 
600 Direktmitglieder gehören dem Mittelstand an. BIT-
KOM setzt sich insbesondere für eine Verbesserung der 
rechtlichen und politischen Rahmenbedingungen in 
Deutschland, für eine Modernisierung des Bildungssy-
stems und für die Entwicklung der Informationsgesell-
schaft ein. 

Die Bundesregierung hat am 2. Februar 2005 den Ent-
wurf eines Gesetzes zur Änderung telekommunikations-
rechtlicher Vorschriften beschlossen.  Mit dem Gesetz 
werden auf der Grundlage des 2004 novellierten Tele-
kommunikationsgesetzes (TKG) die bisher in der Tele-
kommunikations-Kundenschutzverordnung (TKV) ent-
haltenen Regelungen in das TKG integriert und neu ge-
fasst. Hinzukommen Verbraucher schützende Vorschrif-
ten zur Bekämpfung des Missbrauchs von Mehrwertdien-
sterufnummern, die bisher in einem Referentenentwurf 
zur Telekommunikations-Nummerierungsverordnung 
(TNV-E) enthalten waren. Daneben werden telekommu-
nikationsrechtliche Bezüge in anderen Gesetzen modifi-
ziert und ergänzt (z.B. Artikel 10-Gesetz). 

Der Bundesrat hat am 18. März 2005 eine Stellungnahme 
zu dem Entwurf beschlossen (im Folgenden: „BR-Stel-
lungnahme“); die Bundesregierung hat eine Gegenäuße-
rung (im Folgenden: „Gegenäußerung“) vorgelegt. Alle 
Dokumente sind als Bundestags-Drucksache 15/5213 
veröffentlicht, die BITKOM im Folgenden insgesamt 
kommentiert. 

 Allgemeines 
Grundsätzlich erkennen wir die Bereitschaft der Ent-
wurfsverfasser an, sich bereits an vielen Stellen differen-
ziert mit den technischen Voraussetzungen, Wirkungen 
und Eigenheiten verschiedener Dienste auseinander zu 
setzen. Wir schätzen das Bemühen darum, grundsätzlich 

einen angemessenen Ausgleich zwischen sinnvollen 
Verbraucherschutzaspekten und Markterfordernissen her-
beizuführen.  

Dieses Bemühen wollen wir – auch mit unserem speziel-
len Fach- und Marktwissen –  unterstützen.  

BITKOM befürwortet klare, effektive Regeln zur Preis-
transparenz und Kostenkontrolle. Beides sind ureigene 
Anliegen der Branche; kein Unternehmen möchte zah-
lungsunfähige Kunden oder ständige Zahlungsstreitigkei-
ten haben. Das ehrliche Interesse der BITKOM-Branche 
an nachhaltiger Kundenzufriedenheit belegen die um-
fangreichen freiwilligen Maßnahmen, die Netzbetreiber 
und Diensteanbieter bereits in der Vergangenheit initiiert 
haben. Diese Maßnahmen sind geeignet, einen effektiven 
Kundenschutz zu gewährleisten. Da sie bereits auf frei-
williger Basis verwirklicht wurden, besteht wenig Not-
wendigkeit einer gesetzlichen Regelung. Weitere Ver-
schärfungen gefährden in großem Umfang Arbeitsplätze 
einer oft noch jungen, stark wachsenden Industrie am 
Standort Deutschland. 

Wo der Gesetzgeber eine Erweiterung der bestehenden 
Verpflichtungen dennoch für nötig hält, muss oberstes 
Kriterium die Wirksamkeit entsprechender Regeln im 
Alltagsgeschäft sein. Nur dann wird das Ziel zufriedener, 
aufgeklärter Kunden erreicht, nur dann sind die den Un-
ternehmen entstehenden Mehrkosten verhältnismäßig – 
und nur dann werden Ressourcen nicht unnötig gebun-
den, die an anderer Stelle sinnvoller für Maßnahmen ein-
gesetzt werden könnten, die tatsächlich auf der Wunsch-
liste der Kunden stehen. Diese Wirksamkeit hängt insbe-
sondere von zwei Kriterien ab: 

- der praktischen Durchführbarkeit und  

- der Kundenakzeptanz der vorgeschriebenen Instru-
mente. 

Auf diese Kriterien hin muss jede Vorschrift untersucht 
werden. 

Wir bedauern grundsätzlich, dass sich die Diskussion um 
Telefonmehrwertdienste zu sehr auf einige wenige An-
gebote fokussiert, die dem Gesetzgeber ein Dorn im Au-
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ge zu sein scheinen. Wir möchten den Blick darauf rich-
ten, dass Mehrwertdienste im wahrsten Sinne des Wortes 
„mehr“ wert sind, als ihnen in der Öffentlichkeit oft zu-
gebilligt wird. So konnten in jüngster Zeit beispielsweise 
auch Premium-SMS eine schnelle und vom Bürger hoch 
akzeptierte Spendenaktion für die Flutopfer in Südostasi-
en ermöglichen. Dienste wie z.B. Kurzwahldatendienste 
bieten nicht „nur“ Unterhaltung (die in einer Gesellschaft 
ebenfalls ihre Berechtigung hat), sondern versorgen viele 
Geschäftsleute schon heute mit unverzichtbaren Informa-
tionen wie Börsenkursen, Staumeldungen, Nachrichten 
etc. Wir fordern den Gesetzgeber daher auf, stets die ge-
samte gegenwärtige und zukünftig vielleicht mögliche 
Anwendungsbreite der von ihm regulierten Dienste im 
Auge zu behalten. Nur so bleibt eine sachliche Diskussi-
on gewährleistet. 

Dies vorausgeschickt, umfassen unsere Hauptkritikpunk-
te am vorliegenden Entwurf: 

- Zu umfassender Anwendungsbereich der Kunden-
schutzvorschriften, denn Groß- und Geschäftskunden 
sind nicht so schützenswert wie private Verbraucher. 

- Generelle Preisansagepflicht im call-by-call-Bereich, 
denn hier stehen die Kosten der Preisauszeichnung in 
krassem Missverhältnis zum Preis des Produkts. 

- Generelle Pflicht zur Handshake-SMS bei jedem 
Dienst ab einem Euro (§ 66c), denn sie entwertet die 
Wirksamkeit eines sinnvollen Verbraucherschutzin-
struments. 

- Überzogene Vorschriften im Kurzwahldienstebereich 
(Bill-Warning bereits ab 20 €, fristloses Kündigungs-
recht, nicht erfüllbare Informationspflichten, § 45l), 
denn sie behindern Produktinnovationen in einem 
aufstrebenden Markt. 

- Zu weit gehende kostenlose Sperrmöglichkeiten, 
denn sie können den Anbieter zum Spielball des 
Kunden machen (§ 45d Abs. 2). 

- Zu weit reichende zivilrechtliche Sanktionen (Weg-
fall des Entgeltanspruchs, § 66g), denn sie fördern ei-
ne fruchtlose, aber kostspielige Streitkultur um 
Centbeträge. 

- Zu kurze Übergangsfristen (Artikel 6), denn die ge-
forderten Umrüstungen brauchen Zeit. 

Im Einzelnen: 

 Anwendungsbereich der Kundenschutzvorschrif-
ten 

Wir begrüßen die Begrenzung des Anwendungsbereiches 
etwa in § 43a durch die Herausnahme von Endnutzern, 
die keine Verbraucher sind und mit denen der Anbieter 
eine Individualvereinbarung getroffen hat. Da diese 
Gruppe aber generell nicht besonders schutzwürdig ist, 
sollten die Verbraucherschutzregeln auf sie grundsätzlich 
nicht zwingend anwendbar sein. Hierfür sprechen drei 
Gründe: 

-  Kein Schutzbedürfnis: Die Tatsache, dass Geschäfts-
kunden aufgrund ihrer Nachfragemacht für sie sehr 
günstige Sondervereinbarungen aushandeln können, 
belegt anschaulich, dass die sonst angenommene 
strukturelle Unterlegenheit des Kunden hier gerade 
nicht vorliegt. Genau aus diesem Grund orientiert 

sich der Gesetzgeber auch in anderen Wirtschaftsbe-
reichen am Konzept eines abgestuften Schutzniveaus, 
zum Beispiel im Mietrecht, im Kaufrecht oder gene-
rell im Handelsrecht, dem Sonderrecht der Kaufleute. 
Wer Sonderkonditionen verhandeln kann, bedarf 
nicht desselben Schutzes wie der einzelne Verbrau-
cher, der darauf angewiesen ist, Vertragsbedingungen 
zu akzeptieren oder den Dienst nicht in Anspruch 
nehmen zu können. 

-  Kumulation von Vorteilen bei Geschäftskunden: 
Sachwidrig würden Geschäftskunden nach dem Ent-
wurf individuelle Sonderkonditionen erhalten, könn-
ten aber gleichzeitig sämtliche Kundenrechte des 
„schwachen Massenverbrauchers“ für sich in An-
spruch nehmen.  

-  Keine Umgehungsgefahr bei Privatkunden: Eine Um-
gehungsgefahr durch eine routinemäßige „Flucht in 
Sondervereinbarungen“ kann dadurch gebannt wer-
den, dass lediglich solche Endnutzer vom Anwen-
dungsbereich ausgenommen werden, die nicht Ver-
braucher im Sinne von § 13 BGB, also keine Privat-
personen, sind. Eine Umgehung für die große Zahl 
der kleinen Geschäftskunden wäre für die Unterneh-
men im Massengeschäft schon rein tatsächlich un-
praktikabel und viel zu teuer. Sondervereinbarungen 
werden aufgrund des hiermit verbundenen Aufwan-
des nur mit großen Kunden ausgehandelt, die einen 
außergewöhnlich hohen Umsatz erwarten lassen. 

 Artikel 1, Artikel 2, Artikel 3 Nr. 16 b) (Änderun-
gen des G-10-Gesetzes, des JVEG und des TKG 
im Zusammenhang mit der Entschädigungsrege-
lung) 

Wir begrüßen den ausdrücklichen Verweis auf die Ent-
schädigungsregelung nach TKG, da er klarstellt, dass die 
Entschädigung nach JVEG lediglich eine Übergangslö-
sung darstellt.  

 Artikel 3 Nr. 2 (§ 3 Begriffsbestimmungen) 

Die neuen Regeln zum Verbraucherschutz im TKG, ins-
besondere in §§ 66a ff., nehmen nicht mehr auf Ruf-
nummernbereiche, sondern auf Dienstearten Bezug. Die-
ser Ansatz erscheint dem Gesetzgeber wegen seiner Fle-
xibilität attraktiv. Grundsätzlich begrüßt auch BITKOM 
flexible, innovationsoffene Regelungen. Der hier gewähl-
te Ansatz geht allerdings zu sehr zulasten der Bestimmt-
heit: Die knappen Definitionen der „Kurzwahldienste“, 
„Premium-Dienste“, „Auskunftsdienste“ etc. eröffnen 
vielfältige Interpretationsspielräume. Besonders weit und 
wenig griffig ist die Beschreibung der „Neuartigen Dien-
ste“ („Dienste…, bei denen Nummern für einen Zweck 
verwendet werden, für den kein anderer Rufnummern-
raum zur Verfügung steht"). Auffällig ist, dass in den De-
finitionen selbst wieder gerade die Bezugnahme auf 
Nummernbereiche zur Beschreibung genutzt wird. Dann 
aber kann man gleich in den materiellen Vorschriften 
statt auf Dienstetypen wie bisher auf Rufnummernberei-
che Bezug nehmen. Die in der Begründung befürchtete 
Umgehung der Regelungen der §§ 66a ff. durch einen 
bloßen Wechsel der Rufnummernbereiche wird leichter 
und effektiver dadurch verhindert, dass die RegTP nach 
der TNV für jeden Nummernbereich im Einzelnen den 
Nutzungszweck festlegt. Die zukünftige TNV gibt der 
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Regulierungsbehörde auch das Instrumentarium an die 
Hand, diese Vorgaben durchzusetzen. 
Der gewählte Ansatz ist auch deshalb besonders kritisch, 
weil sich die Dienstebeschreibungen zum Teil wesentlich 
von den bislang in den Zuteilungsregeln der RegTP vor-
gegebenen Nummernraumbeschreibungen unterscheiden. 
Problematisch erscheint zudem, dass Regelungen formu-
liert werden, die aktuell Gegenstand laufender Anhö-
rungsverfahren bei der RegTP sind (z.B. MABEZ), bzw. 
Dienste erfasst werden, für welche die RegTP bislang 
noch keine Zuteilungsregeln erarbeitet hat, weil die Ver-
waltung den Netzbetreibern überlassen ist (z.B. 
Kurzwahldienste).  
Ganz besondere Probleme bereitet die Aufnahme der 
Kurzwahldienste in die Begriffsdefinitionen: Sie soll laut 
Begründung „klarstellen“, dass diese Kurzwahlen Num-
mern im Sinne des § 3 Nr. 13 TKG sind. Diese Kurzwah-
len aber dienen gerade nicht – wie § 3 Nr. 13 TKG for-
dert – der Adressierung, sondern sind, vergleichbar den 
Domain-Namen im Internet, nur Metabezeichnungen. 
Selbst wenn man unterstellt, dass die Dienstedefinition 
zur Beschreibung dieser Dienste geeignet ist, kann kei-
nesfalls davon ausgegangen werden, dass sie geeignet ist, 
einen neuen, zusätzlichen Kurzwahlnummernraum zu be-
schreiben, den die RegTP evtl. in Zukunft zur netzüber-
greifenden Nutzung bereitstellen wird, der heute jedoch 
definitiv noch nicht besteht. Unserer Ansicht nach han-
delt es sich daher nicht um eine Klarstellung, sondern um 
eine unsachgemäße Erweiterung der Befugnisse der 
RegTP im Bereich der Nummernregulierung gegenüber 
der geltenden Rechtslage. Hierfür besteht aber kein An-
lass, da bei den Kurzwahlen – gerade weil sie keine 
Adressierungsfunktion haben – die nummernspezifischen 
Regelungserfordernisse nicht vorhanden sind. Angesichts 
der bereits bestehenden Nutzung von Kurzwahlen ist die-
se Befugniserweiterung schließlich auch aus Gründen des 
Bestandsschutzes abzulehnen und zu streichen. 
Zudem sind die Begrifflichkeiten in Nr. 13 a – d grund-
sätzlich nicht sehr klar. So stellt sich z.B. mit Blick auf § 
45 d Abs. 2 die Frage, ob auch Kurzwahlen Teile von 
Nummernbereichen sind. Hier zeigt sich wiederum, dass 
Kurzwahlen grundsätzlich nicht mit Nummern gleich zu 
behandeln sind. 
Die BR-Stellungnahme Nr. 2 lehnen wir – in Überein-
stimmung mit der Gegenäußerung – ab. Das Wort "tele-
fonisch" in § Nr. 2 a) sollte beibehalten werden. Es ist 
mit Bedacht gewählt. Die auf Auskunftsdienste abzielen-
den Vorschriften des Gesetzentwurfs, wie z.B. Preisan-
sagen bei Weitervermittlungen, passen gerade nicht auf 
einen Auskunftsdienst, der durch reine Datenübertragung 
erbracht wird, etwa über Internet. 

 Artikel 3 Nr. 3 (§ 43a Verträge) 
Die Erfahrung zeigt, dass eine vorherige Angabe einer 
Bereitstellungsfrist für jeden Einzelfall nicht möglich ist. 
Dem trägt der Entwurf durch Bezugnahme auf die „vor-
aussichtliche“ Dauer Rechnung. Wenigstens in der Be-
gründung muss klargestellt werden, dass diese Angabe 
wegen ihres Prognosecharakters auch nicht einklagbar ist 
und ein Verstoß gegen die Prognose keine Ansprüche 
nach sich zieht. Kurze Bereitstellungsfristen sind ein 
wichtiges Merkmal im Qualitätswettbewerb; wer zu lan-
ge auf seinen Anschluss wartet, wird ohnehin den Anbie-
ter wechseln. Eine weitere Sanktionierung ist nicht not-
wendig. 

Abschließend weisen wir darauf hin, dass ein "Übermaß" 
von Vertragsangaben dem Verbraucherschutz nicht dient, 
sondern im Gegenteil zur Intransparenz des Vertrages 
führen kann. Schon die von der EU-Richtlinie vorgege-
benen Vertragsbestandteile stellen weit reichende Ein-
griffe in die Vertragsgestaltungsfreiheit dar. Auch mit 
Blick auf mögliche Beeinträchtigungen des Binnenmark-
tes und der internationalen Konkurrenzfähigkeit deut-
scher Unternehmen sollte von noch darüber hinausge-
henden Eingriffen dringend abgesehen werden. 

 Artikel 3 Nr. 4 (§ 44a Haftungsbegrenzung) 
BITKOM begrüßt die Haftungsgrenze für ein Schadens-
ereignis auf 10 Mio. €. Aufgrund des unübersehbaren 
und nicht versicherbaren Haftungsrisikos im Bereich der 
Telekommunikationsdienstleistungen ist diese Haftungs-
begrenzung dringend erforderlich.  
In Übereinstimmung mit der Gegenäußerung wenden wir 
uns daher gegen die BR-Stellungnahme  Nr. 4 (Wegfall 
der Haftungsbeschränkung auch bei grober Fahrlässig-
keit). Die Formulierung im Regierungsentwurf entspricht 
dem bisherigen § 7 TKV, der eine angemessene Risiko-
verteilung vorsieht und bisher nicht strittig war.  
Nutzer können über Telekommunikationsdienste äußerst 
wertvolle Transaktionen abwickeln, beispielsweise Bör-
sengeschäfte in Millionenhöhe über ein kurzes preiswer-
tes Telefonat veranlassen. Das Schadensrisiko im Falle 
einer Schlechtleistung kann unvorhersehbare Dimensio-
nen erreichen und steht damit in keiner Relation zum 
Preis der Telekommunikationsdienstleistung, geschweige 
denn zum Gewinn des Anbieters. Mit dieser Situation ist 
die vom Bundesrat angeführte Lage im Transportbereich 
(§ 14 Satz 2 der Verordnung über die Allgemeinen Be-
förderungsbedingungen für den Straßenbahn- und Obus-
verkehr sowie den Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen 
vom 27. Februar 1970) nicht vergleichbar. Auch beste-
hen die angesprochenen Abgrenzungsschwierigkeiten ge-
rade zwischen leichter und grober Fahrlässigkeit und 
wirken sich somit dann besonders aus, wenn auch bei 
letzterer die Haftungsbeschränkung entfallen soll. 
Hingegen unterstützen wir – wiederum in Übereinstim-
mung mit der Gegenäußerung – nachdrücklich die Über-
legung des Bundesrates (BR-Stellungnahme Nr. 5), ge-
genüber Nichtverbrauchern auch eine Abweichung von 
den Haftungsgrenzen zugunsten von TK-Anbietern zuzu-
lassen. Eine einseitige Abweichungsmöglichkeit zugun-
sten von Endnutzern, die keine Verbraucher sind, kann 
zu einer Kumulation von Vorteilen bei diesen Endnut-
zern führen. Die Abweichungsmöglichkeit soll grund-
sätzlich der Verwirklichung der Vertragsfreiheit zwi-
schen gleich starken Verhandlungspartnern dienen. Ge-
rade weil keine strukturelle Unterlegenheit des Nichtver-
braucherkunden besteht, muss eine Abweichung von der 
gesetzlichen Regel in beide Richtungen möglich sein.  

 Artikel 3 Nr. 6 (§§ 45a bis 45p) 
§ 45 a (Nutzung von Grundstücken) 

BITKOM begrüßt, dass die Grundstückseigentümererklä-
rung (GEE) auch im Falle der Grundstücksveräußerung 
den Rechtsnachfolger binden soll. Bislang existiert zu 
dieser Frage divergierende Rechtsprechung.  

Auch begrüßen wir die Zusammenfassung von Erklärung 
und „Gegenerklärung“ (bisherige Anlagen 1 und 2 der 
TKV) in einem Dokument. Es ist kein Grund für die Auf-



Ausschussdrucksache 15(9)1900 Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit  

80 

teilung in zwei Formulare ersichtlich. Inhaltlich finden 
sich dieselben Rechte und Pflichten in Anlage 1 wie in 
Anlage 2. Ein Formular, in dem alles geregelt ist und in 
dem beide Unterschriften enthalten sind, führt zu größe-
rer Übersichtlichkeit und geringerem Verwaltungsauf-
wand. 
Nicht nachvollziehbar ist jedoch, warum das Recht des 
Anbieters, den Vertragsschluss bis zur Vorlage der GEE 
zu verweigern, nun nur noch in der Begründung erwähnt 
wird. Der Gesetzeswortlaut erweckt irreführend den Ein-
druck, als müsste der Anbieter zunächst einmal einen 
Vertrag schließen und hätte dann nur ein Kündigungs-
recht. Das Recht, bereits den Vertragsschluss zu verwei-
gern, sollte daher unbedingt wieder in die Regelung 
selbst aufgenommen werden.  
Schließlich sollte der in der alten Fassung der GEE (TKV 
1995) vorgesehene Ausschluss des Kündigungsrechtes, 
sofern noch ein Kunde auf dem betreffenden Grundstück 
mit Telekommunikationsleistungen versorgt wurde, auch 
weiterhin Bestand haben. Der Ausbau der Infrastruktur 
ist derart kostspielig, dass eine Kündigung mit der daraus 
resultierenden Pflicht des Netzabbaus zur wirtschaftli-
chen Unrentabilität führen kann und darüber hinaus nicht 
im Sinne des Endkunden ist, der weiterhin versorgt wer-
den will.  

§ 45b (Entstörungsdienst) 
Die Vorschrift sollte ersatzlos gestrichen werden. Für ei-
ne Vorschrift zum Entstörungsdienst besteht kein Rege-
lungsbedarf. Jedes kundenorientierte Unternehmen geht 
schon aus Eigeninteresse Störungen auf Verlangen des 
Kunden unverzüglich nach. Mögliche Unterschiede bei 
der konkreten Erbringung des Entstörungsdienstes dienen 
dem vom Gesetzgeber gewünschten Qualitätswettbewerb 
unter den Anbietern. Auch die Universaldienstrichtlinie 
schreibt keine Regelungen zum Entstörungsdienst vor. 
§ 45c (Normgerechte technische Dienstleistung) 
Der Entwurf gewährt dem Endnutzer ein außerordentli-
ches Kündigungsrecht für den Fall, dass der Anbieter 
„verbindliche Normen und technische Anforderungen für 
die Bereitstellung von Telekommunikation“ nicht einhält, 
wobei die RegTP in Veröffentlichungen auf solche An-
forderungen hinweisen soll.  
Eine solche Regelung ist zu weit gehend und zu unbe-
stimmt. Hier ist zum einen unklar, welche Normen und 
Anforderungen dies sein sollen, so dass Streit vorpro-
grammiert ist, wenn der Endnutzer den Ausstieg aus dem 
Vertrag sucht. Es fehlen vor allem eine Bezugnahme auf 
die Rahmenrichtlinie und die Klarstellung, dass die 
RegTP keine eigenen Anforderungen aufstellen darf. 
Ein fristloses Kündigungsrecht ist aber auch in der Sache 
nicht gerechtfertigt. Werden Normen nicht beachtet, so 
kann der Kunde deren Einhaltung notfalls einklagen. 
Dies entspricht gängigem Vertragsrecht. So hat etwa 
auch ein Mieter kein fristloses Kündigungsrecht, sondern 
nur einen Erfüllungsanspruch, wenn der Vermieter z.B. 
Grenzwerte der Trinkwasserverordnung nicht einhält. 
Der Grundsatz „pacta sunt servanda“ muss auch im Tele-
kommunikationsbereich die Parteien bei Leistungsstö-
rungen bis zu einem gewissen Grad aneinander binden; 
andernfalls wird die für beide Seiten notwendige Ver-
tragsstabilität völlig aufgegeben.  
Ein sofortiges Kündigungsrecht ist besonders deshalb 
überzogen, weil der Entwurfswortlaut noch nicht einmal 

eine Beeinträchtigung des Kunden voraussetzt: Selbst ein 
schuldloser Verstoß gegen eine unbedeutende technische 
Regelung würde somit das Sonderkündigungsrecht auch 
dann auslösen, wenn es faktisch zu keiner Kundenbeein-
trächtigung gekommen ist. Es steht zu befürchten, dass 
etwa Geschäftskunden mit längerfristigen Verträgen, die 
mit ihren Konditionen unzufrieden sind, eine solche Re-
gelung als willkommenen, aber sachlich ungerechtfertig-
ten Grund vorschieben, um aus ihrem Vertrag auszustei-
gen. 
Wir unterstützen daher die Forderung in der BR-
Stellungnahme Nr. 6a), dem auch die Gegenäußerung zu-
stimmt, in vollem Umfang. 

§ 45d (Netzzugang) 

Nach dem Wortlaut des § 45d Abs. 2 soll die Möglich-
keit einer kostenlosen Sperrung für bestimmte Rufnum-
mernbereiche uneingeschränkt für alle Unternehmen gel-
ten. Das geht weit über die Anforderungen der Univer-
saldienstrichtlinie hinaus, nach der nur „benannte Unter-
nehmen“ bestimmte Leistungen, darunter die kostenlose 
Sperre von Rufnummernbereichen, anzubieten haben. 
Gemäß Art. 10 der Universaldienstrichtlinie sind nur 
„benannte Unternehmen“ zu den in Anhang I Teil A auf-
geführten Leistungen verpflichtet, wie z.B. zur kostenlo-
sen Sperre von Rufnummernbereichen.  
Wir befürworten daher nachdrücklich die in der BR-
Stellungnahme Nr. 1 vorgeschlagene Beschränkung auf 
die in der Universaldienstrichtlinie vorgesehenen Dien-
ste. 
Eine für alle Unternehmen kostenlos vorzunehmende 
Sperre belastet insbesondere die kleineren Unternehmen 
unverhältnismäßig. Eine kostenlose Leistungserbringung 
erscheint hier nicht vertretbar und würde durch die un-
vermeidliche Umlegung auf sonstige Entgelte zu einer 
nicht verursachungsgerechten allgemeinen Preiserhöhung 
der Telekommunikation führen. Dem gegenüber er-
scheint sowohl unter dem Gesichtspunkt Verursachungs-
prinzip, vor allem aber dem Begünstigungsprinzip eine 
Kostenanlastung beim konkret nachfragenden Kunden 
vorzugswürdig. Dies gilt ganz besonders gegenüber 
Nichtverbrauchern. 

Besonders bei § 45 d) Abs. 2 bereitet auch der neue An-
satz, Kurzwahlen als Nummern im Sinne des § 3 Nr. 13 
TKG zu klassifizieren, Probleme; vgl. unsere Stellung-
nahme zu § 3. Kurzwahlen dienen gerade nicht, wie § 3 
Nr. 13 TKG fordert, der Adressierung, sondern sind nur 
Meta-Bezeichnungen. Über die unklare Begriffsdefiniti-
on könnte die in der Diskussion bereits für erledigt er-
klärte Pflicht, Kurzwahlen auf Kundenwunsch sperren zu 
müssen, wieder Eingang in das TKG-Änderungsgesetz 
finden. Dies muss unbedingt mit geeigneter Definition 
der Nummernbereiche und Rufnummernbereiche ver-
mieden werden. Denn diese Forderung ist technisch, ins-
besondere netzseitig, derzeit im Mobilfunk nicht überall 
umsetzbar. Gleichzeitig können sich die Kunden durch 
Inanspruchnahme von Prepaid-Angeboten ausreichend 
vor Überschuldung schützen. 

In keinem Fall hinnehmbar erscheint die nach der jetzi-
gen Formulierung auch denkbare Situation, dass ein 
Kunde die Sperrung von Rufnummernbereichen beliebig 
oft kostenlos aufheben und wiedereinrichten kann. Es ist 
daher zwingend erforderlich, dass der Gesetzgeber das 
Interesse des Kunden nach einer Sperrung von Rufnum-
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mern in ein ausgewogenes Verhältnis setzt zu dem Inter-
esse des Anbieters, seine Kosten zu decken. Die Entgelt-
freiheit der Sperrung sollte daher auf den in der Univer-
saldienstrichtlinie vorgesehenen Fall beschränkt bleiben. 
Lediglich als Kompromissvorschlag zur Missbrauchs-
vorbeugung unterstützen wir den Vorschlag in der Ge-
genäußerung (entgeltpflichtige wiederholte Sperre), hilfs-
weise denjenigen in der BR-Stellungnahme Nr. 7 b (ent-
geltpflichtige Freischaltung). 
Darüber hinaus regen wir an, § 45d mit „Zugang zu öf-
fentlichen Telekommunikationsnetzen“ zu bezeichnen, 
da der Begriff „Netzzugang“ im Markt mit den Zugangs-
verpflichtungen des marktbeherrschenden Anbieters nach 
§§ 21ff. TKG belegt ist. 

§ 45e (Anspruch auf Einzelverbindungsnachweis) 

Wir befürworten die vom Bundesrat in Empfehlung Nr. 1 
angesprochene Beschränkung der Verpflichtungen auf 
die in der Universaldienstrichtlinie vorgesehenen Dien-
ste. Wir begrüßen zudem die sinnvolle und absolut not-
wendige Einschränkung, dass der Einzelverbindungs-
nachweis mindestens nur die Angaben enthalten muss, 
die für die Überprüfung der Rechnungshöhe notwendig 
sind. Damit ist jedenfalls klar, dass etwa bei Pauschaltari-
fen, bei denen Einzelverbindungen für den Rechnungsbe-
trag unerheblich sind, kein Einzelverbindungsnachweis 
verlangt werden kann. Dies sollte in der Begründung 
gleichwohl noch einmal deutlich hervorgehoben werden. 
Wir lehnen aber generell die Pflicht zum Einzelverbin-
dungsnachweis im Onlinebereich ab. Sie würde bei Inter-
net by Call (IbC)-Verbindungen zu massiven Kostener-
höhungen und damit Preissteigerungen führen: Hier lie-
gen die Minutenpreise größtenteils bei weit unter einem 
Cent; gleichzeitig dauern aber eine Vielzahl von Verbin-
dungen nicht länger als eine Minute, weil etwa nur kurz 
eine E-Mail versandt oder abgerufen wird. Die Kosten 
für die Erstellung der entsprechenden Position auf dem 
Einzelverbindungsnachweis würden den Preis für die 
Zurverfügungstellung der eigentlichen Dienstleistung oft 
um ein Vielfaches übersteigen und zwangsläufig zu einer 
deutlichen Endkundenpreiserhöhung führen. Internet-by-
call würde plötzlich wieder teuer werden. Entsprechen-
des gilt für die Auflistung aller SMS-Verbindungen. 

Ebenso lehnen wir – in Übereinstimmung mit der Gegen-
äußerung – die in der BR-Stellungnahme Nr. 8 empfoh-
lene Ausdehnung der Pflicht zum Einzelverbindungs-
nachweis auf Fälle, in denen gewöhnlich keine Rechnung 
erteilt wird (insbesondere Prepaidverträge), ab. Es bedeu-
tet in solchen Fällen einen besonders hohen Aufwand für 
die TK-Unternehmen, die Datensätze zu generieren, die 
sonst nicht für die Rechnungslegung benötigt werden. 
Gerade bei vorausbezahlten Produkten ist das finanzielle 
Risiko für den Kunden überschaubar und steuerbar. Der 
"Albtraum" einer horrenden Rechnung ohne Nachweis 
wofür kann hier nicht Wirklichkeit werden. Aus diesem 
Grund erwarten die Kunden bei solchen Produkten von 
vornherein keinen Einzelverbindungsnachweis. Zudem 
ist der Kunde bereits durch andere Regelungen ausrei-
chend geschützt; die vom Bundesrat geforderte nachträg-
liche Überprüfungsmöglichkeit besteht schon: Bei Zwei-
feln an der Richtigkeit der Abrechnung kann jeder Pre-
paidkunde einen ausführlichen, kostenlosen Einzelver-
bindungsnachweis erhalten, und zwar  heute nach § 16 
TKV und in Zukunft nach § 45 i TKG. Es wäre unver-

hältnismäßig, die Anbieter darüber hinaus auch noch zu 
verpflichten, enorme Datenmengen aufbereitet vorzuhal-
ten, um standardmäßig elektronische Einzelverbindungs-
nachweise anbieten zu können.  

Schließlich steht Abs. 2, wonach die Standardform des 
Einzelverbindungsnachweises durch die RegTP verbind-
lich festgelegt werden soll, zu Abs. 1 im Widerspruch. 
Mindestanforderungen an die inhaltliche Gestaltung von 
Einzelverbindungsnachweisen werden bereits durch 
Abs. 1 festgelegt, eben durch die Bezugnahme auf die 
abrechnungsrelevanten Daten. Welche Angaben dies je-
weils sind, hängt vom Tarifmodell und nicht von einer 
Festlegung der RegTP ab. Abs. 2 ist daher zu streichen. 
Erst recht lehnen wir jede vom Bundesrat vorgeschlagene 
(BR-Stellungnahme Nr. 9) weitere Festlegungsmöglich-
keit durch die RegTP ab. Hinsichtlich der erforderlichen 
Angaben sehen wir bereits keinen Beurteilungsspielraum, 
der auszufällen wäre. Hinsichtlich der Form sollte wei-
terhin jede Form erlaubt sein. Eine – womöglich häufig 
wechselnde – Festlegung verschiedener Standards durch 
die RegTP bedeutete eine immense Unsicherheit für die 
Unternehmen, die stets ihre Prozesse und Datenverarbei-
tungssysteme kostspielig anpassen müssten. Darüber hin-
aus ist eine unterschiedliche Form des Einzelverbin-
dungsnachweises auch ein Differenzierungskriterium im 
Qualitätswettbewerb, das dem Markt belassen bleiben 
sollte. 

§ 45f (Vorausbezahlte Leistung) 

Die Universaldienstrichtlinie sieht die grundsätzliche 
Pflicht zum Angebot von Produkten auf Vorauszah-
lungsbasis nicht vor. Gemäß Art. 10 der Universaldienst-
richtlinie sind nur „benannte Unternehmen“ zu den in 
Anhang I Teil A aufgeführten Leistungen verpflichtet 
wie z.B. zum Angebot von Produkten auf Vorauszah-
lungsbasis. Dem liegt die sinnvolle Überlegung zugrun-
de, dass nicht alle Unternehmen unabhängig von einer 
Universaldienstverpflichtung zum Angebot von Produk-
ten auf Vorauszahlungsbasis gerade dann verpflichtet 
werden sollen, wenn solche Angebote unter wirtschaftli-
chen Gesichtspunkten nicht gemacht würden. Es besteht 
kein einsichtiger Grund dafür, diese kleinen Anbieter im 
deutschen Recht mit der weit reichenden Verpflichtung 
zu belasten und zur Entwicklung eines eigenen Prepaid-
produkts etwa im Festnetzbereich zu zwingen, wenn be-
reits „benannte Unternehmen“ Dienste auf Vorauszah-
lungsbasis anbieten (müssen). Für den Kundenschutz ist 
die Möglichkeit ausreichend, ein vorausbezahltes Pro-
dukt wenigstens bei einem Anbieter nachfragen zu kön-
nen, zumal gepaart mit anderen Kostenbegrenzungsmög-
lichkeiten wie etwa der Sperre von Rufnummernberei-
chen. Darüber hinaus sollte die Entwicklung von Voraus-
zahlungsangeboten dem Markt überlassen werden. Dies 
deckt sich mit der BR-Stellungnahme Nr. 10 und der Ge-
genäußerung, die sich ebenfalls für eine Beschränkung 
auf Universaldienstverpflichtete aussprechen. 

Eindeutig kein Bedürfnis für ein Vorauszahlungsprodukt 
besteht im Geschäftskundenbereich. Dieser Bereich sollte 
daher von Vornherein von der Verpflichtung ausgenom-
men werden; zumindest wären die Besonderheiten dieses 
Sektors zu berücksichtigen. Anderenfalls drohte gerade 
für kleinere Unternehmen, die in diesem speziellen Markt 
ihre Nische gefunden haben, eine unverhältnismäßige 
Belastung. 
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Wir begrüßen jedenfalls die Klarstellung in der Begrün-
dung, dass das Angebot eines Produktes auf Vorauszah-
lungsbasis, also etwa einer Calling-Karte, ausreicht, um 
die Verpflichtung zu erfüllen. Anderenfalls wäre eine 
Umstellung aller bereits im Markt befindlichen Produkte 
auf das Hot-Billing-Verfahren notwendig, was einen un-
verhältnismäßigen Eingriff darstellen würde.  
Gerade vor dem Hintergrund dieser Präzisierungen in der 
Begründung sind aber die in Satz 2 normierten weit rei-
chenden Eingriffsbefugnisse der RegTP in die inhaltliche 
und vertragliche Ausgestaltung des gesamten Produkt-
Portfolios nicht nachvollziehbar. Es besteht keine Not-
wendigkeit, der RegTP noch konkretere Vorgaben zu 
Vorauszahlungsprodukten zu überlassen. Diese Eingriffs-
befugnisse greifen unverhältnismäßig in die unternehme-
rische Freiheit der TK-Anbieter bei der Produktentwick-
lung und –gestaltung sowie in die Privatautonomie ein. 
Da eine derart weit reichende Eingriffsbefugnis der 
RegTP im Übrigen auch dem gewünschten Qualitäts-
wettbewerb unter den Anbietern zuwiderliefe, ist Satz 2 
zu streichen. 
§ 45g (Verbindungspreisberechnung) 
Wir begrüßen die Beibehaltung der bisherigen Regelung 
zur Verbindungspreisberechnung, die zu keinem maß-
geblichen Beschwerdevolumen führte. Sie ist auch aus 
Vertrauensschutzgesichtspunkten heraus zwingend not-
wendig, denn viele Anbieter haben auf der Grundlage der 
geltenden TKV Zertifizierungen ihrer Abrechnungssy-
steme vorgesehen.  
Die in der BR-Stellungnahme Nr. 11 vorgeschlagene 
Festlegungsmöglichkeit der RegTP lehnen wir wegen der 
damit verbundenen Rechtsunsicherheit für die Unter-
nehmen ab. Die RegTP ist naturgemäß mit den Feinhei-
ten der unterschiedlichen eingesetzten Systeme verschie-
dener Anbieter nicht vertraut genug, um die Auswirkung 
etwaiger Eingriffe in ihrer vollen finanziellen Tragweite 
beurteilen zu können. So könnte schon eine Änderung 
hinsichtlich der Nachkommastellen (z.B. von 4 auf 6) 
Anpassungskosten in Höhe mehrerer hunderttausend Eu-
ro verursachen; hinzukommen können in einem solchen 
Fall jährliche Mehrkosten im sechsstelligen Eurobereich 
für notwendige zusätzliche Speicherkapazität und für 
Backups. Für solche folgenreichen Eingriffsmöglichkei-
ten der RegTP besteht kein Grund; es kann und muss den 
Anbietern selbst überlassen bleiben, wie und mit welchen 
technischen Mitteln sie das vom Gesetz geforderte Er-
gebnis der Abrechnungs- und Erfassungsgenauigkeit er-
reichen. 

§ 45h (Rechnungsinhalt, Teilzahlungen) 

Nicht einleuchtend ist zunächst, warum die Telekommu-
nikationsunternehmen durch eine Verpflichtung zur 
Schaltung von kostenlosen Servicerufnummern schlech-
ter gestellt werden sollen als Anbieter in anderen Bran-
chen. Beschwerdeanrufe z.B. bei Versandhäusern dürfen 
kostenpflichtig sein. Die Verpflichtung zur Schaltung ko-
stenloser Servicerufnummern ist ein nicht nachvollzieh-
barer, schwerer ordnungspolitischer Eingriff in die Ge-
schäftstätigkeit von Unternehmen. Damit wird die Wirt-
schaftlichkeit insbesondere kleiner und mittelständischer 
Unternehmen in hohem Maße gefährdet. 
In Abs. 3 sollte klar gestellt werden, dass die Einwen-
dungen „beim jeweiligen Anbieter“ erhoben werden 
können. 

Der Rechtssicherheit halber regen wir zudem an, den 
Versand von Rechnungen in elektronisch gespeicherter 
Form als eine zulässige Standardform in § 45h aufzu-
nehmen. Bereits mehrere Anbieter nutzen diese Form 
heute, denn sie ist beliebt, kundenfreundlich, Kosten spa-
rend und insbesondere umweltschonend.  
§ 45i (Beanstandungen) 
Die generelle Verpflichtung, bei jeder Einwendung eine 
technische Prüfung vornehmen zu müssen, ist nicht 
nachvollziehbar. Eine technische Prüfung sollte nur dann 
verlangt werden können, wenn ein technischer Fehler 
oder eine Manipulation tatsächlich zu besorgen oder we-
nigstens behauptet ist. Dies ist z.B. bei reinen Dialer-
Streitigkeiten oder bei Einwendungen zum Tarif nicht 
der Fall. Um beurteilen zu können, ob eine technische 
Prüfung im Einzelfall angezeigt ist, sind die TK-Anbieter 
auf die aktive Mitwirkung des Kunden angewiesen. Der 
genaue Hintergrund der Einwendung stellt sich häufig 
erst nach Kontaktaufnahme mit dem Kunden heraus. 
Dann kann auch erst beurteilt werden, ob und ggf. was 
genau geprüft werden muss.  
Insgesamt ist eine technische Prüfung daher erst am Ende 
des Einwendungsbearbeitungsprozesses sinnvoll (nach 
dem Versuch einer Einigung oder anderweitiger Klä-
rung), nicht an dessen Anfang. Andernfalls würden TK-
Anbieter gezwungen, in erheblichem Umfang überflüssi-
gen Ermittlungsaufwand zu betreiben. Die Kosten hierfür 
wären letztlich von den Verbrauchern zu tragen. Dies gilt 
besonders, weil der Aufwand einer technischen Prüfung 
in der Mehrzahl der Fälle außer Verhältnis zu den bestrit-
tenen Entgelten steht und auch nur sehr selten zu dem 
Ergebnis führt, dass tatsächlich ein technischer Fehler 
oder eine Manipulation vorlag.  
Hinsichtlich der Frist begrüßen wir die Feststellung, dass 
die Überprüfung „in der Regel“ innerhalb eines Monats 
stattzufinden hat. Dies bildet die Marktgegebenheiten 
angemessen ab: In der Regel erfolgt die die Aufschlüsse-
lung der Verbindungsdaten schon heute innerhalb eines 
Monats. Im Einzelfall kann es aber Gründe für eine Ver-
zögerung geben, die nicht im Einflussbereich des Anbie-
ters, sondern in der Verantwortung des Kunden liegen 
(s.o. zur Mitwirkung des Kunden). So erfordert etwa die 
Datenherausgabe aus Datenschutzgründen erst die Vor-
lage einer entsprechenden schriftlichen Einverständniser-
klärung. Ohne die rechtzeitige Mitwirkung des Kunden 
könnte der Anbieter die gesetzliche Frist nicht einhalten. 
Nachweismöglichkeiten des Anbieters dürfen daher nicht 
mit einer absoluten Befristung ausgeschlossen werden. 
Die in der BR-Stellungnahme Nr. 12 b) vorgeschlagenen 
Sanktionen bei einer Versäumung der Regelfrist lehnen 
wir daher ab.  
§ 45 k (Sperre) 
Die weitgehende Neuformulierung der Regelung erfolgte 
laut Begründung aus rechtsförmlichen Gesichtspunkten. 
Jedoch ist sie nicht lediglich rechtsförmlicher Natur, son-
dern verändert Prozesse und Gleichgewicht bei Zah-
lungsverzug. Die Regelungen zur Sperre bei Zahlungs-
verzug sind seit Jahren etabliert, im gesamten bisherigen 
Entwurfsprozess nie diskutiert worden und auch von Sei-
ten des Verbraucherschutzes keiner Kritik ausgesetzt ge-
wesen. Die vorgeschlagenen Formulierungsänderungen 
gefährden daher ohne Not die bisherige Rechtssicherheit.  
§ 45m (Aufnahme in öffentliche Teilnehmerverzeich-
nisse) 
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Wir begrüßen die Klarstellung in der Begründung, dass 
bei Einträgen mit geschäftlichem Bezug die Eintragung 
im Handelsregister oder in der Handwerksrolle die 
Grundlage für die Eintragung in ein öffentliches Kun-
denverzeichnis bilden sollte. In der Praxis kommt es 
nämlich immer wieder zu Eintragungen der Endkunden, 
die dem Zweck des § 45m widersprechen, indem Unter-
nehmen etwa Fantasienamen (beginnend mit AAAA) 
oder Werbebotschaften eintragen lassen. § 45m soll je-
doch lediglich sicherstellen, dass jeder Endkunde das 
Recht hat, in ein Verzeichnis aufgenommen zu werden. 
Das Recht, zugleich kostenfrei Werbemaßnahmen vor-
nehmen zu können, kann hieraus nicht abgeleitet werden.  
Außerdem verlangen Endkunden teilweise, mehrfach ko-
stenfrei eingetragen zu werden, auch wenn sie nur über 
einen Anschluss verfügen. Der Regelungszweck des § 
45m aber ist bereits mit einem Eintrag pro Anschluss er-
füllt. Deshalb sollte in der Begründung zusätzlich klarge-
stellt werden, dass der Teilnehmer nur mit einem Eintrag 
pro Anschluss kostenfrei aufgenommen werden muss.  
§ 45o (Rufnummernmissbrauch) 
Wir begrüßen die Rückkehr zum Erfordernis einer „gesi-
cherten Kenntnis“. Nur so können die Risiken für die 
Netzbetreiber bei Maßnahmen nach § 45o überhaupt kal-
kulierbar bleiben und insbesondere mögliche zivilrechtli-
che Ansprüche (Schadensersatzforderungen) der Dienst-
kunden ausgeschlossen werden. In diesem Zusammen-
hang ist auch zu berücksichtigen, dass über § 45o nicht 
gegen Störer, sondern lediglich gegen den zwischenge-
schalteten Netzbetreiber oder Diensteanbieter als „Nicht-
störer“ oder „mittelbaren Störer“ vorgegangen wird und 
damit nicht jedweder Hinweis auf die möglicherweise 
vorliegende missbräuchliche Nutzung einer Rufnummer 
einen Unterlassungsanspruch rechtfertigen kann, sondern 
eben nur ein qualifiziertes Vorbringen. 
Das in der BR-Stellungnahme Nr. 16 vorgeschlagene 
Verbot der Neuzuteilung von Rufnummern ist zu weit 
gefasst; die Gegenäußerung lehnt es zu Recht ab. Es hätte 
in dieser Form z.B. zur Folge, dass der Anbieter eines 
gesperrten Premium-SMS-Dienstes noch nicht einmal 
mehr eine "gewöhnliche" Ortsrufnummer zugeteilt be-
kommen könnte. Eine solche Folge ist sicher auch vom 
Bundesrat nicht beabsichtigt. Die Sperrfolgen müssen 
daher darauf beschränkt sein, dass der Anbieter für den-
selben Dienst keine Rufnummer aus demselben Num-
mernteilbereich erhalten darf.  

 Artikel 3 Nr. 7 (§ 47a Schlichtung) 
Es sollte sichergestellt werden, dass vor Erlass einer 
Schlichtungsordnung durch die RegTP eine Anhörung 
der Marktteilnehmer erfolgt. Eine entsprechende Ergän-
zung ist in § 47a aufzunehmen. 

 BR-Stellungnahme Nr. 18 (neuer § 47b) 
Das im Bundesrat vorgeschlagene Umgehungsverbot ist 
viel zu weit reichend. Bei Verträgen mit Endnutzern, die 
Geschäftskunden sind und daher aufgrund ihrer wirt-
schaftlichen Stärke eines geringeren Schutzes bedürfen, 
müssen vertragliche Abweichungen im Einzelfall mög-
lich sein; vgl. hierzu die ausführlichen Gründe am An-
fang dieser Stellungnahme. 

 Artikel 3 Nr. 9 (§ 67 Abs. 2 Preisfestsetzung durch 
die RegTP) 

BITKOM befürwortet jedenfalls den bereits diskutierten 
Vorrang von Verbändevereinbarungen. Soweit solche zu-

stande kommen, besteht kein Anlass für ein Tätigwerden 
der RegTP. 

 Artikel 3 Nr. 11 (§ 110 Abs. 3 und 9 Satz 1 Nr. 1 
und 2 Technische Umsetzung von Überwa-
chungsmaßnahmen) 

Wir begrüßen die Erweiterung der Verordnungsermäch-
tigung dahingehend, dass die Rechtsverordnung auch 
Regelungen über eine den Diensteanbietern zu gewäh-
rende angemessene Entschädigung für Leistungen enthal-
ten soll, die von diesen bei der Erteilung von Auskünften 
über Verkehrsdaten nach den §§ 100g und 100h StPO er-
bracht werden. 

 Artikel 4 Nr. 2 (§ 45l Kurzwahldienste) 
Hinsichtlich der eingangs erwähnten praktischen Durch-
führbarkeit und Kundenakzeptanz von Verbraucher-
schutzregeln enthält § 45l noch einige Unstimmigkeiten. 
Entschieden unterstützt BITKOM daher die Vorschläge 
des Bundesrates (BR-Stellungnahme Nr. 23). Der derzei-
tige Regierungsentwurf ist nicht praktikabel und muss 
zwingend angepasst werden. 

Allgemein 

Die Verbraucherschutzmaßnahmen des § 45l sind nach 
der Gesetzesbegründung klar auf SMS-Kurzwahl-Dienste 
zugeschnitten. Diese Maßnahmen (z.B. "Warn-SMS",  
die "Handshake-SMS") sind nicht sinnvoll auf Sprach-
kurzwahl-Dienste übertragbar. § 45l sollte deshalb klar-
stellungshalber seinen Anwendungsbereich auf nicht-
sprachbasierte Kurzwahldienste beschränken.  

Absatz 1 (Bill Warning) 

Bill-Warnings werden bereits heute vereinzelt auf frei-
williger Basis bzw. aufgrund entsprechender vertragli-
cher Verpflichtungen zwischen Netzbetreibern und Dien-
steanbietern praktiziert.  Richtigerweise weist die Rege-
lung eine entsprechende Verpflichtung den Anbietern der 
Mehrwertdienste zu.  

Allerdings ist ein Schwellenwert von 20 € viel zu nied-
rig; er ist mitunter bereits nach Inanspruchnahme weni-
ger SMS erreicht. Hochauflösende Spiele für das Handy 
etwa kosten bereits heute 20 Euro, da sie mit hochwerti-
gen Computer- und Spielkonsolenspielen vergleichbar 
sind und hohe Forschungs- und Entwicklungsinvestitio-
nen erfordern. Die niedrige Warnschwelle gefährdet so 
bestehende und in Entwicklung befindliche seriöse An-
gebote und neue Märkte wie z.B. UMTS und das gesam-
te Zukunftsfeld „m-commerce“: Sie macht Markterfolge 
weniger planbar, den Order Flow unnötig kompliziert 
und schreckt gerade in der Frühphase des Produktlebens-
zyklus wichtige „early adopter“-Nutzer ab.  

Für den Erwerb der deutschen UMTS-Lizenzen haben 
TK-Unternehmen insgesamt 50 Milliarden Euro ausge-
geben. Dies geschah im Vertrauen darauf, später mög-
lichst viele für Kunden interessante und für Unternehmen 
lukrative Geschäftsmodelle am Markt platzieren zu kön-
nen. Um diese Dienste praktikabel zu halten, muss der 
Warnbetrag deutlich höher liegen, und zwar bei 50 €. 
Das Versenden einer "Warn-SMS" bereits bei Erreichen 
einer Summe von 20 € im jeweiligen Kalendermonat wä-
re unverhältnismäßig und würde für den Kunden mehr 
eine Belästigung als eine Dienstleistung darstellen. Dies 
gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass Prepaidkar-
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ten bereits ein ausreichendes Instrument zur Kostenkon-
trolle bieten. 

Erst recht, mit Nachdruck und in Übereinstimmung mit 
der Gegenäußerung lehnt die BITKOM-Branche aus den 
genannten Gründen die BR-Stellungnahme Nr. 22 zur 
Einführung einer zweiten verpflichtenden Warn-SMS ab. 
Eine generelle Warn-SMS bei 50 € ist mehr als ausrei-
chend, um den vom Bundesrat verfolgten Schutzzweck 
zu erreichen.  
Zudem ist die Bezugsgröße „pro Anbieter“ kaum reali-
sierbar. Im Zusammenhang mit Kurzwahlen ist zwischen 
Anbieter, Dienst und Kurzwahl zu differenzieren. So 
kann beispielsweise der Anbieter A über die Kurzwahl 
12345 die Dienste A1,A 2 und A3 sowie über die Kurz-
wahl 54321 den Dienst A4 anbieten, gleichzeitig kann 
der Anbieter B über die Kurzwahl die Dienste B1 und B2 
sowie über die Kurzwahl 54321 die Dienste B3, B4, B5 
anbieten. Eventuell sind die beiden Kurzwahlen bei un-
terschiedlichen technischen Dienstleistern geschaltet. 
Vor diesem Hintergrund ist die monatliche Information 
eines Kunden über Zahlungsansprüche aus Dauerschuld-
verhältnissen in der geforderten Form nicht möglich. 
Möglich wäre nur die Bezugsgröße „pro eigenem 
Dienst“.  
Auch könnte die Verhältnismäßigkeit der Regelung auf-
grund der technischen Gegebenheiten besser sicherge-
stellt werden, wenn die Information an den Kunden le-
diglich „zeitnah“ zum Erreichen des Limits zu erfolgen 
hätte. 
Schließlich muss dem Anbieter die Möglichkeit belassen 
werden, den Versand der Warn-SMS auch dann nachzu-
weisen, wenn der Kunde sie nicht bekommen hat. Der 
Anbieter kann nicht mehr tun, als die Warn-SMS abzu-
schicken. 
Absatz 2 (unbedingtes fristloses Kündigungsrecht) 
Das in Abs. 2 vorgesehene sofortige Kündigungsrecht 
des Kunden bei Dauerschuldverhältnissen ist nicht rege-
lungsbedürftig, da es heute bereits weit verbreitet auf 
freiwilliger Basis angeboten wird. Das Angebot eines 
derart starken Kundenrechts dient der Unterscheidung 
der Unternehmen im Qualitätswettbewerb und muss un-
bedingt Teil desselben bleiben.  
Die gesetzliche Festlegung eines jederzeitigen, sofortigen 
Kündigungsrechtes wäre grob unverhältnismäßig. Es ent-
zieht den Diensteanbietern jede Planungssicherheit und 
gefährdet so Geschäftsmodelle, insbesondere solche, bei 
denen die Abrechnung nicht event-basiert, sondern ein-
mal am Anfang des Monats erfolgt (z.B. Vergabe von 
Coupons für fünf Klingeltöne, die einen ganzen Monat 
lang einlösbar bleiben). Hier ist nicht nachvollziehbar, 
warum der Kunde die bereits vollständig erbrachte Lei-
stung behalten können, aber nach vorzeitiger fristloser 
Kündigung einen Teil seines Geldes zurückbekommen 
soll. Die Anbieter, die in erheblichem Maße in Vorlei-
stung treten und in die Entwicklung von hochwertigem 
Content und in hoch spezialisierte Abwicklungssysteme 
investieren, müssen die Sicherheit haben, für erbrachte 
Leistungen marktüblich honoriert zu werden. Dies wird 
nur dann erreicht, wenn befristete Dauerschuldverhältnis-
se nicht grundlos vorzeitig gekündigt werden können. 
Bei unbefristeten Verträgen muss ein gerechter Aus-
gleich zumindest durch Kündigungsfristen sicher gestellt 
sein, die sich – etwa nach dem Rechtsgedanken des § 621 
BGB – an Abrechnungszeiträumen orientieren. Bei ein-

malig vorausbezahlten Abodiensten wie z.B. Bundesliga-
Info-Diensten für die laufende Saison besteht ohnehin in-
soweit kein Schutzbedürfnis des Kunden, da ihm nicht 
während der Laufzeit fortwährend neue Kosten entste-
hen. 
Eine solche zwingende gesetzliche Vorgabe ist auch aus 
Gerechtigkeitserwägungen nicht ansatzweise nachvoll-
ziehbar: Mit den umfangreichen Instrumenten zur Kun-
deninformation und Preistransparenz will der Gesetzge-
ber gerade sicherstellen, dass der Kunde eine informierte, 
selbstbestimmte Entscheidung trifft. Einer der tragenden 
Grundpfeiler der deutschen Zivilrechtsordnung ist es 
aber, dass der Vertragspartner an einer Entscheidung, die 
er informiert und selbstbestimmt getroffen hat, dann auch 
festgehalten wird. Ebenso wie er mit der Erfüllung seiner 
Ansprüche rechnen darf, muss er selbst auch seine 
Pflichten erfüllen. In keinem anderen Bereich gibt es eine 
Regelung, die es dem Vertragspartner erlaubt, sich jeder-
zeit nach Belieben von einer verantwortlich und infor-
miert eingegangenen Verpflichtung loszusagen. Es be-
steht kein Anlass, nur im Telekommunikationsbereich 
den für die Funktionsfähigkeit des deutschen Vertrags-
rechts unabdingbaren Grundsatz „pacta sunt servanda“ 
derart restlos aufzugeben. 
Zudem darf eine Kündigung nur dem jeweiligen Inhal-
teanbieter gegenüber erfolgen können. Von der Kon-
struktion her könnte der Netzbetreiber die Erklärung al-
lenfalls als Bote oder Vertreter des Kunden an den Inhal-
teanbieter weitergeben. Die hierbei notwendige Rechtssi-
cherheit für alle Beteiligten – gerade für den Kunden – 
könnte dabei aber nur unter unverhältnismäßigem Auf-
wand erreicht werden. Viele unnötige Streitigkeiten wä-
ren die Folge. Diese Probleme sind leicht zu vermeiden, 
wenn der Kunde – wie er dies auch aus anderen Lebens-
bereichen gewohnt ist – rechtsgestaltende Erklärungen 
gegenüber seinem Vertragspartner abgibt. Auch insoweit 
erscheint nämlich das Anliegen des Gesetzgebers inkon-
sequent: Wenn die allgemeinen Verpflichtungen bei Ver-
tragsabschluss dem Kunden gerade ein ausreichendes 
Maß an Transparenz über seinen Vertragspartner geben, 
so ist ihm auch zuzumuten, eine Kündigung direkt an 
diesen zu richten. Es besteht dann kein Anlass, dem 
Kunden die Möglichkeit zu geben, die Kündigung 
gleichsam wahllos an irgendeine Person zu richten, die 
ihm gerade genehm scheint. Ein besonders informierter 
Kunde, wie wir ihn aufgrund der zahlreichen Informati-
onspflichten im Telekommunikationsbereich vorfinden, 
darf wenigstens nicht naiver und hilfloser behandelt wer-
den als jeder Vertragspartner aus anderen Bereichen, in 
denen keine besonderen Informationspflichten bestehen. 
Absatz 3 (Informationspflichten bei Dauerschuldver-
hältnissen) 
Die in Abs. 3 vorgesehene Informationspflicht, die den 
Kunden genau über die finanziellen Verpflichtungen in-
folge einer Abo-Bestellung informieren soll, erscheint 
zunächst von ihrem Ansatz her unterstützenswert. Dabei 
muss jedoch stets die Verhältnismäßigkeit gewahrt blei-
ben und insbesondere berücksichtigt werden, dass auch 
der Verbraucher ein Interesse an einer einfachen Be-
stellabwicklung hat.  
Insbesondere die Angabe einer Höchstzahl der eingehen-
den Dienstleistungen ist nicht sinnvoll realisierbar:  
Zum einen bestehen Geschäftsmodelle, die für einen fe-
sten monatlichen Betrag eine unbestimmte Anzahl SMS 
beinhalten, z.B. „alle Tore der Bundesliga“. Hier kann 



Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit  Ausschussdrucksache 15(9)1900 

85 

weder über den Preis pro SMS noch im Voraus über die 
Anzahl der gesendeten SMS Auskunft gegeben werden. 
Der Anwendungsbereich der Vorschrift muss daher von 
vornherein auf die Fälle begrenzt sein, in denen der mo-
natliche Gesamtpreis von der Zahl der jeweils empfange-
nen Nachrichten abhängt.  
Selbst bei solchen Gestaltungen kann aber oft zwar der 
Preis pro SMS, nicht aber eine Höchstzahl der Dienstlei-
stungen seriös vorausgesagt werden. Dies gilt bei allen 
Modellen, die event-abhängig sind: Sturmwarnungen, 
Börsenkursalarm bei Überschreiten eines Limits, Tore 
der Bundesliga etc. Eine Verpflichtung zur Angabe der 
Höchstzahl der Dienstleistungen darf es daher nicht ge-
ben. 
Noch klarer sollte zudem formuliert werden, dass Ver-
pflichteter auch dieser Informationspflicht der Inhaltean-
bieter selbst ist, also der „Anbieter, der die neben der Te-
lekommunikationsdienstleistung erbrachte Leistung er-
bringt“. Schließlich ist der Inhalteanbieter Vertragspart-
ner des Kunden; auch kennt nur er die genauen Vertrags-
bedingungen. 
Sodann ist bei der Ausgestaltung der Informationspflicht 
darauf zu achten, dass die Länge einer SMS auf 160 Zei-
chen begrenzt ist; auf den damit umsetzbaren Informati-
onsumfang muss die Informationspflicht beschränkt blei-
ben. Dies muss wenigstens in der Gesetzesbegründung 
klargestellt werden. 

 Artikel 4 Nr. 3 (§§ 66a bis 66l) 
§ 66a (Preisangabe) 

§ 66a will die Vorschrift des § 43b Abs. 1 TKG a.F. zu 
Pflichtangaben in der Werbung sowohl hinsichtlich des 
Katalogs der Pflichtangaben als auch hinsichtlich der be-
troffenen Dienste (bisher nur Premium-Dienste) auswei-
ten. 

Grundsätzlich ist das mit der Regelung verfolgte Ziel ei-
ner Preistransparenz für den Endnutzer sehr zu begrüßen. 
Preistransparenz ist eine Voraussetzung für Marktakzep-
tanz; sie liegt daher im eigenen Interesse der Unterneh-
men.  

Jedoch sehen wir zwei Probleme in der derzeitigen Fas-
sung der Vorschrift: 

Augenmaß muss zunächst bei den Rechtsfolgen bewahrt 
werden: Die in § 149 Abs. 1 Nr. 13a TKG enthaltene 
Bußgeldvorschrift sowie die Eingriffsmöglichkeiten der 
RegTP nach § 67 Abs. 1 TKG bieten ein sinnvolles, not-
wendiges, aber auch ausreichendes und tragfähiges Sank-
tionsinstrumentarium gegen fehlende oder falsche Preis-
angaben in der Werbung. Diese Sanktionen können ins-
besondere gezielt und verursachungsgerecht gegen Dien-
steanbieter gerichtet werden.  

Nicht akzeptabel und auch dem gesetzten Ziel nicht dien-
lich ist allerdings der sehr viel weiter reichende zivil-
rechtliche Sanktionsvorschlag in Satz 5, nach der das 
Dauerschuldverhältnis nicht zustande kommen soll, wenn 
der Endnutzer in der Werbung nicht nach Maßgabe des § 
66a informiert wurde. Obwohl eine solche Regelung auf 
den ersten Blick konsequent erscheint, birgt sie doch ein 
sehr großes Problem, für das der Gesetzgeber keine Lö-
sung bereithält: Die Einhaltung der Preisangaberegelung 
in der Werbung ist für den Rechnung stellenden Netz-

betreiber nicht überprüfbar. Es gibt auch keine Instru-
mente technischer Art, die Inanspruchnahme eines Dien-
stes von einer regelkonformen Bewerbung abhängig zu 
machen. Der Dienst wird also nach Inanspruchnahme zu-
nächst einmal standardmäßig erbracht. Stellt sich hinter-
her heraus, dass dem ein unwirksamer Vertrag zugrunde 
lag, so verliert der Anbieter seinen Entgeltanspruch, ob-
wohl er die Leistung erbracht und der Kunde den Dienst 
tatsächlich genutzt hat. Der Anbieter wird dabei deshalb 
einem besonders hohen Kalkulationsrisiko ausgesetzt, 
weil für den Kunden aufgrund der unbestimmten Rechts-
begriffe zur Art der Preisdarstellung („deutlich sichtbar“, 
„gut lesbar“) ein breites Argumentationsspektrum be-
steht, um eine Zahlungspflicht grundsätzlich zu bestrei-
ten. Wer auch immer mit seiner Rechnung nicht zufrie-
den ist, wird in Zukunft erst einmal einwenden, der Preis 
sei in der Werbung nicht „deutlich“ genug sichtbar gewe-
sen. Die Durchsetzung von Entgeltansprüchen wird da-
mit aufwändig und langwierig. Bereits das allgemeine 
Zivilrecht bietet aber Einwendungen gegen Entgeltforde-
rungen, bei denen sich der Kunde der Tragweite seiner 
Verpflichtung nicht bewusst gewesen ist. Denkbar ist et-
wa eine Anfechtung wegen Irrtums über die Eigenschaft 
eines Dienstes als Mehrwertdienst. Der Kunde wäre dann 
auch nicht zum Ersatz des Vertrauensschadens verpflich-
tet, wenn der Vertragspartner den Anfechtungsgrund 
kannte oder kennen musste, etwa weil eine unzureichen-
de Tarifangabe in der Werbung erfolgte. Hierüber hinaus 
sollte nicht eine derart offene Formulierung wie im vor-
gesehenen § 66a den Kunden regelrecht dazu einladen, 
unliebsame Entgeltforderungen grundsätzlich erst einmal 
zu bestreiten. Die der Sache nach neue Voraussetzung für 
das Entstehen eines Entgeltanspruches für erbrachte 
Dienste in § 66a würde die Zukunft der betroffenen tele-
kommunikationsgestützten Dienste generell in Frage stel-
len. Satz 5 sollte daher in jedem Fall gestrichen werden.  
Wir unterstützen daher die Forderung in der BR-
Stellungnahme Nr. 24, das Dauerschuldverhältnis jeden-
falls zu dem in der Werbung genannten Preis zustande 
kommen zu lassen. Zusätzlich sollte klargestellt werden, 
dass auch eine korrekte Preisangabe in der Handshake-
SMS etwaige Fehler in der Werbung heilen kann. Sie ist 
die zum Dienstebezug zeitnächste und somit aktuellste 
Angabe, zudem diejenige, die der Kunde ausdrücklich 
bestätigt. 
Als praktisch nicht umsetzbar erweist sich schließlich 
Satz 6, wonach eine Von-bis-Preisspanne anzugeben ist, 
soweit für die Inanspruchnahme eines Dienstes keine 
einheitlichen Preise gelten. Bei solchen Diensten erfolgt 
in der Regel die Preissetzung durch die Teilnehmernetz-
betreiber, also jeweils durch den Netzbetreiber, bei dem 
der Nutzer Anschlusskunde ist. Aufgrund der Vielzahl 
von Teilnehmernetzbetreibern im deutschen Telekom-
munikationsmarkt und der daraus resultierenden Vielzahl 
möglicher Anrufertarife erweist sich das Generieren und 
stetige Aktualisieren einer „Von-bis-Preisspanne“ als 
schwierig bis unmöglich. Auch führt die Angabe von 
Preisspannen in der Werbung eher zur Verwirrung als zur 
Aufklärung beim Kunden. Konsequenz ist, dass die be-
worbenen Dienste entweder nicht genutzt oder die aus 
Kundensicht unverständlichen Preisangaben nicht mehr 
beachtet werden.  
§ 66b (Preisansage) 
BITKOM begrüßt die differenzierte Behandlung unter-
schiedlicher Dienstearten bei der Preisansageverpflich-
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tung. Wir erkennen an, dass der Entwurfsverfasser sich 
die Mühe gemacht hat, Unterschiede in Art und Bedeu-
tung der verschiedenen Dienste herauszuarbeiten.  Eine 
Differenzierung ist hier zwingend erforderlich, denn eine 
pauschale Ausweitung der Ansagepflicht des strengen 
Mehrwertdienstegesetzes auf weitere Dienste wäre nicht 
sachgerecht. Sie erschiene angesichts noch fehlender Er-
fahrungen mit dem erst seit etwas über einem Jahr in 
Kraft getretenen Mehrwertdienstegesetz jedenfalls ver-
früht. Dies gilt zumal für den Bereich des Mobilfunks, in 
dem die Preisansageverpflichtung für 0190/0900-Num-
mern sogar erst seit dem 1. August 2004 gilt. 
Gerade weil die Dienste in Art und Bedeutung so unter-
schiedlich sind, erscheint uns die Preisansagepflicht an 
folgenden Stellen noch unangemessen: 
Call by Call 
Wir verstehen das Anliegen des Gesetzgebers, auch im 
Call-by-Call-Bereich den Kunden noch einmal mündlich 
vorab über den Preis informieren zu wollen. Der Grund-
satz, dass ein Produkt preisausgezeichnet sein muss, gilt 
selbstverständlich auch für den Telekommunikations-
markt.  

Gerade im call-by-call-Bereich sehen wir aber ein enor-
mes Verhältnismäßigkeitsproblem, denn der Aufwand 
der zusätzlichen sprachlichen Preisauszeichnung steht in 
keiner Relation zum Preis des ausgezeichneten Produkts: 
Die Preise sind hier so niedrig – großenteils unter einem 
Cent pro Minute – , dass sich die „böse Überraschung“, 
die der sich irrende Kunde bei Rechnungserhalt erleben 
kann, im Centbereich liegt. Die inzwischen erreichte 
Preisvielfalt auf dem call-by-call-Markt hat nämlich nicht 
nur zu der allenthalben beklagten verschlechterten Preis-
transparenz geführt, sondern auch zu einem dramatischen 
Preisverfall. Dieser Preisverfall ist das größte Geschenk, 
das der Gesetzgeber dem Kunden machen konnte. Ein 
niedriges Preisniveau aber setzt einen starken Preiswett-
bewerb voraus; wer beides will, der muss als Kehrseite 
auch eine gewisse stets damit einhergehende Verschlech-
terung der Preistransparenz in Kauf nehmen.  

Vor diesem Hintergrund muss der Aufwand der Preis-
auszeichnung immer im Verhältnis zur bepreisten Ware 
stehen: Eine verpflichtende ausdrückliche Preisansage 
für ein Telefonat, das im besten Fall weniger als einen 
Cent, im ungünstigsten Fall eine Handvoll Cent pro Mi-
nute kostet, wäre so überzogen wie die Verpflichtung, je-
dem Brötchen in der Bäckerei oder jeder Lakritzstange 
im Krämerladen ein eigenes Preisschild aufzukleben und 
an der Kasse noch einmal zu fragen: „Möchten Sie diese 
Lakritzstange für 5 Cent wirklich kaufen?“.  

Wegen der vernachlässigenswerten Preisunterschiede be-
steht im call-by-call-Bereich sicherlich der geringste ge-
setzgeberische Handlungsbedarf. Dies gilt umso mehr, 
als sich der Kunde gerade hier auch am leichtesten selbst 
informieren kann: So gibt es heute im Internet (etwa un-
ter www.billiger-telefonieren.de und auf zahlreichen an-
deren Seiten) und in sehr vielen Tageszeitungen  täglich 
aktualisierte Übersichten der billigsten Anbieter zu den 
verschiedenen Tageszeiten. Hier wird bereits heute mit 
geringem Aufwand dem Kunden eine große Orientierung 
an die Hand gegeben, die er sich in anderen Bereichen 
nur wünschen kann. Die Implementierung der vorge-
schlagenen obligatorischen Preisansage würde hingegen 
die Unternehmen viel Geld kosten, das an anderer Stelle 
fehlt, wo es zu Zwecken eingesetzt werden könnte, die 

viel stärker im Interesse des Kunden liegen. Dies gilt be-
sonders für Anbieter, die sowohl Call-by-Call- als auch 
Preselection-Dienstleistungen mit differierender Entgelt-
gestaltung anbieten, denn die Unterscheidung zu Beginn 
des Rufaufbaus ist nur mit sehr kostenintensiver Daten-
bankabfrage möglich.  
Die in der BR-Stellungnahme Nr. 27 angedachte kosten-
freie Rufnummer wäre zwar theoretisch die mildere Al-
ternative zur allgemeinen Preisansagepflicht. Jedoch ist 
insgesamt nicht ersichtlich, warum die TK-Anbieter – 
anders als alle anderen Branchen – eine kostenfreie Ruf-
nummer zur Abfrage ihrer Preise vorhalten sollen. Dies 
begründet auch der Bundesrat nicht.  
Die Preisansage im call-by-call-Markt sollte daher – wie 
bisher – den Unternehmen auf freiwilliger Basis als Mög-
lichkeit zur Profilierung im Qualitäts- und Servicewett-
bewerb überlassen bleiben. 
Preisansage bei Weitervermittlung 
Nicht nachvollziehbar ist auch die generelle Preisansage-
pflicht vor weitervermittelten Gesprächen in Abs. 3. So-
weit es sich bei dem weitervermittelten Gespräch um ei-
nen Premium-Dienst handelt, ist die – in diesem Fall 
sinnvolle – Preisansage bereits durch Abs. 1 gewährlei-
stet. Soweit aber ein gewöhnliches Orts- oder Fernge-
spräch in Rede steht, ist kein Grund ersichtlich, warum 
der Kunde, der sich vermitteln lässt, mehr Informationen 
bekommen soll als derjenige, der selbst wählt. Zutreffend 
führt die Gesetzesbegründung selbst – allerdings an an-
derer Stelle, nämlich zu § 66e – aus: „Es kann keinen 
sachlichen Grund für eine Ungleichbehandlung darstel-
len, dass im einen Fall das Gespräch direkt beim Teil-
nehmer generiert wird und im anderen Fall durch Wei-
tervermittlung zustande kommt.“  
Zudem gilt auch hier das oben Gesagte: Das Preisniveau 
ist so niedrig, und die Preisunterschiede sind so gering, 
dass eine ausdrückliche Ansage unverhältnismäßig wäre. 
Sie würde vom Kunden in diesem Bereich eher als Belä-
stigung empfunden werden, denn er kann sich ihr auch 
auf Wunsch nicht entziehen. Auskunftsdienste mit Wei-
tervermittlung würden generell an Attraktivität verlieren. 
Zudem hängen an der Ansagepflicht bei Weitervermitt-
lung zahlreiche technische und organisatorische Folge-
probleme, deren Lösung unserer Ansicht nach noch nicht 
zu Ende gedacht worden ist:  
So ist es zum einen für den Auskunftsdienstbetreiber 
praktisch unmöglich, die aktuellen Preise von allen Net-
zen in alle anderen Netze zu ermitteln und vorzuhalten. 
Auch die Angabe einer „Von-bis-Spanne“ verwirrt den 
Kunden eher. Der Kunde ist dann schlechter beraten, als 
wenn er sich selbst in Ruhe über den genauen Preis etwa 
des von ihm gewünschten Ortsgesprächs informiert hätte. 
Der Gesetzesvorschlag jedoch nimmt dem Kunden jede 
Initiative zur Eigeninformation und damit Eigenverant-
wortung. 
Zum anderen stellt sich gerade hier wegen der krassen 
Durchbrechung des Verursachergrundsatzes sowie wegen 
nicht aufzulösender Beweisschwierigkeiten ganz beson-
ders das Problem der unangemessenen zivilrechtlichen 
Folge des Wegfalls des Entgeltanspruchs in § 66g (siehe 
dazu ausführlich unten). 
Mobilfunk 
Schließlich bereitet die Preisansagepflicht grundsätzlich 
im Mobilfunk erhebliche technische Probleme. Erfordert 
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ein neuer Dienst einen Preis, der von den bestehenden 
Preisen abweicht, so kann in vielen Fällen der Implemen-
tierungsaufwand größer sein als der erwartete Return on 
Invest. Damit würden viele innovative Dienste bereits 
vor der Testphase verworfen. Es ist anzunehmen, dass 
die Umsetzung der beabsichtigten Regelungen mit Preis-
erhöhungen für die Kunden einhergeht. Die Regelung 
droht so den Kunden eher zum Nachteil zu gereichen. 
Eine umfassende Ausdehnung der Preisansagepflicht auf 
den Mobilfunk erscheint daher grundsätzlich problema-
tisch. 
Klarstellung bei MABEZ-Diensten 

Im Zusammenspiel mit § 66g Nr. 1 ergibt sich, dass bei 
MABEZ-Diensten die Preisansage in die kostenpflichtige 
Ansage integriert werden darf. Die Gesetzesbegründung 
bestätigt dies. Der Klarheit halber sollte dieser Umstand 
aber auch in § 66b Abs. 2 selbst erwähnt werden, der im 
systematischen Verhältnis zum restlichen § 66b sonst ei-
nen anderen Regelungswillen vermuten lassen könnte. 
Die Forderung in der BR-Stellungnahme Nr. 29, die Ta-
rifansage bei MABEZ zwingend an den Beginn der An-
sage stellen zu müssen, lehnen wir ab. Die vom Regie-
rungsentwurf vorgesehene Integration der Preisansage in 
die MABEZ-Ansage – gleich wie und an welcher Stelle – 
soll gerade den zentralen Charakteristika des MABEZ-
Dienstes (schnelle Abwicklung einer Vielzahl von Anru-
fen in möglichst kurzer Zeit) Rechnung tragen. Dem 
Vorschlag im Regierungsentwurf liegt eine differenzierte 
Betrachtung der Dienstmerkmale zugrunde, denn sie er-
laubt es dem Anbieter, seine Ansage flexibel zu halten. 
Auch der Kunde, der den MABEZ-Anruf in der Regel 
schnell abwickeln will und den Preis bereits aus der 
Werbung kennt, würde sich in diesem Fall belästigt füh-
len, wenn er sich stets eine zwingend vorgeschaltete An-
sage anhören müsste. 
§ 66c (Preisanzeige) 
Die BITKOM-Branche unterstützt und benutzt das an 
sich sinnvolle Instrument der „Handshake-SMS“, die 
dem Kunden vor Inanspruchnahme des Dienstes noch 
einmal eine Bestätigung über die erhaltene Preisinforma-
tion abverlangt. Ihre Berechtigung hat diese SMS aber 
nur beim Abschluss von Dauerschuldverhältnissen, wie 
sie in § 45l Abs. 3 vorgesehen ist. Daher muss § 66c er-
satzlos gestrichen werden. 
Gerade weil wir die Handshake-SMS als sinnvolles In-
strument erkannt haben, sind wir bemüht, ihre Wirksam-
keit auch für die Zukunft sicher zu stellen: Diese Wirk-
samkeit aber liegt im Warncharakter der Handshake-
SMS. Ähnlich wie das Schriftformerfordernis bei ausge-
wählten Vertragsschlüssen soll auch die Handshake-SMS 
beim Kunden eine besondere Aufmerksamkeit hervorru-
fen. Genauso wie der Warneffekt des Schriftformerfor-
dernisses verloren ginge, wenn jeder Vertrag schriftlich 
geschlossen werden müsste, so entfiele auch die Wirk-
samkeit der Handshake-SMS, wenn sie bei jedem Dienst 
bestätigt werden müsste. In beiden Fällen würde ein an 
sich sinnvolles Instrument durch inflationären Einsatz 
unbrauchbar. 
Genau dies aber würde § 66c bewirken: Er will die 
Handshake-SMS auf alle – einmaligen –Datendienste ab 
einem Euro ausdehnen. In der Praxis wären davon fast al-
le angebotenen Dienste erfasst, denn die Kalkulation ren-
tabler Geschäftsmodelle erlaubt nur selten einen End-

kundenpreis unterhalb dieser Grenze. Bekommt der 
Kunde aber routinemäßig bei jedem Dienst die Handsha-
ke-SMS, wird er sie auch routinemäßig „wegdrücken“ 
und ihren Inhalt nicht mehr bewusst wahrnehmen. Er 
wird sie dann eher als Belästigung statt als Hilfe empfin-
den; es käme zur beschriebenen Unbrauchbarkeit des ge-
samten Instruments. Dass die Herbeiführung dieser Un-
brauchbarkeit eines anerkannten Kundenschutzinstru-
ments die Unternehmen und damit letztlich die Kunden 
auch noch sehr viel Geld kosten würde, wäre in diesem 
Fall ganz besonders bedauerlich.  
Sofern der Gesetzgeber weiterhin die grundsätzliche Ein-
führung einer Handshake-SMS auch außerhalb von Dau-
erschuldverhältnissen für unumgänglich halten sollte, be-
grüßen wir grundsätzlich die von BR-Stellungnahme Nr. 
30 geforderte Heraufsetzung der Preisgrenze. Jedoch 
kann unserer Meinung nach der Abnutzungseffekt nur 
vermieden werden, wenn die Grenze nicht auf 3 €, son-
dern auf 5 € angehoben wird. Erst dann wird die Hands-
hake-SMS tatsächlich zur Ausnahme und behält Warn-
charakter. 

§ 66d (Preishöchstgrenzen) 
BITKOM begrüßt die Heraufsetzung der Preisobergrenze 
für Premium-Dienste auf 3 € pro Minute. Schon unmit-
telbar nach erstmaliger Einführung der Preisobergrenze 
von 2 € bei zeitabhängiger Tarifierung wurde festgestellt, 
dass die gewählte Preisgrenze für den Mobilfunk zu nied-
rig angesetzt war. Der Zugang zu Diensten musste abge-
schaltet werden, da sonst ein Verlustgeschäft für die 
Netzbetreiber drohte. Erhebliche Einnahmeausfälle von 
bis zu 100 Mio € pro Jahr waren die Folge. 
Auf Unverständnis stößt bei uns jedoch das in Abs. 2 
Satz 2 geplante Verbot einer Kombination zeitabhängiger 
und zeitunabhängiger Tarifierung, denn es ist kundenun-
freundlich und innovationsfeindlich: Erfolgreiche Ge-
schäftsmodelle - wie die von Kunden sehr geschätzte 
ADAC Stauinfo – beruhen auf einer Kombination von 
zeitabhängigen und zeitunabhängigen Tarifierungen. Nur 
so sind sie kalkulierbar, nur so wird eine gerechte, lei-
stungsabhängige Abrechnung gewährleistet. Dies ist im 
Interesse des Kunden und leuchtet ihm auch ein. Ein 
Verbot kombinierter Tarife würde viele seriöse und er-
folgreiche Dienste in Zukunft unmöglich machen. Dar-
über hinaus ist die Entwicklung von UMTS-Diensten, bei 
denen der Kunde zunächst eine Informationsleistung er-
hält (zeitabhängige Tarifierung), bevor er einen zusätzli-
chen Dienst ordert (zeitunabhängiger Tarifierung), nach-
haltig gefährdet. Der in der BR-Stellungnahme Nr. 32 
sowie in der Gegenäußerung angedachte Verfahrensan-
satz (getrennter Einzelverbindungsnachweis) hingegen ist 
mit vielfältigen Umsetzungsproblemen behaftet und in 
dieser Form nicht praktikabel. 
Ebenso uneinleuchtend ist das Verbot zeitabhängiger Ta-
rifierungen im Faxdienstebereich. Es gibt heute praktisch 
nur zeitabhängige Tarifierungen; damit müssten alle Ge-
schäftsmodelle ohne Not umgestellt werden. Für den 
Kunden ist dies von Nachteil: Wird etwa die Übertragung 
abgebrochen – durch den Kunden selbst oder aufgrund 
technischer Komplikationen –, so hat der Kunde bei ei-
nem zeitunabhängigen Tarif bereits das volle Entgelt be-
zahlt, ohne die volle Leistung zu erhalten. Die befürchte-
te Missbrauchsmöglichkeit bei einer zeitabhängigen Tari-
fierung, nämlich die künstliche Verringerung der Über-
tragungsrate, rechtfertigt keine Ungleichbehandlung ge-



Ausschussdrucksache 15(9)1900 Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit  

88 

genüber Sprachdiensten: Auch im Sprachbereich kann 
das Sprechtempo verlangsamt und die Ansage mit mög-
lichst vielen Füllsätzen angereichert werden. Hier ver-
traut man – völlig zu Recht – auf die Mündigkeit des 
Kunden, der einfach auflegt, wenn es ihm „zu lange dau-
ert“. Genauso wird der Kunde aber auch den Faxabruf 
abbrechen, wenn er merkt, dass die Übertragung zu lange 
dauert und für ihn zu teuer wird. Die entsprechenden 
Dienste wird er dann nicht mehr in Anspruch nehmen; es 
erfolgt eine natürliche Selektion am Markt.  
Hingegen eröffnet ein zeitunabhängiger Tarif weitaus 
problematischere und vom Kunden unbeeinflussbare 
Missbrauchsmöglichkeiten: Da der volle Tarif bereits zu 
Beginn der Übertragung anfällt, könnten schwarze Scha-
fe die Übertragung unter Vortäuschung technischer 
Komplikationen immer wieder abbrechen und den Kun-
den so zur mehrfachen Neuanwahl veranlassen. 
§ 66e (Verbindungstrennung) 
Hier sollte deutlicher klargestellt werden, dass Adressat 
der Verpflichtung zur Zwangstrennung jedenfalls nicht 
der Teilnehmernetzbetreiber sein kann. Vorzugsweise 
sollte die Pflicht den Anbieter der neben der Telekom-
munikationsdienstleistung erbrachten Leistung treffen, 
höchstens alternativ könnte es noch der Netzbetreiber 
sein, in dessen Netz der Dienst realisiert ist (sog. 
VNB/SP), weil praktisch nur er die Umsetzung der Vor-
gabe sicherstellen kann. Eine entsprechende Klarstellung 
entspräche auch der heute im Interconnection-Verhältnis 
zwischen den Netzbetreibern gängigen Praxis.  
§ 66f (Anwählprogramme (Dialer)) 
Die geplante vollständige Delegation der Ausgestaltung 
der Mindestanforderungen für Dialer an die RegTP ver-
bunden mit der Rechtfolge, dass im Falle eines Verstoßes 
kein Entgeltanspruch besteht (§ 66g Nr. 5), erscheint un-
ter dem Gesichtspunkt des Wesentlichkeitsgebots sehr 
problematisch.  
Es sollten daher zumindest die Rechtsfolgenregelungen 
in § 66g gestrichen werden. Die Mindestanforderungen 
der RegTP in ihrer ersten Dialer-Verfügung (37/2003) 
sind sehr detailliert und umfangreich und bedurften be-
reits der Erläuterung durch eine weitere Mitteilung 
(243/2003) und einer redaktionellen Anpassung mit Ver-
fügung 54/2003. Es sollte daher den Gerichten überlassen 
werden – gegebenenfalls unter Berücksichtigung der 
Mindestanforderungen der RegTP – darüber zu entschei-
den, ob durch den Einsatz von Dialern Verträge wirksam 
abgeschlossen werden. Hierzu liegt bereits höchstrichter-
liche Rechtsprechung vor (BGH, Urt. vom 04.03.2004 - 
III ZR 96/03). 
Die in Absatz 2 vorgesehen Bestimmung, nach der die 
RegTP unter einer Zielrufnummer jeweils nur einen Dia-
ler registriert, bereitet erhebliche Probleme: Viele Dialer 
nutzen dieselbe geografische Zielrufnummer. Ihre Zu-
ordnung zu unterschiedlichen Webseiten erfolgt beim 
Diensteanbieter und nicht im Telefonnetz. Mit der ge-
planten Regelung müsste die Zuordnung zu bestimmten 
Webseiten bereits im Telefonnetz erfolgen. Dies hätte er-
hebliche Belastungen insbesondere der Netzplattform zur 
Folge. Die Umsetzung der Verpflichtung wäre also mit 
erheblichen Belastungen für die Netzbetreiber verbun-
den, ohne dass sie aus Verbraucherschutzgründen erfor-
derlich erscheint.  
§ 66g (Wegfall des Entgeltanspruchs) 
§ 66g ist unserer Ansicht nach zwingend aufzuheben, 
denn er würde eine ausufernde Streitkultur schaffen, die 

weder den Anbietern noch den Kunden dient.  
Hier gilt zunächst das bereits bei § 66a Gesagte: Ausrei-
chende Sanktionierungsmöglichkeiten bieten die in § 149 
TKG enthaltenen Bußgeldvorschriften und die Ein-
griffsmöglichkeiten der RegTP nach § 67 Abs. 1 TKG, 
daneben das allgemeine Vertragsrecht. Eine weitere zi-
vilrechtliche Sanktionierung ist bereits nicht erforderlich. 
Vielmehr lädt eine ausdrückliche Regelung wie in § 66g 
die Kunden geradezu dazu ein, unliebsame, aber berech-
tigte Entgeltansprüche grundsätzlich erst einmal zu 
bestreiten. Dem zahlungsunwilligen Kunden wird dies 
besonders einfach gemacht; er braucht nur bequem die 
Liste des § 66g durchzugehen und sich auf einen Tatbe-
stand nach dem anderen zu berufen. Nicht vergessen 
werden darf nämlich, dass es die viel zitierten „schwar-
zen Schafe“ leider nicht nur auf Anbieter-, sondern auch 
auf Kundenseite gibt. Es darf nicht unterschätzt werden, 
wie viele Kunden versuchen, berechtigte Forderungen für 
tatsächlich in Anspruch genommene Dienste abzuweh-
ren.  
Das Problem verschärft sich dadurch, dass – vielleicht 
mit Ausnahme eines Überschreitens der Preishöchstgren-
zen, Nr. 3 – so gut wie keiner der Fälle in der Praxis be-
weisbar sein wird. Es wird daher fruchtlose Streitigkeiten 
darüber geben, ob etwa der Mitarbeiter eines Auskunfts-
dienstes vor der Weitervermittlung den richtigen Preis 
oder die richtige Preisspanne angesagt hat. Bei diesen 
Streitigkeiten wird es oft nur um ein paar Cent gehen, 
was streitlustige Kunden jedoch nicht von einer gerichtli-
chen Klärung abhalten wird. Andererseits kann ein An-
bieter nicht jedes Mal auf das Eintreiben eines Rech-
nungsbetrages verzichten, weil es nur um einen geringen 
Betrag geht, denn für ihn summieren sich die Fälle zu 
dann doch sehr nennenswerten Ausmaßen.   
Besonders unangemessen ist der Fortfall des Entgeltan-
spruchs dort, wo der von ihm Belastete überhaupt keinen 
Einfluss auf die Erfüllung der Tatbestandsvoraussetzun-
gen hat. So ist z.B. bei einer Falschansage eines Aus-
kunftsdienstes für das weitervermittelte Gespräch das 
Verursacherprinzip in eklatantem Maße durchbrochen: 
Betroffen vom Wegfall des Entgeltanspruchs ist nämlich 
der Anbieter des weitervermittelten Gesprächs. Er hat 
aber keinen Einfluss darauf, ob der Mitarbeiter des Aus-
kunftsdienstes den Preis (richtig) ansagt. Es kann nicht 
angehen, dass in diesem Fall für einen korrekt beworbe-
nen, korrekt bepreisten und korrekt erbrachten Dienst 
kein Entgelt gefordert werden darf.  
§ 66h (Auskunftsanspruch, Datenbank für (0)900er 
Rufnummer) 
Mit § 66h Abs. 3 sollen die Auskunftspflichten der Ver-
bindungsnetzbetreiber über den jeweiligen Diensteanbie-
ter auf Massenverkehrsdienste, Auskunftsdienste und Ge-
teilte-Kosten-Dienste ausgeweitet werden. Grundsätzlich 
ist das Ziel dieser Regelung, dem Verbraucher eine Gel-
tendmachung seiner Ansprüche gegenüber den verant-
wortlichen Anbietern ohne großen Rechercheaufwand zu 
ermöglichen, zu begrüßen. In dieser Form ist der vorge-
sehene Auskunftsanspruch aber nicht praktikabel und 
sollte daher mit Rücksicht auf das Verhältnismäßigkeits-
gebot gestrichen werden.  
Schon nach den allgemeinen zivilrechtlichen Grundsät-
zen zur Darlegungs- und Beweispflichtigkeit des Rech-
nungsstellers für Grund und Höhe abgerechneter Entgelte 
ist nicht erkennbar, welchen Zusatznutzen ein selbststän-
diger Auskunftsanspruch über den jeweiligen Verbin-
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dungsnetzbetreiber für die Rechnungsempfänger haben 
kann.  
Vor allem aber ist nicht nachvollziehbar, warum hier für 
bestimmte Dienstetypen (MABEZ, Geteilte-Kosten-, Neu-
artige Dienste) eine andere Regelung vorgesehen ist als 
in Absätzen 1 und 2 für (0)190er und (0)900er-Rufnum-
mern. Auch für die genannten Nummernarten ist eine 
Beauskunftung durch die RegTP möglich und in jedem 
Fall mit geringerem Aufwand umsetzbar. So werden die 
(0)180-Rufnummern von der Regulierungsbehörde ein-
zeln an Antragsteller zugeteilt, so dass die RegTP unmit-
telbar über Name und ladungsfähige Anschrift des Num-
mernnutzers verfügt. MABEZ-Rufnummern und Ruf-
nummern für Neuartige Dienste werden von der Re-
gulierungsbehörde ähnlich wie (0)190-Rufnummern an 
Netzbetreiber zugeteilt, so dass auch hier das in Abs. 1 
für 0190-Rufnummern vorgesehene Verfahren zur An-
wendung kommen kann. 
Schließlich soll nach Satz 6 bei Neuartigen Diensten ein 
Auskunftsanspruch gegenüber dem originären Zutei-
lungsnehmer bestehen. Hier bleibt unklar, wie der Kunde 
erfahren soll, wer überhaupt der originäre Zuteilungs-
nehmer der Regulierungsbehörde ist. 
§ 66j (Rufnummernübermittlung)  
Unklar ist hier zunächst der Normadressat.  
Zudem muss sichergestellt werden, dass bisherige – 
sinnvolle –  technische Anwendungsmöglichkeiten erhal-
ten bleiben: So bietet das ISDN-Merkmal „CLIP No 
Screening“ etwa Geschäftskunden die Möglichkeit, diffe-
renzierte Rufnummerinformationen zu übermitteln. Je 
nach Endgerät wird z.B. die VPN-Rufnummer oder die 
geographische Rufnummer angezeigt. Damit wird bei 
großen privaten Netzen der zielnahe Ausstieg ins öffent-
liche Netz mit einer rückrufbaren Rufnummer ermög-
licht.  Hier besteht kein Missbrauchspotenzial. 

 Artikel 5, Nr. 1 und 2 (§ 66b und c, Ausdehnung 
der Preisansage- und -anzeigepflicht auf Neuarti-
ge Dienste) 

Eine solche Ausdehnung der scharfen Regelungen des 
Mehrwertdienstegesetzes ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
gerechtfertigt. Es fehlen völlig die Erfahrungen mit Neu-
artigen Diensten, um entscheiden zu können, welche 
Kundenschutzmaßnahmen hier angebracht sind. Diese 
Unsicherheit kommt auch im Entwurf zum Ausdruck, der 
sich jeweils in Punkt b) (unter Verweis auf die ungewisse 
Entwicklung in diesem Bereich) selbst wieder relativiert. 
Sinnvoller erscheint es dann, die Entwicklung erst einmal 
abzuwarten, anstatt den innovativen Diensten bereits von 
vornherein zweifelhafte Grenzen zu setzen, die deren 
Wachstum behindern. 

 Artikel 5, Nr. 4 b) (§ 66i Abs. 2, Sperre bei R-
Gesprächen) 

Es ist nicht nachzuvollziehen, warum die Teilnehmer-
netzbetreiber beim Kundenwunsch nach Aufnahme in die 
Sperrliste in die Pflicht genommen werden sollen und 
warum diese Unternehmen dann nicht zumindest ein 
Entgelt für diese mit nicht unerheblichem Aufwand ver-
bundene Tätigkeit erheben dürfen. Diese Inpflichtnahme 
stellt eine weitere Belastung dar, die nicht mit den grund-
legenden Zuordnungskriterien der Verantwortung oder 
zumindest Begünstigung vereinbar ist. 
Zudem sollte klargestellt werden, dass Regelungen über 
R-Gespräche keine Anwendung auf ankommende Ver-

bindungen im Ausland (International Roaming) finden, 
auch wenn dort der Empfänger – teilweise – Kosten des 
Anrufs zu tragen hat. Wegen der nur teilweisen Bela-
stung fällt er wohl schon nicht unter den Wortlaut in 
§ 66i; dennoch ist aus Gründen der Rechtssicherheit eine 
Klarstellung wünschenswert. 

 Artikel 6 (Inkrafttreten) 
Die Übergangsvorschriften müssen berücksichtigen, dass 
die Umsetzung der in §§ 66a ff. auferlegten Verpflich-
tungen nicht kurzfristig möglich ist. Zwar führt die Ge-
setzesbegründung aus, dass die Übergangsvorschriften es 
den Marktteilnehmern ermöglichen sollen, die entspre-
chenden technischen Voraussetzungen in einem ange-
messenen Übergangszeitraum zu schaffen. Die vorgese-
henen Fristen tragen dem aber nicht Rechnung und sind 
deutlich zu kurz. Erforderlich ist mit Blick auf den erheb-
lichen Änderungsbedarf ein Umsetzungszeitraum von 
mindestens zwei Jahren. Unter diesem Gesichtspunkt 
sollte der Übergangszeitrahmen entsprechend der Auf-
forderung in der BR-Stellungnahme Nr. 39 noch einmal 
überprüft werden. 
Besondere Berücksichtigung bei der Gestaltung der 
Übergangsvorschriften müssen die neu in die verschärf-
ten Vorgaben einbezogenen Dienste finden. So werden 
viele der jetzt betroffenen Nummern, die künftig preisan-
gabenpflichtig sein sollen, in Druckwerken veröffent-
licht, die einer längerfristigen Verwendung zugedacht 
sind (Bedienungsanleitungen, Kataloge etc.). Auch dies 
ist bei der Gestaltung von Übergangsfristen adäquat zu 
berücksichtigen. 

 Sonstiges 
Abschließend weisen wir darauf hin, dass im Gesetzent-
wurf eine Verjährungsregelung fehlt, wie sie in § 8 TKV 
enthalten und erst am 14.12.2004 an das BGB angepasst 
worden ist. 

Berlin, den 27. April 2005 

Stellungnahme zum Änderungsantrag der Fraktionen 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zum Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung telekommunikations-
rechtlicher Vorschriften - Drucksache 15/5213 

Der Bundesverband Informationswirtschaft, Telekommu-
nikation und neue Medien e.V. (BITKOM) vertritt 1.300 
Unternehmen, davon gut 700 als Direktmitglieder mit ca. 
120 Mrd. Euro Umsatz und mehr als 700.000 Beschäftig-
ten. Hierzu zählen Produzenten von Endgeräten und In-
frastruktursystemen sowie Anbieter von Software, Dienst-
leistungen, neuen Medien und Content. Mehr als 600 Di-
rektmitglieder gehören dem Mittelstand an. BITKOM 
setzt sich insbesondere für eine Verbesserung der rechtli-
chen und politischen Rahmenbedingungen in Deutsch-
land, für eine Modernisierung des Bildungssystems und 
für die Entwicklung der Informationsgesellschaft ein. 

Die Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
haben einen Änderungsantrag zum Entwurf eines Geset-
zes zur Änderung telekommunikationsrechtlicher Vor-
schriften vorgelegt. Danach soll ein neuer § 113a TKG 
an die Stelle der bisher noch zu erlassenden Verordnung 
nach § 110 Abs. 9 TKG treten und Einzelheiten der Ent-
schädigung der Unternehmen für ihre Mitwirkung an der 
Telekommunikationsüberwachung und Auskunftsertei-
lung regeln. 
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 Allgemein 

Wir begrüßen den Entwurf als überfälligen Ansatz, die 
intensive Inanspruchnahme der Telekommunikationsun-
ternehmen durch staatliche Stellen im nennenswerten 
Umfang zu entschädigen. Mit den Entwurfsverfassern 
möchten wir deutlich voranstellen, dass die Strafverfol-
gung und die Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit 
eine originär staatliche Aufgabe ist. Anders als zu Zeiten 
des staatlichen Sprachtelefondienstmonopols wird heute 
der Staat bei der Telekommunikationsüberwachung und 
damit zusammenhängenden Tätigkeiten (Auskunftsertei-
lung zu Verkehrs- und Bestandsdaten) nicht mehr selbst 
im Wege der Amtshilfe tätig. Der Staat nimmt vielmehr 
Private für diese Zwecke in Dienst. Für diese Indienst-
nahme steht den Privaten nach verfassungsrechtlichen 
Grundsätzen, wie sie in der Eigentums- und Berufsfrei-
heitsgarantie sowie überformend im Rechtsstaatsprinzip 
enthalten sind, eine angemessene Entschädigung zu. Dies 
belegt auch aktuell das von BITKOM in Auftrag gegebe-
ne Gutachten über „Die verfassungsrechtlichen Anforde-
rungen an die Entschädigung für Leistungen der Tele-
kommunikationsüberwachung und der Auskunftsertei-
lung“, das wir dieser Stellungnahme beifügen.. 
Insoweit ist der bisherige Ansatz der Entschädigungsre-
gelungen, die im Kern in einer Gleichsetzung der Netz-
betreiber mit Zeugen und Sachverständigen nach den 
Vorschriften des Justizvergütungs- und Entschädigungs-
gesetzes (JVEG) bestehen, systematisch verfehlt. Zeugen 
und Sachverständige treten gelegentlich in einzelnen 
Verfahren vor Gericht auf, um dort über ihr persönliches 
Wissen auszusagen. TK-Netzbetreiber hingegen stellen 
ihre Infrastruktur für die Ermittlungsarbeit der Strafver-
folgungsbehörden dauerhaft zur Verfügung. Die Polizei-
behörden nutzen die private Infrastruktur wie ihr eigenes 
technisches Inventar, weshalb die TK-Unternehmen es 
auch nach wie vor bedauern, dass Investitionen für die 
Überwachungstechnik grundsätzlich entschädigungslos 
bleiben sollen. 
Das Konzept der Pauschalierung ist gelungen und prakti-
kabel. Es reduziert den beidseitigen Verwaltungsaufwand 
bei der Abrechnung, schafft Transparenz und beugt 
fruchtlosen Streitigkeiten über einzelne Rechnungsposten 
vor. Zugleich berücksichtigt es bisherige praktische Pro-
bleme, etwa den Umstand, dass die Entschädigungsrecht-
sprechung eine Pauschalierung bezüglich anfallender Da-
tex-P-Kosten nicht gestattet hat. Dies stellte ein großes 
Hindernis bei der Abrechnung dar, weil es den Unter-
nehmen nicht möglich ist, entsprechende Kosten einzel-
nen Maßnahme punktgenau zuzuordnen. Ergänzt um ei-
nen finanziellen Anreiz zur Errichtung zentralisierter 
Kontaktstellen für die Abforderung der jeweiligen Lei-
stung macht der Entwurf einen großen Schritt hin zur 
Vereinfachung und größeren Praxistauglichkeit des Ent-
schädigungsregimes.  
Gleichwohl gibt es im Detail Verbesserungsbedarf.  
Insgesamt sind die Pauschalsätze an vielen Stellen noch 
viel zu niedrig, um als einigermaßen angemessene Ko-
stenerstattung gelten zu können; teilweise fallen sie sogar 
hinter den bisherigen Standard zurück. Dies gilt insbe-
sondere vor dem Hintergrund der Abschlagregel in § 113 
a Abs. 6. Den damit geschaffenen Anreiz zur Zentralisie-
rung begrüßen wir. Jedoch wirkt sich dieser „Rabatt“ 
noch zusätzlich auf ein ohnehin nicht kostendeckendes 
Modell aus und senkt die durchschnittlichen Entschädi-
gungssätze noch einmal spürbar. Vor diesem Hintergrund 

ist eine Anpassung der Ausgangssätze nach oben not-
wendig, um im Durchschnitt zwischen Norm- und Ra-
battsätzen eine einigermaßen angemessene Entschädi-
gung zu erreichen. 
Zudem sind die Regelungen nicht auf nicht explizit ge-
nannte oder neu hinzu kommende Ermächtigungsgrund-
lagen anwendbar. Zumindest bei wesensgleichen Vor-
schriften sollte dies aber der Fall sein. Eine zukunftsoffe-
ne Formulierung erfordert daher einen Auffangtatbe-
stand. 
Auch ist die Praxis hinsichtlich einer Umsatzsteuererhe-
bung bisher uneinheitlich. Der Entwurf sollte daher klar-
stellen, dass die Sätze zuzüglich der gesetzlichen Um-
satzsteuer gelten. 
Vorschlag daher: 
- Zukunftsoffene Ergänzung der Tatbestände jeweils 

um Entschädigung für „vergleichbare Maßnahmen“ 
- Klarstellung, dass die Sätze zuzüglich der gesetzli-

chen Umsatzsteuer gelten. 
Zu den Vorschlägen des neuen § 113a TKG im Einzel-
nen: 

 § 113a Abs. 1 und 2 TKG-E (Überwachungsmaß-
nahmen)  

Abs. 1 Nr. 1 (Einrichtung, Verlängerung und Um-
schaltung) 
Wir begrüßen ausdrücklich, dass die Entschädigungsre-
gelung auch die Kosten für Überwachungsmaßnahmen 
nach Landesrecht umfasst und auch sonst alle spezialge-
setzlichen Ermächtigungsgrundlagen aufzählt. Nur dieser 
Ansatz gewährleistet die erstrebte Einheitlichkeit. 
Der für Einrichtung, Verlängerung und Umschaltung ei-
ner Überwachungsmaßnahme vorgesehene Pauschalsatz 
ist das unabdingbare Minimum, um Personal- und Sach-
kosten  mit Ausnahme der Übertragungskosten wenig-
stens teilweise abzudecken. Insbesondere der Aufwand 
für telefonische Nachfragen und für Bereitschaftszeiten 
ist oft beträchtlich und führt dazu, dass die Kosten be-
trächtlich über den vorgeschlagenen Sätzen liegen. 
Zudem ist eine Differenzierung zwischen erster und wei-
terer Kennung nicht gerechtfertigt. Insbesondere ist die 
Abstufung für weitere Kennungen auf 75 € (also 1/3) 
nicht nachvollziehbar. Mehrfachanträge verringern den 
Aufwand der Unternehmen nicht in diesem Maße. 
Vorschlag daher: 
- Die Einschränkung nach Nr.1 b) entfällt. 
Abs. 1 Nr. 2 und 3 (Bereitstellung der Überwa-
chungskopie) 
Die hohen Übertragungskosten (Übertragung der Sprache 
und Daten, Datex-P-Kosten)  machen neben der Pauscha-
le für die Einrichtung/Verlängerung der TÜ zwingend die 
Pauschalsätze nach § 113 a Abs. 1 Nr. 2 erforderlich. 
Hierbei gibt es jedoch zwei Kritikpunkte: 
Zum einen ist weder die Differenzierung nach Rechts-
grundlagen noch zwischen Wähl- und Festverbindungen 
sachlich nachvollziehbar. Sie widerspricht auch der ein-
heitlichen Systematik des Entwurfs. 
Zum anderen ist die Bepreisung für das Bereitstellen der 
Kopie mit pauschal 10 € bzw. 5 € je angefangenem Ka-
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lendertag nicht annähernd kostendeckend. Dies gilt na-
mentlich für die Fälle der in Zukunft stark an Bedeutung 
zunehmenden DSL-Überwachung sowie in noch größe-
rem Umfang für die Fälle der strategischen Überwa-
chung. Der Entwurf unterscheidet nicht nach der Band-
breite der genutzten Verbindung, so dass auch die Über-
tragung sehr großer Volumina über 2-Megabit/s- oder gar 
155-Megabit/s-Verbindungen unterschiedslos mit den ge-
ringen, nur bei 64-Kilobit/s-Verbindungen im Schmal-
band angemessenen Sätzen vergütet wäre. Am gerechte-
sten wäre eine Differenzierung nach genutzter Übertra-
gungsrate und Nutzungsdauer, am einfachsten, auch nach 
Sinn und Zweck des Entwurfs, ein einheitlicher Pau-
schaltagessatz von 30 €, der die mittleren Kosten unter 
verschiedenen Übertragungsraten abbilden würde. 
Vorschlag daher: 
- Nr. 2 a) und b) und Nr. 3 sollten in einen Entschädi-

gungstatbestand für die Bereitstellung der Überwa-
chungskopie zusammengefasst werden. 

- Die Pauschalentschädigung für die Bereitstellung der 
Überwachungskopie sollte 30 € pro Tag betragen. 

Abs. 2 (Funktionsprüfungen) 
Wir begrüßen ausdrücklich, dass auch Testmaßnahmen 
entschädigt werden, denn sie verursachen den gleichen 
Aufwand wie die tatsächliche Überwachungsmaßnahme. 

 § 113a Abs. 3 und 4 TKG-E (Auskunftsersuchen) 
Anwendungsbereich 
Im Gegensatz zu Abs. 1 Satz 1 ist der Anwendungsbe-
reich der Abs. 3 und 4 noch nicht zweifelsfrei abge-
grenzt. Während Absatz 1 Satz 1 abschließend alle in Be-
tracht kommenden Ermächtigungsgrundlagen aufzählt 
und so eine lückenlose Entschädigung gewährleistet, 
fehlt in Abs. 3 und 4 ein entsprechender Bezug auf die 
spezialgesetzlichen Ermächtigungen zur Anforderungen 
von Kunden- und Verkehrsdaten. Dies ist deshalb pro-
blematisch, weil einige Gesetze mit solchen Ermächti-
gungsgrundlagen Formulierungen oder Zusätze enthal-
ten, die auf eine kostenlose Auskunftserteilung hinaus-
laufen oder diese suggerieren, so zum Beispiel § 20 des 
G-10-Gesetzes. Dies schafft eine Kollisionslage zwi-
schen Ermächtigungsgesetz und § 113a TKG-E. Privile-
gierungen einzelner berechtigter Stellen sind aber unter 
keinem Gesichtspunkt sachgerecht. Damit zukünftig für 
alle Anwender zweifelsfrei feststeht, dass auch die Aus-
kunftserteilung – nach dem Vorbild der technischen 
Überwachung – lückenlos zu entschädigen ist, erscheint 
ein gesonderter Artikel im Gesetz zur Änderung tele-
kommunikationsrechtlicher Vorschriften (TKGÄndG) 
notwendig, der die systemwidrigen Begünstigungen ein-
zelner berechtigter Stellen aufhebt. Auf diese Weise er-
reichte der Gesetzgeber eine widerspruchsfreie und sach-
gerechte Regelung, die Anwender Rechtssicherheit. 

Vorschlag daher: 
- Verweis auch in Abs. 3 und 4 auf alle spezialgesetzli-

chen Ermächtigungsgrundlagen nach Vorbild von 
Abs. 1 Satz 1 sowie  

- abschließende Aufhebung aller noch bestehenden 
einfachgesetzlichen Kostenbefreiungen zugunsten 
einzelner berechtigter Stellen (Geheimdienste u.ä.) in 
einem separaten Artikel des TKGÄndG. 

Weiterhin ist nicht klar, ob und wie Abs. 3 oder 4 die 
Auskunft über dynamische IP-Adressen in Verbindung 
mit einer Auskunft über die Nutzer, denen sie zugeordnet 
waren, umfassen. Die Mehrzahl der Gerichte sieht derar-
tige Anfragen nicht als Bestandsdatenanfragen gem. § 
113 TKG an; sie wären damit nicht von Abs. 3 umfasst. 
Es handelt sich sachlich um eine Mischauskunft zu Be-
stands- und Verkehrsdaten, die hochkomplexe Systeme 
notwendig macht. Die tatsächlichen Kosten für Anfragen 
nach IP-Adressen liegen zwischen denen einer Bestands-
datenanfrage und dem Einrichten einer TK-Über-
wachung. Notwendig erscheint daher die Einführung ei-
nes gesonderten Entschädigungstatbestandes für den ge-
nannten Fall in Höhe von pauschal mindestens 150 €.  
Vorschlag daher: 
- Einfügung eines Sondertatbestandes für die Abfrage 

von dynamischen IP-Adressen und zugehörigen 
Kundendaten;  

- angemessener Entschädigungssatz hier mindestens 
150 € 

Abs. 3 Satz 1 (Entschädigungsbetrag) 
Die Bepreisung der Auskünfte von Kundendaten er-
scheint mit 15 € je ersuchtem Kundendatensatz nicht aus-
reichend. Schon heute beträgt der Erstattungssatz nach 
dem JVEG 17 € für jede angefangene Stunde zuzüglich 
Auslagen und Porto. Da sich hinter jeder Rufnummer ein 
neues Vertragsverhältnis mit einem neuen Kunden befin-
den kann, müssen Auskunftsstellen jede einzelne Angabe 
separat bearbeiten. Etwaige Zusammenfassungen mehrer 
Datensätze in einem Auskunftsersuchen bringen hier für 
die Verpflichteten keine Zeitersparnis. Eine mittelfristige 
Festschreibung auf lediglich 15 € pro Datensatz wäre 
demnach sogar noch eine Verschlechterung gegenüber 
dem Ist-Zustand. Wir begrüßen grundsätzlich die – prak-
tikablere – Bezugnahme auf den ersuchten Kundendaten-
satz im Gegensatz zum Stundensatz im JVEG, sehen in 
dem sinnvollen Systemwechsel aber keinen Grund für 
eine effektive Herabsetzung des Entschädigungsbetrages.  
Dies gilt umso mehr, als die Praxis zeigt, dass einfache 
Anfragen zu Namen und Anschrift eines aktuellen Kun-
den fast ausschließlich über das automatisierte Verfahren 
nach § 112 TKG gestellt werden. Diese Abfrageart bleibt 
für die berechtigten Stellen weiterhin kostenfrei. Das 
manuelle Auskunftsverfahren nutzen die berechtigten 
Stellen daher typischerweise für komplexere und arbeits-
intensivere Konstellationen, wie etwa Abfragen auf zu-
rückliegende Teilnehmerverhältnisse oder tiefere Aus-
künfte zu Teilnehmerdaten. Diese Entwicklung wird sich 
in Zukunft sogar noch verschärfen, sobald die von § 112 
Abs. 3 TKG vorgesehene Verordnung das automatisierte 
Auskunftsverfahren auf die Möglichkeit unvollständiger 
Abfragen sowie Abfragen zu ähnlich lautenden Begriffen 
(sog. phonetische Suche) erweitern wird. Bei der Be-
rechnung einer angemessenen Pauschale gibt es daher 
kaum einfache und schnell abzuarbeitende Fälle, die man 
mit komplexen und zeitraubenden Auskunftsersuchen 
verrechnen könnte.  
Vorschlag daher: 
- Abbildung des tatsächlichen durchschnittlichen Auf-

wands mit einem pauschalierten Kostensatz von min-
destens 25 €. 

Abs. 3 Satz 3 (Ausschluss der Erstattung) 
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Der Ausschluss einer Erstattung für den Fall, dass „die 
Auskunft [nach § 112 TKG] in Folge einer nicht ord-
nungsgemäß geführten Kundendatei nicht vollständig 
oder nicht richtig erteilt wurde“, ist bereits in ähnlicher 
Form im geltenden § 113 Abs. 2 a.E. TKG enthalten und 
erweist sich als in der Praxis problematisch. Diese Rege-
lung bildet entgegen dem ersten Anschein nicht das Ver-
ursacherprinzip ab, denn es ist für den Ausschluss der Er-
stattung unerheblich, wer die Kundendatei nicht ord-
nungsgemäß geführt hat. Damit muss theoretisch jedes 
Unternehmen für die tatsächlichen oder vermeintlichen 
Versäumnisse eines anderen Betreibers einer Kundenda-
tei einstehen und auf eine Entschädigung verzichten. Um 
dies zu vermeiden, sollte § 113a Abs. 3 Satz 3, 2. Halb-
satz entsprechend präzisiert werden.  

Vorschlag daher: 
- Formulierungsanpassung: „[…], es sei denn, dass die 

Auskunft in Folge einer vom Ersuchten nicht ord-
nungsgemäß geführten Kundendatei nicht vollständig 
oder nicht richtig erteilt wurde.“ 

Abs. 4 

Die Formulierung zu Ziff. 1a) sollte klarstellen, dass es 
hier um den zu beauskunftenden Zeitraum, nicht um den 
Zeitaufwand für die Bearbeitung des Auskunftsbegehrens 
geht. 

In Ziff. 2 begrüßen wir die Sonderbehandlung der auf-
wändigen Zielwahlsuche. Gerade hier haben die Unter-
nehmen in der Vergangenheit massive Verluste verzeich-
net, da die Rechtsprechung auch in Bezug auf die Rech-
nerkosten (CPU-Sekunden) zu überspannte Anforderun-
gen an die Darlegung der entsprechenden Kosten stellt. 

Ziff. 3 verwendet den Begriff „Zieladresse“, den Nr. 2 im 
Sinne einer Adressierungskennung belegt. Im Kontext 
der Zellauswertung ist eine so verstandene Zieladresse 
aber gerade nicht vorhanden (vgl. Ziff. 3: „… bei denen 
lediglich Ort und Zeit bekannt ist“). Hier empfiehlt sich 
die Streichung eines Bezugs zur „Zieladresse“.  

Bereits jetzt beklagt die Branche zudem oft unrealisti-
sche, unangemessene, gleichwohl sorglos erhobene For-
derungen nach großflächigen Zellauswertungen. Wir re-
gen daher an, Ziff. 3 (Beauskunftung über Verkehrsdaten 
im Mobilfunk) zusätzlich mit einer flächenabhängigen 
Komponente zu versehen. Unnötig extensive und damit 
sowohl für die Verpflichteten als auch für die Kunden 
belastende Auskunftsersuchen könnte man damit redu-
zieren. 

Insbesondere die Leistungen gem. Nr. 2 und Nr. 3 sind 
zudem sehr aufwändig und erfordern eine intensive Be-
treuung der Maßnahme durch die Verpflichteten. Vor 
diesem Hintergrund sind die angegebenen Kostensätze 
deutlich zu gering. Dies gilt umso mehr, als hier der Ab-
schlag aus Abs. 6 ganz besondere Wirkung zeigen wird. 

Vorschlag für Abs. 4 daher: 

- Ziff. 1: Formulierungsanpassung: „a) für den ersten 
Kalendertag des im Auskunftsbegehren abgefragten 
Zeitraums […]“ 

- Ziff. 2 und 3: Anhebung der Pauschalsätze 
- Ziff. 3:  

o Bezug zur Zieladresse streichen 
o Erweiterung um eine flächenabhängigen Kompo-

nente: „c) für jede über die erste hjnaus weitere er-
mittelte Mobilfunkzelle: 25 Euro“ 

 § 113 a Abs. 6 TKG-E (Abschlag) 
Wir begrüßen den Anreiz zur Abwicklungszentralisie-
rung. Bereits eingangs haben wir darauf hingewiesen, 
dass die Rabattierung eine Heraufsetzung der Ausgangs-
sätze erfordert, wenn man angemessene Durchschnitts-
entschädigungen erreichen will. 
Zudem ist die Formulierung noch nicht präzise genug: 
Eine Rabattierung soll sicher auch nach dem Willen der 
Entwurfsverfasser nicht schon dann erfolgen, wenn die 
Kontaktstellen „landesweit zuständig“ sind. Das wäre 
auch dann der Fall, wenn es eine Vielzahl von Kontakt-
stellen pro Land gäbe, von denen jede die Befugnis hätte, 
Anordnungen und Ersuchen aus dem gesamten Landes-
gebiet an die Verpflichteten weiterzuleiten. Für die Ver-
pflichteten ergäbe sich daraus keine honorierbare Verein-
fachung der Arbeitsabläufe. Zudem sollte die Kontakt-
stelle nicht nur für die Anforderung der jeweiligen Lei-
stung zuständig sein sondern gegenüber den Verpflichte-
ten auch als Kontaktstelle für die Abwicklung der Abre-
chung dienen.  
Vorschlag daher: 
- Formulierungsanpassung: „[…] sofern die Strafver-

folgungsbehörden die dort bezeichneten Leistungen 
[…] über jeweils eine zentrale Kontaktstelle des 
Bundeskriminalamtes, des Bundesgrenzschutzes, des 
Zollkriminalamtes oder je Bundesland eine zuständi-
ge zentrale Kontaktstelle anfordern und abrechnen.“ 

Berlin, den 9. Mai 2005 

Kurzgutachten 
im Auftrag des  

Bundesverbandes Informationswirtschaft, Telekom-
munikation und neue Medien e.V. (BITKOM) 

über 
„Die verfassungsrechtlichen Anforderungen 

an die Entschädigung für Leistungen  
der Telekommunikations-Überwachung und der Aus-

kunftserteilung“ 
von 

Prof. Dr. Matthias Schmidt-Preuß, 
Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn 

A. Gutachtensauftrag 
Der Bundesverband Informationswirtschaft, Telekom-
munikation und neue Medien e.V. (BITKOM) hat mich 
gebeten, in einem verfassungsrechtlichen Kurzgutachten 
zur Frage der Entschädigung bei der TK-Überwachung 
und der (manuellen) Auskunftserteilung Stellung zu 
nehmen. Es handelt sich um Kernfragen der Indienst-
nahme Privater. Im einzelnen soll geklärt werden,  
• ob es verfassungsrechtlich zulässig ist, jeglichen Ko-

stenersatz für Infrastruktureinrichtung und –
vorhaltung bei TK-Überwachung und manuellen 
Auskünften völlig auszuschließen 

und  
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• welche verfassungsrechtlichen Anforderungen an 
die Höhe der Entschädigung zu stellen sind.  

Die Antworten auf diese Fragen ergeben zugleich Eck-
punkte für den Gesetzgeber im laufenden TKG-
Novellierungsverfahren. Das Kurzgutachten wird hiermit 
vorgelegt.  
B. Problemstellung  
I. Staatliche Gewährleistungsverantwortung und In-

dienstnahme Privater  
Technische Entwicklungsfähigkeit, leichte Nutzbarkeit 
und Ubiquität begründen den Erfolg der Telekommuni-
kation. Diesem Medium kommt überragende Bedeutung 
zu. Es kann aber auch für Zwecke genutzt werden, die 
den öffentlichen Interessen zuwiderlaufen. Gefahren-
abwehr und Strafverfolgung sind Sache des Staates. 
Er kann hierbei Maßnahmen selbst – „eigenhändig“ – 
treffen, indem er hoheitlich tätig wird. Die Alternative 
ist, daß er sich – soweit zulässig – der Dienste Privater 
bedient und sich auf eine Gewährleistungsverantwor-
tung beschränkt.10 Dies ist prinzipiell der Weg des gel-
tenden TKG 2004 (wie auch des TKG 1996). Wird auf 
diese Weise verfahren, muß der Gesetzgeber aber beach-
ten, daß er es nach Liberalisierung und Öffnung der TK-
Märkte nunmehr mit privaten Akteuren im Wettbe-
werb zu tun hat. Es geht nicht mehr um die Heranzie-
hung innerhalb des staatlichen Bereichs. Vielmehr wer-
den private Unternehmen verpflichtet, im öffentlichen 
Interesse ein Sonderopfer zu erbringen.  
Damit kann auch von einer Verantwortungsnähe keine 
Rede sein. Allein die Tatsache, daß die in Pflicht ge-
nommenen Unternehmen Kommunikationsanlagen be-
treiben, legitimiert nicht schon ihre entschädigungslose 
Heranziehung zu TK-Überwachung, Auskunftserteilung 
oder zusätzlicher Speicherung von Daten. Vielmehr ist zu 
unterstreichen, daß bereits die Inpflichtnahme ein Opfer 
im öffentlichen Interesse darstellt. Die Wahrung der öf-
fentlichen Sicherheit ist eine genuine Aufgabe des 
Staates. Wenn er sich hierbei Privater bedient, muß er 
die finanziellen Konsequenzen einer solchen Inpflicht-
nahme  Privater tragen und auf diese Weise seiner 
Gemeinwohlverantwortung gerecht werden.  
II. Aktuelle Problemstellung  
Im Rahmen der TKG-Novelle 2004 ist das System der 
TK-Überwachung und der Auskunft wie folgt normiert 
worden. In § 110 I 1 Ziff. 1 TKG 2004 werden Betreiber 
von Telekommunikationsanlagen, mit denen Telekom-
munikationsdienste für die Öffentlichkeit erbracht wer-
den, verpflichtet, auf eigene Kosten technische Einrich-
tungen zur Umsetzung gesetzlich vorgesehener Maß-
nahmen zur Überwachung der Telekommunikation vor-
zuhalten und organisatorische Vorkehrungen für deren 
unverzügliche Umsetzung zu treffen.  
Wer Telekommunikationsdienste für die Öffentlichkeit 
erbringt, muß staatlichen Stellen Auskünfte geben. Hier-
bei sind das automatisierte und das manuelle Auskunfts-
verfahren zu unterscheiden (§ 112 bzw. 113 TKG 2004). 
Dabei hat jeder Diensteanbieter die Kosten der erforder-
lichen „Vorkehrungen“ selbst zu tragen (§§ 112 V 1, 113 
V 3 TKG 2004). Die Verordnungsermächtigung des § 
110 IX TKG 2004 schließt ausdrücklich die „Kosten der 
Vorhaltung der technischen Einrichtungen, die für 
                                                           
10  Vgl. näher Schmidt-Preuß, VVDStRL 56 (1997), 160 (172). 

Erbringung dieser Leistungen erforderlich sind“, aus. 
Darüber hinaus sieht § 110 IX Nr. 2 TKG 2004 nur für 
Auskünfte im manuellen Verfahren eine Entschädigung 
vor (§ 113 II 2 TKG 2004).  
Resümierend läßt sich damit feststellen, daß nach jetzi-
gem Recht die Diensteanbieter zwar zu TK-
Überwachung und Auskünften im Interesse der Öffent-
lichkeit verpflichtet werden, gleichzeitig aber der Aus-
schluß jeglicher Kostenerstattung für Einrichtung und 
Vorhaltung der Anlagen für TK-Überwachung und ma-
nuelle Auskünfte (Infrastruktur) gesetzlich festgeschrie-
ben ist (erster Kostenblock). 
Bei den laufenden Betriebskosten bleibt es – nachdem 
es zu einer Verordnung gem. § 110 IX TKG 2004 nicht 
gekommen ist – einstweilen bei der Entschädigung nach 
§ 23 JVEG,11 sofern dessen Tatbestandsvoraussetzungen 
erfüllt sind (zweiter Kostenblock). Dies gilt für die TK-
Überwachung und die Auskunftserteilung im manuel-
len Verfahren. 
Die Belastung infolge der gesetzlichen Inpflichtnahme 
ist massiv. Demgegenüber werden nach den vorliegen-
den Berechnungen nur bis zu 3% der Gesamtkosten 
(Summe der beiden Kostenblöcke „Infrastruktur“ und 
„laufender Betrieb“) im Schnitt der letzten Jahre erstat-
tet.12 Vor dem Hintergrund des laufenden Gesetzge-
bungsverfahrens zur TKG-Novelle 2005 ist zu klären, 
welche verfassungsrechtlichen Vorgaben für den Ge-
setzgeber13 in diesem Regelungsfeld bestehen.  
III. Ausblick  
Die Problematik der Indienstnahme Privater erschöpft 
sich nicht mit der geschilderten Auferlegung von TK-
Überwachung und Auskunftspflichten im Rahmen des 
TKG, sondern wird an Bedeutung eher noch zuneh-
men.  Insofern ist auf die aktuellen Bestrebungen auf 
EU-Ebene hinzuweisen, die Mitgliedstaaten zur Ein-
führung einer Vorratsspeicherung von Kommunika-
tionsdaten im großen Stil zu veranlassen. Ausgangs-
punkt ist ein von vier Mitgliedstaaten im April 2004 vor-
gelegter Vorschlag für einen EU-Rahmenbeschluss.14 
Danach sollen Anbieter von Telekommunikationsdienst-
leistungen für Zwecke der Verbrechensbekämpfung dazu 
verpflichtet werden, sämtliche Verkehrsdaten für einen 
Zeitraum von mindestens 12 Monaten zu speichern. Die 
bisher vorgeschlagene Speicherdauer und der Umfang 
der zu speichernden Datentypen gehen weit über das hin-
aus, was bislang an Daten zu Abrechnungszwecken 
durch Telekommunikationsunternehmen in Deutschland 
– aber auch sonst in Europa – gespeichert wird, so daß 
erhebliche finanzielle Belastungen für die TK-

                                                           
11  Justizvergütungs- und –entschädigungsgesetz – JVEG ( =  § 17 a des 

Gesetzes über die Entschädigung von Zeugen und Sachverständi-
gen). 

12  Vgl. Bundesverband der Deutschen Industrie e.V., „Telekommunikati-
onsüberwachung verfassungsgemäß und wirtschaftsfreundlich gestal-
ten“, Oktober 2003 (REV1), S. 1.   

13  Nach einem Änderungsantrag der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN ist nunmehr eine gesetzliche Vollregelung ohne 
Verordnungsermächtigung geplant, Deutscher Bundestag, Ausschuß 
für Wirtschaft, Ausschußdrucksache 15(9)1867 (19.4.2005). 

14  Vgl. Entwurf eines Rahmenbeschlusses über die Vorratsspeicherung 
von Daten, die in Verbindung mit der Bereitstellung öffentlicher elek-
tronischer Kommunikationsdienste verarbeitet und aufbewahrt werden, 
oder von Daten, die in öffentlichen Kommunikationsnetzen vorhanden 
sind, für die Zwecke der Vorbeugung, Untersuchung, Feststellung und 
Verfolgung von Straftaten, einschließlich Terrorismus, Rat der Euro-
päischen Union (28.4.2004) 8958/04, CRIMORG 36/TELECOM 82.  
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Unternehmen zu erwarten sind. Eine Regelung zur Ko-
stenerstattung enthält der Vorschlag nicht. Damit ist die 
in diesem Kurzgutachten erörterte Thematik auch inso-
weit hochaktuell: Auch der Umsetzungsgesetzgeber 
muß sich bei Ausfüllung der ihm verbliebenen Spiel-
räume an die verfassungsrechtlichen Grenzen halten.  
C. Indienstnahme Privater – Verfassungsrechtliche 

Eckpunkte  
I. Wirtschaftsordnung 
Es entspricht der freiheitlichen Wirtschaftsordnung, 
wenn der Staat von eigenhändiger Aufgabenerfüllung ab-
sieht und sich auf eine Gewährleistungsverantwortung 
beschränkt. Damit können sich Marktwirtschaft und 
Wettbewerb entfalten. Das gilt auch für den TK-Sektor. 
Eine Indienstnahme Privater ist damit nicht a limine aus-
geschlossen. Doch muß die Rollenverteilung zwischen 
Staat und Wirtschaft beachtet werden. Seit 1996 wur-
den Liberalisierung und Marktöffnung im TK-Sektor 
vollzogen und fortentwickelt. Das Leitmotiv heißt „weg 
vom Staat“. Diese bewußte Entscheidung bedeutet, daß 
der Staat es jetzt mit privaten Akteuren im Markt zu 
tun hat. Sie stehen ihm nicht als „verlängerter Arm“ zur 
Verfügung, sondern treten ihm als Rechtssubjekte mit 
eigenen Grundrechten gegenüber.  
II. Grundrechte 
Will der Staat  nach Liberalisierung und Marktöffnung 
die auf den TK-Märkten agierenden Unternehmen für die 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben in Pflicht nehmen, ist 
darin unbestreitbar ein Eingriff zu sehen.  Dieser muß 
sich an den Grundrechten – hier vor allem Art. 14 und 12 
GG – messen lassen. Es kommt also auf eine verfas-
sungsrechtliche Detailprüfung an. Vorwegfestlegungen 
zu Lasten der Diensteanbieter sind ausgeschlossen. Ins-
besondere verbieten sich Pauschallegitimationen, die 
sich oftmals hinter einem bloßen Hinweis auf eine 
„Sachnähe“ oder einen „Verantwortungszusammenhang“ 
verbergen. Diese Topoi stammen aus der Sonderabga-
ben-Doktrin.15 Sie ist mangels Geldleistungsverpflich-
tung zwar hier nicht direkt einschlägig. Wenn man sie 
aber der Sache nach heranzieht, muß hierbei sorgfältig 
geprüft werden, ob eine solche Nähe bzw. ein solcher  
Verantwortungszusammenhang auch tatsächlich vor-
liegt. Daran fehlt es, wenn es um eine genuin staatliche 
Aufgabe geht, wie es bei der Gewährleistung der öf-
fentlichen Sicherheit der Fall ist. 
D. Verfassungsrechtliche Unzulässigkeit eines totalen 

Entschädigungsausschlusses  
I. Verstoß des Totalausschlusses jeglicher Entschä-

digung gegen das Eigentumsgrundrecht des Art. 
14 GG 

1. Schutzbereich  

a) Systematische Vorbemerkung 

Nach der Mineralölbevorratungsentscheidung des 
BVerfG16 ist die Indienstnahme Privater zwar „in erster 
Linie an Art. 12 I GG zu messen“. Diese Entscheidung 
stammt jedoch aus dem Jahre 1971. Seither dürften sich 
                                                           
15  BVerfGE 55, 274 (306 f.) – Ausbildungsplatzförderungsgesetz; nach 

Ehmer, in: Beck’scher TKG-Kommentar, 2. Aufl., 2000, § 88 Rn. 51 ff., 
erfüllt die Kostenüberwälzung gem. § 88 TKG a.F. nicht die Zulässig-
keitskriterien Sonderabgaben-Judikatur.   

16  BVerfGE 30, 292 (312). 

die systematischen Gewichte zugunsten des Art. 14 GG 
verschoben haben. So läßt sich der grundlegenden Ent-
scheidung des BVerfG17 zum rheinland-pfälzischen 
Denkmalschutzgesetz entnehmen, daß die Inpflichtnah-
me Privater auch ein Problem des Eigentumsgrund-
rechts (Art. 14 GG) ist. In diesem Sinne hat sich in der 
Lit. z.B. Papier18 geäußert. Daher sei im Folgenden mit 
der Prüfung von Art. 14 GG begonnen. Inhaltlich ändert 
sich dadurch nichts, weil sich die Eingriffsbefugnisse an-
hand beider Grundrechte streng nach dem Verhältnismä-
ßigkeitsgrundsatz richten.  

b) Verfügungsfreiheit und Privatnützigkeit 

Nach st. Rspr. des BVerfG19 schützt Art. 14 I GG nicht 
nur die Innehabung des Eigentumsgegenstandes als sol-
che, sondern auch Verfügungsfreiheit und Privatnüt-
zigkeit. Das Eigentumsgrundrecht verleiht damit das 
Recht, den Gegenstand nach  eigenem Belieben zu nut-
zen und andere auszuschließen. Nach dem Vorstehen-
den ist der Schutzbereich des Art. 14 I GG in beiden hier 
interessierenden Varianten – der Inpflichtnahme als sol-
cher („Ob“) und des Ausschlusses jeder Entschädi-
gung („Wie“) – eröffnet. Betreiber von Telekommunika-
tionsanlagen sind gezwungen, technische Einrichtun-
gen zur Umsetzung der TK-Überwachung vorzuhalten. 
Für Auskünfte im manuellen Verfahren müssen Vorkeh-
rungen getroffen werden. Somit muß die erforderliche 
Infrastruktur für TK-Überwachung und manuelle Aus-
kunftserteilung kostenlos zur Verfügung gestellt werden. 
Um sie zu schaffen, hat der Diensteanbieter Eigentum – 
technische Aktiva und Finanzmittel – aufzuwenden (In-
vestitionsverpflichtung). Sind Einrichtungen bzw. Vor-
kehrungen bereits vorhanden, müssen sie nach den ge-
setzlichen Vorgaben genutzt werden. In beiden Fällen 
werden die Betreiber von Telekommunikationsanlagen 
im privatnützigen Gebrauch ihres Eigentums einge-
schränkt. Damit ist der Schutzbereich des Art. 14 GG 
eröffnet. Im Falle zulässiger Inhalts- und Schrankenbe-
stimmung setzt sich der Eigentumsschutz in der Zuer-
kennung einer angemessenen finanziellen Kompensation 
fort; bei Annahme einer Enteignung entspräche dem die 
korrekte Entschädigung gem. Art. 14 III GG.  

c) Grundrechtsfähigkeit  

aa) Die hier relevanten Art. 14 I und 12 I GG sind gem. 
Art. 19 III GG ihrem Wesen nach auch auf juristische 
Personen anwendbar. Grundrechtsfähigkeit ist insoweit 
gegeben. 

bb) Die Grundrechtsfähigkeit gemischt-wirtschaftli-
cher Unternehmen ist in der Lit. überwiegende Mei-
nung.20  Der – entgegengesetzte – Kammerbeschluß des 

                                                           
17  BVerfGE 100, 226 (242): „Indienstnahme des Eigentümers des 

Grundstücks“ zur Wahrnehmung der Denkmalpflege als „eine Ge-
meinwohlaufgabe von hohem Rang“. 

18  Papier, in: Maunz/Dürig/Herzog, GG, Art. 14 Rn. 349. 
19  BVerfGE 83, 201 (208); 100, 226 (241); dazu Papier, in: Maunz/Dürig, 

GG, Art. 14 Rn. 8; Schmidt-Preuß, AG 1996, 1. 
20  Schmidt-Preuß, Kollidierende Privatinteressen im Verwaltungsrecht, 

1992, S. 68 f.; Schmidt-Aßmann, BB-Beilage 34/1990, S. 6 ff., 10 ff.; 
Scholz, in: FS f. Lorenz, 1991, S. 213 (227); Pieroth, NWVBl. 1992, 85 
ff.; Kühne, JZ 1990, 335 f.; Manssen, in: von Mangoldt/Klein/Starck 
(Hrsg.), Bonner Grundgesetz – Kommentar, Bd. 1, 4. Aufl., 1999, Art. 
12 Rn. 263; a.A. Papier, in: FS f. Baur, 2002, S. 209 (214 f.); Badura, 
Staatsrecht, 4. Aufl., 2003, S. 96; P.M. Huber, in: von Man-
goldt/Klein/Starck (Hrsg.), Bonner Grundgesetz – Kommentar, Bd. 1, 
4. Aufl., 1999, Art. 19 Abs. 3 Rn. 301 ff.  
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BVerfG21 aus dem Jahre 1990 sollte nicht das letzte Wort 
des Gerichts sein. Dies gilt um so mehr, als das Kriterium 
der Erfüllung von Gemeinwohlaufgaben gerade dann 
nicht aussagekräftig ist, wenn es sich – wie vorliegend – 
um liberalisierte Märkte und private Akteure handelt. 
Hier gelten aus europa- und telekommunikationsrechtli-
chen Gründen längst Wettbewerb und Marktöffnung. Die 
Folge ist Gemeinwohlrealisierung durch Private. Da-
mit ist auch an der Grundrechtsfähigkeit gemischt-
wirtschaftlicher Unternehmen nicht zu zweifeln.22  

2. Eingriff 

Der Eingriff liegt in der Pflicht zur Durchführung der 
TK-Überwachungsmaßnahmen (§ 110 I 1 Ziff 1 TKG 
2004) und manuellen Auskünfte (§ 113 TKG 2004) bei 
gleichzeitigem Ausschluß jeglichen Ausgleichs für die 
Kosten der Vorhaltung der notwendigen technischen Ein-
richtungen (erster Kostenblock). So schließt § 110 IX 2 
TKG 2004 eine Entschädigung für die Vorhaltung der 
technischen Einrichtungen für TK-Überwachung und 
Auskünfte nach § 113 TKG 2004 expressis verbis aus. 
Dem entspricht § 110 I 1 Ziff. 1 TKG 2004, wonach der 
Betreiber „auf eigene Kosten“  technische Einrichtun-
gen zur TK-Überwachung „vorzuhalten“ hat. In § 
113 II 1 TKG 2004 wird ausdrücklich angeordnet, daß 
der Verpflichtete „die in seinem Verantwortungsbereich 
erforderlichen Vorkehrungen auf seine Kosten zu tref-
fen“ hat.  

3. Rechtfertigung 

a) Inhalts- und Schrankenbestimmung oder Enteignung? 

Die entscheidende Frage lautet,  ob der Eingriff gerecht-
fertigt ist. Welche Maßstäbe dafür gelten, bestimmt sich 
danach, ob es sich um eine Inhalts- und Schrankenbe-
stimmung oder um eine Enteignung handelt. In Art. 14 I 
2 GG ist die sog. Inhalts- und Schrankenbestimmung ge-
regelt, in Art. 14 III GG die Enteignung. Es sind im Aus-
gangspunkt zwei systematisch zu unterscheidende Insti-
tute. Handelt es sich wie hier um eine  abstrakt-
generelle Verteilung der Kostentragung, die struktu-
rell und anonym gilt, spricht alles für eine Inhalts- und 
Schrankenbestimmung. Dasselbe gilt, wenn man mit 
der Baulandumlegungs-Entscheidung des BVerfG23 die 
Enteignung auf den Güterbeschaffungsvorgang be-
grenzt. Da er hier auf keinen Fall vorliegt, spricht auch 
dies dafür, in Aufgabenzuweisung wie auch im Ent-
schädigungsausschluß eine Inhalts- und Schranken-
bestimmung zu sehen.  
Deren Verfassungsmäßigkeit bemißt sich insbesondere 
nach dem Verhältnismäßigkeitsprinzip.24 Art. 14 I 2 GG 
enthält zwar einen Ausgestaltungsspielraum des Gesetz-

                                                           
21  BVerfG, 3. Kammer des Ersten Senats, NJW 1990, 1783 – HEW.  
22  Auf die derzeit anhängige Verfassungsbeschwerde sei verwiesen. Ein 

Antrag im Eilverfahren war  auf Grund einer Interessenabwägung 
erfolgreich, vgl. BVerfG, 1. Kammer des Ersten Senats, NVwZ 2004, 
719 (720); für Grundrechtsfähigkeit der DTAG BVerwGE 114, 160 
(189 ff.).  

23  BVerfG, NVwZ 2001, 1023 r.Sp. dazu Papier, in: Maunz/Dürig, GG, 
Art. 14 Rn. 439; Haas, NVwZ 2002, 272 (273).   

24  BVerfGE 58, 117 (147 ff.) – Pflichtexemplar; BVerfGE 100, 226 (242 
ff.) – rheinland-pfälzisches  Denkmalschutzgesetz. Aber auch wenn 
man von einer Enteignung ausgehen wollte, käme es auf das Verhält-
nismäßigkeitsprinzip – als ungeschriebenes Merkmal des Art. 14 Abs. 
3 GG – an, vgl. Schmidt-Preuß, NJW 2000, 1524 (1529); s. hierzu im 
Ausgangspunkt auch Papier, in: Maunz/Dürig, GG, Art. 14 Rn. 521. 

gebers wie auch Art. 14 II GG die Gemeinwohlbindung 
statuiert. Beides aber unterliegt aber wiederum der strik-
ten Schranke des Verhältnismäßigkeitsprinzips (i.w.S.). 
Dessen Prüfung vollzieht sich in vier Schritten: An das 
Gemeinwohl-Kriterium schließen sich die drei Stufen 
der Geeignetheit, Erforderlichkeit und Verhältnis-
mäßigkeit i.e.S. an.  
b) Gemeinwohl (Vorab-Kriterium) 
Die Wahrung der öffentlichen Sicherheit durch effek-
tive Verbrechensbekämpfung ist ein hohes Gemein-
wohlgut. Diesem Zweck dient die Inpflichtnahme  Priva-
ter bei TK-Überwachung und Auskunftserteilung. Hin-
sichtlich des „Ob“ der Heranziehung ist damit von ei-
nem verfassungsrechtlich nicht zu beanstandenden 
Gemeinwohlziel auszugehen.  
c) Geeignetheit 
Geeignet ist eine Regelung, wenn sie nicht evident un-
tauglich, das gesetzliche Ziel zu erreichen, d.h. willkür-
lich ist (erste Stufe). Hier besteht ein Einschätzungs- und 
Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers, der aber nicht 
unbegrenzt ist. Was die Heranziehung der Diensteanbie-
ter als solche angeht, ist der Regelung die Fähigkeit nicht 
abzusprechen, zur öffentlichen Sicherheit beizutragen.  
Dagegen sehen die Dinge anders aus, wenn man auf die 
konkrete Regelung mit dem Totalausschluss jeglicher 
Entschädigung abstellt. Durch einen solchen Totalaus-
schluss  wird das gesetzgeberische Ziel in keiner Weise 
besser verwirklicht, als es sonst  der Fall wäre. Daher ist 
die Versagung einer Entschädigung evident sachwidrig. 
Somit fehlt es der Regelung bereits an der Geeignetheit. 
Schon auf dieser Stufe ergibt sich, daß der Totalaus-
schluß gegen Art. 14 GG verstößt.  
d) Erforderlichkeit 
Hilfsweise ist zu prüfen, welche Anforderungen sich aus 
dem Grundsatz der Erforderlichkeit ergeben (zweite 
Stufe).  Eine Regelung ist erforderlich, wenn es keine 
geringer einschneidende Maßnahme mit gleicher 
Wirkung gibt. Dabei kommt dem Gesetzgeber auch hier 
eine Einschätzungs- und Gestaltungsfreiheit zu, die aber 
keineswegs unbegrenzt ist.  
Gegen die Verpflichtung als solche („Ob“) wie auch den 
totalen Entschädigungsausschluß ließe sich bereits der 
Grundsatzeinwand erheben, daß eine eigenhändige 
Aufgabenerfüllung durch den Staat oder jedenfalls eine 
vollfinanzierte „Ersatzvornahme“ eine Alternative ist. 
Daß sie geringer einschneidend wäre, liegt auf der Hand. 
Auch der mindestens gleiche Erfolg dürfte nicht in Frage 
stehen. Gerade weil es sich bei der öffentlichen Sicher-
heit um eine genuine Aufgabe des Staates handelt,25 
die auch von der Allgemeinheit finanziert werden muß, 
liegt diese Argumentation nahe. Im Kontext der Strom-
einspeisung hat der BGH26 allerdings ausgeführt, daß bei 
dieser Sichtweise praktisch jeder Heranziehung Privater 
der Boden entzogen wäre, weil die Übernahme durch den 
Staat naturgemäß stets weniger belaste und immer gel-
tend gemacht werden könne. Das widerspreche aber der 
Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers. Eine solche Erwä-
gung mag in der Tat den Einwand, der Staat selbst könne 
die Aufgabe in eigener Regie und damit geringer ein-
schneidend wahrnehmen, relativieren. Dies gilt aber nur 

                                                           
25  Vgl. Götz, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HdbStR III, 2. Aufl., 1996, § 79 

Rn. 1. 
26  BGHZ 134, 1 (18) – Stromeinspeisung. 



Ausschussdrucksache 15(9)1900 Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit  

96 

auf der Stufe des „Ob“ der Heranziehung. Unter kei-
nen Umständen kann der Staat aber auf diese Weise 
der Notwendigkeit einer erforderlichen Entschädi-
gung entgehen.  

e) Verhältnismäßigkeit i.e.S. 

aa) Schließlich sind – weiter hilfsweise – die Anforde-
rungen der Verhältnismäßigkeit i.e.S. ( = Angemessen-
heit = Zumutbarkeit = Proportionalität) zu prüfen 
(dritte Stufe). Hier bedarf es der Abwägung der kolli-
dierenden Rechtsgüter im Sinne praktischer Konkor-
danz. 

Auf der einen Seite der Waagschale ist das Eigentum in 
die Abwägung einzustellen. Art. 14 GG genießt hohen 
Rang. Er garantiert die Freiheit im vermögensrechtlichen 
Bereich. Geschützt sind Verfügungsbefugnis und Privat-
nützigkeit der privaten Akteure. Hiermit abzuwägen ist 
das mit der Inpflichtnahme der Diensteanbieter verfolgte 
Ziel der Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit, das 
auf der anderen Seite der Waagschale mit seinem Ge-
wicht in Ansatz zu bringen ist. Dabei handelt es sich um 
ein Gemeinwohlgut von großer Bedeutung. Letztlich 
stehen dahinter die Individualgüter der Bürger, insbe-
sondere Art. 2 II 1 GG (Recht auf Leben und körperliche 
Unversehrtheit), Art. 14 GG (Eigentum)  sowie  über al-
lem die Fundamentalnorm des Art. 1 GG (Menschen-
würde). Was die aufgebürdete Last bei der TK-
Überwachung angeht, so weisen die gesetzlich vorgese-
henen „Bedarfsfälle“ – §§ 100 a, b Strafprozeßordnung 
(repressiv), §§ 2 I, 5 und 8 des Artikel 10-Gesetzes, § 
39 Außenwirtschaftsgesetz und die entsprechenden 
landesrechtlichen Vorschriften (insbesondere im Be-
reich des präventiven Polizei- und Ordnungsrechts) – 
durchweg Sicherheitsrelevanz und Dringlichkeit auf. 
Entsprechendes gilt für die gesetzlich vorgesehen Fälle, 
in denen Auskünfte angefordert werden können. 

Daß der Staat auf eigenhändige Aufgabenerfüllung ver-
zichtet, entspricht der freiheitlichen Wirtschaftsordnung 
(C.I). Unter diesem Vorzeichen kann es als verhältnis-
mäßige Zuordnung angesehen werden, daß Beiträge Pri-
vater dann in Anspruch genommen werden dürfen,  wenn 
und sofern dies dem Schutz überragender Gemein-
wohlgüter dient. Das ist – wie dargelegt – hier der Fall. 
Damit ergibt sich: Die gesetzlich vorgesehene Heran-
ziehung der Diensteanbieter zur TK-Überwachung 
und zur Auskunftserteilung als solche – also das „Ob“ 
der Verpflichtung zur Aufgabenwahrnehmung –  ist 
im Interesse einer effizienten Verbrechensbekämp-
fung eigentumsgrundrechtlich prinzipiell nicht zu be-
anstanden.  

bb) aaa) Eine völlig andere Frage aber ist, ob diese 
Inpflichtnahme Privater entschädigungslos erfolgen 
darf. Sie ist klar zu verneinen. Eine einseitige Bela-
stung durch einen Totalausschluß finanzieller Kom-
pensation überschreitet die Opfergrenze und ist un-
verhältnismäßig i.e.S. (unangemessen = unzumutbar 
= disproportional).27 Die „Rechtsposition des Betroffe-
nen“ wäre derart entleert, daß „sie den Namen ‚Eigen-

                                                           
27  Vgl. allg. Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, 15. Aufl., 2004, § 27 

Rn. 86 i.V.m. Rn. 66 ff.; s. auch Schmidt-Preuß, NJW 2000, 1524  
(1528 f.).  

tum‘ nicht mehr verdient“.28 Die Diensteanbieter werden 
verpflichtet, ohne daß ihnen ein negativer „Tatbei-
trag“ vorgehalten werden könnte. Vielmehr werden 
sie zur Erledigung einer öffentlichen Aufgabe heran-
gezogen. Dementsprechend leisten sie einen positiven 
Beitrag zum Gemeinwohl. Es wäre gänzlich unzu-
mutbar, sie in diesem Fall total von jeglicher Kom-
pensation für die ihnen entstehenden Investitionsko-
sten auszuschließen.29 Dies würde die eigentums-
grundrechtliche Opfergrenze überschreiten. 
Insoweit spiegelt das Beispiel des Nicht-Störers im Po-
lizei- und Ordnungsrecht die verfassungsrechtlichen 
Anforderungen wider. Das Landesrecht aller 16 Bundes-
länder entspricht den Anforderungen des Art. 14 GG30 
und sieht in diesem Fall eine Entschädigung vor (z.B. § 
39 I a OBG NRW). Diese ist geboten, weil ein Dritter 
zur Vermeidung einer Gefahr für die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung herangezogen wird und ein 
Opfer erbringen muß. Damit sind die verfassungsrecht-
lichen Anforderungen für eine Indienstnahme Privater 
generell definiert. Sie gelten auch für den vorliegenden 
Fall. Somit ist der Totalausschluß jeder Kompensation 
ein klarer Verstoß gegen das Verhältnismäßigkeits-
prinzip. Er überschreitet die eigentumsgrundrechtli-
che Opfergrenze. Eine solche Regelung – wie derzeit 
hinsichtlich der Infrastrukturkosten (erster Kosten-
block) verstößt damit gegen Art. 14 GG. Sie ist ver-
fassungsrechtlich unzulässig.  

bbb) Auch der Gedanke einer verstärkten Pflichtigkeit  
gem. Art. 14 I 2, II GG  im Sinne eines „Sozialbin-
dungs-Abzugs“31 – kann einen Totalausschluß von 
vornherein nicht legitimieren: Eine solche schema-
tisch-einseitige völlige Außerachtlassung des Eigen-
tums zu Lasten des positiv die öffentliche Sicherheit 
fördernden Privaten ist in jedem Falle übermäßig. 
Gegenteiliges läßt sich aus einem Vergleich mit dem Fall 
der Einbehaltung und Überweisung von Lohnsteuer 
nicht ableiten.32 Unabhängig davon, ob der Ausschluß 
von Kompensation in jener Fallgestaltung zulässig ist, 
sind die Konstellationen von Gewicht, Anlaß und Bela-
stung hier nicht vergleichbar. So geht es z.B. bei der 
Abführung von Lohnsteuer um eine Zuordnung von Ko-
sten im Verhältnis zwischen den beiden Partnern des Ar-
beitsvertrages: Die Alternative  wäre, daß der Arbeit-
nehmer auf seine Kosten die Überweisung vorzunehmen 
hätte. Insofern wird der Arbeitgeber nicht zu Kosten he-
rangezogen, die der Allgemeinheit obliegen, wie dies 
bei der Förderung der öffentlichen Sicherheit durch Be-
reitstellung von Einrichtungen für die TK-Überwachung, 
                                                           
28  BVerfGE 100, 226 (243).  
29  Auch aus einer sog. „Tropfentheorie“, nach der jemand, der den guten 

Tropfen nehme, auch den schlechten zu ertragen habe (so Manssen, 
ArchPT 1998, 236 [242]), ergibt sich nichts anderes. Ein solches – 
noch nicht verfassungsrechtlich nachgewiesenes – Prinzip ist zu un-
bestimmt, als daß es Rechtsfolgen der hier in Rede stehenden Di-
mension rechtfertigen könnte. 

30  Vgl. ausdrücklich Schenke, Polizei- und Ordnungsrecht, 3. Aufl., 2004, 
Rn. 688. 

31  In diesem Sinne BVerfGE 50, 290 (240 f.); Papier, in: Maunz/Dürig, 
GG, Art. 14 Rn. 613, 312.  

32  Für deren verfassungsrechtliche Zulässigkeit (anhand von Art. 12 II 1 
GG a.F.) BFH BStBl. III 1963, S. 468 (469); vgl. auch BVerfGE 22, 380 
(384 ff.) – Kuponsteuer, wo das Gericht in der Verpflichtung der Kredit-
institute zur (ersatzlosen) Einbehaltung der Kapitalertragsteuer keinen 
Verstoß gegen Art. 12 I GG (Anlehnung „an die übliche Banktätigkeit“, 
S. 385) bzw. Art. 14 GG („keine schlechthin unternehmensfremde(n) 
Tätigkeit“, Bindung von Betriebsmitteln „nicht von ausschlaggebendem 
Gewicht“) sah.   
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für manuelle Auskünfte und bei der zusätzlichen Spei-
cherung von Daten auf Vorrat der Fall ist.  Der Hauptun-
terschied zur vorliegenden Konstellation liegt darin, daß 
es sich bei der Gewährleistung der öffentlichen Si-
cherheit – wie bereits betont – um eine genuin staatli-
che Aufgabe handelt.33 

ccc) Von Befürwortern einer entschädigungslosen Ver-
pflichtung zur Infrastrukturvorhaltung wird weiterhin 
geltend gemacht, der Betreiber könne die Belastung wei-
terwälzen, so daß die Inpflichtnahme ohne Kompensa-
tion zumutbar und verfassungsgemäß sei.34 Auch dies 
überzeugt nicht. Eine solche Sichtweise stellt das Regel-
Ausnahme-Prinzip auf den Kopf: Nicht mehr die 
grundrechtlich verbürgte Freiheit wäre der Normalfall, 
sondern der staatliche Eingriff, der stets damit begründet 
werden könnte, daß der Pflichtige die Belastung weiter-
geben könne. Es verkehrt den Freiheitsgehalt der 
Grundrechte, wenn der Bürger der Obliegenheit ausge-
setzt wäre, durch eigene Anstrengungen einen „Scha-
den“ durch eigenes Tun wieder ausgleichen zu müs-
sen. In diesem Sinne hat das BVerfG35 im grundlegenden 
Pflichtexemplar-Beschluß unzweideutig und mit wün-
schenswerter Klarheit festgestellt:  

„Die verfassungrechtliche Funktion würde in der Regel 
verfehlt, wenn der Staat Eigentümerpflichten begründen 
und das Ausmaß der Beschränkung mit einer mehr oder 
minder spekulativen wirtschaftlichen Betrachtung legiti-
mieren könnte. ... Der Hinweis auf eine mögliche Schad-
loshaltung des Eigentümers würde ... die(se) sich aus der 
verfassungsrechtlichen Eigentumsordnung ergebenden 
Grenzen überschreiten und wäre mit der Bestandsgaran-
tie des Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG nicht vereinbar.“  

Anders ist auch die Formulierung des BVerfG36 im Mi-
neralölbevorratungs-Beschluss aus dem Jahre 1971 nicht 
zu verstehen, in dem das Gericht im Rahmen der Ver-
hältnismäßigkeit i.e.S. der langfristigen Energieversor-
gungssicherheit in der Abwägung den Vorrang vor einer  
freien erwerbswirtschaftlichen Tätigkeit zuerkannt hatte. 
Nur im Rahmen eines ergänzenden Hinweises erwähnte 
es anschließend, daß die Abwälzung durch das Gesetz 
nicht ausgeschlossen sei, was zweifellos der Fall war.  

Abgesehen von alledem sei schließlich auch vermerkt, 
daß in einem liberalisierten Markt die Abwälzung auf 
die Kunden – sofern sie zivilrechtlich zulässig ist – 
praktisch gar nicht gesichert ist, sondern von den 
Wettbewerbsverhältnissen abhängt. Hierauf hat der 
BGH37 in seinem Stromeinspeisungs-Urteil zu Recht 
aufmerksam gemacht. Auch deshalb kann eine Belastung 
nicht unter Hinweis auf die Möglichkeit der Abwälzung 
verneint werden. 
ddd) Als weiteres Gegenargument wird im Schrifttum 
z.T. geltend gemacht, die Belastung sei so niedrig, daß 
sie hingenommen werden könne.38 Auch dem kann nicht 
zugestimmt werden. Zum einen ist – abgesehen von der 
massiven Belastung durch TK-Überwachung, Aus-

                                                           
33  So auch Hammerstein, MMR 2004, 222 (225). 
34  So Koenig/Koch/Braun, K&R 2002, 289 (296); Haß, in: Manssen 

(Hrsg.), Telekommunikations- und Multimediarecht, § 88 Rn. 47.  
35  BVerfGE 58, 137 (151 f.). 
36  BVerfGE 30, 292 (326).   
37  BGHZ 134, 1 (20 f.). 
38  In diesem Sinne Manssen, ArchPT 1998, 236 (242). 

kunftserteilung und Vorratsdatenspeicherung – die 
Eigentumsgarantie des Art. 14 GG unabhängig von einer 
bestimmten „Belastungshöhe“. Sie enthält keine allge-
meine Spürbarkeitsgrenze.  
Zum anderen gilt das Eigentumsgrundrecht auch unter-
halb der Grenze der Existenzgefährdung oder gar –
beseitigung. Art. 14 GG greift nicht erst, wenn es um 
die Existenz des Unternehmens im Ganzen geht. Insoweit 
handelt es sich selbstverständlich um einen zentralen 
Anwendungsfall, der vielfach diskutiert wird und insbe-
sondere auch mit dem Recht am eingerichteten und aus-
geübten Gewerbebetrieb verbunden ist. Darin erschöpft 
sich aber die Geltungskraft des Art. 14 GG nicht. Viel-
mehr garantiert er die Freiheit im vermögensrechtli-
chen Bereich. Insofern gilt für jedes Eingriffssegment 
das eigentumsgrundrechtliche Gebot der Belastungs-
minimierung. Deshalb gelten die dargestellten Anforde-
rungen des Art. 14 GG auch unterhalb der Schwelle 
existenzgefährdender oder gar –beseitigender Beein-
trächtigung. So hat das BVerfG beispielsweise im Be-
schluß zur Vermögensteuer die Grenzen einer zulässigen 
Belastbarkeit in diesem Sektor bestimmt, ohne die Ver-
letzung des Art. 14 GG von einer Gesamtbelastung ab-
hängig zu machen.  
eee) Auch unter Berücksichtigung der unterschiedlichen 
Verfassungsrechtsordnungen ist doch aufschlußreich, daß 
der österreichische Verfassungsgerichtshof39 mit 
Selbstverständlichkeit davon ausgeht, daß Kosten der 
TK-Überwachung überhaupt erstattet werden.  
Als Ergebnis der Eröterungen zu D.I ist festzuhalten: 
Die Heranziehung der Diensteanbieter in den derzeit 
vorgesehen Fällen als solche ist prinzipiell eigentums-
grundrechtlich nicht zu beanstanden. Dagegen ver-
stößt der Totalausschluß jeglicher Entschädigung für 
Infrastrukturkosten gegen Art. 14 GG. 
II. Verstoß des Totalausschlusses jeglicher Entschä-

digung gegen die Berufsfreiheit gem. Art. 12 I GG 
1. Schutzbereich 
Beruf ist jede auf Erwerb gerichtete langfristige Tätig-
keit, also auch die Betätigung als Telekommunikations-
diensteanbieter. Art. 12 I GG ist ein einheitliches Grund-
recht mit den beiden Teilgewährleistungen der Be-
rufsausübungsfreiheit („Wie“) und der Berufswahl 
(„Ob“). Durch die Inpflichtnahme zur TK-Überwachung 
und zur Auskunftserteilung sind im Ausgangspunkt die 
Modalitäten der Tätigkeit als TK-Diensteanbieter nor-
miert. Insofern handelt es sich um eine Berufsaus-
übungsregelung.  
In Überschneidungsbereichen von Eigentumsgarantie 
und Berufsfreiheit kommen beide Grundrechte in Ideal-
konkurrenz zur Anwendung.40 So liegt es hier. Einen 
gegenüber Art. 14 GG weiterreichenden Schutz bietet 
Art. 12 I GG allerdings nicht.41  
2. Eingriff 
Der Eingriff liegt in der Heranziehung zur TK-
Überwachung und zur Auskunftserteilung unter Total-
ausschluß jeglicher Entschädigung für Infrastrukturko-
sten. 
                                                           
39  Österr. Verfassungsgerichtshof, 27.2.2003, G 37/02-16 u.a., S. 42 ff. 
40  Breuer, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HdbStR VI, 1989, § 147 Rn. 100. 
41  Papier; in: FS f. Baur, 2003, S. 209 (223); Schmidt-Preuß, RdE 1996, 

1 (9).  
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3. Rechtfertigung  
Nach der Stufentheorie des BVerfG42 ist zwischen Be-
rufsausübung und Berufswahl zu differenzieren. Im vor-
liegenden Fall ist von der Berufsausübungsregelung aus-
zugehen. Auf dieser ersten Stufe gilt das Verhältnismä-
ßigkeitsprinzip mit der Maßgabe, daß grundsätzlich jede 
vernünftige Gemeinwohlerwägung berücksichtigungsfä-
hig ist. Wie dargelegt, geht es sogar um Ziele von heraus-
ragendem öffentlichen Interesse. Im einzelnen sei zum 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz – zu Gemeinwohl, Geei-
gnetheit, Erforderlichkeit  und Verhältnismäßigkeit i.e.S. 
– auf die Ausführungen zu Art. 14 GG verwiesen (D.I.3). 
Damit ergibt sich auch hier, daß die Heranziehung zu 
TK-Überwachung und Auskunft angesichts der Bedeu-
tung und des Gewichts der öffentlichen Sicherheit als 
solche nicht zu beanstanden ist.43 Wohl aber ist der To-
talausschluß jeglicher Entschädigung für Investitionsko-
sten unverhältnismäßig i.e.S. 
Als Ergebnis zu D.II ist festzuhalten: Die Heranzie-
hung zur TK-Überwachung und zur Auskunftsertei-
lung als solche ist prinzipiell nicht zu beanstanden. 
Der Totalausschluß jeglicher Entschädigung für In-
frastrukturkosten verstößt gegen Art. 12 I GG. 
E. Die verfassungsrechtliche Mindesthöhe der über-

maßvermeidenden  Entschädigung  
I. Die Anforderungen an die Entschädigungshöhe 

aus dem Eigentumsgrundrecht des Art. 14 GG 
1. Schutzbereich 
a) Systematik  
Zum systematischen Vorrang der Eigentumsgarantie des 
Art. 14 GG gegenüber der Berufsfreiheit des Art. 12 I 
GG sei auf die obigen Ausführungen verwiesen (D.I.1.a). 
In der Sache ändert sich nichts, weil sich die Eingriffsbe-
fugnisse anhand beider Grundrechte nach dem Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatz richten.  

b) Verfügungsfreiheit und Privatnützigkeit 
Nach st. Rspr.44 schützt Art. 14 I GG insbesondere Ver-
fügungsfreiheit und Privatnützigkeit. Das Eigentums-
grundrecht verleiht damit das Recht, den Gegenstand 
nach  eigenem Belieben zu nutzen und andere auszu-
schließen (D.I.1.b). Wie bereits ausgeführt, setzt sich im 
Falle zulässiger Inhalts- und Schrankenbestimmung der 
Eigentumsschutz fort in der Zuerkennung einer angemes-
senen finanziellen Kompensation; bei Annahme einer 
Enteignung wäre dies die korrekte Entschädigung gem. 
Art. 14 III GG (D.I.1.b).  

c) Grundrechtsfähigkeit  

Hierzu sei auf die obigen Ausführungen verwiesen 
(D.I.1.c). 
2. Eingriff 
Der Eingriff besteht in der Versagung der gebotenen Ent-
schädigung. Dies gilt für den Totalausschluß jeglicher 
Entschädigung wie für die gesetzliche Festsetzung einer 
zu geringen Entschädigung. Letzteres ist nach geltendem 
                                                           
42  Nach wie vor grdl. BVerfGE 7, 377 (397 ff.). 
43  Grundsätzlich in diesem Sinne im Kontext des Art. 12 GG Scholz, 

ArchPT 1995, 169 (187); s. auch Ehmer (Fn. 6), § 88 Rn. 44 ff. (in 
Wertungsparallele zu Art. 14 GG, vgl. Rn. 64); a.A. Haß (Fn. 25), § 88 
Rn. 48.  

44  BVerfGE 83, 201 (208); 100, 226 (241); vgl. Papier, in: Maunz/Dürig, 
GG, Art. 14 Rn. 8; Schmidt-Preuß, AG 1996, 1. 

Recht derzeit im zweiten Kostenblock der Fall, d.h. im 
Bereich laufender Betriebskosten bei der TK-
Überwachung sowie bei der Auskunftserteilung im Rah-
men des manuellen Verfahrens.  
3. Rechtfertigung  
Die eingreifenden Normen sind als Inhalts- und 
Schrankenbestimmung zu qualifizieren (dazu D.I.3.a). 
Damit gelten die Anforderungen des Verhältnismäßig-
keitsprinzips. 
a) Gemeinwohl  
Die Wahrung der öffentlichen Sicherheit ist eine Ge-
meinwohlaufgabe. TK-Überwachung und Auskunftser-
teilung liegen im öffentlichen Interesse. Somit ist der 
Zweck der hier in Rede stehenden Regelungen verfas-
sungsrechtlich nicht zu beanstanden.  

b) Geeignetheit 
Geeignet ist eine Regelung, wenn sie nicht evident un-
tauglich ist, das gesetzliche Ziel zu erreichen (erste Stu-
fe). Bei abstrakter Betrachtung ließe sich nicht in Abrede 
stellen, daß die vorgesehenen Regelungen im Sinne des 
Gemeinwohlziels wirken. Anders sieht es bei einer kon-
kreten Betrachtung aus. Insoweit kann eine Regelung 
nicht als tauglich angesehen werden, wenn die unver-
zichtbare Entschädigungshöhe unterschritten wird. Das 
ist bei der derzeitigen Entschädigung von bis 3%45 der 
Gesamtkosten im Schnitt der letzten Jahre angesichts 
der massiven Belastungen evident der Fall. Damit ver-
stößt die geltene Regelung bereits auf dieser Stufe gegen 
Art. 14 GG.  

c) Erforderlichkeit 
Hilfsweise ist weiter zu prüfen, welche Anforderungen 
das Gebot der Erforderlichkeit stellt (zweite Stufe). 
Maßgeblich ist, ob es eine geringer einschneidende, aber 
mindestens gleich wirksame Alternative gibt. Diese liegt 
in der Inpflichtnahme bei verfassungsgemäßer Entschä-
digung. Eine zu geringe Entschädigung ist nicht unerläß-
lich, um effektive Vebrechensbekämpfung zu betreiben. 
Diese ist auch möglich bei angemessener Entschädigung. 
Damit ist das Gebot der Erforderlichkeit verletzt, wenn 
das Maß der erforderlichen Entschädigung unterschritten 
wird, wie es angesichts der massiven Belastung bei einer 
durchschnittlich nur 3 % abdeckenden Regelung der Fall 
ist.  

d) Verhältnismäßigkeit i.e.S. 

aa) Schließlich ist – weiter hilfsweise – zu fragen, welche 
Anforderungen sich aus der Verhältnismäßigkeit i.e.S. 
ergeben (dritte Stufe). Hier sind die kollidierenden 
Rechtsgüter  im Sinne praktischer Konkordanz abzu-
wägen. Das BVerfG46 hat in Grundsatzentscheidungen 
klargestellt, daß ein Verstoß gegen das Verhältnismäßig-
keitsprinzip vermieden werden kann, wenn eine (sonst) 
defizitäre Regelung einen Ausgleich vorsieht. Primär sei 
dieser real wie z.B. im Wege eines Dispenses zu bewerk-
stelligen. Dieser Weg kommt vorliegend erkennbar nicht 
in Betracht. Insoweit hat das Gericht aber (sekundär) 
auch die Möglichkeit eines übermaßvermeidenden 
Ausgleichs in Gestalt einer finanziellen Kompensation 

                                                           
45  S.o. Fn. 3. 
46  BVerfGE 58, 137 (148 ff.) – Pflichtexemplar; 100, 226 (245) – rhein-

land-pfälzisches Denkmalschutzgesetz. 
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anerkannt.47 Diese muß so bemessen sein, daß sie das 
verfassungsrechtliche Defizit beseitigt. 

bb) Entscheidend kommt es damit auf die Frage an, in 
welcher Höhe die gebotene Entschädigung bemessen 
sein muß. Zur Konkretisierung dieser zwingenden 
(Mindest-)Höhe bietet sich modellhaft Art. 14 III 3 
GG an. Er betrifft zwar den Fall der Enteignung. Bereits 
oben war die Inpflichtnahme zur TK-Überwachung und 
zur Auskunftserteilung als Inhalts- und Schrankenbe-
stimmung qualifiziert worden (D.I.3.a). Gleichwohl 
kann auf Art. 14 III 3 GG zurückgegriffen werden, um 
die Höhe des übermaßvermeidenden finanziellen Aus-
gleichs im Rahmen der Inhalts- und Schrankenbestim-
mung zu bestimmen.48 Dies folgt daraus, daß es sich bei 
Enteignung sowie Inhalts- und Schrankenbestimmung 
zwar um unterschiedliche Institute auf der Sekundärebe-
ne handelt, daß aber beide auf der Primärebene in Gestalt 
der Art. 14 I 1 GG dieselben Wurzeln haben.49  
aaa) Damit ist zu fragen, welche Entschädigungshöhe 
Art. 14 III 3 GG vorsieht. Das Schrifttum sieht hierin – 
bei allen Differenzierungen im einzelnen – überwiegend 
eine Regelgarantie der vollen Entschädigung.50 Diese 
orientiert sich am Verkehrswert. Dafür spricht die 
Überlegung, daß die Entschädigung auf der Sekundär-
ebene an die Stelle des Entzogenen tritt, also das Äqui-
valent darstellt: Der Enteignete soll – in der Regel – am 
Markt das erwerben können, was der Staat ihm genom-
men hat. Übertragen auf den Fall der Inhalts- und 
Schrankenbestimmung in der vorliegenden Belastungs-
konstellation bedeutet dies den vollen Ersatz der Ko-
sten, die sich aus der Inpflichtnahme für TK-Über-
wachung und Auskunftserteilung ergeben.  
bbb) Im Schrifttum51 wird gegen die Annahme einer Ga-
rantie des vollen Verkehrswerts in Art. 14 III 3 GG ein-
gewandt, daß sich eine solche Formulierung dort nicht 
findet und damit der Gesetzgeber eine Abwägungsent-
scheidung treffen könne. Nach dem Wortlaut des Art. 14 
III 3 GG ist die Entschädigung „unter gerechter Abwä-
gung der Interessen der Allgemeinheit und der Beteilig-
ten zu bestimmen.“ Richtig ist auch, daß bei den seiner-
zeitigen Verfassungsberatungen eine Formulierung im 
Sinne einer vollen (Verkehrswert)Entschädigung erwo-
gen, aber letztlich nicht verabschiedet wurde.52 Daraus 
                                                           
47  BVerfGE 100, 226 (245). 
48  So Maurer (Fn. 18), § 27 Rn. 86; Schmidt-Preuß, RdE 1996, 1 (8). 
49  Schmidt-Preuß, NJW 2000, 1524 (1529). 
50  So Maurer (Fn. 18), § 27 Rn. 68: “in der Regel zum vollen Wertersatz“ 

(Hervorhebung i.O.);  Badura, in: Benda/Maihofer/Vogel (Hrsg.), 
Handbuch des Verfassungsrechts, 2. Aufl., 1995, § 10 Rn. 65: für „ei-
nen äquivalenten Ausgleich“ (Hervohebung i.O.); Wendt, in: Sachs 
(Hrsg.) GG, 3. Aufl., 2003, Art. 14 Rn. 169: „grundsätzlich einen äqui-
valenten Ausgleich für den Rechtsverlust“ (Hervorhebung i. O.);  
Sachs, Verfassungsrecht II – Grundrechte, 2000, B 14 Rn. 42 „prinzi-
piell in vollem Umfang auszugleichen“ (Hervorhebung i.O.); Manssen, 
Staatsrecht II, 3. Aufl., 2004, § 28 Rn. 733: „In der Regel ... Entschädi-
gung zum Verkehrswert“; Sieckmann, in: Friauf/Höfling (Hrsg.), Berli-
ner Komm. zum GG, Art. 14 Rn. 163: „grundsätzlich von dem Gebot 
einer vollen Entschädigung nach dem Verkehrswert ...“; Epping, 
Grundrechte, 2. Aufl., 2005, Rn. 452: „im Regelfall ... Marktwert“ (Her-
vorhebung i.O.); Schmidt-Preuß, NJW 2000, 1524 (1528): „prinzipiell 
... Zahlung des Verkehrswerts“; demgegenüber betonen Jarass, in: 
Ders./Pieroth Art. 14 Rn. 87; Bryde, in: von Münch/Kunig, GG, Art. 14 
Rn. 92; Wieland , in: Dreier (Hrsg.), GG, Bd. I, 1996, Art. 14 Rn. 107 
ff., die Möglichkeit des Gesetzgebers, auch unterhalb der Verkehrs-
wertentschädigung bleiben zu können; in diesem Sinne auch Papier, 
in: Maunz/Dürig, GG, Art. 14 Rn. 595, mit zahlreichen Beispielen für 
Abweichungen „nach unten“ (Rn. 596 ff.).  

51  So insbes. Wieland (Fn. 41), Rn. 107.   
52  Dazu Papier, in: Maunz/Dürig, GG, Art. 14 Rn. 602. 

kann aber keineswegs abgeleitet werden, daß nunmehr 
die Höhe der Entschädigung nur noch eine Abwägungs-
entscheidung des einfachen Gesetzgebers sei. Dann wür-
de die Eigentumsgarantie leerlaufen. Vielmehr ist die 
Formulierung so zu verstehen, daß als Regelfall der vol-
le Wertausgleich zu leisten ist. Wenn ausnahmsweise 
eine Fallgestaltung dafür spricht, daß hiervon abgewi-
chen wird, läßt Art. 14 III 3 GG dafür durchaus Raum. 
Insofern besteht ohne weiteres Übereinstimmung mit 
dem BVerfG, das in zwei Sonderfällen zum Hamburger 
Deichordnungsgesetz53 und zur bayerischen Bodenre-
form54 ausdrücklich die Möglichkeit der Unterschreitung 
der Verkehrswertentschädigung betont hat.  

Nur sofern ein solcher Ausnahmefall anzunehmen wäre, 
der eine unter dem Regelanforderungsprofil 100%iger 
(voller) Entschädigung liegende Kompensation zuließe, 
könnte gefragt werden, ob nicht eine eigentumsgrund-
rechtliche Untergrenze bestünde. Einen Anhaltspunkt 
für eine solche Überlegung bietet der Halbteilungsbe-
schluß des BVerfG.55 In dieser Entscheidung hat das 
Gericht bekanntlich die Erhebung der Vermögensteuer 
als Verstoß gegen Art. 14 GG angesehen, sofern dem 
Steuerpflichtigen nicht mindestens die Hälfte seines 
Vermögens verbleibt. So führt das Gericht56 aus:  

„Nach Art. 14 Abs. 2 GG dient der Eigentumsgebrauch 
zugleich dem privaten Nutzen und dem Wohl der Allge-
meinheit. Deshalb ist der Vermögensertrag einerseits für 
die steuerliche Gemeinlast zugänglich, andererseits muß 
dem Berechtigten ein privater Ertragsnutzen verbleiben. 
Die Vermögensteuer darf deshalb zu den übrigen Steuern 
auf den Ertrag nur hinzutreten, soweit die steuerliche Ge-
samtbelastung des Sollertrages bei typisierender Betrach-
tung von Einnahmen, abziehbaren Aufwendungen und 
sonstigen Entlastungen in der Nähe einer hälftigen Tei-
lung zwischen  privater und öffentlicher Hand ver-
bleibt ...“  

Der Halbteilungsgrundsatz ist in der Lit.57 z.T. kritisiert 
worden, aber weitgehend aus systematischen und grund-
sätzlichen, nicht in erster Linie den hier in Rede stehen-
den Erwägungen. Jenseits möglicherweise geltend zu 
machender Kritikpunkte enthält der Beschluß aber die 
sich gerade im vorliegenden Fall der Inpflichtnahme Pri-
vater aufdrängende Aussage, daß ein solcher massiver 
staatlicher Eingriff – wenn denn schon nicht die volle 
(100%ige) Entschädigung gewährt wird – wenigstens die 
Hälfte der Kosten abdecken muß. Art. 14 GG definiert 
in der Perspektive des Halbteilungsgrundsatzes damit ei-
ne eigentumsgrundrechtliche Opfergrenze, die eine 
Kosterstattung für die Inanspruchnahme privater TK-
Diensteanbieter jedenfalls in Höhe von 50% gebietet. 
Da es sich nicht um den Fall einer direkten finanziellen 
Belastung wie der Besteuerung handelt, sondern um eine 
Indienstnahme Privater mit zu geringer Entschädigung, 
läßt sich von einem umgekehrten Halbteilungsgrund-
satz sprechen: Der genuin verpflichtete Staat  und die 
privaten Diensteanbieter teilen sich damit die Kosten. 
Dabei bezieht sich die 50%ige Kostenübernahme durch 
den Staat auf die gesamte Kostenbasis, bestehend aus 
beiden Kostenblöcken, nämlich den Infrastrukturko-
                                                           
53  BVerfGE 24, 367 (421) – Hamburger Deichordnungsgesetz. 
54  BVefGE 46, 268 (285) – Bodenreform/Bayern. 
55  BVerfGE 93, 121 (137 f.). 
56  BVerfGE 93, 121 (138), Hervorhebung v. Verf. 
57  Z.B. Sendler, NJW 2000, 2481 f.; s. dagegen positiv Leisner, NJW 

1995, 2591.   
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sten sowie  den laufenden Betriebskosten (operativen 
Kosten). Abschließend sei in methodischer Hinsicht 
klargestellt: Sicherlich läßt sich aus Art. 14 GG nicht 
„punktgenau“ die einzig und allein „richtige“ Ent-
schädigungshöhe ableiten kann.58 Das würde eine solche 
Verfassungsnorm überfordern. Wohl aber läßt sich eine 
Mindestgrenze nennen, unterhalb derer Art. 14 GG je-
denfalls verletzt ist.59  
Derartige Überlegungen zur eigentumsgrundrechtlichen 
Untergrenze einer übermaßvermeidenden Entschädigung 
könnten allerdings erst relevant werden, wenn der er-
wähnte Ausnahmefall vorliegt, der eine Abweichung 
vom Regelanforderungsprofil nach unten überhaupt 
legitimiert. Für einen solchen Ausnahme aber müßte der 
Gesetzgeber – bei aller Anerkennung seiner prinzipiellen 
Gestaltungsfreiheit – plausibel darlegen, worin die 
zwingenden Gründe dafür bestehen, daß von der Re-
gel abgewichen wird. Insofern trägt er eine „Beweis-
last“.  Im vorliegenden Fall hat es der Gesetzgeber im 
TKG 2004 (wie entsprechend im TKG 1996) an jegli-
chen nachvollziehbaren Darlegungen, Belegen und Be-
gründungen seiner Abweichung von der Regel fehlen 
lassen. Angesichts der genuin staatlichen Aufgabe der 
öffentlichen Sicherheit sind Anhaltspunkte in dieser 
Richtung auch nicht ersichtlich. Insgesamt ergibt sich 
damit, daß es vorliegend bei dem Regelanforderungs-
profil des Art. 14 III 3 GG bleibt: Geboten ist der volle 
Wertausgleich, also die Kostenübernahme zu 100%. 
ccc) Ein weiterer möglicher Einwand könnte lauten, daß 
ein Sozialbindungs-Abzug60 vorgenommen werden 
müsse, so daß die gebotene Entschädigung unter dem 
100%-Niveau anzusiedeln sei. Richtig ist, daß Art. 14 I 2 
GG einen – wenngleich nicht unbegrenzten – Ausgestal-
tungsspielraum des Gesetzgebers enthält und Art. 14 II 
GG hierbei die Sozialbindung des Eigentums betont. 
Das BVerfG61 hat bereits in seiner Mitbestimmungsent-
scheidung hervorgehoben, daß mit erhöhter Wirkung in 
die Gemeinschaft hinein auch verstärkte Bindungen ein-
hergehen können. Ebenso deutlich ist zu unterstreichen, 
daß es im grundrechtssensiblen Bereich in besonderer 
Weise darauf ankommt, die Verhältnismäßigkeit der Be-
lastung in concreto sicherzustellen. Damit mündet die 
Argumentation in die Fragestellung, die bereits mit dem 
Begriff der Nähe und des Verantwortungszusammen-
hangs angesprochen wurde. Insoweit ist zu betonen, daß 
es im vorliegenden Fall um die Inpflichtnahme Privater 
in einem Bereich – der öffentlichen Sicherheit – geht, der 
eine genuine Staatsaufgabe darstellt. Für einen pflich-
tenbegründenden Verantwortungszusammenhang ist 
nichts ersichtlich. Im Gegenteil werden die Diensteanbie-
ter als unbeteiligte Dritte in Anspruch genommen, um 
einen von außen herangetragenen Mißbrauch zu ver-
hindern und damit Schaden für die Allgemeinheit ab-
zuwenden. Hiermit wird ihnen ein positiver Beitrag im 
Interesse des Gemeinwohls abverlangt. Es handelt sich 
damit um ein – schwerwiegendes – Sonderopfer eines 
Privaten, der zur Vermeidung und Abwehr gemein-
wohlgefährdender Handlungen und Vorgänge heran-
gezogen wird. Dann aber fordert es die Verhältnismä-
                                                           
58  So richtig für Kostenelemente Papier, Die Regelung von Durchlei-

tungsrechten, 1997, S. 50, in Auseinandersetzung mit Schmidt-Preuß, 
RdE 1996, 1 ff.; ders., AG, 1996, 1 ff. 

59  Schmidt-Preuß, Substanzerhaltung und Eigentum, 2004, S. 61, in Er-
widerung auf Papier (Fn. 52), S. 50.  

60  Vgl. Papier, in: Maunz/Dürig, GG, Art. 14 Rn. 613; s. auch Rn. 312.  
61  BVerfGE 50, 290 (340 f.).  

ßigkeit, daß der Staat auch die Kosten in voller Höhe 
übernimmt. Angesichts dieser Dimension ist für einen 
Sozialbindungs-Abzug im Sinne einer Unterschreitung 
des vollen Wert-(Kosten-)Ausgleichs kein Raum. 
ddd) Ferner sei als möglicher Einwand auf das bereits 
oben erwähnte Argument hingewiesen, der Verpflichtete 
könne seine Kosten abwälzen. Daß hiermit die Freiheits-
funktion der Grundrechte umgekehrt würde, ist dort be-
reits im einzelnen dargelegt worden. Zu Recht hat das 
BVerfG62 daher in seiner zitierten Aussage aus dem 
Pflichtexemplar-Beschluß einer Relativierung eine Absa-
ge erteilt. Darauf sei verwiesen.  
eee) Ferner ist zu unterstreichen, daß fiskalische Erwä-
gungen bei der Bestimmung der gebotenen Entschädi-
gung im Rahmen des Art. 14 III 3 GG kein zulässiger 
Gesichtspunkt sind. Mit Papier63 ist zu konstatieren, daß 
„andernfalls ... letztlich jede Entschädigungsreduzierung 
verfassungslegitim (wäre, scil. d. Verf.), weil sie in ihrem 
jeweiligen Ausmaß die öffentliche Hand finanziell entla-
stet.“ Damit kann der Hinweis auf  die angespannte Lage 
der öffentlichen Haushalte verfassungsrechtlich nicht zu 
einer Minderung der gebotenen vollen Entschädigung 
führen. 
fff) Schließlich ist zu betonen, daß der – in der Abwä-
gung zu Buche schlagende –  Schutz des Eigentums-
grundrechts  nicht voraussetzt, daß die Unternehmensexi-
stenz gefährdet oder gar beseitigt wird. Wie oben ausge-
führt, enthält Art. 14 GG ein Gebot der Belastungsmi-
nimierung.  Darauf wird verwiesen (D.I.3.e.bb)ddd).  
ggg) Auch unter Berücksichtigung der unterschiedlichen 
Verfassungsrechtsordnungen ist es aufschlußreich, wenn 
der Österreichische Verfassungsgerichtshof64 aus-
drücklich fordert, daß jenseits einer zulässigen Inpflicht-
nahme der Diensteanbeiter im Rahmen der TK-
Überwachung „bei der Regelung der Kostentragung der 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu beachten“ ist. 
hhh) Zusammenfassend ist damit festzustellen, daß 
Art. 14 GG als Regelanforderungsprofil eine volle – 
100%ige – Entschädigung fordert. Anhaltspunkte für 
eine ausnahmsweise Abweichung nach unten sind 
nicht ersichtlich.  Daher verlangt Art. 14 GG eine 
100%ige Entschädigung für die Kosten, die sich aus 
der Indienstnahme der Diensteanbieter für die TK-
Überwachung und die manuelle Auskunftserteilung 
ergeben. Das umschließt die beiden Kostenblöcke, al-
so die Kosten für die Infrastruktur wie für den lau-
fenden Betrieb.  
II. Die Anforderungen an die Entschädigungshöhe 
anhand der Berufsfreiheit des Art. 12 GG 
Wie bereits betont,  sind die Maßstäbe des Art. 14 GG 
und des Art. 12 I GG insofern identisch, als sie beide 
strikt dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz verpflichtet 
sind. Insofern ist auch eine Berufsausübungsregelung 
nur dann mit Art. 12 I GG vereinbar, wenn die Anforde-
rungen des Gemeinwohlkritierums sowie der Geei-
gnetheit, Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit 
i.e.S. erfüllt sind. Da das Regelgebot der vollen Entschä-
digung im Rahmen des Art. 14 GG Ausdruck des Ver-

                                                           
62  BVerfGE 58, 137 (151 f.); s. hierzu das oben Fn. 26 wiedergegebene 

Zitat. 
63  Papier, in: Maunz/Dürig, Art. 14 Rn. 607. 
64  Fn. 30, S. 44. 
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hältnismäßigkeitsprinzips ist,65 stellt es auch im Rah-
men des Art. 12 I GG das richtige Leitmaß dar. Daher 
kann auf die entsprechend geltenden Ausführungen zu 
Art. 14 GG verwiesen werden.  
Danach ergibt sich als Ergebnis, daß die geplante Re-
gelung vor der Berufsfreiheit des Art. 12 I GG nur 
Bestand haben könnte, wenn sie – mangels Ausnahme 
vom Regelanforderungsprofil – eine volle (100%ige) 
Kostenerstattung enthielte. Bezugsgröße sind die Ge-
samtkosten des Infrastrukturaufwands sowie des lau-
fenden Betriebs  (erster und zweiter Kostenblock). 
Zusammenfassung 
1. Die Problematik der Heranziehung privater Dien-

steanbieter bei TK-Überwachung und Auskunfts-
erteilung ist vor dem Hintergrund der §§ 110 ff. 
TKG 2004 und des Gesetzgebungsverfahrens zur 
TKG-Novelle 2005 von hoher Bedeutung und Ak-
tualität. Hinzu kommt der auf EU-Ebene geplante 
Rahmenbeschluß zur Einführung einer umfassen-
den Vorratsdatenspeicherung. 

2.  Der Gesetzgeber ist an die Vorgaben der Verfas-
sung gebunden. Dies gilt für die Frage der 
Inpflichtnahme als solcher einerseits wie die Rege-
lung der Kostentragung andererseits. 

3.  Die derzeitige Regelung der §§ 110 ff. TKG 2004 
enthält einen Totalausschluß jeglicher Entschädi-
gung im Infrastruktursektor (Kostenblock 1) so-
wie eine auf das JVEG beschränkte Entschädi-
gung für laufende Betriebskosten bei TK-Über-
wachung und manueller Auskunftserteilung (Ko-
stenblock 2).  

4.  Die Heranziehung von Diensteanbietern zu TK-
Überwachung und Auskunftserteilung (§§ 110 ff. 
TKG 2004) als solche ist prinzipiell verfassungs-
rechtlich nicht zu beanstanden.  

5.  Dagegen verstößt der Totalausschluß jeglicher 
Entschädigung für Infrastrukturkosten gegen Art. 
14 und 12 I GG.  

6.  Art. 14 und 12 I GG fordern eine volle – 100%ige 
– Entschädigung für die Kosten, die sich aus der 
Inpflichtnahme der Diensteanbieter für TK-Über-
wachung und manuelle Auskunftserteilung erge-
ben. Für eine ausnahmsweise Abweichung vom 
Regelanforderungsprofil fehlt es an Anhaltspunk-
ten. Bezugsgröße der 100%-Entschädigung sind 
beide Kostenblöcke, also die Kosten für die Infra-
struktur wie für den laufenden Betrieb.  

 
Bonn, den 4. Mai 2005 

 
 
 
(Prof. Dr. Matthias Schmidt-Preuß) 
 

                                                           
65  Dazu Schmidt-Preuß, NJW 2000, 1524 (1529). 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15(9)1872 
Ausschuss für  
Wirtschaft und Arbeit 2. Mai 2005 
15. Wahlperiode 

Information für den Ausschuss 
Schriftliche Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung am 12. Mai 2005 in Berlin zum 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung telekommunikationsrechtlicher  
Vorschriften - Drucksache 15/5213 - 

Bundesverband der Deutschen Industrie e.V. BDI 

Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundestag den 
„Entwurf eines Gesetzes zur Änderung telekommunika-
tionsrechtlicher Vorschriften“ (Bundestags-Drucksache 
15/5213) zur Beratung und Beschlussfassung zugeleitet. 
In Ihrer Funktion  werden Sie in den nächsten Wochen 
die Diskussion über den Gesetzentwurf maßgeblich mit-
bestimmen und eine entsprechende Position Ihrer Frakti-
on aber auch des Bundestages insgesamt vorbereiten. Ich 
möchte Sie bitten, für einen angemessenen Ausgleich 
zwischen Verbraucherschutzaspekten und Markterfor-
dernissen einzutreten und insbesondere folgende Ände-
rungen einzufordern: 
1.) Keine generelle Pflicht zur Handshake-SMS bei 

jedem Dienst ab einem Euro (§ 66c), denn sie ent-
wertet die Wirksamkeit eines sinnvollen Verbrau-
cherschutzinstruments.  
Begründung: Die “Handshake-SMS“, die dem Kun-
den vor Inanspruchnahme eines Dienstes noch einmal 
eine Bestätigung über die erhaltende Preisinformation 
abverlangt, soll beim Kunden eine besondere Auf-
merksamkeit hervorrufen. Diese Warnfunktion geht 
bei einem inflationären Einsatz aber verloren. Denn 
wenn der Kunde routinemäßig eine Handshake-SMS 
bekommt, wird er sie routinemäßig auch wegdrücken 
und ignorieren. Das Verhältnis von Aufwand und 
Nutzen stünde in keinerlei Verhältnis mehr.  
Änderungsvorschlag: Heraufsetzung des Schwellen-
wertes auf mindestens drei Euro wie es auch der Bun-
desrat in seiner ersten Stellungnahme vom 18. März 
2005 gefordert hat.  

2.) Keine unbegrenzten kostenlosen Sperrmöglichkei-
ten (§ 45d Abs. 2), denn sie können den Anbieter 
zum Spielball des Kunden machen und bedeuten eine 
Kostenumverteilung auf die Allgemeinheit der Ver-
braucher. 
Begründung: Unbegrenzte kostenlose Sperrmöglich-
keiten stellen eine nicht verursachungsgerechte Ko-
stenumverteilung auf die Allgemeinheit der Verbrau-
cher dar. Denn gesetzlich vorgeschriebene, kostenlos 
zu erbringende Leistungen verursachen intern Ko-
sten, die nicht über die Abrechnung der entsprechen-

den Leistungen gedeckt werden können. Vielmehr 
werden die Unternehmen gezwungen, andere kosten-
pflichtige Leistungen zu verteuern, um ihre Kosten zu 
decken. Damit findet eine “Subvention“ derjenigen 
Nachfrager, die viele kostenlose Leistungen nutzen, 
durch diejenigen Verbraucher statt, die diese Lei-
stungen nicht wünschen und auch nicht in Anspruch 
nehmen (wollen). Eine nicht verursachungsgerechte 
Kostenumverteilung auf die Allgemeinheit der Ver-
braucher ist die Folge. Ferner muss ein potenzieller 
Missbrauch dahingehend vermieden werden, dass 
Endnutzer beliebig oft zwischen Sperrungen und 
Freischaltungen wechseln und damit den Anbieter 
zum Spielball des Kunden machen.  
Änderungsvorschlag: Die kostenlose kundenindivi-
duelle Sperre ist auf den in der Universaldienstricht-
linie vorgesehenen Anwendungsbereich zu beschrän-
ken (Art. 10 Abs. 2 URL beschränkt die Verpflich-
tung auf die Unternehmen, denen Universaldienst-
verpflichtungen auferlegt wurden). Als Kompromiss 
unterstützen wir den Vorschlag des Bundesrates aus 
seiner ersten Stellungnahme vom 18. März 2005: 
„Die Freischaltung der gesperrten Nummernbereiche 
[und die Sperrung wieder frei geschalteter Num-
mernbereiche] kann kostenpflichtig sein.“  

3.) Keine überzogenen Vorschriften im Kurzwahl-
dienstebereich (§ 45l Abs. 2: fristloses Kündigungs-
recht; § 45l Abs. 1: Warn-SMS und Verlust des Ent-
geltanspruches bei Unterlassung), denn solche Rege-
lungen weichen von allgemeinen Grundsätzen der 
Zivilrechtsordnung ab und werden zu erheblichen 
Darlegungsproblemen führen. 
Begründung: Bereits heute bieten Prepaid-Karten ein 
im Markt etabliertes Instrument zur Kostenkontrolle. 
Ein gesetzlich vorgeschriebener Warn-SMS- Schwel-
lenwert von 20 Euro im Monat ist demgegenüber 
willkürlich gewählt und beinhaltet zahlreiche prakti-
sche Probleme. Zum einen müsste ein Anbieter, der 
verschiedene Dienste anbietet, ein System implemen-
tieren, mit dem er einer Kunden-Rufnummer alle 
abonnierten Dienste zuweisen kann. Denn nur so 
könnte er die Summe aller Dienste errechnen und 
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damit feststellen, ob er den Schwellenwert bereits 
überschritten hat. Des Weiteren ist der Verlust des 
Entgeltanspruches bei unterbliebener Warn-SMS 
problematisch. Denn der Diensteanbieter kann bei-
spielsweise nicht dafür einstehen, dass eine SMS 
nach Ablauf der Zwischenspeicherfrist gelöscht wird 
und daher auf dem Display des Kunden nicht an-
kommt. Schließlich widerspricht das in § 45l Abs. 2 
vorgesehene unbedingte fristlose Kündigungsrecht 
einem Grundpfeiler der deutschen Zivilrechtsord-
nung. Warum im Telekommunikationsbereich von 
dem Grundsatz „Pacta sunt servanda“ abgewichen 
werden soll, ist nicht ersichtlich.  
Änderungsvorschlag: 1.) Sofern die Erforderlichkeit 
eines Bill-Warings überhaupt gesehen wird, muss der 
Schwellenwert deutlich über 20 Euro liegen. 2.) Le-
diglich die Bezugsgröße „pro Dienst“ und nicht „pro 
Anbieter“ ist realisierbar. 3.) Das unbedingte fristlose 
Kündigungsrecht ist ersatzlos zu streichen.  

4.) Keine generelle Preisansagepflicht im call-by-call-
Bereich (§ 66b), denn hier stehen die Kosten der 
Preisauszeichnung in krassem Missverhältnis zum 
Preis des Produkts.  
Begründung: Die aus einer generellen Preisansage-
pflicht im call-by-call-Bereich resultierenden Kosten 
stehen in einem krassen Missverhältnis zum Preis des 
Produkts. Denn die Gesprächspreise sind hier so 
niedrig – größtenteils unter einem Cent pro Minute –, 
dass die (zusätzlichen) Kosten für die Preisansage-
pflicht außerhalb jeder Relation stehen würden. So-
fern Probleme im Einzelfall auftreten, müssen diese 
auch einzelfallbezogen gelöst werden und dürfen 
nicht auf die Allgemeinheit abgewälzt werden. 
Alternativvorschlag: Ersatzlose Streichung des Vor-
schlages. Denn wie auch der Bundesrat in seiner Stel-
lungnahme vom 18. März richtig feststellt, „sollten 
zur Herstellung der Preistransparenz die üblichen 

Angebote in Tageszeitungen, im Videotext oder im 
Fernsehen ausreichen, zumal Preisvergleiche durch 
eine Preisansage allein ohnehin nicht herstellbar 
sind.“ 

Grundsätzlich ist zu bedenken, dass jede neue Verpflich-
tung in den Unternehmen technisch umgesetzt werden 
muss. Ausreichende Übergangszeiten sind daher zwin-
gend erforderlich und müssen für alle Verpflichtungen 
festgeschrieben werden (bisher lediglich für Artikel 3 – 
und mit sechs Monaten zu kurz – aber nicht für Artikel 4 
vorgesehen).  
Lassen Sie mich abschließend noch einmal Folgendes be-
tonen: Die deutsche Industrie begrüßt grundsätzlich alle 
Initiativen, die den Verbraucherschutz in zweckmäßiger 
Weise stärken. Dies beinhaltet klare und effektive Rege-
lungen zur Preistransparenz und zu Kostenkontrolle. 
Denn kein Unternehmen möchte überschuldete und damit 
zahlungsunfähige Kunden haben. Die Industrie hat im In-
teresse nachhaltiger Kundenzufriedenheit daher bereits 
umfangreiche freiwillige und am Markt orientierte Maß-
nahmen initiiert.  
Sofern der Gesetzgeber weitere starre gesetzliche Rege-
lungen für nötig hält, muss oberstes Kriterium die Wirk-
samkeit entsprechender Vorschriften im Alltagsgeschäft 
sein. Dies bedeutet, dass jede Regelung technisch und 
wirtschaftlich umsetzbar sein muss. Des Weiteren muss 
der Gesetzgeber sich an den tatsächlichen Wünschen der 
Gesamtheit der Kunden orientieren. Spezialleistungen für 
einzelne Kundengruppen sind nicht im allgemeinen Ver-
braucherinteresse. Denn die hier entstehenden Kosten in 
den Unternehmen werden entweder das konkrete Produkt 
verteuern oder an die Breite der Kunden weitergegeben 
werden müssen.  
Ich begrüße es sehr, wenn Sie unsere Anregungen und 
Argumente für Ihre Entscheidung berücksichtigen. 
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TKG-Änderungsgesetz: Stärkung von Beteiligungs-
rechten 
Im Rahmen des derzeit anhängigen Verfahrens zum 
„TKG-Änderungsgesetz“ möchten wir uns erlauben, Sie 
auf ein - aus unserer Sicht als anwaltliche Vertreter vieler 
Telekommunikationsunternehmen - praktisch bedeutsa-
mes Defizit des geltenden Telekommunikationsgesetzes 
aufmerksam zu machen. Nicht sichergestellt wird durch 
das TKG 

das Prinzip der Kontinuität der Verfahrensbeteili-
gung. 

Es geht schlicht um die fehlende gesetzliche Regelung im 
TKG, dass jeder, der am behördlichen Verfahren vor der 
Regulierungsbehörde beteiligt war, auch am gerichtli-
chen Verfahren beteiligt werden kann. Dieses im Kartell-
rechtsweg (§ 67 Abs. 1 Nr. 3 GWB) seit Jahrzehnten be-
stehende Prinzip wird im Telekommunikationsbereich 
massiv verletzt. 
Zwar beteiligt die Regulierungsbehörde (RegTP) auf An-
trag die Wettbewerbsunternehmen der Deutschen Tele-
kom AG (DTAG) weit überwiegend an den behördlichen 
Verfahren zur Genehmigung von Entgelten für Vorlei-
stungen (Bsp.: Zusammenschaltungsentgelte, Entgelte für 
die Teilnehmeranschlussleitung, Entgelte für Mietleitun-
gen). An der diesbezüglichen Praxis der RegTP wird so-
mit keine Kritik geübt. 
Allerdings gilt: für den Fall, dass sich die DTAG gegen 
die aus ihrer Sicht zu niedrig festgesetzten Entgelte im 
Verwaltungsrechtsweg zur Wehr setzt und die Genehmi-
gung höherer Entgelte begehrt, werden die Wettbewerbs-
unternehmen in den gerichtlichen Verfahren nicht mehr 
beteiligt. Das Verwaltungsgericht Köln und (auch das un-
ter dem früheren TKG noch zuständige Oberverwal-
tungsgericht Münster) lehnen kategorisch die Beila-
dungsanträge der Wettbewerbsunternehmen ab. Als Be-
gründung dafür wird angeführt, dass sich das streitige 
Verhältnis auf die Auseinandersetzung zwischen geneh-
migender RegTP und betroffener DTAG beschränke und 
die Gerichte den Kreis der Beteiligten klein halten möch-
ten. 
Als Nachweis fügen wir Ihnen in der Anlage beispielhaft 
einen Beschluss des Verwaltungsgerichts Köln aus neue-
rer Zeit bei. In dem vorliegenden Entgeltgenehmigungs-

verfahren um die Vorleistung „Carrier-Festverbindun-
gen (CFV) wollte sich unsere Mandantin im Klagever-
fahren der DTAG beiladen lassen. 
Diese (Nicht-)Beiladungspraxis der Gerichte hat zur Fol-
ge, dass die Argumente der Wettbewerbsunternehmen in 
den gerichtlichen Verfahren nicht unmittelbar gehört 
werden. Nicht einmal die Existenz von Rechtsschutzver-
fahren der Deutschen Telekom AG gegen Entscheidun-
gen der RegTP wird den Wettbewerbsunternehmen for-
mell bekannt gegeben. Die Kenntnis dieser Verfahren be-
ruht regelmäßig nur auf informellen Informationen. 
Dennoch ist die Kenntnis und der Ausgang dieser Ver-
fahren für die Wettbewerbsunternehmen entscheidend, da 
sich in Folge daraus rückwirkend höhere Entgelte für die 
Vorleistungen ergeben können. In der grundlegenden 
Entscheidung vom 21.01.2004 (BVerwG 6 C 1.03) führt 
das Bundesverwaltungsgericht aus, dass sich die Wett-
bewerbsunternehmen durch die Bildung von Rückstel-
lungen auf die Ergebnisse dieser Gerichtsverfahren ein-
richten müssten. Dieser Anspruch geht an der Praxis vor-
bei, wenn die von ggf. höheren Entgelten betroffenen 
Unternehmen nicht einmal die Chance für einen Beteilig-
tenstatus in den Verfahren erhalten. 
Das vorliegende praktische Defizit könnte nach unserer 
Auffassung durch die entsprechende Einfügung der Be-
stimmung des GWB in das TKG sehr einfach beseitigt 
werden. § 137 Abs. 3 TKG müsste dafür nur um folgen-
den Satz ergänzt werden: 

„Für die Beteiligung an den Verfahren vor den 
Verwaltungsgerichten findet § 67 Abs. 1 des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen entspre-
chende Anwendung.“ 

Die vorgeschlagene Ergänzung des TKG würde auch hel-
fen, eine erleichterte Migration vom Verwaltungsrechts-
weg auf den zivilrechtlichen Kartellrechtsweg sicherzu-
stellen. Nach der Entschließung des Deutschen Bundes-
tages und Bundesrates zur TKG-Novelle soll bekanntlich 
5 Jahre nach Inkrafttreten der TKG-Novelle 2004, mithin 
zum 26.06.2009, die Umstellung auf den Kartellrechts-
weg erfolgen. 
Die gesetzlichen Regelungen über die Gerichtsverfahren 
spielen für die Durchsetzung einer konsistenten Regulie-
rungspolitik eine praktisch ernorme Rolle. Eine aus unse-
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rer Sicht zu enge Auslegung der gesetzlichen Regelungen 
zeigt sich auch darin, dass seit der Kürzung des Instan-
zenzuges durch das TKG 2004 das Verwaltungsgericht 
Köln in keinem einzigen Fall mehr die Revision zum 
Bundesverwaltungsgericht zugelassen hat! Die in der Ge-
setzesbegründung TKG 2004 noch zu findende Erwä-
gung, dass die wirtschaftlich bedeutenden Verfahren der 
Telekommunikationsregulierung lediglich durch eine 
Tatsacheninstanz überprüft werden soll, dass aber die 
rechtliche Überprüfung dem Bundesverwaltungsgericht 
überlassen werden sollte, wird durch eine enge Ausle-
gung der Revisionszulassung verweigert. Die Möglich-
keit einer Beschwerde wegen Nichtzulassung der Revisi-
on ist dafür kein Ersatz, da an die Voraussetzungen die-
ses Beschwerdeverfahrens von der Verwaltungsgerichts-
barkeit besonders hohe Anforderungen gestellt werden. 
Seit Inkrafttreten des TKG 2004 wurden die insgesamt 2 
von der Regulierungsbehörde erhobenen Beschwerden 
wegen Nichtzulassung der Revision zurückgewiesen. Es 

ist nicht erkennbar, dass das Bundesverwaltungsgericht 
in absehbarer Zeit wieder Entscheidungen im Bereich der 
Telekommunikationsregulierung wird treffen können! 
Für eine mögliche Unterstützung unseres Anliegens im 
Rahmen des anhängigen Gesetzgebungsverfahrens dan-
ken wir Ihnen verbindlich. 
Gerne stehen wir Ihnen für Rückfragen zur Verfügung. 
Selbstverständlich stehen wir auch für eine Fragenbeant-
wortung im Rahmen der Bundestags-Anhörung zum 
TKG-Änderungsgesetz zur Verfügung. Über eine diesbe-
zügliche Einladung würden wir uns sehr freuen. 
Mit freundlichen Grüßen 
(Hermann-Josef Piepenbrock)  
Rechtsanwalt 
(Dr. Martin Geppert) 
Rechtsanwalt 
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Information für den Ausschuss  
Schriftliche Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung am 12. Mai 2005 in Berlin zum 
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Verband Privater Rundfunk und Telekommunikation e.V. VPRT 

Der VPRT ist die Interessenvertretung der privaten elek-
tronischen Medienanbieter der Bereiche Fernsehen, Hör-
funk und Multimedia in Deutschland. Aus den genannten 
Branchen sind derzeit ca. 150 Unternehmen im VPRT 
organisiert. Im Kreise der VPRT-Mitglieder sind dabei 
sowohl originäre Dienste- als auch Inhalteanbieter von 
Telefonmehrwertdienstleistungen, z.B. von Service-, Be-
ratungs- oder Faxabrufdiensten, vertreten. Gleichzeitig 
schließen Mitglieder des VPRT Verträge mit Drittanbie-
tern / Werbetreibenden ab. Die Auswirkungen der Ände-
rung des Telekommunikationsgesetzes (TKG-ÄndG) be-
treffen die Mitglieder des VPRT damit sowohl unmittel-
bar als auch mittelbar in Bezug auf die Vertragsverhält-
nisse zu technischen Dienstleistern und Anbietern. Die 
nachfolgenden Ausführungen legen einen Schwerpunkt 
auf die Bestimmungen zur Nummerierungsverordnung (§ 
66 ff. TKG), da dieser Bereich für die Mitglieder des 
VPRT den Schwerpunkt der Betroffenheit bildet. 
Allgemein: 
Der VPRT begrüßt, dass im TKG die wesentlichen Rege-
lungen zur Nummerierung zusammengefasst und mit den 
vorgeschlagenen Regelungen Rechtsklarheit für Anbieter 
und Verbraucher geschaffen werden soll. Allerdings 
möchten wir darauf hinweisen, dass die vorgelegten 
Entwürfe auch die Interessen der beteiligten Wirtschafts-
zweige nicht unberücksichtigt lassen dürfen. Eine auf-
grund von vereinzelt auftretenden Missbrauchsfällen an-
gestrengte Novellierung darf nicht zu Behinderungen des 
Marktes für die sonstigen Anbieter von Mehrwertinhalten 
führen. Die zu begrüßende Eindämmung der Miss-
brauchsfälle kann nicht zu Lasten der überwiegenden 
Anzahl an seriösen Anbietern gehen, die attraktive ko-
stenpflichtige Mehrwertinhalte wie z.B. Service-Hotlines 
(Nachrichten, Sport, Wetter u.v.m.) bereit halten. An ei-
nigen Stellen lässt der vorgelegte Entwurf die erforderli-
che Systematik und Ausgewogenheit der Interessenlagen 
jedoch vermissen. 
Zusammenfassung der Hauptforderungen 
• Keine Verpflichtung zur Angabe einer Von-Bis-
Preisspanne (§ 66 a Satz 6 TKG-E) 
VPRT-Forderung: Streichen des § 66 a Satz 6 

Begründung: 
Die Angabe einer Von-Bis-Preisspanne ist weder für die 
Diensteanbieter praktikabel noch für die Kunden transpa-
rent. Im Gegenteil: Die Angabe einer Preisspanne z. B. 
„von 0,49 € bis 2,99 €“ führt zu erheblicher Verunsiche-
rung beim Kunden. Er weiß nicht, welcher Preis nun tat-
sächlich für ihn maßgeblich ist. Die gesetzliche Fest-
schreibung einer derart weit verstandenen Preisangabe-
pflicht auch für den werbenden Diensteanbieter gefährdet 
zudem das dahinter stehende Angebot solcher Dienste 
wirtschaftlich in erheblichem Maße. Derjenige Anbieter, 
der lediglich Träger der Werbung ist, kann ohnehin nicht 
Adressat der Vorschrift sein, da er den Preis nicht selbst 
festlegt und insofern auch keine differenzierte Preisspan-
ne angeben kann. Dies muss in der Begründung des Ge-
setzes klargestellt werden. 
• Keine Vorab-Preisansage bei Massenverkehrs-

diensten (§ 66 b Absatz 2 TKG-E) 
VPRT-Forderung: Kein Einfügen der Wörter „zu Be-
ginn“ in § 66 b Absatz 2 
Begründung: 
Eine Vorab-Preisansage bei Massenverkehrsdiensten 
(0137) stellt eine Abweichung vom Status Quo der eta-
blierten Preisansagen dar, die weder aus tatsächlichen 
noch aus rechtlichen Gründen angezeigt ist und auch 
nicht dem Verbraucherschutz dient. Der Kunde wird vor 
Inanspruchnahme dieser Dienste bereits mehrfach über 
den Preis informiert. Ohnehin besteht in diesem Bereich 
eine vollständige Kostentransparenz (0,49 € pro Anruf). 
Die Regelung würde den Kunden bevormunden und die 
angebotenen Dienste wirtschaftlich erheblich beeinträch-
tigen. Im Alltag wäre es ebenso unüblich, die freie Kun-
denwahl durch eine erneute Preisinformation einzu-
schränken. Bei Massenverkehrsdiensten käme dies einer 
Suggestivfrage gleich, durch die vom Anbieter verlangt 
würde, auf seine potentiellen Kunden nachfragebremsend 
einzuwirken. 
• Kein Verbot zeitabhängiger Faxdienste (§ 66 d 

Absatz 2 Satz 3 TKG-E) 
VPRT-Forderung: Streichen des § 66 d Absatz 2 Satz 3 
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Begründung: 
Das Verbot zeitabhängiger Telefaxdienste verfehlt den 
Regelungszweck und hat gleichzeitig erhebliche wirt-
schaftliche Auswirkungen auf im Markt etablierte und 
vom Kunden gut angenommene Geschäftsmodelle. Der 
Anbieter müsste mangels Kenntnis über die technische 
Ausstattung der Empfangsfaxgeräte Blocktarife kalkulie-
ren, die auch im Falle von technischen Übermittlungsfeh-
lern anfallen würden. Die vorgeschlagene Regelung ist 
somit auch nicht im Sinne der Verbraucher. 
Zu den Vorschlägen des Gesetzentwurfs im Einzel-
nen: 
Artikel 4 
Weitere Änderungen des Telekommunikationsgeset-
zes 
Teil 3 
Kundenschutz 
§ 45 l Kurzwahldienste 
Aus unserer Sicht muss klargestellt werden, dass sich die 
in Absatz 1 vorgesehene Hinweispflicht auf einen kon-
kreten Dienst bezieht oder an den jeweiligen Netzbetrei-
ber gerichtet ist. Die im Entwurf enthaltene Formulierung 
„dessen Entgeltansprüche“ legt zwar nahe, dass sich die 
Anforderungen an einen Anbieter richten sollen. Anson-
sten wäre die Vorschrift in der vorliegenden Form auch 
nicht umsetzbar, wenn die Dienste von unterschiedlichen 
(technischen) Dienstleistern betrieben werden. Dennoch 
muss hier eine weitere Einschränkung auf den konkreten 
Dienst vorgenommen werden, da ein Anbieter mehrere 
Dienste anbieten kann, die technisch wiederum von un-
terschiedlichen Betreibern realisiert werden. Der einzelne 
Anbieter verfügt in der Regel nicht über die Information, 
wann ein Endverbraucher über Abodienste insgesamt ei-
nen Betrag von mehr als € 20 generiert hat. Daher sollte 
die Regelung dahingehend angepasst werden, dass 
sich die Hinweispflicht entweder auf einen konkreten 
Dienst bezieht oder die Verpflichtung an den Netz-
betreiber weitergeleitet wird, da dieser einen Überblick 
über die von dem Endverbraucher in Anspruch genom-
menen Dienste hat. Zudem möchten wir anmerken, dass 
die im Entwurf festgelegte Obergrenze von 20 € aus un-
serer Sicht zu niedrig bemessen ist. Hochwertig aufberei-
tete Informationen und Angebote können schon heute z. 
B. 4,99 € kosten, sodass die Obergrenze bereits nach we-
nigen Abrufen im Monat überschritten sein könnte. Wir 
bitten diesbezüglich um eine Anhebung der Hinweis-
grenze. 

Stellungnahme des Bundesrates / Gegenäußerung der 
Bundesregierung: 
Der VPRT stimmt der Bundesregierung zu. Der vom Bun-
desrat vorgesehene Vorschlag, unabhängig vom Kun-
denwunsch Warnhinweise zu versenden, ist strikt abzu-
lehnen und auch nicht im Interesse des Verbrauchers. 

Absatz 2 Satz 2 des Entwurfs erscheint administrativ 
beim Netzbetreiber kaum umsetzbar. Er müsste feststel-
len können, welchen Dienst der Endverbraucher kündi-
gen will. Häufig wird er aber diese Entscheidung nicht 
zweifelsfrei treffen können. Dies gilt insbesondere, wenn 
der Endverbraucher mehrere Dienste nutzt. Zudem 
möchten wir darauf hinweisen, dass das im Entwurf vor-

gesehene undifferenzierte Kündigungsrecht nicht in allen 
Fällen gerechtfertigt erscheint. So besteht z. B. kein 
Schutzbedürfnis des Nutzers, wenn er zu einem Zeit-
punkt einen Abodienst (z. B. Nachrichten über ein zwei-
wöchiges Sportereignis) bestellt und zu einem späteren 
Zeitpunkt (etwa kurz vor der letzten Entscheidung) den 
Dienst wieder kündigt. Wenn das Angebot zu einem ein-
heitlichen Preis (z. B. 2,99 € für die gesamte Laufzeit) 
angeboten wird, erscheint das derzeit im Entwurf enthal-
tene Kündigungsrecht unangemessen. Wir bitten hier 
um eine entsprechende Ausdifferenzierung. 

Gegenäußerung der Bundesregierung: 
Auch die Bundesregierung fordert eine Streichung der 
Vorschrift. Dem ist zuzustimmen. 
Die in Absatz 3 vorgesehenen Anforderungen hinsicht-
lich der Informationen über den „Abrechnungszeitraum“ 
und die „Anzahl der eingehenden Nachrichten“ sind aus 
unserer Sicht nicht umsetzbar und gehen an den prakti-
schen Bedürfnissen vorbei. Insbesondere bei Nachrich-
ten-, Sport- und Wetterdiensten (z. B. Unwettermeldun-
gen) lässt sich der Zeitraum und die Anzahl der Nach-
richten im Vorhinein kaum bzw. gar nicht festlegen. Eine 
Reglementierung würde daher dazu führen, dass der 
Endverbraucher nicht die Informationen erhält, die er ha-
ben möchte. Im Übrigen wird der Abrechnungszeitraum 
und damit die Anzahl der Nachrichten nach dem derzei-
tigen Entwurf durch den Endverbraucher selbst festge-
legt, wenn in Absatz 2 vorgesehen ist, dass er jederzeit 
von seinem Kündigungsrecht Gebrauch machen kann. 
Die genannten Anforderungen „Abrechnungszeit-
raum“ und „Anzahl der eingehenden Nachrichten“ 
sind insofern zu streichen. 

Gegenäußerung der Bundesregierung: 

Die Bundesregierung schlägt eine Ergänzung vor: „so-
fern diese Angaben nach Art der Leistung möglich sind“. 
Hiermit soll offenbar dem Vortrag gefolgt werden, dass 
bei ereignisbezogenen Diensten die gesetzlichen Infor-
mationen nicht erteilt werden können. Sofern kein Kon-
sens hinsichtlich einer Streichung besteht, favorisiert der 
VPRT den Vorschlag der Bundesregierung. 

Teil 5 
Abschnitt 2 
Nummerierung 
Vorbemerkung: 
Die Ausdehnung der bisherigen Verpflichtungen des § 43 
b Abs. 1 TKG a. F. (0190/0900er-Mehrwertdiensteruf-
nummern) auch auf andere Dienste, insbesondere Mas-
senverkehrdienste (0137), erscheint aus Sicht des VPRT 
nicht angezeigt. Die in den bisher geregelten Rufnum-
merngassen aufgetretenen Missbrauchsfälle und ein dem-
entsprechendes Regelungsbedürfnis sind nicht auf andere 
Rufnummerngassen und Dienste zu übertragen. Die er-
forderliche Transparenz kann auch durch die Selbstver-
pflichtung der Anbieter im FST (Freiwillige Selbstkon-
trolle Telefonmehrwertdienste e. V.) hergestellt werden. 

§ 66 a Preisangabe 
In Satz 1 bitten wir um die in der Begründung bereits 
angelegte Klarstellung dahingehend, dass Normadres-
sat nicht der Träger der Werbung, sondern allenfalls 
der werbende Netzbetreiber bzw. Anbieter sein kann. 
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In Satz 3 sieht der Entwurf eine Ergänzung dahingehend 
vor, dass bei Anzeige der Rufnummer die Preisangabe 
nicht zeitlich kürzer als die Rufnummer gezeigt werden 
darf. Die Begründung verweist in diesem Zusammen-
hang darauf, dass bei der Bewerbung im Fernsehen eine 
Praxis zu beobachten sei, den Preis im Gegensatz zur be-
worbenen Rufnummer nur für eine äußerst kurze Zeit-
spanne einzublenden. Der VPRT bittet insoweit um eine 
Quantifizierung bzw. Konkretisierung der tatsächlichen 
Missbrauchsfälle. Eine derart detaillierte gesetzliche Re-
gelung ist nicht erforderlich. Im Verhaltenskodex des 
FST finden sich für den Bereich der Fernsehwerbung 
ausdrückliche Regelungen (siehe unter 2. Teil IV.: „In 
der Fernsehwerbung müssen die Preisangaben gut lesbar und 
während der Dauer der Einblendung der Rufnummer dar-
gestellt sein“). Satz 3 sollte daher gestrichen werden. 
In Satz 6 ist die Angabe einer Von-bis-Preisspanne vor-
gesehen. Bisher war nach § 43 b TKG a. F. bei der Preis-
angabe darauf hinzuweisen, dass es sich um einen deut-
schen Festnetzpreis handelt. Diese Bestimmung soll nun 
nicht ins TKG-Änderungsgesetz übernommen werden. 
Soweit jedoch für die Inanspruchnahme eines Dienstes 
keine einheitlichen Preise gelten, sollen die Preise in ei-
ner Von-Bis-Preisspanne angegeben werden. Das bedeu-
tet, dass nach dem derzeitigen Entwurf sämtliche Preise 
aus allen Netzen (Fest- oder Mobilfunknetz) angegeben 
werden müssten. Dies ist aus Sicht des VPRT sowohl 
mit Blick auf den die Werbenden als auch mit Blick 
auf den Verbraucher abzulehnen. Der Träger der Wer-
bung, also der die Werbung Schaltende, ist ohnehin nicht 
Adressat der Vorschrift (siehe Anmerkung zu Satz 1). 
Die Regelung ist für denjenigen, der gegenüber dem 
Endnutzer für Mehrwertdienste wirbt, nicht umsetzbar 
und gefährdet das wirtschaftliche Geschäftsmodell, sol-
che Dienste überhaupt anbieten zu können. Der Werben-
de kann weder umfassend die zahllosen von den Netz-
betreibern festgelegten Tarife kennen noch diese in einer 
Von-Bis-Preisspanne darstellen. Daneben gibt es eine 
Reihe weiterer Anbieter, die ihre Anrufe wiederum in das 
Festnetz, etwa das der DTAG, weiterleiten und autonom 
und mit unterschiedlichen Tarifen bepreisen, ohne hier-
über zu informieren. Die vorgeschlagene gesetzliche Re-
gelung würde dazu führen, dass entweder eine offene 
Angabe („0,49 € - X? pro Anruf“) oder ein geschätzter 
Maximaltarif, der durch eine große Preisspanne alle mög-
lichen Eventualitäten absichert, im Rahmen der Bewer-
bung angegeben werden müsste. Damit wäre weder dem 
Diensteanbieter noch dem Werbetreibenden oder dem 
Verbraucher gedient. Die in der Zielstellung vorgesehene 
Transparenzmaximierung für den Verbraucher würde 
vielmehr ins Gegenteil verkehrt. Auf Verbraucherseite 
würden Angaben von stark differenzierenden Preisspan-
nen das Vertrauen in die angebotenen Dienste extrem 
senken. Gleichzeitig ist zu beachten, dass die gesetzliche 
Festschreibung einer derart weit verstandenen Preisanga-
bepflicht die Bewerbung und damit grundsätzlich auch 
das dahinter stehende Angebot solcher Dienste wirt-
schaftlich stark gefährdet. Satz 6 muss daher zwingend 
gestrichen werden. Alternativ sollte an der bisher üb-
lichen Praxis der Angabe des Preises aus dem deut-
schen Festnetz (etwa durch einen Verweis auf den 
Hauptanbieter) festgehalten werden. Anrufe aus an-
deren Netzen, insbesondere Mobilfunknetzen, können 
stark differenzierende Preise haben, sodass diese vom 
Endnutzer separat vom jeweiligen Netzbetreiber er-
fragt werden müssen. 

Stellungnahme des Bundesrates / Gegenäußerung der 
Bundesregierung: 
Auch der Bundesrat hat sich in seinen Empfehlungen 
zum vorliegenden Gesetzesentwurf dafür ausgesprochen, 
die Regelung zur Preisangabe in Form einer Von-bis-
Preisspanne zu überprüfen. Die Bundesregierung hat in 
ihrer Gegenäußerung einer Überprüfung zugestimmt. Der 
VPRT bittet dringend um eine Streichung der Verpflich-
tung zur Angabe einer Von-Bis-Preisspanne, da mit einer 
solchen Regelung weder dem Verbraucher noch dem 
Diensteanbieter gedient ist. Falls keine einheitlichen 
Preise gelten, fehlt dem Kunden eine transparente Preis-
grundlage. 

Entsprechend ist auch die Ordnungswidrigkeit aus 
dem Bußgeldkatalog des § 149 (Nr. 13 a) zu streichen. 
So kann es dem für den Dienst Werbenden nicht zuge-
mutet werden, ein Bußgeld für ein Fehlverhalten zu ent-
richten, dass er selbst nicht beeinflussen kann. 
Hinsichtlich Satz 7 (Faxdienste) vgl. Anmerkungen zu § 
66 d Abs. 2 des Entwurfs. 
Unklar ist, wie der Begriff der „Datendienste“ in Satz 8 
des Entwurfs zu verstehen ist. In § 3 Nr. 11 a des Ent-
wurfs soll lediglich der Begriff „Kurzwahl-Datendienste“ 
legaldefiniert werden. Sollten hier z. B. News-Angebote, 
die auch unter § 45 l des Entwurfs fallen, gemeint sein, 
sollte der Satz gestrichen werden, da die Anzahl der 
Nachrichten und damit der Daten vorab nicht feststeht. 
§ 66 b Preisansage 
Zur Ausweitung der bisher für die Rufnummerngassen 
0190 und 0900 geltenden Preisansage auch auf andere 
Dienste (z. B. 0137) vgl. obige Vorbemerkung zu den 
Nummerierungsvorschriften. Aus unserer Sicht sollte auf 
eine solche Ausweitung insgesamt verzichtet werden. 
Insbesondere muss berücksichtigt werden, dass für die 
jeweilige Ansage nur ein sehr begrenzter zeitlicher Rah-
men zur Verfügung steht. 
Die in Absatz 1 Satz 4 und in Absatz 2 des Entwurfs 
gewählte Systematik stellt klar, dass eine Ansagever-
pflichtung des Diensteanbieters von Massenverkehrs-
diensten nicht den Anforderungen des Absatzes 1 unter-
liegt. Dieser Ansatz wird aus Sicht des VPRT - unbe-
schadet der grundsätzlichen Ablehnung einer Erweite-
rung - nachdrücklich unterstrichen, da ein ausreichender 
Schutz sowie die erforderliche Transparenz für den End-
nutzer bestehen und die den Massenverkehrsdiensten 
zugrunde liegende schnelle Abwicklung eines hohen 
Verkehrsaufkommens nicht behindert werden darf (siehe 
dazu auch § 3 Nr. 11 d des Entwurfs). 

Stellungnahme des Bundesrates / Gegenäußerung der 
Bundesregierung: 
Dem widerspricht allerdings eklatant die vom Bundesrat 
vorgeschlagene und von der Bundesregierung in ihrer 
Gegenäußerung unbestrittene Forderung nach einer Vor-
ab-Preisansage (§ 66 b Abs. 2 TKG-E). Danach soll auch 
bei Mabez-Nummern (0137) die Preisansage zu Beginn 
der Inanspruchnahme der Dienstleistung erfolgen. Die 
Begründung des Bundesrates führt dazu aus, dass da-
durch dem Nutzer der genannten Dienstleistung eine 
rechtzeitige Beurteilung des Preis-/Leistungsverhältnis-
ses ermöglicht und im Falle einer Abstandnahme von der 
weiteren Inanspruchnahme der Dienstleistung die Ko-
stenlast gering gehalten wird. Daher solle die Preisansage 
bereits zu Beginn der Inanspruchnahme der Dienstlei-
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stung erfolgen und nicht erst nach deren Beendigung. 
Dieser Argumentation kann in keinster Weise gefolgt 
werden. 
Der Vorschlag stellt eine Abweichung vom Status Quo 
der etablierten Preisansagen dar, die weder aus tatsächli-
chen noch aus rechtlichen Gründen angezeigt ist und 
auch nicht dem Verbraucherschutz dient.  
Gegen die Einführung einer verpflichtenden Vorab-
Preisansage spricht, 

 dass der Kunde nach der aktuellen Praxis z. B. der 
TV-Sender bereits mehrfach entweder deutlich sicht-
bar oder deutlich hörbar aufgeklärt wird (Bild-
schirmmaske, Teletext, Internet, Moderation, „Off-
Air“-Kommentator, nachträgliche Preisansage nach 
wenigen Sekunden); 

 dass der Kunde aufgrund des jeweiligen Teilnahme-
motivs erwarten darf, dass das Ziel des Anrufs (die 
TK-Servicedienstleistung mit ihrer jeweils spezifi-
schen Sprachansage) im Vordergrund steht und nicht 
deren Kosten; 

 dass bei 0137-Nummern ohnehin absolute Kosten-
transparenz besteht (0,49 € pro Anruf); 

 dass dem Verbraucher auch bei regulären Telefonan-
rufen eine Informationspflicht über die Tarife (Fest-
netz auf Festnetz / Festnetz auf Mobil / Mobil auf 
Festnetz) abhängig von Tageszeit und Region obliegt; 
insofern besteht kein Grund für eine Ungleichbehand-
lung gleichgelagerter Fälle; reguläre Telefonie und 
0137-Anrufe, bei denen es nur um eine TK-
Dienstleistung geht, sind gleich zu behandeln; 

 dass die Preisnennung am Ende des Dienstes nach-
haltiger ist, da der Anrufer zu Beginn der Ansage auf 
das Ergebnis seines Anrufes (z. B. Teilnahme an ei-
nem Gewinnspiel, Rätsel oder Votings) fixiert und 
somit seine Aufnahmefähigkeit reduziert ist. 

Aus diesen Gründen ist der Vorschlag des Bundesra-
tes in jedem Fall zu streichen. Bei ausreichender Preis-
transparenz für den Verbraucher, die bereits heute gege-
ben ist, führt die vorgeschlagene Regelung keineswegs – 
wie in der Begründung des Bundesrates dargelegt – dazu, 
eine rechtzeitige Beurteilung des Preis-Leistungs-Ver-
hältnisses zu ermöglichen. Diese Entscheidung hat der 
Kunde bereits mit der Nutzung der Dienstleistung auf 
Basis vorheriger transparenter Auswahlentscheidung ge-
troffen. So wäre es etwa im alltäglichen Leben völlig un-
üblich, die freie Kundenwahl dadurch einzuschränken, 
dass ihm nach dem Kauf einer Ware erneut der Preis 
mitgeteilt wird, um ihn gleichsam vor dem nächsten Kauf 
„abzuhalten“. 
Diese Beispiele zeigen, dass der vom Bundesrat vorge-
schlagene und von der Bundesregierung nicht revidierte 
Vorschlag im Bundestag rückgängig zu machen ist. 

§ 66 c Preisanzeige 
Aus unserer Sicht sollte zumindest der letzte Halbsatz 
des Absatzes 1 zu den Preisanzeige-Pflichten bei Kurz-
wahl-Datendiensten (SMS/MMS) gestrichen werden. 
Das Erfordernis einer Bestätigungs-SMS verursacht wei-
tere Kosten und führt dazu, dass viele Endverbraucher 
den Dienst nicht mehr in Anspruch nehmen werden. Ins-
besondere bei besonders stark frequentierten Diensten 
führt diese Verpflichtung zu einem erheblichen techni-

schen und administrativen Aufwand, der die Erbringung 
solcher Dienste nicht mehr wirtschaftlich erscheinen 
lässt. Dem Schutz der Verbraucher wird bereits durch die 
umfangreichen Informationspflichten (z. B. § 45 l des 
Entwurfs) in ausreichendem Maße Rechnung getragen. 
Es besteht kein Bedürfnis, die Bestätigungsverpflich-
tung (sog. Handshake-SMS) auch außerhalb von den 
von § 45 l des Entwurfs erfassten Dauerschuldver-
hältnissen anzuwenden. 

Stellungnahme des Bundesrates / Gegenäußerung der 
Bundesregierung: 

Aus Sicht des VPRT ist die im Entwurf genannte Ober-
grenze von 1 € deutlich zu niedrig bemessen und sollte 
auf € 3 heraufgesetzt werden. Insoweit kann der Stel-
lungnahme des Bundesrates gefolgt werden. Die Bundes-
regierung hat dem Vorschlag allerdings nicht zuge-
stimmt. Die Begründung der Ablehnung überzeugt indes 
nicht. Das vorgesehene Legitimationsverfahren ist auf-
wändig und dem Aktualitätsbezug vieler Dienste nicht 
angemessen. Wenn ausreichende Preistransparenz be-
steht, muss es dem Verbraucher unbenommen bleiben, 
die Kurzwahldienste auch ohne größeren Aufwand in 
Anspruch zu nehmen. Der letzte Halbsatz (Bestäti-
gung) sollte daher gestrichen und die Grenze zur 
Preisanzeigepflicht auf 3 € erhöht werden. 

§ 66 d Preishöchstgrenzen 

Ein weiterer wichtiger Punkt aus Sicht der Mitglieder des 
VPRT betrifft den Bereich der Faxabrufdienste. Hier ist 
- wie bereits heute im TKG geregelt - nach dem Entwurf 
in § 66 a Satz 7 die Zahl der zu übermittelnden Seiten 
anzugeben. Diese Regelung ist aus Verbrauchersicht ver-
ständlich, um sich eine Vorstellung von den in etwa an-
fallenden Kosten machen zu können. Aus diesem Grund 
hat sich ein Angebot an zeitabhängigen Telefaxabruf-
diensten am Markt etabliert. Faxabrufe werden dabei i. d. 
R. mit 0,62 bzw. 1,24 € pro Minute tarifiert. 
Nun soll ausweislich des Entwurfs in Absatz 2 Satz 3 
vorgesehen werden, dass Telefaxdienste nur in Form von 
zeitunabhängigen Tarifen abgerechnet werden dürfen. 
Dazu ist zunächst anzumerken, dass es nach der Syste-
matik bei einer solchen Änderung überhaupt keine Rolle 
mehr spielen würde, welche Seitenanzahl letztlich über-
mittelt wird. Insofern wäre die Regelung des § 66 a Satz 
7 dann obsolet. 
Die vorgeschlagene Regelung des Absatzes 2 Satz 3 ist 
jedoch insgesamt abzulehnen, weil sie den Regelungs-
zweck verfehlt und gleichzeitig erhebliche wirtschaft-
liche Auswirkungen auf im Markt etablierte Ge-
schäftsmodelle hat. Als Begründung für die Aufnahme 
einer solchen Regelung wird häufig angeführt, dass es zu 
einem Missbrauch der bestehenden Regelungen bei einer 
zeitabhängigen Tarifierung durch künstliche Verringe-
rung der Übertragungsgeschwindigkeit gekommen sei. 
Diese Missbrauchsfälle sind vom Gesetzgeber in keiner 
Form näher quantifiziert oder belegt worden. Es kann 
vielmehr davon ausgegangen werden, dass bei der großen 
Vielzahl an angebotenen und genutzten Diensten nur ein 
verschwindend geringer Teil an Missbrauchsfällen aufge-
treten ist. Die vorgeschlagene Regelung ist auch aus 
Verbrauchersicht nicht sinnvoll. Denn während der Ver-
braucher bei der Nutzung eines zeitabhängigen Faxab-
rufdienstes im Falle einer fehlerhaften oder unvollständi-
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gen Übermittlung der Daten nur den Teil des Abruffaxes 
bezahlen muss, den er auch wirklich erhalten hat, bleibt 
ihm diese Möglichkeit bei einer zeitunabhängigen Tari-
fierung verschlossen, da er bereits den Gesamtbetrag ent-
richtet hat. Gerade angesichts der unterschiedlichen tech-
nischen Ausstattung der Empfangsgeräte kann es gele-
gentlich zu Übertragungsfehlern kommen, sodass dem 
Verbraucher nicht an der vorgeschlagenen Neuregelung 
gelegen sein kann. 
Die im Entwurf vorgeschlagene Regelung einer zeitu-
nabhängigen Abrechnung würde in der Praxis auch nicht 
zu befriedigenden Ergebnissen führen. Gerade weil die 
Geschwindigkeit des Faxempfangs maßgeblich vom auf 
Endnutzerseite eingesetzten Faxgerät bestimmt wird, 
müsste der Anbieter eines Faxabrufdienstes - um ein 
wirtschaftlich tragfähiges Angebot vorhalten zu können - 
entweder die längstmögliche Faxempfangszeit kalkulie-
ren und damit einen prohibitiven Preis setzen oder einen 
Durchschnittspreis ansetzen und damit ein hohes wirt-
schaftliches Risiko eingehen. Beide Möglichkeiten sind 
dem Anbieter nicht zuzumuten und auch nicht im Sinne 
des Verbrauchers. Durch den Entwurf würde folglich ein 
von vielen Verbrauchern sehr geschätztes Mittel der In-
formation extrem erschwert bzw. wirtschaftlich undurch-
führbar gemacht. Dazu kommt, dass die über die Faxab-
rufdienste angebotenen Informationen zu einem über-
wiegenden Teil Verbraucherangebote enthalten und das 
im Entwurf vorgesehene Modell eines faktischen Verbots 
zeitabhängiger Dienste die Verbraucher sogar doppelt 
benachteiligen würde. Aus diesen Gründen ist in jedem 
Fall an der grundsätzlichen Entscheidung des bisher 
geltenden Rechts, Faxabrufdienste zeitabhängig tari-
fieren zu können, festzuhalten. Ansonsten würde 
durch die Neuregelung ein bestehendes, gut funktio-
nierendes Marktmodell komplett ausgelöscht. Absatz 
2 Satz 3 ist somit zu streichen. 

Stellungnahme des Bundesrates / Gegenäußerung der 
Bundesregierung: 

Dieser Punkt wurde weder in der Stellungnahme des 
Bundesrates noch durch die Bundesregierung aufgegrif-
fen. Aus Sicht des VPRT sollte die Aufhebung des Ver-
botes zeitabhängiger Faxdienste daher in jedem Fall im 
parlamentarischen Verfahren einer Klärung zugeführt 
werden. In diesem Punkt sind sich die Marktbeteiligten 
weitestgehend einig, dass die vorgeschlagene Lösung 
weder im Sinne der Anbieter noch im Sinne der Verbrau-
cher ist. Stattdessen würde ein vom Markt gut angenom-
mener Dienst ohne konkrete Darlegung eines Miss-
brauchspotenzials gesetzlich untersagt. Das Verbot muss 
daher gestrichen werden. 

Die in Absatz 1 und 2 des Entwurfs vorgesehenen Preis-
höchstgrenzen sollten ungeachtet der zu begrüßenden 
Heraufsetzung auf 3 € bei zeitabhängigen Diensten noch 
einmal überdacht werden, um auch in Zukunft hochwer-
tige Premium-Dienste anbieten zu können. Aufwändige, 
auf den Verbraucher zugeschnittene Angebote (wie z.B. 
persönliche Horoskope, die auch die Geburtsstunde be-
rücksichtigen) könnten dann angeboten werden, ohne 
Verbraucherinteressen zu verletzen. Am Leitbild des 
mündigen Verbrauchers orientiert muss es ausreichen, 
wenn sich dieser vor Inanspruchnahme der Mehrwertlei-
stung ausreichend über die Preisgestaltung informieren 
kann. Zudem hat sich das schon im bisherigen TKG für 
die Preisobergrenzen vorgesehene Legitimationsverfah-
ren (Absatz 3) in der Praxis als intransparent erwiesen. 
Im Laufe des Jahres 2004 hat die Regulierungsbehörde 
mitgeteilt, dass bisher kein Telekommunikationsunter-
nehmen in Deutschland ein Legitimationsverfahren an-
biete. Allerdings kann die RegTP ohnehin nicht genau 
feststellen, ob das Verfahren in Anspruch genommen 
wird, da die Telekommunikationsunternehmen keine 
Auskunftspflicht über den Einsatz des Verfahrens trifft. 

Berlin, den 12. Mai 2005 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


